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Zusammenfassung III 

Zusammenfassung 

IT-Landschaften in öffentlichen Verwaltungen sind häufig geprägt durch Heterogenität, Kom-
plexität und Intransparenz. Maßgeblich beeinflusst wird dies durch eine Reihe von Gründen: 
Das große Aufgabenspektrum der öffentlichen Verwaltung und die damit einhergehende Viel-
zahl von Fachbereichen. Die individuell getroffenen IT-Entscheidungen der autonomen Fach-
bereiche und die daraus resultierenden individuellen IT-Systeme. In der Folge entstanden 
stark dezentrale IT-Landschaften, die schwer zusammenzuführen sind.  

Zusätzlich zu dieser Problemstellung werden bspw. aufgrund zunehmender Kooperationen im 
Anwendungskontext öffentlicher Verwaltungen vermehrt weitere Anforderungen, wie z. B. 
Transparenz, Effizienz oder Flexibilität, an die IT-Landschaft gestellt. Dies mündet in zusätz-
lichen Kosten und komplexen Governance-Strukturen. In der Privatwirtschaft wird zur Lö-
sung der genannten Herausforderungen Enterprise Architecture Management (EAM) einge-
setzt. In der deutschen Verwaltung ist EAM bislang noch weitgehend unerforscht. Angesichts 
der Charakteristika der deutschen Verwaltung sind jedoch Konzepte aus der Privatwirtschaft 
vor deren Adaption zu prüfen. Ziel dieser Arbeit ist daher die Entwicklung eines EAM-Kon-
zepts für öffentliche Verwaltungen. 

Zur Bearbeitung dieser Fragestellung wurde das gestaltungsorientierte Forschungsparadigma 
als Basis gewählt. Anhand einer Literaturanalyse wurde der aktuelle Stand der Wissenschaft 
bzgl. EAM in der öffentlichen Verwaltung erhoben. Mithilfe einer empirischen Untersuchung 
wurden Anforderungen an ein EAM-Konzept für öffentliche Verwaltungen ermittelt. Ausge-
hend davon wurde ein EAM-Konzept entwickelt, das die eingangs erläuterte Problemstellung 
löst. Dieses wurde mittels verschiedener Methoden evaluiert. 

Das EAM-Konzept besteht aus den drei Bestandteilen: dem EAM-Rollenkonzept, Anwen-
dungsszenarien und einer EAM-Einführungsstrategie. Das EAM-Rollenkonzept liefert Rollen 
und Gremien, die für eine initiale Einführung von EAM notwendig sind. Im Rahmen der 
Anforderungserhebung wurde deutlich, dass vor allem Vorgehensweisen zur Behebung von 
Anliegen relevant sind. Aus diesem Grund wurden Anwendungsszenarien entwickelt. Die 
Einführungsstrategie soll der öffentlichen Verwaltungen dabei helfen, EAM einzuführen.  

Die zentralen Ergebnisse dieser Arbeit umfassen einerseits die Identifikation von Besonder-
heiten der öffentlichen Verwaltung im Hinblick auf EAM. Wesentliche Quellen dafür sind 
verwaltungsspezifische Umfeldbedingungen, Geschäftsanforderungen und IT-Governance. 
Andererseits die Identifikation von Anforderungen an ein EAM-Konzept in der öffentlichen 
Verwaltung. Diese erhalten eine verwaltungsspezifische Ausprägung, wenn sie im Kontext 
der drei Bereiche näher betrachtet werden. Zudem wird ein EAM-Konzept auf Basis dieser 
Anforderungen entwickelt. Durch die Evaluation des EAM-Konzepts wurde die Nützlichkeit 
und Anwendbarkeit attestiert und mögliche Ansatzpunkte für eine Weiterentwicklung eruiert. 
Eine Einschränkung dieser Arbeit ist, dass das EAM-Konzept und dessen Evaluation nur für 
eine deutsche Landesverwaltung erstellt wurden. Das EAM-Konzept realisiert eine Konkreti-
sierung der Anforderungen unter Berücksichtigung der Besonderheiten der Domäne. Damit 
trägt das Konzept dazu bei, Herausforderungen in der Praxis zu lösen und das Verständnis 
von EAM im Kontext der öffentlichen Verwaltungen zu verbessern.  
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1 Einführung 1 

1 Einführung 

Die Arbeit befasst sich mit der Entwicklung eines Enterprise Architecture Management 

(EAM-)Konzepts im Anwendungskontext der öffentlichen Verwaltung. Eingangs werden 

Motivation und Ausgangslage der Arbeit erläutert. Anschließend die forschungsleitenden 

Fragestellungen, die dieser Arbeit zugrunde liegen, vorgestellt sowie der Aufbau der Arbeit 

geschildert.  

1.1 Motivation und Ausgangslage der Arbeit 

Unternehmen und öffentliche Verwaltungen sind mit einer Vielzahl von verschiedenartigen 

Aufgaben konfrontiert. Diese Aufgaben werden in eigens dafür vorgesehenen Abteilungen 

bzw. Fachbereichen erledigt (Messerschmidt et al. 2008, 57; Keller/Junginger 2009, 1). 

Anders als in der Privatwirtschaft ist bei öffentlichen Verwaltungen keine Spezialisierung auf 

bestimmte Aufgabengebiete möglich. Eine Landesverwaltung muss bspw. angefangen von 

der Finanzverwaltung über die Arbeitsmarktpolitik und wirtschaftlichen Belangen bis hin zu 

bildungspolitischen Fragestellungen ein breites Spektrum von sehr divergenten Aufgaben 

bewältigen. Nicht nur die stark unterschiedliche Ausrichtung der Ministerien deutet auf das 

breite Aufgabenspektrum hin, auch innerhalb des jeweiligen Ministeriums sind sehr heteroge-

ne Themen zu behandeln (Hoch et al. 2005, 64f.; Nutt 2006, 294; Obermeier et al. 2013, 895; 

Grimmer 2004, 14). Aufgrund dieser Aufgabenvielfalt haben die Fachbereiche unterschiedli-

che, teils sehr individuelle Anforderungen an die Informationstechnologie (IT). Einerseits ist 

die IT Enabler für eine kontinuierlich steigende Anzahl von Fachaufgaben, andererseits benö-

tigen immer mehr Fachaufgaben IT-Unterstützung (Messerschmidt et al. 2008, 57f.; Becker et 

al. 2009a, 11; Brüggemeier et al. 2006, 38ff.; Grimmer 2004, 14; Keller/Junginger 2009, 1; 

Schuppan 2006, 13).  

Erschwerend hinzukommt, dass die verschiedenen Fachbereiche infolge von gegebenen Rah-

menbedingungen (z. B. Ressortprinzip) autark sind und daher eigenständig und individuell 

über ihren IT-Einsatz entscheiden. Infolgedessen wurden über die Jahre hinweg viele indivi-

duelle IT-Systeme eingesetzt. Dies resultierte in einer schwer managebaren, komplexen, hete-

rogenen, inkonsistenten und intransparenten IT-Landschaft (Messerschmidt et al. 2008, 59; 

Aier et al. 2008a, 559; Buckl/Schweda 2011, 2; Ahlemann et al. 2012, 5; Obermeier et al. 

2013, 895).  
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Ferner führt die zunehmende Komplexität wirtschaftlichen Handelns und sich verändernde 

Herausforderungen zu gesteigerten Anforderungen an die IT innerhalb einer Organisation. 

Erst der Einsatz von IT ermöglicht aber das Agieren über räumliche Distanzen hinweg, 

sowohl organisationsintern als auch über deren Grenzen hinweg, wie z. B. mit anderen 

(Bundes-)Ländern oder Kommunen (Krcmar 2010, 3f.; Brüggemeier et al. 2006, 49f.; 

Schuppan 2006, 26f.; Becker et al. 2009a, 10f.). Ebenso wird durch den Einsatz von IT erst 

die Möglichkeit für Kooperationen geschaffen.  

Die Folge dieses Sachverhalts sind weitere Anforderungen an diese IT-Landschaft wie z. B. 

die Erhöhung von Transparenz, Beherrschung der Komplexität, Verbesserung der Reaktions-

fähigkeit auf Änderungen und Innovationen, Kompatibilität, Interoperabilität, Wirtschaftlich-

keit, Flexibilität und Erweiterbarkeit der verschiedenen IT-Systeme (The Open Group 2011, 

6; Ahlemann et al. 2012, 5ff.; Aier et al. 2008a, 559; Buckl/Schweda 2011, 2; Hanschke 2013, 

1f.; Obermeier et al. 2013, 895). Dies mündet in zusätzliche Kosten sowie komplexen Ent-

scheidungsstrukturen (Hanschke 2012, 8), die neben der strategischen Ausrichtung in öffentli-

chen Verwaltungen eine ganz besondere Bedeutung haben (Ulschmid 2003, V). Fragmentierte 

IT-Systeme und wenig standardisierte Daten zählen ebenso wie die IT-Organisation im Allge-

meinen zu weiteren Herausforderungen der öffentlichen Verwaltung (Ulschmid 2003, V; 

Rocheleau 2007, 36ff.). Aufgrund vorherrschender Rahmenbedingungen wie bspw. dem Res-

sortprinzip sind eine ressortübergreifende Steuerung und Kompetenzbereiche zu klären. Da-

rüber hinaus wird die Abgabe von Zuständigkeiten sowie die Weitergabe von Informationen 

als Gefahr für die Macht einzelner Bereiche interpretiert (Rocheleau 2007, 36ff.). Dennoch ist 

der Einsatz von IT unverzichtbar für die Leistungserbringung im öffentlichen Sektor (Garson 

2007, VI; Keller/Junginger 2009, 1). Um diesen Herausforderungen gerecht zu werden, wurde 

ein neuer Artikel im Grundgesetz (Art. 91c GG) eingeführt, der zumindest den Rahmen einer 

potenziellen Zusammenarbeit im öffentlichen Kontext liefert. Die Realisierung ist jedoch im 

Einzelfall von länderübergreifenden Gremien zu regeln (Schwertsik 2013, 4). 

Unter Beachtung der genannten Herausforderungen ist es wenig überraschend, dass der öf-

fentliche Sektor bei der Ausschöpfung der Potenziale von IT-Themen weniger erfolgreich ist 

als der private Sektor (Schwertsik 2013, 4; Ulschmid 2003, V). Untersuchungen zufolge be-

findet sich die öffentliche Verwaltung circa zehn bis 20 Jahre im Rückstand gegenüber der 

Privatwirtschaft (Hoch et al. 2005, 25; Messerschmidt et al. 2008, 61; Becker et al. 2009a, 

20). Aufgrund zunehmender Wirtschaftlichkeitsbestrebungen im öffentlichen Sektor dürfen 

die im Zusammenhang mit dem IT-Einsatz genannten Herausforderungen jedoch nicht igno-
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riert werden. Sie sind stattdessen im Hinblick auf eine effizientere und effektivere IT zu be-

wältigen (Schwertsik 2013, 4; Ulschmid 2003, V; Becker et al. 2009a, 7). 

Enterprise Architecture Management Konzepte aus der Privatwirtschaft bieten für die genann-

ten Herausforderungen einen möglichen Lösungsansatz. Sie müssen aber aufgrund ihres do-

mänenspezifischen Anpassungsbedarfs geprüft werden (Böhmann et al. 2008, 8; Schwarzer 

2009, 35ff.; Gregor et al. 2007, 97; Schekkerman 2005, 31f.; van der Raadt et al. 2010, 1954; 

Bitkom 2011, 6; Scholl et al. 2011, 346). Mithilfe von EAM versuchen Organisationen eine 

bessere Verbindung zwischen IT- und Geschäftsbereichen (Business-IT-Alignment) sowie die 

bestmögliche Umsetzung der Organisationsstrategie, ebenso wie die Er-höhung von Transpa-

renz und Flexibilität in Bezug auf IT zu realisieren (Schwarzer 2009, 18). Durch Kenntnis 

über die IT-Landschaft, können Altlasten besser aussortiert und vorhandene IT-Systeme 

besser konsolidiert (Kohlmann/Alt 2009, 3; Hanschke 2012, 10) und so die Komplexität der 

IT beherrscht, ihre Kosten reduziert sowie Synergieeffekte gehoben werden (Buckl 2011, 1; 

Hanschke 2012, 10). Durch den Einsatz von EAM entsteht Überblick über die IT-Landschaft, 

sodass sich die Reaktionsfähigkeit auf Änderungen und dadurch die Wirtschaftlichkeit der IT 

erhöht (Schwarzer 2009, 23). Der Nutzen einer systematisch gemanagten Unternehmensar-

chitektur (Enterprise Architecture, EA) wird von Umfragen, wie bspw. dem Enterprise 

Architecture Survey (Obitz et al. 2007), bestätigt. Die im Rahmen der Untersuchung befrag-

ten Chief Information Officers (CIO), Manager und Architekten fassten den Nutzen von EAM 

vor allem aufgrund der Reduktion der IT-Kosten, Steigerung der Kunden-zufriedenheit und 

Flexibilität des Geschäftsbereichs sowie der Prozesse und einem gesteigerten Business-IT-

Alignment zusammen (Obitz et al. 2007, 3). Nicht nur Unternehmen, sondern auch der öffent-

liche Sektor kann von den Nutzenpotenzialen profitieren, die EAM impliziert. Trotz der Rele-

vanz von EAM sowie den genannten Vorteilen, ist im Gegensatz zur amerikanischen Verwal-

tung (Hite/Powner 2005, 1), der Ansatz in der deutschen Verwaltung noch wenig erprobt. Die 

Thematik ist bislang noch nicht ausreichend wissenschaftlich fundiert berücksichtigt in der 

Praxis und Literatur der deutschen Verwaltung (Walser/Riedl 2010, 205; Guijarro 2007, 17; 

Scholl et al. 2011, 347). Wurde EAM bereits fragmentarisch in deutschen Verwaltungen ein-

geführt, so wurde dies nicht wissenschaftlich erforscht und dokumentiert. Diese Arbeit greift 

die Forschungslücke auf und befasst sich mit EAM im Anwendungskontext der öffentlichen 

Verwaltung in Deutschland. Auf Basis von bestehender Forschung im Kontext der öffentli-

chen Verwaltung, wie etwa im Bereich der IT-Governance (Schwertsik et al. 2010) oder des 

Business Process Reengineering (Jurisch et al. 2012), bleibt jedoch fraglich, ob Konzepte der 

Privatwirtschaft uneingeschränkt für den Einsatz in öffentlichen Verwaltungen geeignet sind. 
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Es ist daher zu prüfen, ob bzw. inwieweit bewährte Lösungen der Privatwirtschaft auf den öf-

fentlichen Sektor mit dessen Rahmenbedingungen (wie z. B. Ressortprinzip, Föderalismus) 

übertragbar sind. 

1.2 Forschungsziel und forschungsleitende Fragestellungen 

Unter Berücksichtigung der in Kapitel 1.1 geschilderten Ausgangslage ist es das Ziel dieser 

Arbeit, ein EAM-Konzept für die öffentliche Verwaltung (am Beispiel einer deutschen Lan-

desverwaltung) zu entwickeln. Darüber hinaus ist aufzuzeigen, wie dieses EAM-Konzept 

unter den gegebenen Rahmenbedingungen des öffentlichen Sektors eingeführt werden kann.  

Im Vorfeld sind hierzu der Begriff EAM zu definieren, die Unterschiede zwischen Privatwirt-

schaft und öffentlicher Verwaltung aufzuzeigen und der aktuelle Stand der Wissenschaft hin-

sichtlich EAM in öffentlichen Verwaltungen zu erheben.  

Aus dem Ziel dieser Arbeit lassen sich drei Forschungsfragen ableiten:  

Forschungsfrage 1: Was sind domänenspezifische Anforderungen an ein EAM-Konzept 

sowie an dessen Einführung in öffentlichen Verwaltungen?  

Im Rahmen der ersten Forschungsfrage werden mithilfe einer Literaturanalyse und einer 

empirischen Erhebung Anforderungen an ein EAM-Konzept in öffentlichen Verwaltungen 

identifiziert. Erfahrungen bzgl. EAM aus der Praxis sollen den Kenntnisstand aus der Litera-

tur erweitern und vertiefen. Wichtig dabei ist, dass den individuellen Anliegen und Rahmen-

bedingungen der öffentlichen Verwaltung Rechnung getragen wird, indem die Gegebenheiten 

verstanden und Anforderungen an das EAM-Konzept abgeleitet werden.  

Ergebnis dieser Forschungsfrage ist eine strukturierte Sammlung von Anforderungen, die das 

zu entwickelnde EAM-Konzept erfüllen muss.  

Forschungsfrage 2: Aus welchen Elementen und Eigenschaften besteht ein EAM-Konzept 

für die öffentliche Verwaltung und wie kann dieses Konzept unter den gegebenen Rahmen-

bedingungen des öffentlichen Sektors eingeführt werden?  

Aufbauend auf den in Forschungsfrage 1 identifizierten Anforderungen sind die Bestandteile 

des EAM-Konzepts zu ermitteln. Auf dieser Basis wird im Zuge von Forschungsfrage 2 ein 

EAM-Konzept entwickelt und eruiert, wie dieses EAM-Konzept unter den gegebenen Rah-

menbedingungen der deutschen Verwaltung einzuführen ist. Hierzu werden anhand der iden-
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tifizierten Anforderungen bestehende EAM-Konzepte analysiert und gezeigt, inwieweit die 

Anforderungen von diesen abgedeckt werden. Darauf aufbauend wird die Entwicklungsstra-

tegie festgelegt. 

Das zentrale Ergebnis dieser Forschungsfrage ist das EAM-Konzept (EAM-Rollenkonzept, 

Anwendungsszenarien, EAM-Einführungsstrategie) für öffentliche Verwaltungen. 

Forschungsfrage 3: Inwieweit erfüllt das entwickelte EAM-Konzept die in Forschungs-

frage 1 definierten Anforderungen und welche Implikationen lassen sich aus dem Einsatz 

des EAM-Konzepts in der Praxis ableiten?  

Im Rahmen von Forschungsfrage 3 sind die konzipierten Artefakte im Hinblick auf deren 

Umsetzbarkeit und Eignung im Anwendungskontext der öffentlichen Verwaltung zu evaluie-

ren. Mithilfe der Evaluation soll geprüft werden, ob und inwieweit die in Forschungsfrage 1 

definierten Anforderungen erfüllt sind. Darüber hinaus sind die Stärken und Schwächen der 

Artefakte zu eruieren. 

Das Ergebnis dieser Forschungsfrage ist ein evaluiertes EAM-Konzept für öffentliche Ver-

waltungen. Darüber hinaus werden die Limitationen aufgezeigt und mögliche Ansatzpunkte 

für die Weiterentwicklung des EAM-Konzepts ermittelt. 

1.3 Aufbau der Arbeit 

Die Arbeit orientiert sich an den forschungsleitenden Fragestellungen und ist in acht Kapitel 

gegliedert. Kapitel eins und acht verkörpern Einleitung bzw. Schluss der Arbeit. Die Kapitel 

zwei bis sieben dienen der Beantwortung der beschriebenen Forschungsfragen (Abschnitt 

1.2). Abbildung 1-1 stellt den Aufbau der Arbeit schematisch dar. 
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Abbildung 1-1: Aufbau der Arbeit 
 Quelle: Eigene Darstellung 

Basierend auf der eingangs erläuterten Motivation und Problemstellung, den forschungslei-

tenden Fragestellungen und dem Aufbau der Arbeit in Kapitel 1, folgen in Kapitel 2 die 

wissenschaftstheoretischen Grundlagen. Hierzu wird die Arbeit in das Forschungsgebiet der 

Wirtschaftsinformatik eingeordnet sowie das forschungsmethodische Vorgehen beschrieben. 

Dabei wird auf die Grundlagen der gestaltungsorientierten Forschung eingegangen und das 

forschungsmethodische Vorgehen erläutert. Die Auswahl des gestaltungsorientierten For-

schungsparadigmas beeinflusst den weiteren Verlauf der Arbeit und ist vor diesem Hinter-

grund wesentlich für die weiteren Kapitel. 

Kapitel 3 führt in den thematischen Kontext dieser Arbeit ein, indem begriffliche Grundlagen 

in Bezug auf EAM vermittelt werden. Weiter werden Ziele und Aufgaben von EAM aufge-

zeigt. Da die Arbeit im Anwendungskontext der öffentlichen Verwaltung einzuordnen ist, 

werden hierzu die Charakteristika sowie die Unterschiede zur Privatwirtschaft erläutert. 
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Abgerundet wird Kapitel 3 mit der Aufarbeitung des aktuellen Stands der Wissenschaft 

bezüglich EAM in öffentlichen Verwaltungen. 

In Kapitel 4 erfolgt die empirische Untersuchung zur Erhebung von Anforderungen an ein 

EAM-Konzept in öffentlichen Verwaltungen. Ausgehend von einer Literaturanalyse wird zur 

Erhebung der Anforderungen eine Fallstudie in einer deutschen Landesverwaltung durch-

geführt. Auf Basis der gewonnenen Erkenntnisse werden unter Beachtung der in Kapitel 3 

aufgezeigten Rahmenbedingungen der deutschen Verwaltung Anforderungen abgeleitet. 

Kapitel 4 dient in Verbindung mit Kapitel 3 der Beantwortung von Forschungsfrage 1. 

Ausgehend von den abgeleiteten Anforderungen, werden in den Kapitel 5 und 6 die Bestand-

teile des EAM-Konzepts für die öffentliche Verwaltung konzipiert und beschrieben. Ausge-

hend von der vorliegenden Problemdefinition werden in Kapitel 5 bestehende EAM-Ansätze 

analysiert und mit den Anforderungen (vgl. Kapitel 4) abgeglichen. Infolgedessen werden 

zwei der drei Bestandteile des EAM-Konzepts, das EAM-Rollenkonzept sowie die Anwen-

dungsszenarien, beschrieben. Die dritte Komponente, die EAM-Einführungsstrategie für 

öffentliche Verwaltungen, wird in Kapitel 6 erläutert. Die Kapitel 5 und 6 adressieren die 

Beantwortung der zweiten Forschungsfrage.  

Ziel von Kapitel 7 ist die Evaluation des entwickelten EAM-Konzepts. Hierzu wird ein drei-

stufiger Evaluationsprozess durchlaufen: In einem ersten Schritt wird die Umsetzung der 

abgeleiteten Anforderungen analytisch gezeigt. Weiter werden Stärken und Schwächen der 

Artefakte anhand definierter Evaluationskriterien verbal beschrieben. Der letzte Schritt der 

Evaluation beinhaltet die Bewertung der Artefakte anhand der im Rahmen von Schritt zwei 

definierten Evaluationskriterien mittels Applicability Check. Kapitel 7 dient der Beantwor-

tung von Forschungsfrage 3. 

Neben der Zusammenfassung der Inhalte und gewonnenen Erkenntnisse stellt Kapitel 8 

gleichzeitig den Abschluss dieser Arbeit dar und schließt mit dem Ausblick auf weiteren For-

schungsbedarf. 
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2 Wissenschaftstheoretische Grundlagen 

Im Rahmen dieses Kapitels wird die Arbeit in die Thematik der Wirtschaftsinformatik einge-

ordnet sowie das forschungsmethodische Design dargelegt. Zielsetzung von Wissenschafts-

theorien ist die Schaffung eines theoretischen Fundaments für den gemeinschaftlichen 

Forschungsprozess sowie dessen kritischer Reflexion. Zudem liefert die Wissenschaftstheorie 

Vorschläge für die Methodologie eines Forschungsvorhabens (Becker et al. 2009b, 4) und 

gibt somit einen Rahmen für die Vorgehensweise der Forschung vor (Kornmeier 2007, 8; 

Ulrich/Hill 1979, 161; Scherer 2006, 22). 

2.1 Einordnung der Arbeit in die Wirtschaftsinformatik 

An der Schnittstelle zwischen Betriebswirtschaft und Informatik ist die Wirtschaftsinformatik 

eine interdisziplinäre eigenständige Disziplin, die auf Ansätze beider Gebiete zurückgreift und 

um eigene Ansätze erweitert (o. V. 2007, 319).  

Die Wirtschaftsinformatik widmet sich Thematiken rund um Informations- und Kommunika-

tionssysteme in Wirtschaft und Verwaltung (o. V. 2007, 319). Ihre Aufgabe ist „die Entwick-

lung und Anwendung von Theorien, Konzepten, Modellen, Methoden und Werkzeugen für 

die Analyse, Gestaltung und Nutzung von Informationssystemen“ (o. V. 2007, 319). Die 

damit verbundene Zielsetzung der Wirtschaftsinformatik ist es unter anderem Erkenntnisse 

und somit Lösungen zu praxisrelevanten Problemen zu gewinnen und zur Verfügung zu 

stellen (Ulrich/Hill 1979, 164). Intention der Forschung auf diesem Gebiet ist die Anwendung 

der erworbenen Erkenntnisse in der Praxis sowie deren weitere Nutzung sowohl in Forschung 

als auch im Praxisumfeld (Berkovich 2012, 9). Nach wie vor hat sich neben der Wirtschafts-

informatik keine eigenständige Verwaltungsinformatik etabliert, die sich mit IT-Themen im 

Kontext der öffentlichen Verwaltung beschäftigt (Wind 2006, 27; Schwertsik 2013, 9). Infol-

gedessen schließt die Wirtschaftsinformatik diese Lücke, da sie sich mit Thematiken des IT-

Einsatzes im öffentlichen Sektor befasst, sodass die Domäne der öffentlichen Verwaltung Teil 

der Wirtschaftsinformatik ist (Schwertsik 2013, 10). 

Kernstück der vorliegenden Arbeit ist die Entwicklung eines EAM-Konzepts im Anwen-

dungskontext öffentlicher Verwaltungen. Das Themengebiet EAM ist grundsätzlich dem For-

schungsgebiet der Wirtschaftsinformatik, im Speziellen dem Bereich des Informationsma-

nagements zuzuordnen (Kurbel 2009, 26; Winter 2009, 226; Schwarzer 2009, 13). Vor die-
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sem Hintergrund lässt sich die Arbeit mit dem Thema Enterprise Architecture Management in 

der öffentlichen Verwaltung: Design, Einführung und Evaluation thematisch ideal in die Dis-

ziplin der Wirtschaftsinformatik einordnen. Im Rahmen der Arbeit werden praxisrelevante 

Herausforderungen in der öffentlichen Verwaltung am Beispiel einer deutschen Landesver-

waltung aufgegriffen und durch die Entwicklung eines EAM-Konzepts für diese Landesver-

waltung Rechnung getragen.  

2.2 Forschungsmethodisches Design 

 Grundlagen der gestaltungsorientierten Forschung 2.2.1

Der Ursprung der Wirtschaftsinformatik liegt sowohl in den Sozial- und Wirtschaftswissen-

schaften als auch in der Informatik (vgl. Abschnitt 2.1). Aus diesem Grund beeinflussen diese 

Themengebiete die Forschungsmethoden, die in der Wirtschaftsinformatik Verwendung fin-

den (Heinrich 2005, 106; Wilde/Hess 2007, 280). Charakterisiert ist die Forschungsorientie-

rung dieser Themengebiete durch zwei Forschungsansätze: die theoretische und empirische 

Forschung (Heinrich 2005, 106). Die theoretische Forschung beschäftigt sich vor allem mit 

der Entwicklung von Theorien, die empirische Forschung hingegen mit deren Überprüfung 

(Heinrich 2005, 107). Die Besonderheit im Bereich der Wirtschaftsinformatik besteht darin, 

dass sie sowohl erklärende als auch gestaltende Züge aufweist (Heinrich 2005, 107). Grund-

sätzlich sind in der Wirtschaftsinformatik zwei Forschungsparadigmen zu unterscheiden 

(Wilde/Hess 2007, 281; Hevner et al. 2004, 75): das behavioristische bzw. verhaltenswissen-

schaftliche Paradigma (Behavioral Science) und das gestaltungsorientierte bzw. konstruk-

tionswissenschaftliche Paradigma (Design Science). Ziel des behavioristischen Forschungsan-

satzes ist die Entwicklung und Verifikation von Theorien, menschliches oder organisatori-

sches Verhalten zu erklären oder vorherzusagen (Hevner et al. 2004, 75). Dabei sieht es „die 

Analyse von Ausgestaltung und Wirkung verfügbarer IT-Lösungen auf Unternehmen und 

Märkte vor“ (Wilde/Hess 2007, 281). Wohingegen der gestaltungsorientierte Forschungsan-

satz versucht, Grenzen von menschlichen und organisatorischen Fähigkeiten durch die Ent-

wicklung neuer und innovativer Artefakte zu erweitern (Hevner et al. 2004, 75). Das kon-

struktionswissenschaftliche Paradigma zielt auf die Entwicklung nützlicher IT-Lösungen ab, 

die durch das Konstruieren und Evaluieren verschiedener Artefakte in Form von Modellen, 

Methoden oder Systemen untersucht werden sollen (Wilde/Hess 2007, 281).  
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Entsprechend der forschungsleitenden Fragestellungen und den damit verbundenen Zielen ist 

die Entwicklung eines EAM-Konzepts für öffentliche Verwaltungen Gegenstand dieser Ar-

beit. Zur Realisierung dieser Problemstellung bedarf es eines methodischen Rahmenkonzepts, 

das Ansätze impliziert, die prädestiniert sind zur Untersuchung der Realität und somit diese 

durch Artefakte beeinflussen. Zur Identifikation eines methodischen Rahmenkonzepts können 

die Taxonomien für Forschungsmethoden herangezogen werden (Järvinen 2004, 252). Der in 

Abbildung 2-1 dargestellte Pfad illustriert die, für diese Arbeit ausgewählten Ansätze.  

 
Abbildung 2-1: Taxonomie für Forschungsmethoden 
 Quelle: In Anlehnung an (Järvinen 2004, 252) 

Zentral für die gestaltungsorientierte Forschung ist die Konzeption und Evaluation von IT-

Artefakten zur Lösung bisher ungelöster oder schwieriger Probleme (sog. „wicked problems“) 

(Hevner et al. 2004, 87). Fokus dieser Arbeit ist die Entwicklung nützlicher Artefakte, wie das 

zu erstellende EAM-Konzept, zur Lösung praxisrelevanter Probleme in der öffentlichen Ver-

waltung. Allgemein wird Design Science definiert als „the other side of the IS research cycle, 

[that] creates and evaluates IT artifacts intended to solve identified organizational problems” 

(Hevner et al. 2004, 77). IT-Artefakte können Konstrukte, Modelle, Methoden und Instanziie-

rungen sein, ausgeprägt in Software, formalen bis zu informalen natürlichsprachlichen Be-

schreibungen (Hevner et al. 2004, 77; March/Smith 1995, 256). Der zentrale Forschungspro-

zess besteht aus der Entwicklung von Artefakten sowie deren Evaluation. Dieser wird glei-

chermaßen von Einflussgrößen wie dem Umfeld und der Wissensbasis beeinflusst. Unter Be-

achtung dieser Aspekte sind Artefakte zu erstellen, die sowohl Anwendung im Umfeld finden 

als auch die Wissensbasis erweitern. Dadurch wird die Relevanz und Stringenz der Forschung 

gewährleistet. In Abbildung 2-2 werden diese Zusammenhänge in Form des von Hevner et al. 

(2004) entwickelten Rahmenkonzepts für die gestaltungsorientierte Forschung illustriert. 
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Abbildung 2-2: Rahmenkonzept der gestaltungsorientierten Forschung  
 Quelle: (Hevner et al. 2004, 80) übersetzt in (Mauro 2012, 5) 

Die IS-Forschung wird direkt vom Umfeld und der Wissensbasis beeinflusst. Das Umfeld be-

schreibt den Problemraum, in dem sich das zu untersuchende Phänomen befindet. Das Um-

feld besteht aus drei Komponenten: Menschen, Organisationen und bestehende oder geplante 
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mensanforderungen), die das zu lösende Design-Problem definieren. Geprägt werden diese 
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Neben der Konzeption von Artefakten intendiert die gestaltungsorientierte Forschung die 

Evaluation der IT-Artefakte (March/Smith 1995, 256). Nur dadurch kann der Grad der Zieler-

reichung, die Qualität sowie Nützlichkeit des Artefakts attestiert werden (Hevner et al. 2004, 

85). Gestaltungsorientierte Forschung kann bei Problemen angewendet werden, wenn (Brooks 

1996, 62ff.; Hevner et al. 2004, 81) zitiert in (Berkovich 2012, 11):  

• sich die Anforderungen und Rahmenbedingungen aufgrund eines wenig erforschten 

Anwendungsfeldes häufig ändern, 

• einzelne Problem- und Lösungskomponenten komplexe Zusammenhänge aufweisen, 

• inhärente Flexibilität zum Ändern von Gestaltungsprozessen und Artefakten führt, 

• kritische Abhängigkeiten von kognitiven Fähigkeiten der beteiligten Personen zur 

effektiven Lösungsfindung vorhanden sind, 

• kritische Abhängigkeiten von sozialen Fähigkeiten der beteiligten Personen zur effek-

tiven Lösungsfindung vorhangen sind. 

Um die Durchführung gestaltungsorientierter Forschung zu unterstützen, offeriert Becker 

(2010) ein Vorgehensmodell, das im weiteren Verlauf dieser Arbeit Verwendung findet. Eine 

gestaltungsorientierte Arbeit, wie diese Arbeit, durchläuft gemäß Becker (2010) idealtypisch 

iterativ den Prozess der gestaltungsorientierten Wirtschaftsinformatik mithilfe der Phasen 

Analyse, Entwurf, Evaluation und Diffusion. Diese Phasen werden im Folgenden kurz be-

schrieben (Becker 2010, 13ff.): 

− In der Analysephase werden Problemstellung und Forschungsziele beschrieben bzw. 

formuliert. Wichtig im Rahmen der Problemstellung ist, dass das zu untersuchende 

Problem relevant ist. Dies kann ermittelt werden, indem der State-of-the-Art des je-

weiligen Themas erhoben wird und so Forschungslücken aufgedeckt werden. 

− In der Entwurfsphase werden die Artefakte wie z. B. Modelle oder Vorgehensleitfä-

den mithilfe anerkannter Methoden unter Zuhilfenahme von Grundsätzen, wie z. B. 

den Grundsätzen ordnungsgemäßer Modellierung, entworfen.  

− In der Evaluationsphase werden die entwickelten Artefakte mit den eingangs defi-

nierten Zielen überprüft, um deren Rigorosität zu gewährleisten. Im Rahmen dieser 

Phase ist wichtig, dass der Nutzen (wie z. B. Schaffung von Transparenz), der mit dem 

neu entwickelten Artefakt einhergeht, herausgestellt wird. 
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− In der Diffusionsphase werden die erarbeiteten Ergebnisse an Anspruchsgruppen ver-

breitet. Geeignete Instrumente dafür sind bspw. wissenschaftliche Aufsätze, Konfe-

renzbeiträge, Vorträge oder Dissertationen. 

Die Arbeit basiert auf den Prinzipien der gestaltungsorientierten Forschung und folgt darüber 

hinaus dem vorgestellten Vorgehensmodell zur Unterstützung gestaltungsorientier Forschung 

von Becker (2010). 

  Forschungsmethodisches Vorgehen im Rahmen der Arbeit 2.2.2

Wie in Abschnitt 2.2.1 beschrieben, kann die gestaltungsorientierte Forschung bei verschiede-

nen Problemen angewendet werden. Die Arbeit beschäftigt sich mit EAM im Kontext der 

öffentlichen Verwaltung. Da der öffentliche Sektor häufig Änderungen durch bspw. Legisla-

turzyklen oder sich ändernden politischen Programmen unterworfen ist, EAM ein komplexes 

Konzept ist und in der deutschen Verwaltung noch weitgehend unerforscht ist, bietet sich ein 

gestaltungsorientierter Ansatz für die Durchführung des Forschungsprojekts an. 

Gegenstand der Evaluation ist das EAM-Konzept und seine Bestandteile (EAM-Rollenkon-

zept, Anwendungsszenarien, EAM-Einführungsstrategie), die entsprechend des gestaltungs-

orientierten Paradigmas zu evaluieren sind. Die aufgestellten Forschungsfragen (vgl. Kapitel 

1.2) leiten die Forschung, die sich sowohl an die Prinzipien des gestaltungsorientierten Para-

digmas als auch an das Vorgehen von Becker (2010) anlehnt. In Abbildung 2-3 werden die 

Phasen des Vorgehensmodells der gestaltungsorientierten Forschung, die zugrundeliegenden 

Forschungsfragen und die verwendeten Methoden gegenübergestellt. 

 
Abbildung 2-3: Vorgehensmodell zur Durchführung der gestaltungsorientierten Forschung 
 Quelle: Eigene Darstellung 
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Im Rahmen der ersten Forschungsfrage sollen domänenspezifische Anforderungen an ein 

EAM-Konzept abgeleitet werden. Für die Identifikation und weitere Untersuchung bereits 

existierender Arbeiten im Bereich EAM, wird für die Erhebung des State-of-the-Arts in der 

Analysephase die Forschungsmethode der Literaturanalyse verwendet. Zur Erhebung von An-

forderungen werden zum einen eine Literaturrecherche und zum anderen eine Fallstudie in 

einer deutschen Landesverwaltung durchgeführt. Die Fallstudie wird durchgeführt, um die in 

der Literatur identifizierten Anforderungen zu verifizieren und zu erweitern.  

Gegenstand der zweiten Forschungsfrage ist die Entwicklung des EAM-Konzepts. In For-

schungsfrage 3 werden die Artefakte des EAM-Konzepts evaluiert und Handlungsempfehlun-

gen für weitere EAM-Einführungsinitiativen abgeleitet. Die Forschungsfragen 2 und 3 lehnen 

sich an den gestaltungsorientierten Ansatz (vgl. 2.2.1) an. Zur Beantwortung dieser beiden 

Forschungsfragen werden verschiedene Forschungsmethoden in Kombination verwendet. Die 

Erläuterung der Methoden erfolgt in den jeweiligen Abschnitten dieser Arbeit. 

Vorliegende Arbeit ordnet sich entsprechend des Begriffsverständnisses des Design Science 

Paradigmas in die gestaltungsorientierte Forschung ein. Von einer exakten Problemstellung in 

einer deutschen Landesverwaltung ausgehend, werden Artefakte entwickelt, auf deren Basis 

(generalisierbare) Erfahrungen gesammelt werden sollen. 

Übertragen auf diese Arbeit wird das Rahmenkonzept der gestaltungsorientierten Forschung 

in Abschnitt 2.2.1 wie folgt interpretiert: Das Umfeld wird durch die untersuchte Landesver-

waltung repräsentiert, die der Praxisrelevanz der Problemstellung zustimmt. Die Anforderun-

gen für das zu entwickelnde EAM-Konzept werden im Anschluss an die Literaturanalyse in 

der untersuchten Landesverwaltung identifiziert. Die Wissensbasis stellt zum einen Methodo-

logien zur Durchführung der Forschung zur Verfügung. Zum anderen ermöglicht es auf 

bereits bestehendes Wissen aufzubauen, indem auf Erkenntnisse aus bereits bestehender For-

schung in Form von Projekten, Publikationen oder Theorien zurückgegriffen werden kann. 

Dies stellt die Berücksichtigung von Vorarbeiten auf diesem Gebiet sicher. 
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3 Einführung in den thematischen Kontext 

Folgendes Kapitel widmet sich begrifflichen und theoretischen Grundlagen dieser Arbeit. Zu-

erst wird auf Enterprise Architecture Management, dessen Ziele und Aufgaben eingegangen. 

Anschließend werden Charakteristika der deutschen Verwaltung sowie deren Unterschiede 

zur Privatwirtschaft aufgezeigt. Abgerundet wird dieses Kapitel mit dem aktuellen Stand der 

Wissenschaft bezüglich EAM in öffentlichen Verwaltungen. 

3.1 Enterprise Architecture Management 

Bereits seit der Antike beschäftigt sich die Menschheit mit dem Thema Architektur. Schon zu 

jener Zeit waren solide Bauweise, Zweckdienlichkeit und Anmut grundlegende Anforderun-

gen, die an die Architektur gestellt wurden (Vitruvius 1964, 45; Krcmar 1990, 396; Ober-

meier et al. 2013, 898). Dieser Anspruch wurde in den 1920er Jahren auf eine funktionale 

Sichtweise erweitert, sodass aus solider Bauweise und Zweckdienlichkeit Anmut resultiert 

(Venturi et al. 1979, 160; Krcmar 1990, 396). Analog zur Gestaltung einer Unternehmensar-

chitektur ist die Stadtbebauung. Dabei wird eine Stadt so gestaltet, dass das Land optimal ge-

nutzt wird, Straßen entstehen sowie Ver- und Entsorgung geregelt sind, um Anforderungen 

der Bevölkerung abzudecken (Ahlemann et al. 2012, 8f.; Bundesministerium des Inneren 

2011, 5). Eine Architektur kann des Weiteren auch die Wissenschaft oder Kunst zur Gestal-

tung und Errichtung von Bauwerken sein (Krcmar 2010, 245f.). Unter Beachtung der Weiter-

entwicklung des Begriffs können zwei wesentliche Sichten abgeleitet werden (Krcmar 1990, 

396): Die eine Sicht betrachtet die Architektur in ihrer Ästhetik, die zweite als Struktur von 

Elementen. Über die Jahre hinweg veränderte sich der Begriff kontinuierlich und wurde auf 

diverse Bereiche wie die IT übertragen (Krcmar 2010, 245f.; Op ’t Land et al. 2009, 25; 

Schwarzer 2009, 13f.; Obermeier et al. 2013, 898).  

Nachfolgende begriffliche Erläuterungen beziehen sich überwiegend auf die zweite Sichtwei-

se. Dies bedeutet, dass Architekturen Gesamtzusammenhänge von Strukturen, d. h. Objekten, 

deren Funktionen, Schnittstellen und Relationen sowie die Kommunikation zwischen diesen 

Komponenten beinhalten (Krcmar 2010, 246). Dies spiegelt sich auch in verschiedenen EA-

Definitionen wieder, wie nachfolgend gezeigt wird. Der ISO/IEC/IEEE 42010 Standard defi-

niert eine Architektur als „fundamental concepts or properties of a system in its environment 
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embodied in its elements, relationships, and in the principles of its design and evolution” 

(International Organization for Standardization 2011). 

Zahlreiche EAM-Ansätze sehen die Beschreibung von Strukturen als wesentliche Aufgabe 

der Architektur. TOGAF (2010) verwendet die ISO/IEC 42010:2007, Vorgänger des 

ISO/IEC/IEEE 42010 Standards, und erweitert diese. Abhängig vom jeweiligen Kontext hat 

der Begriff Architektur zwei Bedeutungen (The Open Group 2010, 22f.):  

1. Eine formale Beschreibung eines Systems oder ein detaillierter Plan des Systems auf 

Komponentenebene als Leitlinie für die Implementierung. 

2. Die Struktur der Komponenten, deren Beziehungen untereinander sowie die Prinzipien 

und Richtlinien, die das Design und die Weiterentwicklung der Komponenten im 

Laufe der Zeit bestimmen. 

Niemann (2005) geht einen Schritt weiter und bezieht Stakeholder und deren verschiedene 

Sichten und Anliegen in die Definition ein. Er versteht unter einer EA „eine strukturierte und 

aufeinander abgestimmte Sammlung von Plänen für die Gestaltung der IT-Landschaft eines 

Unternehmens, die in verschiedenen Detaillierungen und Sichten, ausgerichtet auf spezielle 

Interessengruppen, unterschiedliche Aspekte von IT-Systemen und deren Einbettung in das 

Geschäft in vergangenen, aktuellen und zukünftigen Ausprägungen darstellen“ (Niemann 

2005, 3).  

Das Verständnis des Terms Enterprise Architecture ist von einer hohen Heterogenität und 

Unschärfe geprägt. Daher existiert auch keine allgemeingültige, stringente EA- oder EAM-

Definition1 (Schwarzer 2009, 16; Buckl 2011, 2; Lillehagen/Karlsen 2005, 2; Schönherr 2009, 

403; Johnson/Ekstedt 2007, 25; Lapkin et al. 2008, 1ff.). Eine Studie (Schönherr 2009) unter-

suchte in 2008 die in 126 Publikationen verwendeten EA-Definitionen. Daraus resultiert, dass 

einige Autoren den Terminus EA deskriptiv nutzen, d. h. nur auf den Management-Aspekt 

beziehen (z. B. (Johnson/Ekstedt 2007)). Andere verwenden den Begriff hingegen in einer 

normativen Weise, ohne Unterscheidung zwischen der Managementaufgabe und dem 

Managementprozess (z. B. (Bernus/Nemes 2010; Buckl 2011, 2)). 

Eine EA umfasst die Architektur einer Organisation, deren Bestandteile in Form von betriebs-

wirtschaftlichen und IT-Aspekten wie Anwendungssysteme als auch übergreifenden Aspekten 

wie Strategien und Ziele sowie deren Relationen untereinander. Aus diesem Grund ist es üb-

                                                 
1 Ein Vergleich verschiedener Interpretationen des Begriffs findet sich z. B. bei (Aier et al. 2008c), (Buckl et al. 
2009a) und (Gleichauf 2011). 
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lich, dass die EA durch mehrere Teilarchitekturen repräsentiert wird wie z. B. eine Zerlegung 

in Geschäftsarchitektur und IT-Architektur (Krcmar 2010, 246f.; Schwarzer 2009, 20f.; 

Wittenburg 2007, 4)(vgl. Abbildung 3-1).  

 
Abbildung 3-1: Aspekte der Unternehmensarchitektur 
 Quelle: in Anlehnung an (Krcmar 2010, 246f.; Schwarzer 2009, 20f.; Wittenburg 2007, 4) 

Wie bereits erwähnt existiert eine Vielzahl von EA-Definitionen: Einige Autoren legen den 

Schwerpunkt auf die Strukturierung von vorhandenen Elementen innerhalb einer Organisation 

(International Organization for Standardization 2011; Buckl 2011, 2; The Open Group 2011, 

22f.; Schekkerman 2008, 16). Für andere Autoren stehen neben der Strukturierung noch 

Komposition und Zusammenwirken von IT-Infrastruktur, Anwendungen und Geschäftspro-

zessen im Mittelpunkt (Krcmar 2010, 246ff.; Richardson et al. 1990, 386; Weill/Ross 2004, 9; 

Böhmann et al. 2008, 8; Bernard 2012, 31; Lankhorst 2012, 3; Ahlemann et al. 2012, 16). 

Manche Autoren beziehen Stakeholder und deren verschiedene Sichten und Anliegen in die 

Definition ein (Niemann 2005, 3; Winter/Fischer 2007, 7). Die Definitionen beziehen sich 

entweder auf die Organisation und Artefakte einer EA oder auf Stakeholder in Organisation 

und deren unterschiedliche Perspektiven. Trotz der verschiedenen Definitionen und Schwer-

punktsetzungen des Begriffs EA, gibt es Grundeigenschaften, in denen die Definitionen über-

einstimmen: das Strukturieren von IT-bezogenen Architekturartefakten in der Organisation. 

Da in dieser Arbeit die öffentliche Verwaltung als spezielle Domäne verwendet wird, spielt 

insbesondere das Einbeziehen der Stakeholder eine wichtige Rolle. Daher ist sowohl die 

Strukturierung einer Organisation als auch die Stakeholder-Perspektive relevant. Eine EA 

wird für den weiteren Verlauf der Arbeit wie folgt definiert: 
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Eine EA ist die Beschreibung eines Systems in seinem Umfeld, verkörpert durch Elemente 

wie Hardware, Software und Kommunikationsinfrastruktur ebenso wie Organisationsstruk-

turen und Geschäftsprozesse eines Unternehmens und die zwischen diesen Grundelemen-

ten bestehenden Abhängigkeiten und Beziehungen, die je nach Stakeholder-Perspektive 

verschiedene Sichten und Detaillierungen bereithält (International Organization for Stand-

ardization 2011; Buckl 2011, 2; Krcmar 2010, 246; Richardson et al. 1990, 386; Niemann 

2005, 3). 

Da Unternehmensarchitekturen meist von einer sehr hohen Komplexität geprägt sind, werden 

deren Elemente üblicherweise in Form von Ebenenmodellen dargestellt (Lankhorst 2012, 47). 

Auch hier existiert eine Vielzahl von Darstellungsmöglichkeiten (Schönherr 2009, 405). Ana-

log zur EA-Definition, wird sich für den weiteren Verlauf dieser Arbeit an das Schichtenmo-

dell von Krcmar (2010) angelehnt (vgl. Abbildung 3-2).  

 
Abbildung 3-2: Ebenen der Unternehmensarchitektur 
 Quelle: (Krcmar 2010, 246) 

Der Terminus EA betrifft die technischen Aspekte, wohingegen EAM den Managementaspekt 
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gen über die Prozess-, Anwendungs- und Infrastrukturarchitektur, deren Kommunikation 

sowie die Regelung etwaiger Ausnahmen davon (Böhmann et al. 2008, 8; Niemann 2005, 3; 

Ahlemann et al. 2012, 20; Lankhorst 2009, 7). Basierend auf einer umfassenden Perspektive 

beschäftigt sich EAM mit der Dokumentation, Analyse, Planung und Verfügbarkeit einer EA 

(Buckl 2011, 4). EAM unterstützt ein holistisches Modell aller Schlüsselelemente und Be-

ziehungen in einem Unternehmen und verbindet auf diese Weise Strategie mit Betriebswirt-

schaft und IT (Buckl 2011, 4; Hanschke 2012, 33). Durch die Verknüpfung von Business, IT-

Anwendungen und IT-Infrastruktur (Niemann 2005, 23) trägt EAM zu einem besseren 

Business-IT-Alignment bei und reduziert zugleich die Komplexität der IT-Landschaft 

(Hanschke 2012, 33).  

In vielen Organisationen beinhaltet die IT-Landschaft leicht mehrere hundert bis tausend ver-

schiedene Anwendungen, die auf mehrere Standorte verteilt sein können. Zum Teil sind diese 

seit über 20 Jahren in Betrieb und werden dennoch kontinuierlich weiterentwickelt. Gleich-

zeitig werden aber an diese Anwendungen gesteigerte Anforderungen gestellt. Gerade vor 

diesem Hintergrund ist das systematische managen der IT-Landschaft in einer Organisation 

unerlässlich (Krcmar 2010, 247). Zusammenfassend führt EAM zu einer qualitativ hochwerti-

geren EA einer Organisation. Eine EA ist ohne dessen Management wertlos, da sämtliche 

Potenziale und Vorteile einer systematisch gemanagten EA meist nur in Verbindung mit 

einem strukturierten bzw. professionellen Management gehoben werden können.  

3.2 Ziele des Enterprise Architecture Managements 

Für Organisationen ist eine Unternehmensarchitektur wichtig, da relevante Prozesse, Daten 

und Technologien abgebildet und gewünschte Ebenen der Integration und Standardisierung 

ermöglicht werden. Implementieren Organisationen eine Unternehmensarchitektur gehen 

damit verschiedene Vorteile (z. B. Ross et al. 2006, 92ff.), aber auch Nachteile wie z. B. der 

organisatorische Aufwand (Schwarzer 2009, 115) oder hohe Investitionskosten und hoher 

Zeitaufwand zu Beginn der EAM-Einführung (z. B. Bernard 2012, 68) einher. Ausgehend von 

der Frage, warum Organisationen EAM einsetzen, können interne und externe Ziele unter-

schieden werden (Krcmar 2010, 248; Schönherr 2009, 404; Schwarzer 2009, 73ff.; Lankhorst 

2009, 6). 

Interne Ziele sind häufig sehr IT bezogen, externe Ziele werden nicht von der Organisation 

selbst beeinflusst, sondern sind auf gesetzliche Bestimmungen und Richtlinien sowie externe 
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Beziehungen zurückzuführen (Krcmar 2010, 248). Interne Ziele können in wirtschaftliche, 

technische und übergreifende Ziele, externe Ziele in Kooperations- und rechtliche Ziele unter-

schieden werden. Die internen Ziele, die häufig in der Literatur aufgeführt werden, werden 

unterteilt nach den genannten Zielen dargestellt. Zunächst werden die wirtschaftlichen Ziele 

in Tabelle 3-1 illustriert. 

Wirtschaftliche Ziele Autoren 
Erhöhung der Effizienz der IT (Schwarzer 2009, 74; Niemann 2005, 46; Krcmar 2010, 248) 

Reduktion der IT-Kosten  (Schönherr 2009, 404; Ahlemann et al. 2012, 6; Böhmann et al. 2008, 

21; Hite 2010, 1; Obitz et al. 2007, 3; Bitkom 2011, 18) 

Erhöhung der Wirtschaftlichkeit der 

IT  

(The Open Group 2011, 6; Hanschke 2012, 10; Ahlemann et al. 2012, 

9; Messerschmidt et al. 2008, 46; Aier et al. 2008a, 564; 

Buckl/Schweda 2011, 2; Böhmann et al. 2008, 14; Obitz et al. 2007, 

3; Niemann 2005, 46) 

Steigerung der Kundenzufriedenheit (Obitz et al. 2007, 3) 

Bessere Time-to-Market (Lankhorst 2012, 10; Bitkom 2011, 19) 

Unterstützung von Sourcing-Strategien (Bitkom 2011, 18) 

Erzielung von Wettbewerbsvorteilen (Bitkom 2011, 19) 

Tabelle 3-1:  Wirtschaftliche Ziele für die EAM-Einführung 
 Quelle: Eigene Darstellung 

Tabelle 3-2 stellt die technischen Ziele, die mit der EAM-Einführung verfolgt werden können, 

tabellarisch dar. 

Technische Ziele Autoren 
Förderung der Standardisierung (Schwarzer 2009, 74; Schönherr 2009, 404; Böhmann et al. 2008, 21; 

Obitz et al. 2007, 3; Bitkom 2011, 18) 

Konsolidierung vorhandener  

IT-Systeme  

(Schönherr 2009, 404; Kohlmann/Alt 2009, 3; Hanschke 2012, 17; 

Böhmann et al. 2008, 21; Bitkom 2011, 18; Niemann 2005, 51) 

Erhöhung der Transparenz  (The Open Group 2011, 17; Hanschke 2012, 12; Ahlemann et al. 2012, 

6; Messerschmidt et al. 2008, 51; Aier et al. 2008a, 561; 

Buckl/Schweda 2011, 2; Böhmann et al. 2008, 6; Bitkom 2011, 18) 

Verbesserung der Kompatibilität der 

IT-Systeme 

(The Open Group 2011, 6; Hanschke 2012, 17; Ahlemann et al. 2012, 

6; Messerschmidt et al. 2008, 51; Buckl/Schweda 2011, 2; Böhmann et 

al. 2008, 8) 

Verbesserung der Flexibilität (The Open Group 2011, 6; Hanschke 2012, 5; Ahlemann et al. 2012, 6; 

Messerschmidt et al. 2008, 43; Aier et al. 2008a, 563; Böhmann et al. 

2008, 8; Obitz et al. 2007, 3; Bitkom 2011, 19; Schekkerman 2008, 31) 
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Technische Ziele Autoren 
Förderung der Erweiterbarkeit der IT (The Open Group 2011, 6; Hanschke 2012, 17; Ahlemann et al. 2012, 

6; Messerschmidt et al. 2008, 51; Aier et al. 2008a, 559; 

Buckl/Schweda 2011, 2; Böhmann et al. 2008, 8) 

Reduktion der Komplexität der IT-

Architektur 

(Buckl 2011, 1; Hanschke 2012, 12; Ahlemann et al. 2012, 10; 

Mannmeusel 2007, 333; Schekkerman 2008, 31; Aier et al. 2008a, 

559) 

Nutzung von Synergieeffekten (Buckl 2011, 1; Hanschke 2012, 5; Tamm et al. 2011, 150; Bitkom 

2011, 18) 

Förderung der Agilität der IT-

Systeme 

(Hite 2010, 1; Bitkom 2011, 19; Schekkerman 2008, 31) 

Verbesserung der Qualität der IT (Schwarzer 2009, 74; Hanschke 2013, 166; Krcmar 2010, 248) 

Reduktion von (Geschäfts-)Risiken 

(eine hochkomplexe EA erhöht das 

Betriebsrisiko und erschwert Risiko-

management) 

(Ahlemann et al. 2012, 6; Lankhorst 2012, 10; Obitz et al. 2007, 3; 

Bitkom 2011, 21; Schekkerman 2008, 32; Niemann 2005, 47) 

Verbesserung des Überblicks über 

die IT-Architektur 

(Jonkers et al. 2006, 64) 

Erhöhung der Verfügbarkeit von In-

formationen 

(Tamm et al. 2011, 150; Hite 2010, 1; Schekkerman 2008, 32) 

Tabelle 3-2:  Technische Ziele für die EAM-Einführung 
 Quelle: Eigene Darstellung 

In Tabelle 3-3 werden die übergreifenden Ziele veranschaulicht. 

Übergreifende Ziele Autoren 
Verbesserung des Business-IT-

Alignments 

(Schwarzer 2009, 74; Obitz et al. 2007, 3; Schönherr 2009, 404; 

Lankhorst 2009, 6; Winter/Fischer 2007, 5; Hanschke 2012, 13; 

Mannmeusel 2007, 333; Tamm et al. 2011, 150; Bitkom 2011, 19; 

Schekkerman 2008, 31; Krcmar 2010, 248) 

Verbesserung des Managements / der 

Governance 

(Schönherr 2009, 404; Niemann 2005, 47) 

Umsetzung der IT-Strategie  (Schwarzer 2009, 7) 

Förderung von Innovationsfähigkeit (Bitkom 2011, 21) 

Tabelle 3-3: Übergreifende Ziele für die EAM-Einführung 
 Quelle: Eigene Darstellung 

Nachdem in den Tabellen 3-1, 3-2 und 3-3 die internen Ziele dargestellt wurden, werden in 

Tabelle 3-4 externe Ziele unterteilt nach rechtlichen Zielen und Kooperationszielen illustriert. 
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Rechtliche Ziele Autoren 
Einhaltung von Compliance-

Vorgaben 

- Clinger-Cohen Act (Lankhorst 2012, 10; Niemann 2005, 71) 

- Sarbanes-Oxley Act (Lankhorst 2012, 10; Schwarzer 2009, 81) 

- Basel II (Lankhorst 2012, 10; Schwarzer 2009, 81) 

- Solvency II (Schönherr 2009, 404; Schwarzer 2009, 81) 

Einhaltung von Gesetzen (Schwarzer 2009, 81; Krcmar 2010, 248) 

Kooperationsziele Autoren 
Externe Beziehungen  (Schwarzer 2009, 74; Jonkers et al. 2006, 64; Schekkerman 2008, 31; 

Krcmar 2010, 248) 

Mergers & Acquisitions  (Schwarzer 2009, 74; Krcmar 2010, 248) 

Tabelle 3-4:  Externe Ziele für EAM 
 Quelle: Eigene Darstellung 

Die Ziele dürfen nicht isoliert voneinander betrachtet werden. Häufig bedingt ein Ziel das 

Erreichen eines Anderen. Setzt man sich z. B. das Ziel das Business-IT-Alignment zu verbes-

sern, so zieht die Umsetzung dieses Ziels unter Umständen weitere Ziele nach sich. Die Ver-

besserung des Business-IT-Alignments führt bspw. zur Reduktion von IT-Kosten, höherer 

Qualität der IT, besserer Kundenzufriedenheit und einer besseren Time-to-Market (Lankhorst 

2012, 10).  

EAM kann ferner als Instrument zur Umsetzung der IT-Strategie genutzt werden. Kostenre-

duktion, Verbesserung der Flexibilität und Konsolidierung der IT-Landschaft sind häufig 

Ziele, die in der IT-Strategie festgelegt sind und mit EAM realisiert werden. Bspw. bewirkt 

eine Konsolidierung vorhandener IT-Systeme meist, dass die Komplexität der gesamten IT-

Architektur reduziert und damit beherrschbarer wird. Infolgedessen wird auch die Transpa-

renz erhöht. Die Ziele in Zusammenhang mit EAM sind in unterschiedlichen Organisationen 

unterschiedlich gewichtet. So legen manche Organisationen bspw. den Fokus auf die Generie-

rung von Transparenz und Überblick. Für andere hingegen steht die Kooperation mit externen 

Partnern oder die Einhaltung von Compliance-Vorgaben im Vordergrund.  

3.3 Aufgaben von EAM 

EAM umfasst ein breites und vielfältiges Spektrum von Managementaufgaben (Krcmar 2010, 

247). Diese Kernaufgaben von EAM können danach geclustert werden, dass sie (1) Entwick-

lungspotenziale bzw. -erfordernisse aufdecken oder (2) zur Umsetzungsbegleitung bzw. zum 

Controlling beitragen. 
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Aufgaben, die Entwicklungspotenziale bzw. -erfordernisse aufdecken, dienen dazu das Poten-

zial von Projekten, IT-Systemen, etc. für eine Weiterentwicklung des Architekturmanage-

ments zu identifizieren. Dazu zählen folgende Aufgaben: 

Das Anforderungsmanagement (auch Demand Management) ist nicht zu verwechseln mit der 

umfassenden Anforderungsanalyse im Software Engineering, sondern dient vielmehr zur Vor-

bereitung und Befähigung von Portfolioentscheidungen sowie zur Weiterentwicklung der 

Anwendungslandschaft. In Zusammenhang mit EAM werden durch das Anforderungsma-

nagement neue Maßnahmen und fachliche Anforderungen in einheitlicher Form erfasst, doku-

mentiert und auf Ähnlichkeiten in Bezug auf betroffene Elemente, wie z. B. Geschäftsprozes-

se, analysiert (Matthes et al. 2008, 58ff.; Schwarzer 2009, 24; Wittenburg 2007, 11ff.; Krcmar 

2010, 247; Keuntje et al. 2010, 203; Hanschke 2013, 320).  

Das IT-Bebauungsplanmanagement auch Management der Anwendungslandschaft oder 

Landscape Management genannt, verfolgt das Ziel die Ist-Architektur einer Organisation zu 

dokumentieren sowie künftige Plan- und Soll-Architekturen zu entwickeln (Matthes et al. 

2008, 55ff.; Schwarzer 2009, 24; Keuntje et al. 2010, 203; Wittenburg 2007, 11ff.; Aier et al. 

2008c, 299). Ist-, Plan- und Soll-Architekturen beschreiben den momentanen, zukünftigen 

und angestrebten Zustand der IT- und Prozesslandschaft (Schwarzer 2009, 25; Wittenburg 

2007, 19). Mithilfe dieser Dokumentationen können Schwachstellen und Risiken identifiziert 

werden (Schwarzer 2009, 25). 

Im Rahmen des Projektportfoliomanagements werden die Ergebnisse des Strategie- und 

Zielemanagements konkretisiert. Es unterstützt die Organisationen dabei ein optimales Portfo-

lio von Projekten zusammenzustellen, indem Projekte nach ausgewählten Kriterien priorisiert 

werden (Matthes et al. 2008, 59ff.; Schwarzer 2009, 24; Wittenburg 2007, 11ff.; Krcmar 

2010, 247; Zimmermann et al. 2011, 11; Keller/Junginger 2009, 7; Keuntje et al. 2010, 203; 

Hanschke 2012, 20; Aier et al. 2008c, 294). Kriterien können z. B. ein hoher ökonomischer 

oder strategischer Wert eines Projekts sein. Darüber hinaus spielen auch mit dem Projekt 

einhergehende Risiken und das Projektvolumen eine Rolle (Schwarzer 2009, 24; Wittenburg 

2007, 13ff.). 

Zur technischen Realisierung fachlicher Anforderungen ist das IT-Architekturmanagement 

zuständig. Im Zuge dieser Aufgabe werden Standards und Richtlinien für die Organisation 

festgelegt sowie die Anwendungslandschaft standardisiert und harmonisiert (Matthes et al. 
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2008, 72ff.; Schwarzer 2009, 24; Wittenburg 2007, 11ff.; Keuntje et al. 2010, 204; Krcmar 

2010, 247). 

Im Rahmen des Synchronisationsmanagements werden fachliche und technische Abhängig-

keiten von laufenden und geplanten Projekten überwacht und gesteuert (Matthes et al. 2008, 

61ff.; Schwarzer 2009, 24; Keuntje et al. 2010, 203; Wittenburg 2007, 17; Krcmar 2010, 

247). Aufgabe des Synchronisationsmanagements ist es z. B. Projekte, die den festgelegten 

Zeitplan nicht einhalten, frühzeitig zu identifizieren, um auf diese Weise bei auftretenden Pla-

nungsproblemen möglichst schnell zu reagieren und größere Abweichungen zu verhindern 

(Wittenburg 2007, 17). 

Das Geschäftsobjektmanagement betrachtet Geschäftsobjekte wie Kunden oder Verträge. 

Mithilfe dieser Managementaufgabe werden Geschäftsobjekte betrachtet, die von Anwen-

dungssystemen während eines Geschäftsprozesses erstellt, verwendet oder verändert werden 

(Matthes et al. 2008, 68ff.; Schwarzer 2009, 24; Keuntje et al. 2010, 203). 

Aufgaben, die zur Umsetzungsbegleitung oder zum Controlling beitragen dienen dazu, Pro-

zesse zu verbessern oder die strategische Ausrichtung der IT-Landschaft voranzutreiben. Zu 

diesen Aufgaben zählen:  

Die Etablierung einer IT-Strategie zählt ebenso wie die Ausrichtung sämtlicher EAM-

Maßnahmen an dieser Strategie zu den Aufgaben des Strategie- und Zielmanagements 

(Matthes et al. 2008, 66ff.; Schwarzer 2009, 24; Keller/Junginger 2009, 7; Keuntje et al. 

2010, 203; Wittenburg 2007, 11ff.; Krcmar 2010, 247). Zum einen wird die Strategie doku-

mentiert, zum anderen werden Strategien und Ziele mit künftigen Maßnahmen verbunden. So 

wird nicht nur die Zielerreichung dokumentiert und operationalisierbar, sondern auch mehr 

Transparenz und Nachvollziehbarkeit bezüglich der Strategie- und Zielumsetzung erreicht 

(Wittenburg 2007, 15).  

Das SOA-Transformationsmanagement beschäftigt sich damit, eine Unternehmensarchitektur 

in eine Service-orientierte Architektur umzuwandeln (Buckl et al. 2011b, 42; Schwarzer 2009, 

24; Keuntje et al. 2010, 204). (Verfassung des Freistaates Bayern 2003)  

Im Rahmen des Infrastrukturmanagements werden auf Basis einer Bestandsaufnahme Redun-

danzen und mögliche Einsparpotenziale identifiziert und mithilfe geeigneter Projekte verwirk-

licht (Matthes et al. 2008, 75ff.; Schwarzer 2009, 24; Keuntje et al. 2010, 204). Auf diese 
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Weise sind Einsparungen zu erreichen. Bspw. werden hier geplante Zeiträume für Release- 

und Supportaktivitäten betrachtet (Schwarzer 2009, 24; Buckl et al. 2011b, 43) 

Um EAM effektiv zu gestalten, ist es wichtig, dass die beschriebenen Aufgaben nicht isoliert 

voneinander betrachtet werden, sondern dass durch Austausch relevanter Informationen eine 

Verbindung zwischen den Aufgaben entsteht (Buckl/Schweda 2011, 9). Bspw. ist das Anfor-

derungsmanagement eng mit dem Strategie- und Zielmanagement verknüpft, um Ziele zu 

lokalisieren, die mit einer neuen Anforderung verfolgt werden. Dadurch entsteht der Vorteil 

einer weiteren Evaluationsmöglichkeit, zudem wird mehr Transparenz generiert, da Anforde-

rungen stets Zielen oder Strategieaspekten zugeordnet werden können (Wittenburg 2007, 12). 

3.4 Charakteristika von EAM in der öffentlichen Verwaltung 

 Rahmenbedingungen der öffentlichen Verwaltung in Deutschland  3.4.1

Die deutsche Verwaltung ist charakterisiert durch zwei im Grundgesetz der Bundesrepublik 

Deutschland sowie den jeweiligen Landesverfassungen verankerten Grundsätzen: dem Res-

sortprinzip (Art. 65 GG) und dem Föderalismus (Art. 20 Abs. 1 GG) (Obermeier et al. 2013, 

897; Schwertsik 2013, 71; Gravesen 2012, 2ff.). Der Föderalismus unterteilt Deutschland 

vertikal in einen Bundesstaat, 16 Bundesländer und gegenwärtig 11.138 Kommunen (o. V. 

2014). Diese sind zwar Teil der Bundesländer, agieren aber organisatorisch autonom (Art. 28 

GG). Deutschland hat somit drei funktionale Ebenen, obwohl im Grundgesetz lediglich ein 

zweistufiger Aufbau angedacht ist (Keller 2006, 101). In den letzten Jahren wurden politische 

Entscheidungen dieser drei vertikalen Ebenen zunehmend von einer vierten Ebene, der 

Europäischen Union, beeinflusst (Schwertsik 2013, 72; Wolf et al. 2011, 189). Im Rahmen 

des Ressortprinzips werden Kompetenzen auf verschiedene Ressorts (Ministerien) verteilt 

(Bogumil/Jann 2009, 353). Dementsprechend werden die genannten drei vertikalen Ebenen 

horizontal in autonome Fachbereiche mit verteilten Zuständigkeiten gegliedert (Schwertsik 

2013, 72; Brüggemeier et al. 2006, 31)..  

Die Bundes- bzw. Landesregierung (Kabinett) setzt sich aus Bundeskanzler bzw. Minister-

präsident sowie den Bundes-/Landesministern zusammen (Art. 62 GG, z. B. Art 43 Abs. 2 

Bayerische Verfassung). Bundeskanzler bzw. Ministerpräsident haben innerhalb der Bundes-/ 

Landesregierung Richtlinienkompetenz (Art. 65 GG, z. B. Art. 51 Abs. 1 Bayerische Verfas-

sung), d. h. Bundeskanzler und Ministerpräsidenten der Bundesländer geben politische Leitli-
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nien vor. Innerhalb dieser Richtlinien agiert jedoch jeder Bundes-/Landesminister für seinen 

Geschäftsbereich selbstständig und unter eigener Verantwortung (= Ressortprinzip) (Art. 65 

GG, z. B. Art. 51 Abs. 1 Bayerische Verfassung). Entscheidungen werden im Mehrheitsbe-

schluss der Bundes- bzw. Landesregierung getroffen (Kollegialprinzip)(Art. 42 Abs. 2 GG, 

z. B. Art. 54 Bayerische Verfassung), wobei die Richtlinienkompetenz von Bundeskanzler/ 

Ministerpräsident Vorrang hat. Bestehen Meinungsverschiedenheiten zwischen Bundesminis-

tern, so entscheidet die Bundesregierung (Art. 65 GG). Beschlüsse auf Länderebene werden 

bspw. in Bayern durch die Staatsregierung mit Stimmenmehrheit der Abstimmenden gefasst 

(Art. 54 Bayerische Verfassung), wobei bei Stimmengleichheit die Stimme des Ministerpräsi-

denten entscheidend ist (Art. 54 Bayerische Verfassung). Für jede Ebene (Ministerium/ Res-

sort) gelten wiederum die Prinzipien der vertikalen und horizontalen Segmentierung. Die 

Folge dessen ist die präzise Zuweisung von fachlich getrennten Kompetenzen zu einer Ver-

waltungsinstanz einer vertikalen Ebene. In einem Ressort werden fachliche Aufgaben gebün-

delt, wobei ein Ressort wiederum aus mehreren (nachgeordneten) Bereichen bestehen kann. 

Diese Bereiche können unter Umständen inhomogenen fachlichen Fokus aufweisen und sich 

an verschiedenen Standorten befinden (Bogumil/Jann 2009, 86; Schwertsik 2013, 72; Eifert 

2006, 364ff.; Schuppan 2006, 54ff.). 

Verwaltungszuständigkeiten zwischen Bund und Ländern sind strikt getrennt voneinander mit 

eigenem Personal, eigenen Ressourcen und individueller Organisation zu vollziehen (= Ver-

bot der Mischverwaltung, Art. 83 ff GG). Nur die im Grundgesetz dedizierten Fälle können 

gemeinsam bearbeitet werden (BVerfG, 2 BvR 2433/04, Abs. 1 - 228). Gemäß Art. 91c GG 

sind Kooperationen bezüglich IT ausdrücklich gestattet. Da IT fachliche Zuständigkeiten tan-

giert und somit dem Verbot der Mischverwaltung widerspricht, ist die Zusammenarbeit auf 

diesem Gebiet dennoch eine Herausforderung (Schwertsik 2013, 72; Eifert 2006, 405; Winter 

o. J.). Abbildung 3-3 stellt den schematischen Aufbau der öffentlichen Verwaltung in 

Deutschland dar. (BVerfG) (GG 2012) 
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Abbildung 3-3: Schematische Darstellung der Gliederung der öffentlichen Verwaltung in Deutschland 
 Quelle: In Anlehnung an (Schwertsik 2013, 73) 

Der gegenwärtige Zustand der Verwaltungsrealität geht auf Bürokratieprinzipien von Max 

Weber ergänzt um Anforderungen des New Public Managements zurück (Schwertsik 2013, 

76ff.).  

Organisatorisch wird in der deutschen Verwaltung, ebenso wie bei Unternehmen, zwischen 

Aufbau- und Ablauforganisation differenziert (Kosiol 1962, 32; Bogumil/Jann 2009, 138). 

Die Aufbauorganisation beschreibt die formale Gliederung d. h. das grundlegende 

Zuständigkeits- und Kompetenzsystem einer Organisation (Kosiol 1962, 32, 1972, 76ff.; 

Thommen/Achleitner 2012, 824; Bogumil/Jann 2009, 138; Schwertsik 2013, 79). Inhaltlich 

ist die öffentliche Verwaltung in Fach- und Querschnittsbereiche eingeteilt. Fachbereiche ver-

richten behördenspezifische, Querschnittsbereiche erbringen unterstützende Aufgaben wie 

z. B. IT-Aufgaben (Schwertsik 2013, 80; Ulschmid 2003, 3; Brüggemeier et al. 2006, 50ff.).  

Die Ablauforganisation definiert Verfahrensweisen für Arbeitsabläufe, die durch Arbeits-

inhalt, -zeit, -zuordnung und -raum festgelegt sind. Beide Organisationsformen (Aufbau und 

Ablauf) beeinflussen sich gegenseitig und können daher nicht exakt voneinander abgegrenzt 

werden (Kosiol 1962, 32, 1972, 89ff.; Thommen/Achleitner 2012, 824; Bogumil/ Jann 2009, 

140f.; Schwertsik 2013, 80). Neben den genannten offiziellen existieren auch informelle 

Organisationsformen in der deutschen Verwaltung. Diese beeinflussen ebenso wie die offizi-

ellen Organisationsformen die Entscheidungsfindung und überlagern zum Teil sogar offizielle 

Zuständigkeiten. Informelle Gruppen durch Bekanntschaften, gelebte Normen und Verhal-

tensweisen oder informelle Kommunikation sind Beispiele dafür (Schwertsik 2013, 81).  
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Durch den Föderalismus und das Ressortprinzip existiert innerhalb einer föderalen Organisa-

tion eine Aufteilung in einen zentralen (z. B. Regierung als Steuerung der Gesamtverwaltung) 

und dezentralen (z. B. Ministerien und Ressorts) Bereich (Schwertsik et al. 2011, 13). Dezen-

trale Organisationen, wie bspw. Landesverwaltungen, sind charakterisiert durch dezentrale, 

semi-autonome Bereiche und gleichermaßen einer autarken, zentralen strategischen Einheit, 

wobei operative und strategische Verantwortlichkeiten voneinander getrennt sind (Schwertsik 

et al. 2011, 14). Unter Berücksichtigung der dezentralen Organisationsform bedeutet dies 

übertragen auf den öffentlichen Sektor auf Bundesebene: der Bund ist Zentrale und Länder 

sind eigenständige dezentrale Bereiche. Auf Länderebene bedeutet dies, dass die Minister der 

Ressorts (Leiter) zusammen mit dem Ministerpräsidenten die Regierung bildet und landesweit 

strategische Ziele verabschieden (Zentrale) und die Ressorts dezentrale, autonome Bereiche 

mit ressortinterner Zielerreichung sind (Schwertsik et al. 2011, 14f.). 

Dezentrale Strukturen sind vor allem in Bezug auf die IT herausfordernd, da einerseits die 

Forderung nach stärkerer Zusammenarbeit und Interoperabilität der IT besteht. Andererseits 

sind jedoch klar vorgegebene Verwaltungsstrukturen und organisatorische Governance durch 

die genannten Grundsätze existent. Angesichts zunehmender Forderungen nach Kooperatio-

nen auf dem Gebiet der IT folgte sogar eine Änderung des Grundgesetzes durch die Erlassung 

des Art. 91c GG. Dies ändert jedoch bislang wenig an der gelebten Verwaltungsrealität, in der 

Schwierigkeiten weiterhin im Hinblick auf Kooperationen auf Bundeslandebene ebenso wie 

innerhalb des Verwaltungsapparates selbst bestehen (Schwertsik 2013, 256). Aufgrund klarer 

fachlicher Zuständigkeiten bleibt die Zusammenarbeit herausfordernd und ist tendenziell die 

Ausnahme, obwohl bereits Instrumente, wie z. B. der IT-Planungsrat installiert wurden. Grün-

de dafür sind vielschichtig: Einerseits lassen Vermutungen zu, dass immer noch unzureichen-

des Verständnis für den Einsatz von IT in öffentlichen Verwaltungen vorherrscht. Anderer-

seits lässt die Beschneidung der individuellen Kompetenzen die bislang noch mangelnde 

Zusammenarbeit annehmen.  

Aufgrund der in der öffentlichen Verwaltung gesetzlich vorgegebenen Zuständigkeits- und 

Aufgabenverteilung ist eine zentrale Steuerung hierarchisch nicht umsetzbar (Schwertsik et al. 

2011, 15). Der IT kommt in diesem Gebilde eine besondere Stellung zu, da sie eine Quer-

schnittsfunktion einnimmt, aber maßgeblich für Informationsaustausch und Abstimmungen 

zwischen den Bereichen ist. Aufgaben, die erhebliche fachliche Kenntnisse erfordern, sollen 

organisatorisch den dezentralen Bereichen zugeordnet werden. Querschnittsaufgaben, die die 

gesamte Organisation betreffen, sollten im Verantwortungsbereich der Zentrale liegen 
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(Schwertsik et al. 2011, 15). IT-Entscheidungen werden sowohl in der Zentrale als auch in 

den dezentralen Bereichen getroffen. IT-Entscheidungen, die die Fachlichkeit betreffen wer-

den demnach weiterhin im dezentralen Bereich getroffen, die eigenständige Entscheidungs-

mechanismen wie Rollen, Verantwortlichkeiten und Entscheidungsprozesse aufweisen. IT-

Entscheidungen, die übergreifende Aspekte oder Querschnittsthemen betreffen, werden zen-

tral getroffen (Reynolds et al. 2010, 5).  

Adaptiert auf das Architekturmanagement bedeutet dies, dass EAM zentral als Rahmen ent-

wickelt und dezentral auf die jeweiligen Bedürfnisse angepasst werden muss. Aufgrund der 

genannten Rahmenbedingungen wird die Governance der Verwaltung beeinflusst, sodass zum 

Teil fachliche Verantwortlichkeiten in den verschiedenen Bereichen aufzubauen sind. Da die 

Rahmenbedingungen gesetzlich verankert sind, ist davon auszugehen, dass diese auch für alle 

Verwaltungsorganisationen in Deutschland gelten (Schwertsik 2013, 78). Im weiteren Verlauf 

dieser Arbeit stehen Landesbehörden im Fokus der Betrachtung. 

 Unterschiede zwischen Privatwirtschaft und öffentlicher Verwaltung 3.4.2

Es existieren sowohl zahlreiche Gemeinsamkeiten als auch Unterschiede zwischen der Privat-

wirtschaft und der öffentlichen Verwaltung im Hinblick auf die Gestaltung von EAM. Diese 

lassen sich in folgende drei Bereiche einteilen (Nutt 2006, 291): Umfeldbedingungen, Ge-

schäftsanforderungen und IT-Governance.  

Umfeldbedingungen stellen von außen auf die Organisation wirkende Einflüsse dar (Nutt/ 

Backoff 1993, 211; Nutt 2006, 292; Rainey et al. 1976, 236). Für öffentliche Verwaltungen 

umfasst dies Aspekte wie die föderale Struktur der Verwaltung und übergreifende gesetzliche 

Grundlagen. 

Geschäftsanforderungen sind Anforderungen an die Ausgestaltung des EAM, die sich aus der 

jeweiligen Branche bzw. dem jeweiligen Tätigkeitsfeld ergeben. Übertragen auf die öffent-

liche Verwaltung bedeutet dies die inhaltliche Aufgabenstellung der Ressorts. Dazu zählen 

bspw. die Umweltüberwachung oder die Vergabe von Sozialleistungen. 

Der Bereich IT-Governance betrifft die existierende Struktur der IT-Steuerung, die Entschei-

dungsrechte beeinflusst und dadurch Einfluss darauf hat, wie EAM ausgestaltet werden kann. 

Für die öffentliche Verwaltung spiegelt dies z. B. interne Abstimmungsprozesse auf fachli-

cher und querschnittlicher Ebene zwischen den Ressorts wider.  
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Bezogen auf diese drei Bereiche können sowohl Gemeinsamkeiten als auch Unterschiede 

zwischen der Privatwirtschaft und der öffentlichen Verwaltung identifiziert werden. 

Gemeinsamkeiten im Bereich Umfeldbedingungen sind die Pflicht zur Einhaltung von gesetz-

lichen Vorgaben, in deren Rahmen sowohl Unternehmen als auch Verwaltungen agieren. Für 

öffentliche Verwaltungen haben diese Umfeldbedingungen eine größere Tragweite als in der 

Privatwirtschaft, da alle Handlungen und Prozesse davon bestimmt sind. Weitere Aspekte 

sind gesetzliche Rahmenbedingungen, marktwirtschaftliche Prinzipien, die ökonomische 

Situation sowie die Staatsauffassung. Darüber hinaus sind öffentliche Verwaltungen umfang-

reichen politischen Rahmenbedingungen und gesellschaftspolitischen Werten unterworfen 

(Winkler 2013, 831). 

Umfeldbedingungen wirken vor allem auf die gestalterischen Aspekte eines Unternehmens 

und der öffentlichen Verwaltung. Unternehmen werden dabei durch fachliche Verbände, 

Standardisierungsgremien und gesetzliche Rahmenbedingungen beeinflusst. Auf die IT-

Ausgestaltung in der öffentlichen Verwaltung nehmen hauptsächlich der IT-Planungsrat, 

Fachministerkonferenzen, die Gesetzgebung sowie Kooperationen mit Bund, Ländern und 

Kommunen Einfluss.  

Marktwirtschaftliche Bedingungen bzw. Wettbewerb als Umfeldbedingungen wirken auf 

beide Sektoren: Während sich Unternehmen um Kunden bemühen müssen, trifft dies für die 

öffentliche Verwaltung nur in wenigen Fällen, wie z. B. bei der Standortpolitik, zu (Becker et 

al. 2009a, 16). Oberste Grundsätze von Unternehmen sind Wettbewerbsfähigkeit und Ge-

winnstreben, wohingegen öffentliche Verwaltungen unter der Maxime der Gesetzmäßigkeit 

und der öffentlichen Aufgabenerfüllung agieren (Nutt/Backoff 1993, 211; Rainey et al. 1976, 

236; Sethibe et al. 2007, 836; Becker et al. 2009a, 7ff.; Winkler 2013, 832). Das heißt, die 

Durchführung und Einhaltung von Gesetzen und Maßnahmen (Jurisch et al. 2012, 2608; 

Brüggemeier et al. 2006, 34f.).  

Zur Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit sind Unternehmen oftmals bereit Risiken einzuge-

hen. Der öffentliche Sektor ist dagegen im Allgemeinen von Stabilität und Risikoaversion 

geprägt (Jurisch et al. 2012, 2608; Winkler 2013, 833; Rocheleau/Wu 2002, 393f.; Sethibe et 

al. 2007, 836). Risikoaversion bedeutet auch einen geringeren Grad an Innovationsfreudig-

keit, da Innovationen zwangsweise ein höheres Risiko bedeuten. Öffentliche Verwaltungen 

werden als late adopter angesehen, wenn es um Management- und IT-Innovationen geht 

(Winkler 2013, 833).  
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Im Bereich Geschäftsanforderungen spielen folgende Aspekte eine Rolle: Die Kernprozesse 

eines Unternehmens sind entlang ein oder mehrerer Wertschöpfungsketten miteinander ver-

bunden (Porter 1985, 33f.). Unternehmen haben in der Regel eine enge Kooperation zu ihren 

Zulieferern und Kunden. Hauptkooperationsbeziehungen in öffentlichen Verwaltungen finden 

lediglich innerhalb fachlicher Bereiche statt. Eine fachübergreifende Zusammenarbeit ist 

somit eher gering ausgeprägt, wodurch ein stärkeres Silodenken vorhanden ist (Becker et al. 

2009a, 16). Unternehmen kooperieren in der Regel nur mit Partnern auf gleicher Ebene, da 

die wichtigsten Kooperationspartner Zulieferer und Kunden sind, die die Wertschöpfungs-

kette nach außen verlängern. Charakteristisch für öffentliche Verwaltungen ist die fehlende 

Pflicht zur Zusammenarbeit (Becker et al. 2009a, 16). Unter der Annahme, dass in der öffent-

lichen Verwaltung eine Wertschöpfungskette existiert, ist dies nur innerhalb der Ressorts der 

Fall. Die wichtigsten Adressaten für Kooperationen sind andere föderale Ebenen wie Kom-

munen, Länder und der Bund.  

Beide Sektoren betreiben bspw. zunehmend Outsourcing, doch aufgrund rechtlicher Rahmen-

bedingungen erschweren Vergabeverfahren das Outsourcing in der öffentlichen Verwaltung 

(Winkler 2013, 834). Im Bereich der Geschäftsanforderungen wurde bisher darauf eingegan-

gen, dass EAM bestimmten vorgegebenen Eigenschaften folgen muss und dadurch sehr spe-

zielle fachliche Unterschiede zwischen den Sektoren bestehen. EAM kann aber auch zur 

Lösung von Problemen beitragen: Durch das verstärke Silodenken und dem dadurch entstan-

denem Mangel an interorganisationalem Wissenstransfer sind Synergieeffekte nicht nutzbar 

(Jurisch et al. 2012, 2606). Grundsätzlich würde allerdings sowohl innerhalb eines Landes als 

auch länderübergreifend die Möglichkeit der Zusammenarbeit und des Wissensaustausches 

bestehen (Winkler 2013, 833; Sethibe et al. 2007, 839). Da EAM häufig eingesetzt wird, um 

Synergieeffekte zu heben, ist dessen Einsatz für die Lösung des vorliegenden Problems emp-

fehlenswert. 

Die Ausgestaltung von IT-Governance in Organisationen hat Einfluss darauf, wie EAM in der 

jeweiligen Organisation ausgestaltet sein muss. Gemeinsamkeiten im Bereich IT-Governance 

sind die Verantwortlichkeitsverteilung innerhalb von Unternehmen und der öffentlichen Ver-

waltung. Ein Unterschied zwischen den beiden Sektoren sind divergierende Organisations-

strukturen und die damit einhergehenden unterschiedlichen Entscheidungsprozesse: Entschei-

dungen in der Privatwirtschaft basieren auf ökonomischen Abwägungen. Gewinnmaximie-

rung und ökonomische Abwägungen spielen in der öffentlichen Verwaltung hingegen nur 

eine untergeordnete Rolle. Darüber hinaus sind in Unternehmen hierarchische Entscheidun-



34 3 Einführung in den thematischen Kontext 

gen möglich. Dies ist in der öffentlichen Verwaltung nicht der Fall, da dort Entscheidungen 

im Konsens zu treffen sind, bei denen alle Stakeholder berücksichtigt werden (Marschollek/ 

Beck 2012, 157; Rocheleau/Wu 2002, 380; Sethibe et al. 2007, 836; Tarabanis et al. 2001, 

988).  

Neben der Rechenschaftspflicht gegenüber Anteilseignern besteht in der Privatwirtschaft 

mehr Autarkie bei der Zuweisung finanzieller Mittel. Der öffentliche Sektor wird im Gegen-

satz dazu von fiskalen Grenzen beeinflusst (Jurisch et al. 2012, 2608; Grimmer 2004, 12; 

Sethibe et al. 2007, 836). Führungskräfte des öffentlichen Sektors sind zudem nicht befugt, al-

leinige Entscheidungen über politische und finanzielle Angelegenheiten zu treffen (Eskildsen 

et al. 2004, 51). Ferner kann bei Verwaltungen eine zunehmende Differenzierung zwischen 

hoheitlichen (fachlichen) und nicht-hoheitlichen (z. B. IT) Aufgaben beobachtet werden. In 

der klassischen Verwaltungsorganisation werden weiterhin hoheitliche, in privatwirtschaft-

lichen Organisationsformen vermehrt nicht-hoheitliche Aufgaben verrichtet. Betreffende 

Sourcing-Entscheidungen werden ungeachtet dessen weiterhin in der klassischen Verwal-

tungsorganisation getroffen. Öffentliche Verwaltungen stehen zudem aufgrund der Gehalts-

strukturen stärker vor der Herausforderung, IT-Personal zu rekrutieren als Unternehmen 

(Rocheleau/Wu 2002, 394; Winkler 2013, 833; Sethibe et al. 2007, 836). 

In den letzten Jahren haben sich öffentliche Verwaltungen an die Struktur der IT-Governance 

der Privatwirtschaft angenähert. Strukturelle Unterschiede zwischen den beiden Sektoren 

wurden teilweise bspw. durch die Etablierung eines CIO verringert (Rocheleau/Wu 2002, 

394). Dies bedeutet jedoch nicht, dass Konzepte aus der Privatwirtschaft einfach übertragen 

werden können. Es besteht die Notwendigkeit, die Übertragbarkeit der Konzepte zu prüfen 

(Rocheleau/Wu 2002, 394; Hjort-Madsen 2006, 8; Sethibe et al. 2007, 840; Winkler 2013, 

832; Hauder/Schulz 2013, 10). Da in den meisten Fällen kein gemeinsames Anliegen 

zwischen den Ressorts besteht, wird auch wenig Nutzen an einer Harmonisierung über Res-

sortgrenzen hinweg gesehen. Vielmehr sieht man sogar den Nutzen an einer individuellen 

Harmonisierung innerhalb der jeweiligen Ressorts. 
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Zusammenfassung 

Die öffentliche Verwaltung weist hinsichtlich EAM auf abstrakter Ebene zahlreiche Ähnlich-

keiten mit dem privaten Sektor auf. In Bezug auf Umfeldbedingungen, Geschäftsanforderun-

gen und IT-Governance gibt es trotz der vielen Gemeinsamkeiten auch einige Unterschiede 

zwischen der Privatwirtschaft und der öffentlichen Verwaltung. Betrachtet man diese Unter-

schiede auf einer höheren Detailebene, so ist die öffentliche Verwaltung weniger flexibel und 

die Gestaltungsspielräume sind durch die Struktur und Regeln der öffentlichen Verwaltung 

stärker eingeschränkt als in der Privatwirtschaft. 

Ein Beispiel dafür stellt das Zusammenspiel von fachlichen und querschnittlichen Aufgaben 

dar. In der Privatwirtschaft gibt es einen Zuständigen für querschnittliche Aufgaben wie z. B. 

querschnittliche Personalverwaltung oder Human Resource (Thommen/Achleitner 2012, 66; 

Wöhe 1990, 199). In der öffentlichen Verwaltung ist der Ressortverantwortliche für alle fach-

lichen und querschnittlichen IT-Aufgaben in seinem Ressort selbst verantwortlich. Dies be-

deutet bspw., dass die Umwelt-IT im Umweltministerium verantwortet ist. Dies impliziert 

auch, dass letztendlich immer eine Matrixzuständigkeit und -sicht auf das EAM umgesetzt 

werden muss. 

Ein weiteres Beispiel für das Zusammenspiel von fachlichen und querschnittlichen Organisa-

tionseinheiten sowie infolgedessen unterschiedliche Abstimmungsebenen, die mitunter konfli-

gierend sind, ist die vertikale Zusammenarbeit, d. h. länderübergreifend entlang der Fachachse 

zwischen Ländern und Bund. Ressorts müssen zum einen mit andersartigen Ressorts inner-

halb des Bundeslandes eine gemeinsame Basis finden, zum anderen sich mit anderen gleich-

artigen Ressorts innerhalb Deutschlands abstimmen. Insbesondere bei Ersterem wird die 

schwierige Abstimmungssituation zwischen Ressorts und zentraler IT-Steuerung2 sichtbar. 

Die Ressorts sind einerseits für die Erfüllung gesetzlicher Anforderungen fachlicher Themen, 

auch mittels IT, verantwortlich. Andererseits ist die Abstimmung im föderalen Kontext 

sowohl organisationsintern als auch entlang der Fachachsen über Ländergrenzen hinweg, wie 

z. B. für die IT-Steuerung im IT-Planungsrat, zu unterstützen (Obermeier et al. 2013, 905; 

Eifert 2006, 361ff.; Brüggemeier et al. 2006, 32f.). Sowohl der übergreifende CIO als auch 

die Ressort-CIO sind für querschnittliche Synergiepotenziale verantwortlich. Die Ressorts 

hingegen haben vor allem an der Schaffung vertikaler Synergien Interesse. Generell besteht 

                                                 
2 Die IT-Organisation ist je nach Bundesland unterschiedlich aufgehängt – mal als Abteilung, mal als Stabsstelle. 
Im Folgenden wird der Begriff der zentralen IT-Steuerung verwendet. 
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die Herausforderung darin, die Ressorts zwar mit überfachlichem Know-how wie bspw. 

Methoden zu unterstützen, jedoch deren fachliche und gesetzliche Kompetenzen nicht zu 

schmälern (Obermeier et al. 2013, 905).  

In der Privatwirtschaft ist dies anders: der CIO und die gesamte Organisation orientieren sich 

an den zentralen Wertschöpfungsketten. Fachbereiche in Unternehmen stimmen sich i. d. R. 

nicht mit äquivalenten Fachbereichen in anderen Unternehmen ab, da die Wertschöpfungsket-

te ein Instrument ist, um Wettbewerbsvorteile zu generieren (Porter 1985, 59ff.). Da es in der 

öffentlichen Verwaltung äquivalente Wertschöpfungsketten aufgrund des Ressortprinzips 

nicht gibt, ist jeder IT-Verantwortliche auf das eigene Ressort fokussiert und eine Zusammen-

arbeit nicht prädominierend. Vor dem Hintergrund, dass Fachressorts der öffentlichen Ver-

waltung aufgrund des Ressortprinzips nicht verpflichtet werden können an der Einführung 

von EAM zu partizipieren, gilt es diese von dessen Bedeutung und Nutzen zu überzeugen. 

Eine Partizipation ist nur aus freiem Entschluss möglich, eine Durchsetzung von Zielen kann 

nur im Konsens mit den Fachressorts erreicht werden (Marschollek/Beck 2012, 157; 

Obermeier et al. 2013, 905). In der Privatwirtschaft hingegen wird das Partizipieren z. B. an 

EAM durch Aufnahme in Zielvereinbarungen verpflichtend. 

Die genannten Aspekte geben zusätzlich zu den Grundsätzen (vgl. 3.4.1) bestimmte Rahmen-

bedingungen vor, die ein direktes Übertragen von Konzepten aus der Privatwirtschaft in den 

öffentlichen Sektor nicht ohne Weiteres zulassen (vgl. z. B. Hjort-Madsen 2006, 8; Sethibe et 

al. 2007, 840; Obermeier et al. 2013, 898; Schwertsik 2013, 82; Rocheleau/Wu 2002, 394; 

Keller/Junginger 2009, 10; Winkler 2013, 832; Hauder/Schulz 2013, 10).  

In den vorangegangen Abschnitten wurde gezeigt, welche Rahmenbedingungen sich aus den 

Bereichen ergeben und prägend für EAM in der öffentlichen Verwaltung sind. Die Anforde-

rungen, die sich dafür ableiten lassen, werden in Kapitel 4 näher betrachtet. 

3.5 State-of-the-Art von EAM in der öffentlichen Verwaltung 

Zur Identifikation bisheriger EAM-Forschung wurde eine Literaturanalyse durchgeführt. 

Diese basiert auf Konferenzbeiträgen, Beiträgen aus wissenschaftlichen Zeitschriften sowie 

ausgewählten Monografien. Mithilfe von Suchbegriffen (Architecture bzw. Architektur und 

public bzw. öffentliche Verwaltung) wurden die Beiträge durchsucht. Zur Identifikation 

weiterer relevanter Beiträge erfolgte für die ausgewählten Beiträge eine Vorwärts- und 

Rückwärtssuche (Webster/Watson 2002, xvi). Nach Auswahl der Literaturbasis (insgesamt 57 
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Beiträge) wurde die Literatur nach Ländern sortiert. Auf Basis dessen wurde im letzten Schritt 

abgeleitet, in welchen Ländern welche EAM-Bestrebungen vorhanden sind. Die Ergebnisse 

der Literaturanalyse werden im Folgenden vorgestellt. 

Im Rahmen bisheriger EAM-Forschung finden sich bislang wenige Arbeiten, die sich mit 

EAM in der deutschen Verwaltung beschäftigen. Erste Arbeiten zeigen die Notwendigkeit 

von EAM in der deutschen Verwaltung auf (vgl. Obermeier et al. 2013). In Anbetracht der in 

dieser Arbeit gesteckten Ziele, identifizieren Obermeier et al. (2013) anhand einer Fallstudie 

Anforderungen an ein EAM-Konzept in der deutschen Verwaltung.  

In 2007 legte die deutsche Bundesregierung fest, die Effizienz der IT zu verbessern und ein 

aktives Enterprise Architecture Management einzuführen (Die Beauftragte der Bundesregie-

rung für Informationstechnik 2012; Buckl et al. 2011a, 49). Anlässlich dieser Ziele wurden 

verschiedene Anstrengungen unternommen, wie z. B. eine Rahmenarchitektur IT-Steuerung 

Bund, Methoden der Rahmenarchitektur der IT-Steuerung Bund sowie ein Leitfaden zur Ab-

leitung von Diensten veröffentlicht. Darin werden bspw. begriffliche Grundlagen geklärt oder 

die Ableitung von Diensten beschrieben (Die Beauftragte der Bundesregierung für Informati-

onstechnik 2012). 

Scherer und Wimmer (2011) analysieren die Anwendung von EA-Frameworks im Rahmen 

von E-Partizipation. Dabei beschreiben sie drei EA-Frameworks (Zachman, TOGAF, ARIS) 

und zeigen auf, wie diese die Entwicklung und Umsetzung von E-Partizipations-Projekten 

unterstützen können und an welchen Stellen Einschränkungen sind.  

Buckl et at. (2011a) entwickelten ein Konzept, um die Angebots- und Nachfragesituation von 

EA-Informationen zu modellieren. Dieses Modell hilft EA-bezogene Informationen zu sam-

meln. Die Anwendbarkeit des Modells wird mithilfe einer Fallstudie in der deutschen Bun-

desregierung demonstriert.  

Krolczyk et al. (2010) schlagen ein Konzept zur Identifikation, Beschreibung und Analyse 

von sozio-technischen Systemen vor. Dabei greifen sie auf verschiedene Theorien zurück. Sie 

versuchen diese Theorien zu kombinieren und nutzen EA zur Entwicklung von Complex 

Adaptive System Pattern (CAS-Pattern) für reale sozio-technische Systeme im Kontext von 

E-Government. EAM liefert dabei top-down Grundsätze für die Schaffung von Architekturen 

in sozio-technischen Systemen.  
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Birkmeier et al. (2013) entwickelten eine Methode zur Identifikation von Dienstleistungen 

von Geschäftsprozessmodellen.  

Mit EAM in der deutschen Verwaltung beschäftigen sich derzeit die sechs genannten Quellen 

(Obermeier et al. 2013; Die Beauftragte der Bundesregierung für Informationstechnik 2012; 

Buckl et al. 2011a; Scherer/Wimmer 2011; Krolczyk et al. 2010; Birkmeier et al. 2013). Diese 

beziehen sich lediglich auf die Nutzung von EA im Rahmen sozio-technischer Systeme 

(Krolczyk et al. 2010), demonstrieren sehr abstrakt, wie EA-bezogene Informationen gesam-

melt werden können (Buckl et al. 2011a), zeigen die Anwendbarkeit von EAM-Frameworks 

beim konkreten Anwendungsbeispiel E-Partizipation (Scherer/Wimmer 2011) oder liefern 

eine Methode um Dienstleistungen zu identifizieren (Birkmeier et al. 2013). Die Bundesre-

gierung gibt zwar einen groben Rahmen für EAM vor, jedoch mangelt es an konkreten Vor-

schlägen für die Umsetzung von EAM. Ein Ansatz (vgl. Obermeier et al. 2013) beschäftigt 

sich damit, welchen Anforderungen ein EAM-Konzept für die öffentliche Verwaltung gerecht 

werden müsste. Die genannten Publikationen behandeln lediglich einen kleinen Ausschnitt 

von EAM, konkrete Umsetzungsempfehlungen sucht man vergeblich.  

Durch den Clinger-Cohen Act hat die Einführung und Weiterentwicklung von EAM in der 

amerikanischen Verwaltung bereits seit geraumer Zeit einen hohen Stellenwert. Eingesetzt 

wird dort EAM vor allem um Duplikate und hohe Instandhaltungskosten zu vermeiden (Hite 

2010, 9; CIO Council 1999, 3; Mukherji et al. 2002, 19). Durch das Department of Defense 

Architecture Framework (DoDAF) (DoD 2009) und dem US Federal Enterprise Architecture 

Framework (FEAF) (CIO Council 1999) existieren eigens für die amerikanische Verwaltung 

konzipierte EAM-Ansätze. Bei weiteren Arbeiten untersuchen verschiedene Autoren die Rei-

fegradermittlung (Grasso 2011; Stoddard 2010), Architekturprodukte von DoDAF (Thal et al. 

2010) sowie die Implementierung von EAM in verschiedenen US-Ministerien (Mukherji et al. 

2002; Sawyer et al. 2013; Armour et al. 2003; Getter 2007). Weiter identifizierte Hjort-

Madsen (2007) drei Pattern, die den amerikanischen Verwaltungen beitragen sollen, die Pla-

nung von IT-Innovationen besser zu verstehen und zu managen.  

Nach der COBIT-Einführung in einer Verwaltung in Kanada soll EAM als Instrument zur 

Erfüllung von IT-Governance helfen und so EA-Initiativen glaubwürdiger machen (Chung 

2011). 

Skandinavische Länder haben seit mehreren Jahren EAM-Initiativen in den jeweiligen 

Verwaltungen. Ähnlich wie in den USA gibt es in Finnland seit 2011 ein Gesetz (Ministry of 

http://de.wikipedia.org/wiki/FEAF
http://de.wikipedia.org/wiki/FEAF
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Finance 2011), das den Einsatz von EAM erfordert. Vor diesem Hintergrund analysierten 

Lemmetti und Pekkola (2012) das allgemeine Verständnis bzgl. EAM. Neben Untersuchun-

gen des finnischen EA-Ansatzes (Valtonen et al. 2011; Valtonen et al. 2009; Valtonen et al. 

2010; Poutanen 2012), wurde ebenso die Rolle von EA in finnischen E-Government-Projek-

ten analysiert (Saarelainen/Hotti 2011) und wichtige Faktoren für die Einführung von EAM in 

Finnland diskutiert (Seppanen et al. 2009). Ähnlich wie andere Länder beschloss Norwegen 

sämtliche IT-Lösungen auf einer gemeinsamen IT-Architektur aufzusetzen (Hornnes et al. 

2010). Hornnes et al. (2010) beschreiben Herausforderungen bei dieser Realisierung. Aagesen 

et al. (2011) vergleichen die Entwicklung von Infrastrukturen in Norwegen und den Nieder-

landen. EAM-Bestrebungen in Schweden beziehen sich zum einen darauf, wie EAM das Wis-

sensmanagement unterstützen kann (Nilsson 2008). Zum anderen vergleicht van den Berg 

(2010) den Einsatz eines EA-Ansatzes in Schweden und den Niederlanden. Autoren, die sich 

auf die dänische Verwaltung beziehen, beschreiben vor allem Gründe für und Herausfor-

derungen von EAM-Programmen (Hjort-Madsen/Burkard 2006; Hjort-Madsen/ Pries-Heje 

2009; Hjort-Madsen 2006). Janssen und Hjort-Madsen (2007) vergleichen darüber hinaus 

nationale EAM-Bestrebungen in Dänemark und den Niederlanden. EAM-Bemühungen in den 

Niederlanden identifizieren Design-Prinzipien, die den Erfolg von EAM erhöhen (Janssen/ 

Kuk 2006) sowie die Entwicklung und Verwendung einer Referenzarchitektur (Janssen/ 

Cresswell 2005; de Boer 2011). In Griechenland wurden Arbeiten bzgl. EAM hauptsächlich 

in den Jahren 2001 bis 2005 publiziert. Diese beschäftigen sich vor allem mit dem Aufbau 

einer EA für die griechische Verwaltung (Peristeras/Tarabanis 2000; Tarabanis et al. 2001; 

Peristeras/Tarabanis 2005; Peristeras/Tarabanis 2004). 

Des Weiteren gibt es EAM-Initiativen in Ländern wie der Schweiz, Österreich, Großbritan-

nien, Palästina und Australien. Im Zuge der organisatorischen Neuausrichtung der IT in der 

Schweiz, wurde die Notwendigkeit einer EA herausgestellt (Groppo/Heck 2009). In Öster-

reich wurde EAM im Bundesministerium für Finanzen eingeführt. Es werden zwar Lessons 

Learnt durch Erfolgsfaktoren aufgezeigt, allerdings fehlen auch hier konkrete Handlungsan-

weisungen für die Entwicklung und die Einführung eines EAM-Konzepts (Plachy 2010). 

Durch die Entwicklung des British Ministry of Defence Architecture Framework (MoDAF) 

hielt EAM in der britischen Verwaltung Einzug. Im Justizministerium sollen durch EAM 

bspw. Kosten gesenkt werden (Few/Chappell 2010). Weiter werden Einsatzmöglichkeiten wie 

z. B. das gemeinsame Nutzen von Informationen (Golledge/Mclean 2009) oder die Verbes-

serung des Beschaffungsoutcomes (Steen 2010) skizziert. Erste Bestrebungen in Palästina 

dienen dazu den Informationsfluss zwischen den dezentralen Einheiten und der Zentrale zu 
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ermöglichen (Ayyad 2007). EA-Forschung in Australien beschäftigt sich vor allem mit Enter-

prise Architecture Planning (EAP), ein Ansatz, der von Spewak und Hill (1993) entwickelt 

wurde (Jensen-Waud 2011).  

Mit der Weiterentwicklung des chinesischen E-Governments, wird auch das Thema EAM 

immer bedeutender. Der Fokus liegt auf EAM-Frameworks und -Methodiken, weniger auf der 

Umsetzung, bspw. werden keine spezifischen Handlungsanweisungen und Empfehlungen für 

die Anwendung von EAM geboten (Gui-sheng 2010; Zheng/Zheng 2011, 2013). Ojo et al. 

(2012) identifizierten bspw. im Rahmen eines Projekts, wie EAM-Fähigkeiten innerhalb von 

Behörden entwickelt werden können. Die Regierung von Nepal hat einen E-Government-

Masterplan entwickelt mit den Zielen eine gute Steuerung sowie die soziale und wirtschaftli-

che Entwicklung des Landes voranzutreiben. EAM soll unter anderem dazu genutzt werden, 

diese Ziele zu realisieren (Adhikari 2011). In Singapur spielt EAM eine zentrale Rolle bei der 

Weiterentwicklung von einem niedrigen E-Government (z. B. Webpräsenz) zu einem höheren 

Status (Connected Government). Conntected Government bedeutet bspw. sowohl die Verbes-

serung von E-Services für Bürger als auch den Ausbau von Kapazitäten und Synergien inner-

halb der Verwaltung (Saha 2009). EAM wurde dazu genutzt die genannten Ziele anzugehen. 

Die Entwicklung von EAM in Singapur wird von Saha (2009) veranschaulicht. Erste EAM-

Bestrebungen in Bangladesch zeigen zunächst die Notwendigkeit für ein EAM auf, um dann 

die potenziellen Vorteile für Bangladesch zu eruieren (Azad et al. 2008).  

Der Fokus der EAM-Initiativen der einzelnen Länder ist in Tabelle 3-5 zusammengefasst. 

Immer wenn ein oder mehrere Publikationen für einen bestimmten Aspekt vorhanden sind, 

wurde dies kenntlich gemacht. Durch Publikationen zu unterschiedlichen Themenschwer-

punkten hat das Thema EAM im jeweiligen Land einen gewissen relevanten Stellenwert. Sind 

keine Publikationen oder nur für einen Schwerpunkt vorhanden, ist das Thema noch nicht 

sehr ausgeprägt bzw. wird es als reines Praktiker Thema verstanden. 
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Anwendbarkeit/ 
Implementierung 
durch konkrete 
Beispiele 

                 

Vorgabe eines 
groben EAM-
Rahmens 

                 

Reifegradermittlung                  

Erhöhung des 
allgemeinen Ver-
ständnisses von EA 

                 

Gründe/Nutzen für 
EAM-Einführung                  

Aufbau einer EA                  

Analyse konkreter 
EA-Ansätze                  

Entwicklung von 
EAM-Fähigkeiten                  

Tabelle 3-5:  Themen des State-of-the-Art 
 Quelle: Eigene Darstellung 

Neben den genannten EAM-Bestrebungen in verschiedenen Ländern, untersuchen eine Reihe 

von Autoren EAM allgemein im öffentlichen Sektor. Diese Arbeiten stellen zum einen gene-

rell die Nützlichkeit von EAM in Verwaltungen heraus (Wu 2007). Zum anderen zeigen sie 

Faktoren, die den Erfolg von EAM-Initiativen erhöhen (vgl. Ojo et al. 2012). Eine Studie 

deckte auf, das eine extern orientierte Management-Strategie sich positiv auf die Akzeptanz 

von EAM auswirkt (van Veenstra/Zuurmond 2009). Einige Autoren heben EAM als Instru-

ment zur Risikominderung in Projekten hervor, wobei dieser Einsatzmöglichkeit bis heute 

noch zu wenig Aufmerksamkeit geschenkt wird (Janssen/Klievink 2007). Weiter entwickelten 

Wilson et al. (2011) ein EAM-Referenzmodell um behördenübergreifende Zusammenarbeit 

zu fördern. Guijarro (2007) liefert eine vergleichende Studie in Bezug auf die Verwendung 

von Interoperabilität-Frameworks und EAs innerhalb von E-Government-Initiativen zwischen 

Europa und USA. 

Basierend auf dem bisherigen Forschungsstand zu EAM im öffentlichen Sektor kann gefol-

gert werden, dass die Verbreitung und Nutzung von EAM noch in den Anfängen steht. Ob-

wohl die Notwendigkeit und Relevanz von EAM in der öffentlichen Verwaltung sowohl in 
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der Wissenschaft als auch im Praxisumfeld erkannt wurde, werden in den meisten Publikatio-

nen zu EAM in der öffentlichen Verwaltung häufig nur die Relevanz, Notwendigkeit oder 

oberflächliche Gestaltungsempfehlungen und Erfolgsfaktoren aufgezeigt, ohne konkret auf 

die Ausgestaltung eines EAM-Konzepts oder einer EAM-Einführungsstrategie einzugehen. 

Zum Beispiel verdeutlichen Untersuchungen in der Schweiz, Dänemark und Bangladesch die 

Gründe für eine EAM-Einführung. Im Rahmen konkreter Anwendungsfälle wird der Nutzen 

von EAM veranschaulicht (vgl. z. B. USA, Kanada, Finnland, Schweden, Großbritannien, 

Nepal). Weiter werden bspw. der Aufbau einer EA (Griechenland) sowie die Verbesserung 

des allgemeinen Verständnisses bzgl. EAM (Finnland) dargelegt. Darüber hinaus werden 

z. B. Design-Patterns (Niederlande) sowie eine Referenzarchitektur (Österreich) identifiziert. 

Allerdings fehlen dennoch konkrete Handlungsanweisungen bzw. Umsetzungsvorschläge für 

die Einführung von EAM, die sofort einsetzbar sind. Von den in der öffentlichen Verwaltung 

existierenden Fallbeispielen lassen sich keine konkreten Konzepte bzw. Handlungsanweisun-

gen ableiten.  

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass EAM in der deutschen Verwaltung noch wenig 

erforscht ist, obwohl es in anderen Bereichen viele Nutzenpotenziale mit sich bringt (Walser/ 

Riedl 2010, 205; Guijarro 2007, 17; Scholl et al. 2011, 347). In anderen Staaten, wie z. B. 

USA oder Skandinavien sind die Bestrebungen bzgl. EAM bereits weiter gediehen. 
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4 Empirische Untersuchung: Anforderungen an 
ein EAM-Konzept in der öffentlichen 
Verwaltung 

Um herauszufinden, welche Anforderungen vonseiten der öffentlichen Verwaltung an ein 

EAM-Konzept gestellt werden, werden in diesem Kapitel Anforderungen aus der Literatur 

und der Praxis systematisch erhoben und vorgestellt. Zuerst werden auf die Rahmenbedingun-

gen der öffentlichen Verwaltung für ein EAM-Konzept sowie die Zielsetzung der Untersu-

chung eingegangen. Anschließend werden die Ergebnisse der Fallstudie vorgestellt und mit 

den Erkenntnissen aus der Literatur verglichen.  

4.1 Rahmenbedingungen für ein EAM-Konzept für die 
öffentliche Verwaltung 

 Umfeldbedingungen 4.1.1

Das Umfeld einer Organisation der öffentlichen Verwaltung (z. B. einer Landesverwaltung) 

ist gekennzeichnet durch Abstimmungsbeziehungen mit Bund, Ländern und Kommunen. 

Wesentliche Maßgabe öffentlicher Verwaltungen ist zudem die Ausrichtung an den gesetzli-

chen Grundlagen.  

Umfeldbedingungen wie die gesetzliche Konformität und die Zusammenarbeit auf föderalen 

Ebenen haben eine gestalterische Wirkung auf das EAM-Konzept. Dementsprechend führt 

dies zu individuellen Ansprüchen an ein EAM-Konzept: Bezogen auf die gesetzliche Konfor-

mität muss das EAM-Konzept die Dokumentation von gesetzlichen Vorgaben unterstützen 

und Handlungsbedarf bspw. für Fachministerkonferenzen aufdecken. Die fachspezifische 

Zusammenarbeit auf föderalen Ebenen (Bund, Länder, Kommunen) gewinnt immer mehr an 

Bedeutung. Das EAM-Konzept muss daher Schnittstellen bereitstellen und Kompatibilität 

zwischen Kooperationspartnern abbilden, um bundeseinheitliches Verhalten sicherzustellen. 

Aufgrund des einheitlichen Verwaltungshandelns im Bund und ökonomischen Überlegungen 

gibt es in den verschiedenen Bereichen, wie etwa im Steuerbereich, Entwicklungspartner-

schaften. EAM soll daher verschiedene Sichten für die einzelnen Ressorts, aber auch für die 

zentrale IT-Steuerung bereithalten. Dies bewirkt eine stärkere Einschränkung und ermöglicht 

der öffentlichen Verwaltung ein Agieren nur innerhalb dieses festgelegten Korridors. Eine 
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Spezialisierung auf bestimmte Aufgaben und Themen, wie dies in der Privatwirtschaft mög-

lich ist, ist nicht gegeben. Entstehen neue Aufgaben, müssen diese auch verrichtet werden. 

Für ein EAM-Konzept bedeutet dies, dass die Rahmenbedingungen einen Korridor festlegen, 

innerhalb dessen die Anforderungen für die Erstellung des EAM-Konzepts zu erfüllen sind.  

Ein Unterschied zwischen dem privaten und öffentlichen Sektor sind die marktwirtschaftli-

chen Bedingungen. Unternehmen haben mehrere Hebel die Erhöhung der Wettbewerbsfähig-

keit zu forcieren. Die öffentliche Verwaltung hingegen unterwirft sich marktwirtschaftlichen 

Bedingungen lediglich in einigen wenigen Bereichen wie z. B. der Standortpolitik. Da die öf-

fentliche Verwaltung Dienstleister für Bürger, Unternehmen und andere Verwaltungen ist, 

nimmt sie eine gewisse Vorbildfunktion ein. Damit verbunden sind hohe Qualitätsanforderun-

gen wie die Vermeidung von Skandalen, Sicherheitslücken und Ausfall von Verwaltungsleis-

tungen. Der öffentlichen Verwaltung wird von ihren Kunden Vertrauen entgegengebracht, das 

zu keiner Zeit missbraucht werden darf. Bei Unternehmen ist dies zwar ähnlich, allerdings 

kann bei Vertrauensmissbrauch von den Kunden auf andere Unternehmen ausgewichen wer-

den. Dies ist bei der öffentlichen Verwaltung nicht der Fall. Das impliziert für EAM, dass es 

sämtliche Sicherheitsaspekte berücksichtigen und ausfallsicher sein muss. 

Ein weiterer Unterschied, der auf die gestalterische Realisierung wirkt, sind Kooperationen 

und die dadurch existierenden unterschiedlichen Stakeholder (Winkler 2013, 834). Unterneh-

men werden von fachlichen Verbänden, Standardisierungsgremien und gesetzlichen Rahmen-

bedingungen beeinflusst. Für die öffentliche Verwaltung stehen vor allem Interaktionen mit 

Fachministerkonferenzen, dem IT-Planungsrat und der Gesetzgebung sowie Kooperationen 

mit Bund, Ländern und Kommunen im Vordergrund (Winkler 2013, 834). Je nach Fachbe-

reich werden gemeinsam mit anderen Bundesländern fachspezifische Themen erarbeitet, die 

dann für den jeweiligen Fachbereich gültig sind. Damit geht einher, dass neben den fachüber-

greifenden Stakeholdern im eigenen Bundesland auch fachspezifische Stakeholder existieren. 

Darüber hinaus hat die öffentliche Verwaltung mehr Stakeholder als ein Unternehmen, da 

Bürger, Unternehmen und andere Verwaltungen ebenfalls Stakeholder sind (Winkler 2013, 

832f.). Für ein EAM-Konzept ergibt sich daraus, dass zum einen eine fachspezifische Sicht 

auf die IT-Landschaft ermöglicht werden muss. Zum anderen müssen die fachspezifischen 

Anforderungen berücksichtigen werden (bspw. durch ein Domänenmodell). 
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 Geschäftsanforderungen 4.1.2

Die Privatwirtschaft ist durch die Verbindung von Business und IT gekennzeichnet. Das sog. 

Business-IT-Alignment dient dazu, die Geschäftsstrategie und IT-Strategie zu verbinden und 

auf diese Weise die strategische Ausrichtung der IT an den Geschäftsanforderungen auszu-

richten (Van Grembergen/De Haes 2009, 6; Henderson/Venkatraman 1993, 475f.). Das 

„Geschäft“ der öffentlichen Verwaltung ist dadurch geprägt, dass eine breite Themenland-

schaft von der Arbeits- bis zur Zollverwaltung zu bearbeiten ist, die im Sinne des Business-

IT-Alignments sehr heterogene Anforderungen an die Ausgestaltung des EAM-Konzepts 

stellen.  

Eine Gemeinsamkeit von Unternehmen und der öffentlichen Verwaltung im Bereich der Ge-

schäftsanforderungen ist die Nutzung von EAM als Instrument zur Verrichtung verschiedener 

Aufgaben, wie z. B. zur Erhebung von Anforderungen oder zur Koordination von Projekten. 

Zudem wird EAM in vielen Fällen genutzt, um das Risiko innerhalb der Organisation zu 

minimieren. Häufig wird EAM zur Etablierung des Projektportfoliomanagements eingesetzt, 

um bspw. die Planbarkeit von Projekten zu erhöhen. In Unternehmen wird das Projektportfo-

liomanagement meist dazu genutzt, um Wildwuchs in der IT-Landschaft zu kontrollieren. In 

der öffentlichen Verwaltung hat das Projektportfoliomanagement aufgrund der fachlichen 

Zergliederung und des breiten Aufgabenspektrums eine andere Dimension: Die zentrale IT-

Steuerung fokussiert hauptsächlich auf die Einheitlichkeit von Technologien und Plattformen. 

Projekte sind fachlich divergenter als in Unternehmen. Daher ist das Projektportfoliomanage-

ment in der öffentlichen Verwaltung heterogener. Anders als in Unternehmen ist eine gemein-

same Basis nur bedingt möglich, wodurch nur in wenigen Bereichen eine Standardisierung 

umsetzbar ist. Für ein EAM-Konzept bedeutet dies, dass bestehende Managementprozesse 

(z. B. Projektportfoliomanagement) und IT-Nachbarprozesse (z. B. Risikomanagement) in das 

EAM-Konzept einzubetten sind (Janssen/Klievink 2007, 27f.). 

 IT-Governance 4.1.3

Das Business-IT-Alignment beeinflusst ebenso die Strategien zur Entscheidungsfindung, d. h. 

die IT-Governance und somit ist die Verteilung von Verantwortlichkeiten (Teubner 2006, 

370f.; Schwertsik 2013, 28). Die Business-Seite wird durch CxO, die IT-Seite durch den CIO 

wahrgenommen. In der öffentlichen Verwaltung werden Geschäftsangelegenheiten fachlich 
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durch politische Führungskräfte repräsentiert, die IT wird ebenfalls durch den CIO oder äqui-

valente Rollen vertreten.  

Wesentlich für die Umsetzung eines EAM-Konzepts sind adäquate EAM-Rollen und eine 

damit verbundene Entscheidungsstruktur (Strano/Rehmani 2007, 379; Simon et al. 2014, 33; 

Mannmeusel 2012, 50f.; Hanschke 2013, 523). Die Governance-Strukturen in der öffentlichen 

Verwaltung sind stark durch die gesetzlich verankerte Alleinzuständigkeit (Ressortprinzip) 

geprägt, wodurch das EAM-Konzept beeinflusst wird. Mit fachlichen Verantwortlichkeiten 

wird diesem Umstand Rechnung getragen, da Entscheidungsbefugnisse nicht beliebig verortet 

werden können. Darüber hinaus sind Gremien zu berücksichtigen, die übergreifende bzw. 

querschnittliche, wie etwa die gemeinsame Infrastruktur, sowie fachliche Themen, wie z. B. 

Themen im Umweltbereich, behandeln. In der Privatwirtschaft mündet dies lediglich in Kon-

flikten innerhalb der zuständigen Bereiche. Letztendlich können aber von der zentralen IT-

Steuerung dedizierte Vorgaben gemacht werden, die von den jeweiligen Abteilungen bzw. 

Ressorts einzuhalten sind. Die Konsequenz daraus ist, dass Rollen und verschiedene Informa-

tionssichten so ausgeprägt sein müssen, dass diesen unterschiedlichen Entscheidungsbefug-

nissen Rechnung getragen wird. Das heißt, dass es Rollen mit bestimmten Berechtigungen 

geben muss, die sich in der Granularität und im Umfang der enthaltenen Informationen unter-

scheiden. Bspw. muss der CIO verschiedene Bereiche einsehen können für die er zuständig 

ist, um so Lücken der IT-Landschaft identifizieren zu können. 

Aufgrund von politischen Gegebenheiten, wie z. B. Regierungswechsel oder der Ablösung 

des CIO, welche beide maßgeblich an der Vorgabe strategischer Ziele beteiligt sind, sind 

langfristige, strategische Vorgaben in der öffentlichen Verwaltung nicht möglich (Obermeier 

et al. 2012, 1585). Daher ist auch die Reichweite des politischen Programms für politische 

Führungskräfte kürzer als dies bei Strategien in Unternehmen der Fall ist. Die Geschäftsange-

legenheiten in der Privatwirtschaft richten sich an ökonomischen Kennzahlen aus. Bei Dis-

kussionen über bestimmte Sachverhalte erleichtert diese gemeinsame Basis die Einigung. Die 

wahrgenommene Bedeutung von IT in der öffentlichen Verwaltung ist abhängig von tagespo-

litischen Geschehnissen und der operativen Dringlichkeit von Themen (Winkler 2013, 831). 

Bspw. stehen gerade nach dem NSA-Skandal Sicherheitsthemen im Vordergrund (Rogall-

Grothe 2014).  

In 2014 sind bspw. zwei Länder-CIOs im Rang eines Ministers, daneben gibt es CIOs die 

nicht Teil des Kabinetts sind. Das bedeutet, dass der Dienstgrad der politischen Führungskraft 

für die Aufbereitung und den Detailgrad der Informationen entscheidend ist: Hat ein Thema 
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hohe Priorität, ist meist die obere Führungsebene Ansprechpartner, wohingegen für Angele-

genheiten mit niedriger oder normaler Priorität operative Angestellte zuständig sind. Dies hat 

Auswirkungen auf die Präsentation der Informationen, die z. B. für das Briefing des jeweili-

gen Zuständigen nötig sind. Da die genannten Personen auf unterschiedlichen Detailebenen 

agieren, sind auch die Informationen unterschiedlich detailliert bereitzustellen. In der Privat-

wirtschaft ist dies i. d. R. nicht gegeben, da für ein Thema ein kontinuierlicher Ansprechpart-

ner vorhanden ist. 

Die Verteilung der Entscheidungsrechte kann durch Archetypen charakterisiert werden 

(Weill/Ross 2005, 27): Fachmonarchie, IT-Monarchie, föderales System, IT-Duopol, feudales 

System, Anarchie. Diese Archetypen klassifizieren IT-Entscheidungen von stark zentralisiert 

(Fachmonarchie) bis hin zu stark dezentralisiert (Anarchie). Die meisten Unternehmen setzen 

mehrere dieser Archetypen, je nach Art der IT-Entscheidung, ein (Weill/Ross 2005, 27). Je 

nach Entscheidungsbereich (z. B. Infrastruktur- oder Applikationsentscheidungen) können 

innerhalb einer Organisation sowohl zentrale, dezentrale als auch gemischte Entscheidungs-

formen parallel vorliegen. Entscheidungen, die die Infrastruktur einer Organisation betreffen, 

sollten möglichst zentral getroffen werden, um economies of scale (Skaleneffekte) und 

economies of scope (Verbundeffekte) zu realisieren. Um die individuellen Anforderungen der 

dezentralen Einheiten zu berücksichtigen, fallen Applikationsentscheidungen meist in deren 

Entscheidungsbereich. Gemischte Entscheidungsformen kommen i. d. R. dann zum Einsatz, 

wenn organisationsweite Entscheidungen getroffen werden (Schwertsik 2013, 34). In der öf-

fentlichen Verwaltung sind vorwiegend gemischte Formen der IT-Governance anzutreffen. 

IT-Entscheidungen werden durch kollegial agierende, konsensorientierte CIO-Gremien reali-

siert (Schwertsik 2013, 115f.). Dies führt zu höheren Abstimmungsmöglichkeiten, ein Top-

Down-Durchsetzen von IT-Entscheidungen, wie dies in der Privatwirtschaft durchführbar ist, 

ist in der Regel nicht möglich.  

Gemeinsam ist beiden Sektoren, dass die Geschäftsfelder durch Vorgaben von außen be-

stimmt werden. In der öffentlichen Verwaltung gelten z. B. technische Vorgaben aus Länder-

verbünden der Justiz, Steuer oder Umwelt als Bundeskonsens. In der Privatwirtschaft existie-

ren analog dazu Industriestandards und gesetzliche Vorgaben, die als gegeben hingenommen 

werden (Winkler 2013, 832). Mithilfe des EAM-Konzepts müssen diese Standards sichtbar 

gemacht und überwacht werden können. 

Ein weiterer Faktor, der in die Ausgestaltung des Rollenkonzepts in der öffentlichen Verwal-

tung einfließt, ist die Unterteilung von hoheitlichen und nicht-hoheitlichen Aufgaben. Hoheit-
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liche Aufgaben sind gemäß dem Gesetz (Art. 33 Abs. 4 GG) nicht outsourcebar und müssen 

von der Verwaltung selbst verrichtet werden. Zum Beispiel bei der Datenbearbeitung und 

dem Zugriff auf Datenbanken (z. B. Steuerdatenbank) sowie bei der Wartung der Systeme.  

Basierend auf den Gemeinsamkeiten und Unterschieden zwischen Unternehmen und öffentli-

chen Verwaltungen wurden Rahmenbedingungen für ein EAM-Konzept für die öffentliche 

Verwaltung aufgezeigt.  

4.2 Zielsetzung 

Zur erfolgreichen Konstruktion eines EAM-Konzepts sind Anforderungen aufzustellen, die 

ein Konzept erfüllen soll. Dadurch ist gewährleistet, dass die Probleme der öffentlichen Ver-

waltung berücksichtigt werden und den Anliegen der Stakeholder Rechnung getragen wird 

(Simms 2007). Zur Identifikation der Anforderungen an ein EAM-Konzept wurden im Vor-

feld Rahmenbedingungen der öffentlichen Verwaltung im Hinblick auf das EAM-Konzept 

dargelegt, unter deren Berücksichtigung Anforderungen aufzustellen sind.  

Requirements Engineering (RE) beschäftigt sich grundsätzlich mit Methoden und Vorgehens-

weisen Anforderungen systematisch zu erheben. Die Requirements Engineering-Literatur de-

finiert eine Anforderung als (Pohl 2008, 13): 

(1) Eine Bedingung oder Eigenschaft, die ein System oder eine Person benötigt, um ein 

Problem zu lösen oder ein Ziel zu erreichen. 

(2) Eine Bedingung oder Eigenschaft, die ein System oder eine Systemkomponente auf-

weisen muss, um einen Vertrag zu erfüllen oder einem Standard, einer Spezifikation 

oder einem anderen formell auferlegten Dokument zu genügen. 

(3) Eine dokumentierte Repräsentation einer Bedingung oder Eigenschaft wie in (1) oder 

(2) definiert. 

Robertson und Robertson beschreiben eine Anforderung als „something the product must do 

or a quality it must have. A requirement exists either because the type of product demands 

certain functions or qualities or because the client wants that requirement to be part of the 

delivered product.” (Robertson/Robertson 2012, 9). Demnach drücken Anforderungen im 

Allgemeinen Wünsche und Bedürfnisse bzw. Ziele von Stakeholdern sowie Einschränkungen 

und Eigenschaften des zu entwickelnden Systems aus (Berkovich 2012, 50). 



4 Empirische Untersuchung: Anforderungen an ein EAM-Konzept in der öffentlichen Verwaltung 49 

In dieser Arbeit stützt sich das Verständnis der Terminologie Anforderung auf die genannten 

Autoren und wird demnach wie folgt definiert: 

Eine Anforderung ist eine Fähigkeit, die das zu entwickelnde EAM-Konzept erfüllen muss, 

um den Anliegen der Stakeholdern Rechnung zu tragen. 

Requirements Engineering betrifft generell den Prozess, relevante Anforderungen und Anlie-

gen einzelner Stakeholder zu erheben und zu dokumentieren, um als Grundlage zur Lösung 

von Problemen zu dienen (Quartel et al. 2009, 5; Pohl/Rupp 2010, 12; Pohl 2008, 25). Dieses 

Vorgehen kann zum einen aus einer problem- bzw. zielorientierten Sicht heraus angegangen 

werden, welche sich auf das Verständnis des aktuellen Problems bezieht. Zum anderen aus 

einer lösungsorientierten Sicht heraus, die sich auf die Auswahl geeigneter Lösungsalternati-

ven bezieht (Wieringa 2004, 13).  

Wie Probleme sind auch Ziele eng mit Stakeholdern verbunden (Lucke/Lechner 2011, 715). 

Das zielorientierte RE befasst sich mit dem Einsatz von Zielen, um Anforderungen aufzufin-

den, auszuarbeiten, zu strukturieren, zu spezifizieren, zu analysieren, zu verhandeln, zu doku-

mentieren sowie zu modifizieren (van Lamsweerde 2001, 249). Die besagten Ziele des Ansat-

zes müssen dabei möglichst präzise angegeben werden, um die Ausarbeitung, Validierung 

und Entwicklung der Anforderungen möglichst gut zu unterstützen (van Lamsweerde 2001, 

252). Art der Anforderungserhebung der vorliegenden Arbeit ist ein zielorientierter Ansatz, 

da Anforderungen unter anderem von Zielen der IT-Strategie abgeleitet werden. Vorteil des 

zielorientierten Ansatzes ist die Berücksichtigung der Anliegen von Stakeholdern in den Zie-

len.  

Ziel der empirischen Untersuchung ist die Identifikation von Anforderungen an ein EAM-

Konzept aus der Praxis einer deutschen Landesverwaltung. Die forschungsleitende Fragestel-

lung, die durch die empirische Untersuchung zu beantworten ist, lautet daher:  

Welche Anforderungen ergeben sich an ein EAM-Konzept für die deutsche Verwaltung? 
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4.3 Stand der Wissenschaft 

Nachfolgend wird der Stand der Wissenschaft im Hinblick auf Anforderungen an ein EAM-

Konzept dargestellt. Dazu wird zuerst eine Literaturanalyse durchgeführt mit deren Hilfe An-

forderungen aus der Literatur erhoben wurden. Im Anschluss daran wird eine Fallstudie in 

einer deutschen Landesverwaltung, für die ein EAM-Konzept entwickelt werden soll, durch-

geführt. Abschließend werden aus den Erkenntnissen aus Literatur und Praxis Anforderungen 

an ein EAM-Konzept für die öffentliche Verwaltung abgeleitet3.  

 Aufbau der Literaturanalyse 4.3.1

 Methodisches Vorgehen 4.3.1.1

Eine Literaturanalyse bietet die Möglichkeit explizites Wissen in Bezug auf einen bestimmten 

Aspekt aufzugreifen und Forschungslücken zu identifizieren. Zur Untersuchung eines Phäno-

mens oder zur Beantwortung einer Forschungsfrage ist der aktuelle Stand der Wissenschaft 

mittels systematischer Literaturanalyse sicherzustellen (Budgen/Brereton 2006, 1052; Fettke 

2006, 257; Baker 2000, 219). Im Rahmen dieser Arbeit sollen Anforderungen an ein EAM-

Konzept für deutsche Verwaltungen erhoben werden. Die Durchführung der Literaturanalyse 

in dieser Arbeit, die den privaten und öffentlichen Sektor abdeckt, erfolgte in Anlehnung an 

Webster und Watson (2002). EAM in der öffentlichen Verwaltung ist nicht eindeutig einer 

Disziplin zuordenbar, zudem ist es ein relativ neues Thema und daher die Durchschlagkraft in 

hochrangigen Zeitschriften gering. Die Suche nach relevanter Literatur wurde deshalb nicht 

ausschließlich nach Rankings wie WKWI (2008) oder VHB (2009) durchgeführt. Zusätzlich 

zu den führenden Zeitschriften und Konferenzen wurden weitere deutsch- und englisch-

sprachige Zeitschriften und Konferenzen nach verschiedenen Disziplinen, wie z. B. EAM-

relevante Publikationen, betrachtet (Lowry et al. 2004, 50). Mithilfe einer Stichwortsuche 

wurden relevante Zeitschriften und Konferenzen in den Bereichen Wirtschaftsinformatik, 

Informatik, Enterprise Architecture und öffentlicher Verwaltung durchsucht. Weiter wurden 

relevante Monografien, Dissertationen, Forschungsarbeiten und Arbeitsberichte in die Suche 

einbezogen.  

                                                 
3 Ein erster Beitrag zur Identifikation von Anforderungen wurde von der Autorin dieser Dissertation und 
Kollegen (Obermeier et al. 2013) erarbeitet. 



4 Empirische Untersuchung: Anforderungen an ein EAM-Konzept in der öffentlichen Verwaltung 51 

Als initialer Suchbegriff wurde Enterprise Architecture bzw. Unternehmensarchitektur ver-

wendet. Im Anschluss daran wurden die Suchbegriffe requirement bzw. das deutsche Pendant 

Anforderung genutzt. Das im Jahr 1987 veröffentlichte Zachman-Framework wird häufig als 

Ursprung vieler Unternehmensarchitekturen gesehen (Schwarzer 2009, 8; Niemann 2005, 

192; Hanschke 2013, 186). Aus diesem Grund ist davon auszugehen, dass der maßgebliche 

Teil der relevanten Literatur erst ab 1987 publiziert wurde. Die Auswahl der Literatur be-

schränkt sich daher auf Beiträge, die zwischen Januar 1987 und Juli 2013 publiziert wurden. 

Artikel wurden nach ihrer Verfügbarkeit und Relevanz ausgewählt. Die Relevanz wurde nach 

dem Lesen des Titels, Abstracts und der Schlüsselwörter bestimmt. Bestand Relevanz wurde 

der vollständige Artikel gelesen und analysiert. Zur Identifikation weiterer relevanter Beiträge 

wurde eine Vorwärts- und Rückwärtssuche (Webster/Watson 2002, xvi) der identifizierten 

Beiträge durchgeführt. 

Ziel der Literaturanalyse war die Identifikation von Anforderungen an ein EAM-Konzept. 

Daher wurden im Rahmen der Literaturanalyse nur Beiträge berücksichtigt, die auf EAM-

Konzepte im Allgemeinen fokussieren. Bezogen sich die Beiträge auf Anforderungen an 

Werkzeuge oder an die Entwicklungsumgebung, wurden diese nicht in der Analyse berück-

sichtigt. 

Die Literaturanalyse wurde nach Auswahl der relevanten Beiträge wie folgt durchgeführt: 

1. In den Beiträgen wurden Anforderungen identifiziert, die Einfluss auf ein EAM-Kon-

zept ausüben. 

2. Relevante Anforderungen wurden in eine Excel-Liste aufgenommen und sortiert. 

3. Ähnliche Anforderungen wurden in einem weiteren Schritt konsolidiert. 

4. Basierend auf den Ergebnissen der Literaturanalyse wurden Anforderungen an ein 

EAM-Konzept abgeleitet. 

5. Die identifizierten Anforderungen wurden thematisch zusammengefasst und auf ab-

strakter Ebene zu Kategorien konsolidiert. 

Ergebnis der Recherche waren 125 Artikel, davon wurden 23 Artikel als relevant identifiziert 

und in die Untersuchung einbezogen. Von diesen bezogen sich vier Artikel auf den öffentli-

chen und 19 Artikel auf den privaten Sektor.  
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 Ergebnisse der Literaturanalyse 4.3.1.2

Im folgenden Abschnitt werden die Ergebnisse der Literaturanalyse dargestellt (vgl. Tabelle 

4-1).  

Kategorie Anforderungen Quellen 

Anwendbarkeit/ 
Anpassungs-
fähigkeit 

Anpassbarkeit an Organisation und Rahmenbedingungen 
(Buckl 2011, 121; Bernus/Nemes 1997, 126f.; 
Pulkkinen/Hirvonen 2005, 1; Bernus/Nemes 1996, 180; 
Kaisler et al. 2005, 224; Noran 2003, 171) 

Anpassbarkeit der Methoden 
(Bernus/Nemes 1996, 180; Rohloff 2005, 2; Buckl 2011, 
123; Bernus/Nemes 1997, 126f.; Lucke/Lechner 2011, 
717ff.) 

Umsetzbarkeit (Buckl 2011, 125) 
Verständlichkeit und Anwendbarkeit der Modelle (Bernus/Nemes 1996, 180) 

Dokumentation Dokumentation von Architekturinformationen (Lucke/Lechner 2011, 717) 
Verfassung von Architekturbeschreibungen (IEEE 2000, 8; Goethals et al. 2006, 70) 

EA Governance 

Definition von Rollen, Verantwortlichkeiten und Prozes-
sen  

(Buckl 2011, 124) 

Identifikation und Entwicklung von Governance-
Strukturen 

(Lucke/Lechner 2011, 717; Iyamu 2011, 84) 

Verwendung von Standards (Armour et al. 1999, 37; Dietzsch/Goetz 2005, 1526) 
Vorgabe von Prinzipien und Richtlinien (Lucke/Lechner 2011, 717; The Open Group 2011, 235) 
Integration von EAM in Managementprozesse (Buckl 2011, 126; Bernus/Nemes 1996, 181) 
Integration von verschiedenen Architekturen (Glissmann/Sanz 2011, 1) 

Integration von verschiedenen heterogenen Modellen 
(Jonkers et al. 2003, 31; Buckl 2011, 103; Kaisler et al. 
2005, 224; Noran 2003, 171) 

Management  

Bereitstellung eines Prozessmodells zur Unterstützung 
des Projektmanagements 

(Pulkkinen/Hirvonen 2005, 2) 

Einfluss auf Geschäftsstrategie erkennen und beachten (Iyamu 2011, 84) 
Koordination und Management aller Beteiligten, Projekte 
und IT-Systeme 

(Lucke/Lechner 2011, 717; Iyamu 2011, 84) 

Messung der Wirksamkeit und Effizienz der EA unter-
stützen 

(Buckl 2011, 126) 

Unterstützung von Managementfunktionen (Matthes et al. 2008, 4ff.; Kaisler et al. 2005, 228) 
Gewährleistung der Pflege der Architektur (Kaisler et al. 2005, 2f.) 

Modellierung 

Abbildung der Komponenten und deren Abhängigkeiten 
(Lucke/Lechner 2011, 717; Bernus/Nemes 1996, 180; 
Rohloff 2005, 2; Bernus/Nemes 1997, 126; Goethals et 
al. 2006, 70; Janssen/Cresswell 2005, 3) 

Beinhalten eines einheitlichen Metamodells (Bernus/Nemes 1997, 126; Leist/Zellner 2008, 7) 
Definition von einheitlichen Modellierungssprachen auf 
verschiedenen Architekturebenen 

(Bernus/Nemes 1997, 126; Leist/Zellner 2008, 7) 

Erzeugung von Artefakten (Buckl 2011, 125; Bernus/Nemes 1997, 126) 
Modellierung/Entwurf einer konformen Darstellung und 
Beschreibung der Ist- und Sollarchitektur 

(Janssen/Cresswell 2005, 3) 

Modellierung/Kategorisierung von Informationen (Lucke/Lechner 2011, 719; Iyamu 2011, 84) 
Verwendung eines modularen Designs und 
wiederverwendbarer Komponenten 

(Armour et al. 1999, 37; Bernus/Nemes 1997, 126) 

Nachvollzieh-
barkeit 

Verständlichkeit und Nachvollziehbarkeit der Methoden 
und Modelle 

(Pulkkinen/Hirvonen 2005, 223) 

Sicherheit Einhaltung vorgegebener (IT-)Sicherheitsanforderungen (Kaisler et al. 2005, 232; Janssen/Wagenaar 2004, 34) 

Sichten 

Bereitstellung von verschiedenen Sichten und Visualisie-
rungen eines Modells 

(Jonkers et al. 2003, 31; Bernus/Nemes 1997, 126; 
Winter/Fischer 2007, 3; Rohloff 2005, 2) 

Schaffung einer einheitlichen, transparenten Sicht auf IT-
Landschaft, Prozesse, Management, Unternehmensent-
wicklung und strategisches Management 
 

(Bernus/Nemes 1996, 180) 
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Kategorie Anforderungen Quellen 

Stakeholder 

Adressierung der Ziele der Stakeholder 
(Buckl 2011, 122; Lucke/Lechner 2011, 717; Kaisler et 
al. 2005, 227; Furlong/Al-Karaghouli 2010, 76; 
Janssen/Cresswell 2005, 3) 

Einbindung von Stakeholdern in Entscheidungsprozesse 
(Lucke/Lechner 2011, 717; Pulkkinen/Hirvonen 2005, 
224) 

Einheitliches, strukturiertes Anforderungsmanagement (IEEE 2000, 21) 
Identifikation/Klassifikation von Stakeholdern (Lucke/Lechner 2011, 717) 

Sichten der verschiedenen Stakeholder betrachten 
(Lucke/Lechner 2011, 717; Goethals et al. 2006, 70; 
Meneklis/Douligeris 2010, 76) 

Tabelle 4-1:  Anforderungen an ein EAM-Konzept aus der Literatur 
 Quelle: Eigene Darstellung 

Resultat der Literaturanalyse sind 35 Anforderungen in neun Kategorien. Die abgeleiteten 

Anforderungen sind generisch und abstrakt. Häufig werden Aspekte wie die Anpassbarkeit 

von EAM an die jeweilige Organisation und deren Rahmenbedingungen (Buckl 2011, 121; 

Bernus/Nemes 1997, 126f.; Pulkkinen/Hirvonen 2005, 1; Bernus/Nemes 1996, 180; Kaisler et 

al. 2005, 224; Noran 2003, 171), die Abbildung der Komponenten und deren Abhängigkeiten 

(Lucke/Lechner 2011, 717; Bernus/Nemes 1996, 180; Rohloff 2005, 2; Bernus/Nemes 1997, 

126; Goethals et al. 2006, 70; Janssen/Cresswell 2005, 3), die Anpassbarkeit der verschiede-

nen Methoden (Bernus/Nemes 1996, 180; Rohloff 2005, 2; Buckl 2011, 123; Bernus/Nemes 

1997, 126f.; Lucke/Lechner 2011, 717ff.) sowie die Adressierung der Ziele der Stakeholder 

(Buckl 2011, 122; Lucke/Lechner 2011, 717; Kaisler et al. 2005, 227; Furlong/Al-Karaghouli 

2010, 76; Janssen/Cresswell 2005, 3) als Anforderungen von den Autoren genannt.  

Aus der Literatur zu EAM im öffentlichen Sektor identifizierte Anforderungen fokussieren 

vor allem auf die Kategorien Stakeholder, Sicherheit und Modellierung. Die Adressierung der 

Ziele der Stakeholder (Furlong/Al-Karaghouli 2010, 76; Janssen/Cresswell 2005, 3) sowie die 

Berücksichtigung der verschiedenen Stakeholder durch Sichten (Meneklis/Douligeris 2010, 

76) standen bei der Kategorie Stakeholder im Vordergrund. Da im Kontext der öffentlichen 

Verwaltung die Sicherheit hohe Priorität hat, wird auch im Zusammenhang mit der Anforde-

rungserhebung im Rahmen dieses Dissertationsprojekts die Einhaltung der gegebenen Sicher-

heitsanforderungen (Janssen/Wagenaar 2004, 34) als wichtig erachtet. Darüber hinaus wurden 

die Abbildung der Komponenten und deren Abhängigkeiten (Janssen/Cresswell 2005, 3) 

sowie die Modellierung einer Ist- und Sollarchitektur (Janssen/Cresswell 2005, 3) in der Lite-

ratur zu EAM im öffentlichen Sektor genannt.  

Die generischen Anforderungen erhalten eine verwaltungsspezifische Ausprägung, wenn sie 

vor dem Hintergrund von verwaltungsspezifischen Umfeldbedingungen, Geschäftsanforde-

rungen und IT-Governance näher betrachtet werden. Die Kategorien der Tabelle 4-1 werden 
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den Bereichen (Umfeldbedingungen, Geschäftsanforderungen, IT-Governance) wie folgt zu-

geordnet: In den Bereich der verwaltungsspezifischen Geschäftsanforderungen können die 

Kategorien Anwendbarkeit/Anpassungsfähigkeit und Modellierung eingeordnet werden. Die 

Kategorie EA Governance kann sowohl den Umfeldbedingungen als auch der IT-Governance 

zugeordnet werden. Zu den Bereichen Geschäftsanforderungen und IT-Governance kann die 

Kategorie Stakeholder zugewiesen werden. Die Kategorie Sichten kann allen drei Bereichen 

zugeordnet werden. Darüber hinaus gibt es allgemeine Kategorien wie Dokumentation, 

Management, Nachvollziehbarkeit und Sicherheit, die in keinen der drei Bereiche eingruppiert 

werden können. 

 Aufbau der Fallstudie 4.3.2

 Methodik der Fallstudie 4.3.2.1

Fallstudien gehören der empirischen Sozialforschung an (Yin 2009, 18). Diese wird definiert 

als „die systematische Erfassung und Deutung sozialer Tatbestände“ (Atteslander 2008, 3). 

Im Allgemeinen kommen qualitative sowie quantitative Methoden zum Einsatz (Atteslander 

2008, 12f.). Fokus qualitativer Methoden ist die Interpretation sozialer Sachverhalte, indem 

Ansichten und Eindrücke über den zu analysierenden Forschungsgegenstand verbal beschrie-

ben werden. Eine Standardisierung der Informationen über die erlangten Sachverhalte, wie 

dies bei quantitativen Methoden der Fall ist, erfolgt dabei nicht. Auch verringert sich die 

Komplexität dieser Sachverhalte erst bei der Datenauswertung und nicht schon beim Erhe-

bungsprozess (Gläser/Laudel 2010, 27). 

Bei der vorliegenden Untersuchung basiert sowohl die Datenerhebung als auch -auswertung 

auf Methoden der qualitativen Sozialforschung. Die wesentlichen Prinzipien der qualitativen 

Sozialforschung sind (Lamnek 2010, 19ff.): 

− Offenheit: Der Forscher soll im Untersuchungsprozess offen für neue Entwicklungen 

sein, damit auch unerwartete und dadurch induktive Informationen aufgenommen wer-

den. 

− Forschung als Kommunikation: Kommunikation und Interaktion zwischen Forscher 

und zu Erforschendem ist äußerst wichtig. 

− Prozesscharakter von Forschung und Gegenstand: Der Forscher betrachtet den 

Untersuchungsgegenstand als prozesshafte Ausschnitte aus der Realität.  
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− Reflexivität von Gegenstand und Analyse: Sowohl Gegenstand der Forschung als 

auch die Analyse des Gegenstands selbst sind rückbezüglich, d. h. die Bedeutung 

sprachlicher (Sprechakte, Symbole, etc.) und non-verbaler (Gesten, Handlungen, etc.) 

Verhaltensprodukte ist immer kontextgebunden.  

− Explikation: Durch die Offenlegung bei der Vorgehensweise des Untersuchungspro-

zesses soll die Nachvollziehbarkeit der Interpretationen und somit die Intersubjektivi-

tät des Ergebnisses gewährleistet werden.  

− Flexibilität: Der Forschungsprozess soll so flexibel wie möglich gestaltet werden, um 

neue Richtungen mitzubetrachten. Dies wird sichergestellt, indem erhaltene Daten in 

nachfolgende Untersuchungsschritte einfließen. 

Die methodische Vorgehensweise zur Erhebung von Anforderungen an ein EAM-Konzept 

lehnt sich an die von Gläser und Laudel (2010) entwickelte Struktur eines sozialwissen-

schaftlichen Forschungsprozesses an. Der Forschungsprozess geht davon aus, dass bereits 

vorhandenes Wissen um neues Wissen erweitert werden soll (Gläser/Laudel 2010, 33). Wie 

Abbildung 4-1 aufzeigt, besteht der Forschungsprozess aus sechs Phasen. 

 
Abbildung 4-1: Ablauf eines empirischen sozialwissenschaftlichen Forschungsprozesses 
 Quelle: In Anlehnung an (Gläser/Laudel 2010, 35) 

1. Formulieren einer Forschungsfrage: Der erste Schritt in einem empirischen For-

schungsprozess ist die Formulierung einer Forschungsfrage (Gläser/Laudel 2010, 34). 

Mithilfe einer Forschungsfrage wird das zu betrachtende Problem in Form einer 

wissenschaftlichen Fragestellung artikuliert (Atteslander 2008, 18). Basierend auf 

Formulieren einer Forschungsfrage Entscheidung für eine 
Erklärungsstrategie

Theoretische Vorüberlegungen

Entwicklung einer 
Untersuchungsstrategie

Datenerhebung

Auswertung der Daten

Interpretation der Ergebnisse und 
Beantwortung der Forschungsfrage
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Forschungsfrage 1 dieser Arbeit (vgl. Kapitel 1.2), wurde für die Erhebung der Anfor-

derungen an ein EAM-Konzept eine untersuchungsleitende Fragestellung formuliert 

(vgl. Abschnitt 4.2). Da das Formulieren der Forschungsfrage auf bereits existieren-

dem Wissen basiert, kann der 2. Schritt theoretische Vorüberlegungen nicht klar vom 

ersten und dritten Schritt abgegrenzt werden. 

2. Theoretische Vorüberlegungen: Bestandteil der theoretischen Vorüberlegungen ist 

es, den aktuellen Stand der Forschung, d. h. für die Untersuchung relevantes Wissen 

auf dem zu untersuchenden Gebiet, aufzuarbeiten (Gläser/Laudel 2010, 74). Zur For-

mulierung einer Forschungsfrage für Schritt 1 ist ebenfalls Kenntnis über bereits vor-

handenes Wissen auf dem Gebiet notwendig. Dies ist ein weiteres Indiz dafür, dass die 

Schritte eins bis drei nicht exakt voneinander abgegrenzt werden können, sondern 

diese miteinander kombiniert werden (Gläser/Laudel 2010, 74). Das Formulieren einer 

Forschungsfrage ist nur möglich, wenn der Stand der Forschung bekannt ist. Im Rah-

men der theoretischen Vorüberlegungen wird der Forschungsgegenstand weiter diffe-

renziert, indem verwendete Begriffe definiert, Zeitabschnitt der Untersuchung sowie 

betrachtete Personen bzw. Personengruppen festgelegt und der Feldzugang geklärt 

werden (Atteslander 2008, 33). Gegenstand dieses Forschungsvorhabens ist EAM in 

der öffentlichen Verwaltung, wobei für die Untersuchung eine deutsche Landesver-

waltung betrachtet wird. 

3. Entscheidung für eine Erklärungsstrategie: Im Allgemeinen gibt es zwei Erklä-

rungsstrategien: relationsorientiert und mechanismenorientiert. Unter einer relations-

orientierten Erklärungsstrategie versteht man die Anwendung quantitativer Methoden, 

die mechanismenorientierte Erklärungsstrategie greift auf qualitative Methoden zu-

rück. Da die formulierte Forschungsfrage auf die Identifikation von Anforderungen 

für den Entwurf eines EAM-Konzepts abzielt und daher ausschließlich unter Verwen-

dung qualitativer Methoden beantwortet werden kann, wurde sich im Rahmen dieser 

Arbeit für eine mechanismenorientierte Erklärungsstrategie entschieden. Zudem sind 

die Fallzahlen für die Untersuchung zu gering: Es gibt bisher nur wenige deutsche 

Verwaltungen, die EAM derzeit einführen. Aus diesem Grund kommt die auf statisti-

schen Tests basierende relationsorientierte Erklärungsstrategie nicht infrage (Gläser/ 

Laudel 2010, 70ff.). 

4. Entwicklung einer Untersuchungsstrategie: Neben der Fallauswahl findet im Rah-

men der Entwicklung einer Untersuchungsstrategie auch die Selektion der Methoden 

zur Datenerhebung und -auswertung statt (Gläser/Laudel 2010, 35f.). Zur Datenerhe-
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bung werden Gruppeninterviews mit IT-Experten der zentralen IT-Steuerung einer 

deutschen Landesverwaltung (vgl. Kapitel 4.3.2.3) geführt. Mithilfe qualitativer Be-

fragungen, wie z. B. Gruppeninterviews, wird die subjektive Sichtweise der befragten 

Akteure in Bezug auf Ereignisse in Vergangenheit und Zukunft sowie Meinungen und 

Erfahrungen im beruflichen Umfeld ermittelt (Bortz/Döring 2006, 308). Die Analyse 

der erhobenen Daten wird mithilfe der qualitativen Inhaltsanalyse durchgeführt (vgl. 

Kapitel 4.3.2.5). 

5. Datenerhebung: Basierend auf der Entwicklung einer Untersuchungsstrategie folgt 

die Erhebung der Daten. Dazu wurden drei narrative Gruppeninterviews in der zen-

tralen IT-Steuerung der untersuchten Landesverwaltung durchgeführt (vgl. Kapitel 

4.3.2.4). Die Gruppeninterviews wurden aufgezeichnet und im Nachgang transkribiert. 

Bei einem Gruppeninterview werden mehrere Experten gleichzeitig unter Zuhilfe-

nahme eines Leitfadens befragt (Gläser/Laudel 2010, 41; Bortz/Döring 2006, 319; 

Lamnek 2010, 372).  

6. Auswertung der Daten: Im Anschluss an die Datenerhebung folgt die Auswertung 

der Daten. Die Auswertung der erhobenen Daten erfolgt mithilfe der qualitativen 

Inhaltsanalyse nach Mayring (2010). Der Ablauf der qualitativen Inhaltsanalyse ist 

aufgeteilt in folgende Schritte (Mayring 2010, 52ff.): Bestimmung des Ausgangs-

materials, Fragestellungen der Analyse, Festlegung des Ablaufmodells der Analyse 

und der Analyseschritte (vgl. Kapitel 4.3.2.5). 

7. Interpretation der Ergebnisse und Beantwortung der Untersuchungsfrage: Im 

letzten Schritt des Forschungsprozesses erfolgt die Interpretation der Ergebnisse. An 

diesem Punkt werden die empirischen Ergebnisse nicht nur innerhalb der Untersu-

chung interpretiert, sondern auch mit bereits existierenden Theorien oder Forschungs-

ergebnissen verglichen und Folgerungen daraus gezogen (Atteslander 2008, 298). Im 

Rahmen dieser Arbeit werden die identifizierten Anforderungen an ein EAM-Konzept 

dargestellt und mit Erkenntnissen aus der Literatur verglichen. Darauf aufbauend wer-

den Anforderungen an ein EAM-Konzept für die öffentliche Verwaltung abgeleitet 

(vgl. Kapitel 4.4). 

Abbildung 4-2 fasst das methodische Vorgehen im Rahmen dieser Arbeit zusammen. 
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Abbildung 4-2: Forschungsprozess in dieser Arbeit 
 Quelle: Eigene Darstellung 

 Theoretische Vorüberlegungen 4.3.2.2

Gegenstand der Untersuchung ist EAM in der deutschen Verwaltung. EAM wurde bereits in 

Kapitel 3.1 beschrieben. Ziel der theoretischen Vorüberlegungen ist das vorhandene Wissen 

im Bereich EAM aufzuarbeiten und verwendete Begriffe zu definieren. Da das Ziel der empi-

rischen Erhebung das Ableiten von Anforderungen an ein EAM-Konzept ist, ist zunächst der 

Begriff Anforderung im Kontext von EAM zu definieren (s. Abschnitt 4.2). 

Die Untersuchung fand im Zeitraum von Januar bis Juli 2012 in einer deutschen Landesver-

waltung statt. Im Rahmen der empirischen Untersuchung wurden fünf Experten der zentralen 

IT-Steuerung befragt. Die Auswahl der Interviewpartner erfolgte aufgrund ihrer langjährigen 

IT-Erfahrung in der öffentlichen Verwaltung. Ausschlaggebend für die Durchführung einer 

Einzelfallstudie war der exklusive Zugang zu einer deutschen Landesverwaltung die Einfüh-

rung von EAM zu begleiten (Yin 2009, 27). 

 Entwicklung der Untersuchungsstrategie 4.3.2.3

Im Laufe der Entwicklung der Untersuchungsstrategie finden sowohl die Fallauswahl sowie 

die Auswahl der Methoden für die Datenerhebung und -auswertung statt. Nachfolgend wird 

auf die Auswahl der Datenerhebungsmethode und die Fallauswahl näher eingegangen. Die 

Methode für die Datenauswertung wird in Kapitel 4.3.2.5 beschrieben. 
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Auswahl der Datenerhebungsmethode 

Das Vorgehen im Zuge der Fallstudie orientiert sich an den von Yin (2009) dargelegten sie-

ben Schritten zur Durchführung von Fallstudien. Hierzu gehört die Planung, das Design und 

die Vorbereitung der Fallstudie, die Erhebung und Analyse relevanter Daten sowie die Aufbe-

reitung der Ergebnisse (Yin 2009, 2). Zur Erhebung relevanter Daten wurden zum einen Do-

kumente wie die IT-Strategie, Projektanträge und Gremienbeschlüsse analysiert. Da im Rah-

men dieses Forschungsvorhabens aufgrund gegebener Rahmenbedingungen der öffentlichen 

Verwaltung wie z. B. dem Ressortprinzip (s. Kapitel 3.4) Eindrücke und Meinungen der Sta-

keholder äußerst wichtig sind, um ein gutes EAM-Konzept zu entwickeln und einzuführen, 

wird zum anderen auf Gruppeninterviews zurückgegriffen. Gruppeninterviews sind eine Spe-

zialform von Einzelinterviews. Dabei werden mehrere Experten gleichzeitig zu einem Thema 

befragt. Als Interviewform wurden analog zu Einzelinterviews, narrative Gruppeninterviews 

gewählt (Lamnek 2010, 667; Atteslander 2008, 131ff.). Im Rahmen eines narrativen Grup-

peninterviews wird den Experten kein Interviewleitfaden wie bei standardisierten oder teil-

standardisierten Interviews vorlegt, sondern lediglich Einstiegsfragen gestellt, auf Basis derer 

die Experten Sachverhalte ausführen (Schnell et al. 2011, 380f.). Eine Befragung wurde aus-

gewählt, da diese sich direkt auf Themen der Fallstudie konzentriert und wahrgenommene 

kausale Schlüsse und Erklärungen vermittelt (Yin 2009, 10). Mittels eines Gruppeninterviews 

wird ein bestimmtes Thema von mehreren Personen in einer strukturierten oder moderierten 

Weise diskutiert, um Informationen zu sammeln (Lamnek 2010, 372; Bortz/Döring 2006, 

319). Der Befrager gibt das Thema bzw. Anregungen vor und greift lediglich bei stockendem 

Gesprächsverlauf oder um neue Impulse zu geben ein (Bortz/Döring 2006, 243; Schnell et al. 

2011, 380f.). Ziele von Gruppeninterviews sind in erster Linie Meinungen und Einstellungen 

einzelner Teilnehmer und der ganzen Gruppe zu erlangen (Bortz/Döring 2006, 320; Lamnek 

2010, 376). Ein großer Vorteil von Gruppeninterviews ist, dass der Forscher die Teilnehmer 

gleichzeitig beobachten kann, sieht wie diese miteinander interagieren (Atteslander 2008, 

131) und so tiefere Einsichten in die Praxis erlangt (Yin 2009, 48).  

Zur Gewährleistung der Qualität der vorliegenden Untersuchung wurden gemäß Yin (2009) 

verschiedene Validitätsprüfungen durchgeführt. Die construct validity kann erreicht werden, 

wenn verschiedene Quellen für die Datenerhebung herangezogen werden. Ist in dieser Arbeit 

erreicht, da nicht nur Gruppeninterviews, sondern auch eine Dokumentenanalyse durchge-

führt wurde. Bei der internal validity werden Zusammenhänge verglichen. Die interne Validi-

tät ist erreicht, wenn Schlussfolgerungen aufgrund von Beobachtungen nicht marginal vonein-



60 4 Empirische Untersuchung: Anforderungen an ein EAM-Konzept in der öffentlichen Verwaltung 

ander abweichen. Sie wird in der Arbeit ebenso erreicht, da ein regelmäßiger Austausch über 

den Fortschritt des Projekts bestand, bei denen die Experten die Ergebnisse evaluierten und so 

gezeigt werden konnte, dass die Rückschlüsse nicht voneinander abweichen. Indem Theorien 

bzw. bereits bestehende Erkenntnisse in der Einzelfallstudie verwendet werden, kann der 

external validity Rechnung getragen werden. Dies wurde erreicht, indem die durchgeführte 

Fallstudie auf Erkenntnissen der vorangegangenen Literaturanalyse basiert. Die Replizierbar-

keit der Ergebnisse (engl. reliability) kann erreicht werden, indem ein Fallstudienprotokoll er-

stellt wird (Yin 2009, 40ff.). Auch dies wurde im Rahmen der Arbeit durchgeführt. 

Fallauswahl 

Zur Erhebung von Anforderungen aus der Praxis wurde in einer deutschen Landesverwaltung 

eine explorative Einzelfallstudie durchgeführt. Charakteristisch für die Einzelfallstudie ist die 

Betrachtung eines einzelnen sozialen Elements als Untersuchungsobjekt. Es geht vor allem 

um spezifische und individuelle Einheiten bestehend aus Personen, Organisationen, Kulturen 

oder Verhaltensmustern (Lamnek 2010, 273). Die Auswahl der Methodik ist darin begründet, 

da eine wesentliche Stärke von Fallstudien die detaillierte Untersuchung eines Phänomens in 

seinem Kontext ist (Yin 2009, 2). Ausschlaggebend für die Entscheidung einer Einzelfallstu-

die war der exklusive Zugang zu einer deutschen Landesverwaltung die EAM-Einführung zu 

begleiten (Yin 2009, 27). 

Die untersuchte Landesverwaltung ist ebenso wie andere deutsche Landesverwaltungen ge-

mäß dem Ressortprinzip (s. Kapitel 3.4) in verschiedene4 Ressorts unterteilt, die unabhängig 

voneinander agieren. In der Vergangenheit wurden infolgedessen IT-Entscheidungen auto-

nom und nicht abgestimmt getroffen, IT-Entwicklung und Betrieb erfolgten in Ressortverant-

wortung. Über die Jahre hinweg führte dies zu einer sehr heterogenen und aufwändig zu 

betreibenden IT-Landschaft. Im vorliegenden Fall sind zentrale IT-Entscheidungen sowie die 

Koordination von IT-Vorhaben auf Landesebene in der zentralen IT-Steuerung, die als Teil 

eines Ressorts in der Organisation verankert ist, gebündelt. Die Bereiche IT-Strategie und IT-

Infrastruktur, denen die Einführung von EAM zuordenbar ist, sind organisatorisch im Verant-

wortungsbereich der zentralen IT-Steuerung angesiedelt. Die Etablierung einer zentralen IT-

Steuerung in der untersuchten Landesverwaltung ist zudem noch relativ neu.  

Die Auswahl der Teilnehmer an den Gruppeninterviews erfolgte in Anlehnung an Lamnek 

(2010): Für die Gruppeninterviews wurde nicht auf eine homogene, künstliche, sondern eine 

                                                 
4 Die exakte Anzahl der Ressorts wird aus Gründen der Anonymisierung nicht genannt. 



4 Empirische Untersuchung: Anforderungen an ein EAM-Konzept in der öffentlichen Verwaltung 61 

heterogene, natürliche Gruppe zurückgegriffen. Das bedeutet, dass die ausgewählten Teilneh-

mer sich in einer natürlichen sozialen Wirklichkeit befinden, da sie Mitglieder einer Abtei-

lung der zentralen IT-Steuerung sind. Dem Prinzip der Naturalistizität zufolge, ist die Daten-

erhebung in einer realen Gruppe wünschenswert. Schwierigkeiten dabei können allerdings das 

Autoritätsgefälle sowie fehlende Offenheit durch persönliche Bekanntschaften sein (Lamnek 

2010, 395). In dieser Untersuchung wurden fünf Experten ausgewählt, da die Literatur vor-

schlägt zwischen drei und 20 Teilnehmer in die Gruppe (Lamnek 2010, 395) aufzunehmen.  

Da die zentrale IT-Steuerung für die zentrale Entwicklung und Umsetzung von IT-Themen 

der untersuchten Landesverwaltung zuständig ist, vertreten die Teilnehmer der Gruppeninter-

views nicht nur die Meinung der zentralen IT-Steuerung, sondern können auch Meinungen 

der Ressorts wiedergeben. Gegenstand der Gruppeninterviews in dieser Untersuchung war 

nicht nur die Diskussion über Anforderungen. Den Experten wurden auch Fragen über IT-

Strategie, Projekt- und Architekturmanagement gestellt, aus denen dann Anforderungen abge-

leitet wurden. Die Fragen basierten auf dem Ergebnis der Literaturanalyse und wurden mit 

den Experten in den Gruppeninterviews besprochen. Die Interviewpartner wurden aufgrund 

ihrer langjährigen IT-Erfahrung in der öffentlichen Verwaltung ausgewählt. 

 Datenerhebung 4.3.2.4

Zur Erhebung der Daten wurden drei Gruppeninterviews mit fünf Experten der zentralen IT-

Steuerung der untersuchten Landesverwaltung durchgeführt. Den Experten wurden Fragen 

über IT-Strategie, Projekt- und Architekturmanagement gestellt. Im Zuge dessen wurden zu 

thematisierende Punkte für die Anforderungserhebung zusammengefasst und den Interview-

teilnehmern eingangs vorgestellt. Folgende einleitende Fragestellungen wurden den Experten 

im Rahmen der Gruppeninterviews gestellt: 

1. Welche Aufgaben sollen mit EAM bewältigt werden? 

2. Welche Ziele verfolgen Sie mit der Einführung von EAM? 

3. Welche Erwartungen bestehen vonseiten der Landesverwaltung an EAM? 

Die Fragen basierten auf dem Ergebnis der Literaturanalyse und wurden mit den Experten in 

den Gruppeninterviews besprochen. Ausgehend von der Dokumentenanalyse sowie basierend 

auf den Erkenntnissen der Gruppeninterviews wurden dann Anforderungen abgeleitet. Die 

Gruppeninterviews wurden aufgezeichnet und im Nachgang transkribiert. Die Protokolle wur-

den den Interviewteilnehmern zur Durchsicht und gegebenenfalls um Verbesserungen an den 
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Äußerungen vorzunehmen zurückgespielt. Da bereits an dieser Stelle erste Ergebnisse disku-

tiert wurden, konnte eine iterative Anforderungserhebung unterstützt werden. Aus der Diskus-

sion resultierten zum einen konkrete Anforderungen an ein EAM-Konzept. Zum anderen 

nannten die Interviewteilnehmer Ziele der IT-Strategie, die anschließend in weitere Unterziele 

und Fähigkeiten, die für die Zielerreichung nötig sind, unterteilt wurden. Daraus wurde eine 

Liste von Zielen und Fähigkeiten aufgestellt, untersucht und hinsichtlich Relevanz und Bezug 

zu EAM geprüft. Betrafen die Ziele EAM wurden Anforderungen abgeleitet. 

 Datenauswertung 4.3.2.5

Die Auswertung der Gruppeninterviews erfolgte unter Zuhilfenahme der qualitativen Inhalts-

analyse. Ziel der qualitativen Inhaltsanalyse ist „die Analyse von Material, das auf irgendeine 

Weise menschliches Verhalten oder soziales Handeln repräsentiert“ (Lamnek 2010, 438). 

Dies bedeutet, die Inhalte der erhobenen Daten in deren Kontext und Bedeutungsumfeld aus-

zuwerten und zu interpretieren (Bortz/Döring 2006, 329). In der Literatur gibt es verschiedene 

Verfahren zur qualitativen Inhaltsanalyse.  

Im weiteren Verlauf dieser Arbeit findet die Methode der qualitativen Inhaltsanalyse nach 

Mayring (2010) Verwendung. Die qualitative Inhaltsanalyse basiert auf dem durch die Grup-

peninterviews erhobenen und aufbereiteten Datenmaterial. In Abbildung 4-3 wird der Ablauf 

der Inhaltsanalyse nach Mayring (2010) grafisch dargestellt. 
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Abbildung 4-3: Ablauf der qualitativen Inhaltsanalyse nach Mayring 
 Quelle: In Anlehnung an (Mayring 2010, 52ff.) 

Im ersten Schritt findet die Bestimmung des Ausgangsmaterials statt. Das heißt das zu analy-

sierende Material wird in Art und Umfang festgelegt. Die Entstehungssituation wird analy-

siert, indem beschrieben wird, wer unter welchen Bedingungen das Material zusammengetra-

gen hat. Darüber hinaus werden die formalen Charakteristika des Materials, d. h. die Form des 

Materials, beschrieben (Mayring 2010, 52f.). 

Im zweiten Schritt wird die Fragestellung der Analyse definiert. Es wird festgelegt, welche 

Ergebnisse die Daten liefern sollen. Dazu wird zunächst die Richtung der Analyse definiert, 

die die Inhalte der Interpretation klärt. Anschließend ist die Fragestellung der Analyse zu klä-

ren, indem an bisherige Forschung angeknüpft wird und gegebenenfalls Unterfragestellungen 

zu differenzieren sind (Mayring 2010, 56ff.). 

Im dritten Schritt wird das Ablaufmodell der Analyse festgelegt. Dazu gehören die Auswahl 

einer speziellen Analysetechnik und die Definition der Analyseeinheit. Die Analyseeinheit 

wird definiert durch Kodier-, Kontext- und Auswertungseinheiten. Die Kodiereinheit legt die 

kleinste, auswertbare Textstelle, die Kontexteinheit den größten Textbestandteil innerhalb 

einer Kategorie und die Auswertungseinheit die Reihenfolge der Textteile fest. Die speziellen 

Analysetechniken lassen sich weiter in separate Analyseschritte zerlegen. Fokus dabei ist die 

Entwicklung eines Kategoriensystems (Mayring 2010, 59). Die Kategorien werden in einer 
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Wechselbeziehung von Theorie und vorliegendem Material entwickelt, „durch Konstruktions- 

und Zuordnungsregeln definiert und während der Analyse überarbeitet und rücküberprüft“ 

(Mayring 2010, 59). Die Kategorisierung soll aus theoretischen Annahmen abgeleitet werden 

(Atteslander 2008, 189ff.). 

In dieser Arbeit wurden die Kategorien wie folgt gebildet: Die in der Literatur identifizierten 

Beiträge wurden analysiert und davon Anforderungen an ein EAM-Konzept abgeleitet. 

Gleichartige Anforderungen wurden in einer Liste aggregiert, thematisch strukturiert, zusam-

mengefasst und zu Kategorien auf abstrakter Ebene konsolidiert. Diese Kategorien dienen als 

erste Orientierungshilfe zur Kategorisierung der Anforderungen. Nach Durchführung der Fall-

studie wurde die Kategorienbildung wie folgt durchgeführt: Textstellen, die relevant für die 

Erhebung der Anforderungen erschienen, wurden mit einem Code versehen (Mayring 2010, 

70). Diese basieren auf den während der Literaturanalyse entwickelten Kategorien. Beim Le-

sen der Texte wurden gegebenenfalls weitere Kategorien hinzugefügt. Vervollständigt wurde 

die Kategorienbildung indem gleiche Codes zusammengefasst, verglichen und verdichtet wur-

den, sodass zentrale Anforderungen abgeleitet werden konnten. Anforderungen wurden in ge-

nerisch und verwaltungsspezifisch unterschieden. Verwaltungsspezifische Anforderungen 

sind charakteristisch für die Domäne der untersuchten Landesverwaltung. Generische Anfor-

derungen gelten auch domänenübergreifend und wurden unter anderem auch in der Literatur 

genannt. In einem weiteren Schritt wurden die identifizierten Anforderungen nochmals ver-

dichtet. 

Im letzten Schritt werden die Ergebnisse mithilfe der drei Grundformen des Interpretierens, 

der Zusammenfassung, Explikation und Strukturierung, interpretiert (Mayring 2010, 64f.): 

− Zusammenfassung: Das Material wird soweit reduziert, sodass nur wesentliche Inhalte 

erhalten bleiben. 

− Explikation: Zusätzliches Material wird zu ausgewählten Textstellen hinzugefügt, um 

das Verständnis zu erweitern. 

− Strukturierung: Mithilfe von definierten Ordnungskriterien erfolgt ein Querschnitt 

durch das Material.  
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 Auswertung der Untersuchungsergebnisse 4.3.2.6

Im Rahmen der Gruppeninterviews wurden von den Experten verschiedene Ziele genannt, die 

mithilfe von EAM angegangen werden sollen. Aufgabe von EAM soll sein, die Ziele der 

zentralen IT-Steuerung systematisch zu erreichen, einen Überblick über die IT-Landschaft 

und Projekte zu erlangen und die vorhandenen IT-Landschaften zu konsolidieren, um die 

Transparenz in diesen Aspekten zu erhöhen. So wurden abstrakte Ziele genannt, wie z. B. von 

Experte A:  

„Architekturmanagement soll uns dabei unterstützen, methodisch sauber unsere Zie-
le zu erreichen. Ein Ziel ist bspw. die IT-Landschaft weiter zu konsolidieren. Dafür 
muss die Zielarchitektur bekannt sein.“ 

Des Weiteren sagte Experte A: 

„[…] aufgrund der Komplexität unserer Landesverwaltung mit einer Reihe von Res-
sorts und einer Staatskanzlei und zahlreichen nachgeordneten Bereichen, die selbst-
ständig agieren, soll bereits bei der Planung von Projekten den Ressorts unter die 
Arme gegriffen werden. Dazu soll werkzeuggestützte Unterstützung der Ressorts be-
reits bei der Planung neuer Verfahren erkannt und darauf hingewiesen werden, dass 
das Verfahren auf bereits vorhandenen Architekturkomponenten umgesetzt werden 
könnte. Bausteine sind in unserer Landesverwaltung bereits vorhanden, die für die 
weitere Umsetzung genutzt werden könnten. Dazu muss aber schon frühzeitig, bei 
Eingang des Planungsvorhabens bei der zentralen IT-Steuerung dem Einreichenden 
deutlich gemacht werden, dass er nicht auf der grünen Wiese entwickeln soll, son-
dern dass gewisse Bausteine bereits vorhanden sind und diese auch mit dem neuen 
Planungsvorhaben abgestimmt bzw. beachtet werden müssen.“ 

Ein weiteres Problem ist, dass eine Weiterverfolgung der Projekte im Sinne einer Statusnach-

richt nicht gegeben ist, sobald das Projekt einmal aufgesetzt ist. Experte B sagte:  

„[…] es muss doch die Möglichkeit geben, dass ich nach einer gewissen Zeit den 
Stand der Umsetzung erfahre. Ich möchte wissen, wie weit bspw. die Basiskompo-
nente XYZ momentan ist und wie lang es noch bis zur Fertigstellung dauert.“ 

Bislang werden diese Informationen über dedizierte Abfragen, einen Fachbeirat oder bei 

einem Gremientermin abgefragt. Experte C pflichtet Experte B bei:  

„[…] bislang haben wir nur durch die Projektanzeigen einen Snapshot genau zu 
einem Zeitpunkt, an dem wir die Projektanzeige bekommen. Wir betrachten das Pro-
jekt dann über eine gewisse Zeit hinweg. Ab und zu kommt mal eine Wiedervorlage, 
aber konsequent für jedes Projekt können wir das nicht durchziehen, da die Registra-
tur dann kollabieren würde. Man bräuchte also eine automatisierbare, kontinuierli-
che Darstellung der Projekte, sodass hier ein Fortschritt entsteht.“ 

Ein weiteres Ziel soll also sein, dass nach Aufsetzen des Projekts die Möglichkeit gegeben 

wird, dass kontinuierlich Statusinformationen des Projekts automatisch an die zentrale IT-
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Steuerung gemeldet werden. Ein mögliches Instrument, das an dieser Stelle unterstützen 

könnte, ist eine Lebenszyklusdarstellung von Projekten in einem System. 

Experte A sagte darüber hinaus:  

„Im Sinne der Standardisierung müsste ein Link zum IT-Controlling hergestellt wer-
den, sodass umfangreiche Abfragen bei den Ressorts im Rahmen des IT-Controllings 
entfallen und ich automatisch sämtliche Informationen per Knopfdruck aus dem Sys-
tem erhalte.“ 

Diese Forderung ist zum Beispiel in der Anforderung Integration von EAM in Management-

prozesse in der Kategorie Integration wiederzufinden. 

Ein weiteres Argument führte Experte B an:  

„[…] eigentlich sollten all unsere fragmentarischen Ansätze angefangen von 
Projektanzeigen, IT-Controlling, Sammelanzeigen, IT-Bebauungsplan und IT-
Gesamtplan mittels EAM zusammengefasst werden. […] damit ich Informationen 
nicht immer wieder anfordern muss, sondern es mir ermöglicht wird, (Führungs-) 
informationen heraus zu filtern und dementsprechend je Fall zu entscheiden.“ 

Ein weiterer wichtiger Aspekt ist laut Experte B:  

„[…] der Grundansatz über die Gestaltung von EAM – dezentral oder zentral und 
wer pflegt es, welche Rollen benötigen wir, wer übernimmt welche Rollen.“ 

Experte D pflichtet dem bei, dass Personen bzw. Rollen identifiziert werden müssen, die 

EAM pflegen. Dieser Anforderung wird bspw. mit der Anforderung Definition von Rollen, 

Verantwortlichkeiten und Prozessen in der Kategorie EA Governance Rechnung getragen. 

Dazu sagte Experte A:  

„[…] das ist ja die Frage, wie man eine Einführungsstrategie macht. Das nicht mit 
Big Bang sofort alle Themen erledigt werden können, ist klar, aber man muss strate-
gisch einmal vorsehen, was wir alles tun können. Im zweiten Schritt muss ich mir 
Gedanken machen, mit welchen Dingen starte ich jetzt konkret und bau das dann 
sukzessive weiter aus. Und ich glaube, dass man bei den Ressorts auch dann relativ 
schnell Unterstützung bekommen wird.“ 

Diese Anforderung wurde bspw. realisiert, indem verschiedene Anwendungsszenarien als Be-

standteil des EAM-Konzepts aufgezeigt werden und in der Einführungsstrategie nicht ein Big 

Bang-Ansatz, sondern eine stufenweise Einführung vorgeschlagen wird. 

Als weiteres Bedürfnis entgegnete Experte D:  

„[…] es wäre doch auch interessant zu wissen, welches Verfahren mit welchem 
anderen Verfahren zusammenarbeitet.“ 
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Auch dieses Anliegen wird z. B. durch die entwickelten Anwendungsszenarien adressiert. 

Aus diesen Zielen werden im weiteren Verlauf Anforderungen abgeleitet und den Anforde-

rungen aus der Literatur gegenübergestellt. 

 Ergebnisse der Fallstudie 4.3.2.7

In diesem Abschnitt werden die aus der Fallstudie erhobenen Ergebnisse dargestellt. Abwei-

chend zu Erkenntnissen aus der Literatur wurde z. B. auf das Beinhalten eines Metamodells 

im EAM-Konzept kaum Wert gelegt. Ebenso wenig wurde die Integration von Modellen auf 

einer Architekturebene nicht von den Experten der untersuchten Landesverwaltung genannt. 

Dies ist dem Umstand geschuldet, dass EAM bisher nicht etabliert war und daher bislang 

keine verschiedenen Modelle mit Integrationspotenzial bestehen. Ähnlich wie bereits in 

Kapitel 4.3.1.2 angedeutet, ist die Kategorie Sicherheit von enormer Bedeutung. Daher ist 

auch die Einhaltung von Sicherheitsanforderungen bei IT-Systemen unerlässlich und ähnlich 

relevant, wie bereits anhand der Literaturanalyse deutlich wurde. Zusätzlich zu den aus der 

Literatur abgeleiteten Anforderungen wurden auf die Wiederverwendbarkeit von bereits be-

stehenden Verfahren und Komponenten deutlich hingewiesen. Ebenso war die Integration von 

EAM in IT-Nachbarprozesse und Managementprozesse wie IT-Controlling, Risikomanage-

ment oder Projektportfoliomanagement von großer Bedeutung. Darüber hinaus wurde der Be-

darf an einer übergreifenden Gestaltung des IT-Bebauungsplans mittels Domänenmodell be-

tont. Die genannten Anforderungen wurden zusätzlich zu weiteren genannten, bereits anhand 

der Literaturanalyse identifizierten Anforderungen aufgenommen. Tabelle 4-2 fasst die An-

forderungen aus der empirischen Erhebung zusammen. 

Kategorie Anforderungen Verwaltungspraxis 
generisch verwaltungsspezifisch 

Anwendbarkeit/ 
Anpassungs-
fähigkeit 

Anpassbarkeit an Organisation und Rahmenbedingungen   
Bereitstellung von generischen und spezialisierten Methoden   
Verständlichkeit und Anwendbarkeit der Modelle   

Dokumentation Dokumentation von Architekturinformationen   

EA Governance 

Definition von Rollen, Verantwortlichkeiten und Prozessen    
Standardisierung von Schnittstellen und Anwendungslandschaft   
Kontrolle der Einhaltung der Prinzipien   
Verwendung von Standards   
Vorgabe von Prinzipien und Richtlinien   

Integration 

Integration bestehender Verfahren   
Integration von bestehenden (Basis-)Komponenten   
Integration von EAM in Managementprozesse   
Integration von verschiedenen Architekturen   
Messung der Wirksamkeit und Effizienz der EA unterstützen   
Qualitätsmanagement   
Risikomanagement   
Gewährleistung der Pflege der Architektur   
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Kategorie Anforderungen Verwaltungspraxis 
generisch verwaltungsspezifisch 

Modellierung 

Abbildung der Komponenten und deren Abhängigkeiten   
Abstimmung von IT-Maßnahmen und Bedarf zwischen zentra-
ler IT-Steuerung und Ressorts 

  

Definition von einheitlichen Modellierungssprachen auf 
verschiedenen Architekturebenen 

  

Definition und Verwendung von Basiskomponenten   
Modellierung/Entwurf einer konformen Darstellung und 
Beschreibung der Ist- und Sollarchitektur 

  

Modellierung/Kategorisierung von Informationen   
Übergreifende Gestaltung des Bebauungsplans durch ein 
Domänenmodell 

  

Verwendung eines modularen Designs und wiederverwend-
barer Komponenten 

  

Nachvollzieh-
barkeit 

Verständlichkeit und Nachvollziehbarkeit der Methoden und 
Modelle 

  

Sicherheit Einhaltung vorgegebener (IT-)Sicherheitsanforderungen   

Sichten 

Bereitstellung von verschiedenen Sichten und Visualisierungen 
eines Modells 

  

Gestaltung von fachlichen und querschnittlichen Sichten auf 
den IT-Bebauungsplan 

  

Schaffung einer einheitlichen, transparenten Sicht auf IT-Land-
schaft, Prozesse, Management, Unternehmensentwicklung und 
strategisches Management 

  

Stakeholder 

Adressierung der Ziele der Stakeholder   
Einbindung von Stakeholdern in Entscheidungsprozesse   
Einheitliches, strukturiertes Anforderungsmanagement   
Gegenseitige Anerkennung der Kompetenzen von Ressorts und 
zentraler IT-Steuerung 

  

Identifikation/Klassifikation von Stakeholdern   
Sichten der verschiedenen Stakeholder betrachten   

Tabelle 4-2: Ergebnisse der empirischen Anforderungserhebung  
 Quelle: Eigene Darstellung 

4.4 Anforderungen an ein EAM-Konzept für die öffentliche 
Verwaltung 

Basierend auf Erkenntnissen der Literaturanalyse (Kapitel 4.3.1.2) und der Fallstudie (Kapitel 

4.3.2.7) wurden die identifizierten Anforderungen verdichtet. Letztlich konnten neun Anfor-

derungen an ein EAM-Konzept für die öffentliche Verwaltung in Deutschland abgeleitet wer-

den. Diese werden im Folgenden erläutert:  
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Anforderung 1: Adressierung der Anliegen der Stakeholder durch Darstellung verschiede-
ner Sichten 

Stakeholder sind ein wichtiger Bestandteil jeder Organisation. Sie beeinflussen die Unterneh-

mensarchitektur maßgeblich. Die Identifikation der Stakeholder ist Voraussetzung, um ihre 

Anliegen adressieren zu können. Fehlen relevante Stakeholder werden unter Umständen 

wichtige Meinungen und Interessen untergraben und Konflikte geschaffen (Lucke/Lechner 

2011, 717; Furlong/Al-Karaghouli 2010, 81). Daher muss das EAM-Konzept auf spezifische 

Anliegen der Stakeholder unterschiedlicher hierarchischer Ebenen zugeschnitten sein (Buckl 

2011, 122; Aier et al. 2008b, 118; Aier et al. 2009, 38; Buckl et al. 2010b, 243). Anliegen 

können bspw. die Konsolidierung der IT-Landschaft oder die Schaffung von Überblick über 

(strategische) Projekte sein. Die Anliegen der Stakeholder ändern sich und sind teilweise 

konfligierend, wodurch ein Sichtenkonzept an Bedeutung gewinnt (Lucke/Lechner 2011, 717; 

Isomäki/Liimatainen 2008, 365; Goethals et al. 2006, 69f.). Sichten repräsentieren die ver-

schiedenen Auffassungen und Interessen von Stakeholdern, dienen der Kommunikation und 

Einigung im Fall von nötigen Entscheidungen (Meneklis/Douligeris 2010, 77).  

Zusammenfassend lässt sich daher folgende Anforderung festhalten: Ein EAM-Konzept muss 

es vorsehen, dass die Anliegen der Stakeholder unterschiedlicher hierarchischer Ebenen 

adressiert werden, indem verschiedene Sichten der Stakeholder betrachtet werden. 

Anforderung 2: Schaffung einer holistischen Sicht auf IT-Landschaft, Prozesse, Unterneh-
mensentwicklung und strategisches Management 

Das EAM produziert Ergebnisse in Form von Artefakten, die sich je nach Organisation von-

einander unterscheiden (Doucet et al. 2009, 517; Aier et al. 2009, 39; Bernard 2012, 98; Aier 

et al. 2008c, 292; Buckl 2011, 125; Hafner/Winter 2008, 3; Buckl et al. 2009b, 1). Dazu gehö-

ren Modelle, Visualisierungen und Richtlinien, die einen großen Beitrag zur Kommunikation 

und dem Verständnis von EAM leisten. Es ist daher wichtig, die IT-Landschaft, die Prozesse, 

die Unternehmensentwicklung und das strategische Management einheitlich zu analysieren 

und abzubilden, sodass keine Inkonsistenzen zwischen verschiedenen Sichtweisen und Mo-

dellen entstehen. Auf diese Weise wird eine holistische Sicht auf wichtige Bestandteile einer 

Unternehmensarchitektur ermöglicht, sodass diese aus unterschiedlichen Perspektiven be-

trachtet werden kann. Dies trägt zur Erhöhung der Verständlichkeit und Akzeptanz bei den 

Nutzern bei (Bernus/Nemes 1996, 180). Mithilfe von Metamodellen bzw. einer einheitlichen 

theoretischen Basis für die Erstellung und Erweiterung jeder Sicht, können Inkonsistenzen mit 
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bestehenden Modell bei Änderungen vermieden werden (Bernus/Nemes 1997, 126f.; Leist/ 

Zellner 2008, 7).  

Die verschiedenen Sichten können neben IT-bezogenen Artefakten wie z. B. Anwendungen, 

Softwarekomponenten und IT-Prozesse auch geschäftsbezogene Artefakte wie z. B. organisa-

torische Ziele und Geschäftsprozesse enthalten. Die Abbildung beider Artefakte ist wichtig, 

um die strategische Planung, die Risikoanalyse und das Compliance-Management wirkungs-

voll zu unterstützen (Winter/Schelp 2008, 549; Riege/Aier 2009, 390; Goethals et al. 2006, 

70). 

Eine mögliche Sicht auf die IT-Landschaft ist bspw. ein Domänenmodell, das den Bebau-

ungsplan einer EA übergreifend abbildet. Darin werden sämtliche Komponenten einer IT-

Landschaft, deren Eigenschaften und Beziehungen zueinander dargestellt. Dies erhöht bei zu-

nehmender Komplexität die Transparenz und Effektivität der EA, unterstützt einen effektiven 

Ressourceneinsatz und erleichtert die Kommunikation im Team, da Einheiten und deren Zu-

sammenhänge visualisiert werden (Aier/Schönherr 2007, 25; Scholze/Feuring 2005; Rohloff 

2005, 1660; Janssen/Cresswell 2005, 3).  

Daraus lässt sich folgende Anforderung ableiten: Ein EAM-Konzept muss es erzwingen, dass 

eine holistische Sicht auf IT-Landschaft, Prozesse, Unternehmensentwicklung und strate-

gisches Management gewährleistet wird.  

Anforderung 3: Bereitstellung von fachlichen und querschnittlichen Sichten sowie Visua-
lisierungen von Modellen (z. B. IT-Bebauungsplan) 

Sichten adressieren ein oder mehrere Anliegen von Stakeholdern und ermöglichen diesen 

einen Überblick über die EA (Jonkers et al. 2003, 31). Modelle und Visualisierungen leisten 

durch das Aufzeigen der verschiedenen Sichtweisen einerseits einen Beitrag zur Kommunika-

tion mit den Stakeholdern, andererseits macht es die Komplexität beherrschbarer (Frank 1999, 

6; Lankhorst et al. 2004, 206; Buckl et al. 2007a, 2; Jonkers et al. 2003, 31; Braun 2007, 43; 

Janssen/Cresswell 2005, 3). 

Verschiedene Sichten auf den IT-Bebauungsplan können bspw. Folgendes repräsentieren: Die 

fachliche Sicht umfasst alle fachlichen Komponenten, deren Beziehungen untereinander so-

wie die Grenzen der EA. Die querschnittliche Sicht dient dazu, einen Überblick über die ver-

schiedenen Ressorts und deren IT-Systeme zu erlangen.  
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Unzureichend dokumentierte Architekturinformationen erschweren die Nachvollziehbarkeit, 

welche Entscheidungen aus welchem Grund getroffen wurden (Lucke/Lechner 2011, 718; 

Aier et al. 2009, 38; Bernard 2012, 96; Buckl et al. 2007b, 146; Iyamu 2011, 84; Aier et al. 

2008c, 292). Daher sind unternehmensweite, konforme Architekturbeschreibungen zu verfas-

sen, die einen Überblick über die Beziehungen der verschiedenen Komponenten bieten und 

somit eine systemübergreifende Integration von Modellen erleichtern (Buckl 2011, 103; 

Jonkers et al. 2003, 31; Kaisler et al. 2005, 224; Braun 2007, 45; Noran 2003, 171; Goethals 

et al. 2006, 70; IEEE 2000, 8). 

Daraus lässt sich folgende Anforderung ableiten: Ein EAM-Konzept muss es ermöglichen, 

dass (unter Zuhilfenahme von Architekturbeschreibungen und -informationen) fachliche 

und querschnittliche Sichten sowie Modelle bzw. Visualisierungen erstellt werden können. 

Anforderung 4: Definition von Rollen, Verantwortlichkeiten und Prozessen unter Berück-
sichtigung der Rahmenbedingungen der öffentlichen Verwaltung (z. B. Ressortprinzip) 

EAM-Einführungsprojekte sind von klar definierten Rollen geprägt (Buckl 2011, 124). Die 

Anpassbarkeit von EAM an die jeweilige Organisation spielt dabei eine große Rolle (Buckl 

2011, 121; Bernus/Nemes 1997, 126f.; Pulkkinen/Hirvonen 2005, 1; Bernus/Nemes 1996, 

180; Kaisler et al. 2005, 225; Noran 2003, 171; van der Raadt/van Vliet 2008, 104). In Anbe-

tracht dessen, dass es kein „one-size-fits-all“ EAM gibt, muss ein EAM-Konzept organisati-

onsspezifisch, d. h. kompatibel mit den Besonderheiten der Organisation, wie der vorhande-

nen Organisationskultur, -struktur, -größe, -governance und den gegebenen Rahmenbedingun-

gen sein (Buckl 2011, 121; Bernus/Nemes 1996, 180; van der Raadt/van Vliet 2008, 104). Im 

vorliegenden Fall bedeutet dies, dass ein EAM-Konzept an die öffentliche Verwaltung an-

passbar sein muss, vor allem Rollen und Prozesse der öffentlichen Verwaltung sind hier zu 

berücksichtigen.  

Eine Herausforderung ist es, die relevanten Stakeholder in die Entscheidungsprozesse einzu-

beziehen und dadurch Konflikte zu vermeiden (Lucke/Lechner 2011, 717). Eine definierte 

Governance erleichtert die Koordination und das Management der an EAM beteiligten Perso-

nen, Projekte und IT-Systeme (Lucke/Lechner 2011, 717; Iyamu 2011, 84). 

Daraus lässt sich folgende Anforderung ableiten: Ein EAM-Konzept muss es vorsehen, dass 

Rollen, Verantwortlichkeiten und Prozesse unter Berücksichtigung der gegebenen Rah-

menbedingungen der öffentlichen Verwaltung definiert werden. 
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Anforderung 5: Integration bestehender Verfahren und Komponenten durch Wiederver-
wendung von Komponenten, Standards und den Einsatz eines modularen Designs 

In Organisationen sind bereits Architekturen, Verfahren und Komponenten (z. B. Software- 

und Basiskomponenten) oder Standards und Prozesse etabliert, welche im Organisationsalltag 

angewandt werden. EAM fordert keinesfalls die Einführung komplett neuer Verfahren und 

Komponenten, sondern ermöglicht das Beibehalten bestehender und bewährter Verfahren und 

Komponenten (Glissmann/Sanz 2011, 1; Winter/Fischer 2006, 4). 

In der untersuchten Landesverwaltung bedeutet dies, dass bereits bestehende Komponenten 

bei der Etablierung von EAM eingebunden und weiterentwickelt werden. Damit geht die Er-

fassung und Wiederverwendung von Komponenten und Bausteinen einher, welche in gleicher 

oder abgewandelter Art und Weise an verschiedenen Stellen innerhalb der EA vorzufinden 

sind. Wiederverwendbare Bausteine ermöglichen nicht nur schnellere, kostengünstigere und 

bessere Systeme, sondern haben gleichzeitig Einfluss auf Interoperabilität, Portabilität, Flexi-

bilität und Skalierbarkeit (Armour et al. 1999, 39).  

Ein modular aufgebauter EAM-Ansatz ist ideal, da dieser sich leicht erweitern lässt (Bernus/ 

Nemes 1997, 127). Um den Wildwuchs der komplexen IT-Strukturen und EA zu beherrschen, 

wird in der untersuchten Landesverwaltung eine Vereinheitlichung und Standardisierung von 

Schnittstellen und der Anwendungslandschaften gefordert. Dies ermöglicht ein leichtes Aus-

tauschen von Komponenten, die die gleiche Schnittstelle verwenden (Armour et al. 1999, 37; 

Dietzsch/Goetz 2005, 1526). 

Daraus lässt sich folgende Anforderung ableiten: Ein EAM-Konzept muss es vorsehen, dass 

bereits bestehende Verfahren und Komponenten integriert werden, indem Standardschnitt-

stellen und ein modulares Design zum Einsatz kommen. 

Anforderung 6: Bereitstellung von generischen und spezialisierten Methoden (ressortspezi-
fisch, verwaltungsöffentlich, für die zentrale IT-Steuerung) 

Ein EAM-Konzept sollte generische und spezialisierte Methoden für die öffentliche Verwal-

tung, die Ressorts und die zentrale IT-Steuerung zur Verfügung stellen. Generische Methoden 

(wie bspw. UML, Prozesse, EPK und BPMN) sind allgemeingültig und werden dem Kontext 

entsprechend ausgelegt und angewandt (Bernus/Nemes 1996, 180; Rohloff 2005, 1660; Buckl 

2011, 123; Bernus/Nemes 1997, 126f.; Lucke/Lechner 2011, 717ff.). Im Gegensatz dazu ste-

hen spezialisierte Methoden, welche sich auf ein bestimmtes Gebiet oder eine bestimmte Art 

der Anwendung konzentrieren. Die Kombination und Balance zwischen generischen und 
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spezialisierten Methoden ermöglichen zum einen Allgemeingültigkeit und Erweiterbarkeit, 

zum anderen die Konzentration auf den konkreten Kontext einer EA (Rohloff 2005, 1660). In 

der untersuchten Landesverwaltung bedeutet dies, dass sowohl ressortspezifische und verwal-

tungsöffentliche Methoden, als auch Methoden für die zentrale IT-Steuerung zur Verfügung 

zu stellen sind. 

Daraus lässt sich folgende Anforderung ableiten: Ein EAM-Konzept muss es ermöglichen, 

dass generische sowie spezialisierte Methoden (ressortspezifisch, verwaltungsöffentlich, für 

die zentrale IT-Steuerung) zur Verfügung gestellt werden. 

Anforderung 7: Gewährleistung der Pflege der Architektur 

Die Wartung und Pflege einer EA sind ausschlaggebend, da die Einsatzbereitschaft erhalten 

bleiben muss, während das Unternehmen die EA pflegt und weiterentwickelt. Um eine 

reibungslose Wartung der EA zu gewährleisten, ist eine Planung nötig (Kaisler et al. 2005, 

225f.; Winter/Fischer 2006, 4). Eine zentrale Instanz für EA-bezogene Informationen und 

Daten ermöglicht eine einheitliche und konsistente Verbesserung der EA. EA-Daten, die über 

lokale Repositories verwaltet werden, ergeben nicht nur mehr Flexibilität, sondern stellen 

zudem sicher, dass die gespeicherten Informationen aktuell sind (Riege/Aier 2009, 390). 

Daraus lässt sich folgende Anforderung ableiten: Ein EAM-Konzept muss es vorsehen, dass 

die Architektur gepflegt wird, indem ein Pflegeprozess mit Verantwortlichkeiten vorgege-

ben wird. 

Anforderung 8: Vorgabe und Kontrolle der Einhaltung von Prinzipien und Richtlinien  

Viele EAM-Einführungsprojekte scheitern, da keine einheitlichen Grundsätze bzw. Prinzipien 

oder Leitlinien für die EA vorgegeben werden. Prinzipien sind Regeln, die innerhalb eines 

EAM-Konzepts festgelegt werden, um die Richtung aufzuzeigen, in die sich eine EA entwi-

ckeln soll. Ein EAM-Konzept muss einerseits Prinzipien und Richtlinien für eine EA vorge-

ben und andererseits Mechanismen zur Verfügung stellen, die die Einhaltung dieser Prinzipi-

en kontrollieren (The Open Group 2011, 235; Lucke/Lechner 2011, 717).  

Dazu zählt auch bspw. das Einhalten von Sicherheitsrichtlinien, im Rahmen derer drei Aspek-

te zu beachten sind: Vertraulichkeit, Verfügbarkeit und Integrität. Diese umfassen die Kor-

rektheit von Informationen, das Erkennen von Modifikationen der Informationen sowie die 

Zugriffsmöglichkeiten. Zusätzlich zu gesetzlichen Normen sind ebenfalls systemspezifische 

Sicherheitsanforderungen zu beachten. Je nach Einordnung eines Systems (hohe, mittlere oder 
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niedrige Sicherheitsstufe) sind daher die passenden und minimalen Sicherheitsvorkehrungen 

auszuwählen (Kaisler et al. 2005, 9; Janssen/Wagenaar 2004, 34). 

Daraus lässt sich folgende Anforderung ableiten: Ein EAM-Konzept muss es erzwingen, dass 

Prinzipien und Richtlinien vorgegeben und kontrolliert werden. 

Anforderung 9: Einbettung von bestehenden Managementprozessen und IT-Nachbarpro-
zessen 

Die Integration von EAM betrifft unter anderem den Austausch von Informationen und die 

Verknüpfung bestehender Managementfunktionen, wie etwa Projektportfoliomanagement, 

Anforderungsmanagement, Strategie- oder Zielemanagement. Um die Funktion eines EAM in 

den Kontext der umgebenden Managementprozesse einzubetten, sollten dabei Verknüpfungen 

in beide Richtungen – sowohl von der EAM-Funktion zu anderen bereits existierenden Ma-

nagementfunktionen, als auch entgegengesetzt – definiert werden (Bernus/Nemes 1996, 181; 

Buckl 2011, 125; Bernard 2012, 94). Weiter sollten Beziehungen zu IT-Nachbarprozessen 

wie bspw. zum Qualitäts-, Risiko- und Projektmanagement ermöglicht werden. 

Das Qualitätsmanagement umfasst bspw. alle Tätigkeiten und Prozesse, die sich mit der 

Verbesserung der EA und deren Bestandteile befassen. Dabei geht es um die Kontrolle von 

Ergebnissen, aber auch um vorbeugende Maßnahmen zur Gewährleistung der gewünschten 

Qualität (Schmitt/Pfeifer 2010, 275ff.). Das Risikomanagement beinhaltet bspw. alle Maß-

nahmen, die zur Analyse, Identifikation und Kontrolle von Risiken aus unterschiedlichen 

Sichten gehören (Wolke 2008, 1f.). Ohne eine entsprechende Analyse, Dokumentation und 

Kontrolle der Risiken ist die EA externen und internen Einflüssen ausgesetzt (Gaulke 2002, 

42). Eine Organisation muss sich daher gegen absehbare Risiken schützen und im Rahmen 

des Risikomanagements Vorkehrungen treffen (Winter/Fischer 2006, 4). 

Daraus lässt sich folgende Anforderung ableiten: Ein EAM-Konzept muss es erzwingen, dass 

bereits bestehende Managementprozesse (z. B. Projektportfoliomanagement) in EAM und 

EAM in IT-Nachbarprozesse (z. B. Risikomanagement, Qualitätsmanagement) eingebettet 

werden können. 

Neben funktionalen Anforderungen, die die Entwicklung eines EAM-Konzepts betreffen, 

wurden ebenso generische Anforderungen, sogenannte Qualitätsanforderungen, identifiziert. 

Diese beschreiben erwünschte qualitative Eigenschaften des geplanten Systems, d. h. des 

EAM-Konzepts (Pohl 2008, 15f.). Im Folgenden werden diese beschrieben: 
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• Umsetzbarkeit des EAM-Konzepts: Zur Unterstützung der organisatorischen Imple-

mentierung muss ein EAM-Konzept detailliert, ausführbar, konsistent und in sich 

geschlossen sein (Buckl 2011, 125). Da es verschiedenste Methoden für EAM gibt, 

besteht die Herausforderung für Organisationen darin, existierende Methoden zu inte-

grieren und umzusetzen. Ist ein EAM-Konzept nicht umsetzbar und damit nicht 

implementierbar, ist es nutzlos.  

• Verständlichkeit, Anwendbarkeit und Nachvollziehbarkeit der Modelle und Methoden: 

Die Kommunikation mit den Kunden ist essenziell für den Erfolg von EAM. Da diese 

jedoch meist keine technische Sicht auf die EA und die zugehörigen Projekte haben, 

ist es wichtig, dass sämtliche Methoden und Modelle auch von Nicht-IT-Experten 

verstanden werden können. Die Modelle und Methoden zur Modellierung müssen ver-

ständlich, korrekt und nützlich sein, sodass die Stakeholder diese nachvollziehen und 

anwenden können. Vor allem die Modellierungsmethoden müssen praktisch ausführ-

bar sein und hohe Qualität innerhalb von annehmbaren Kosten-, Zeit- und Ressourcen-

beschränkungen gewährleisten (Bernus/Nemes 1996, 180). Da Modelle ein Bestand-

teil der Kommunikation mit den Stakeholdern sind, ist ihre Verständlichkeit und 

Transparenz wichtig. Unverständliche und nicht nachvollziehbare Modelle und Me-

thoden sind nicht nachhaltig, führen zu Missverständnissen oder Konflikten und gege-

benenfalls zum Abbruch oder Scheitern des Projekts (Pulkkinen/Hirvonen 2005, 223; 

Kaisler et al. 2005, 3). 

In Anhang A sind die aus Literatur und Praxis gewonnenen Erkenntnisse sowie die daraus ab-

geleiteten Anforderungen aufgelistet. 

4.5 Zusammenfassung 

In diesem Kapitel wurden das methodische Vorgehen sowie die Ergebnisse der empirischen 

Untersuchung beschrieben. Ziel der Untersuchung war die Identifikation von Anforderungen 

an ein EAM-Konzept für die öffentliche Verwaltung. Im Rahmen der Untersuchung wurden 

die in der Literatur identifizierten Erkenntnisse mit denen der durchgeführten Fallstudie abge-

glichen und erweitert. Als Ergebnis konnten letztlich neun (funktionale) Anforderungen an 

ein EAM-Konzept abgeleitet werden (vgl. Tabelle 4-3). 
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Die identifizierten Anforderungen erhalten eine verwaltungsspezifische Ausprägung, wenn 

sie im Kontext der in Abschnitt 3.4.2 definierten Bereiche (verwaltungsspezifische Umfeldbe-

dingungen, Geschäftsanforderungen, IT-Governance) näher betrachtet werden. 

Anforderung Bereich Beschreibung 
Anforderung 1: Adressierung 

der Anliegen der Stakeholder 

durch Darstellung verschiedener 

Sichten 

Umfeldbedingungen, 

Geschäftsanforderungen, 

IT-Governance 

In den Bereichen Geschäftsanforderungen und Umfeldbe-

dingungen sind die Anliegen der Stakeholder aus Bund, 

Ländern und Kommunen zu berücksichtigen. Für das 

EAM-Konzept bedeutet dies, dass für diese Stakeholder 

verschiedene Sichten auf die IT-Landschaft zu erzeugen 

sind. Bspw. ist für die Zusammenarbeit in Gremien wie 

dem IT-Planungsrat eine übergreifende länderspezifische 

Sicht zu schaffen, die es ermöglicht, die IT-Landschaften 

der Bundesländer zu vergleichen. 

Anforderung 2: Schaffung 

einer holistischen Sicht auf IT-

Landschaft, Prozesse, Unterneh-

mensentwicklung und strategi-

sches Management 

Umfeldbedingungen, 

Geschäftsanforderungen, 

IT-Governance 

Es ist eine holistische Sicht auf die IT-Landschaft, Prozes-

se, etc. zu schaffen. Zudem ist wichtig, dass in der Landes-

verwaltung selbst die Ressorts jeweils eine eigene Sicht auf 

ihre IT-Landschaft erhalten, die wiederum mit den anderen 

Ressorts innerhalb der Landesverwaltung verglichen wer-

den können. 

Anforderung 3: Bereitstellung 

von fachlichen und querschnitt-

lichen Sichten sowie Visualisie-

rungen von Modellen (z. B. IT-

Bebauungsplan) 

Umfeldbedingungen, 

Geschäftsanforderungen, 

IT-Governance 

In der jeweiligen Landesverwaltung ist zwischen fachli-

chen und querschnittlichen Sichten zu unterscheiden. Die 

fachliche Sicht auf die IT-Landschaft ist für die einzelnen 

Ressorts vorgesehen. Die zentrale IT-Steuerung benötigt 

hingegen eine querschnittliche Sicht über alle Ressorts hin-

weg, um Aussagen zu landesverwaltungsweiten Vorgaben 

zu treffen und den Wildwuchs innerhalb der Landesverwal-

tung einzudämmen. 

Anforderung 4: Definition von 

Rollen, Verantwortlichkeiten 

und Prozessen unter Berücksich-

tigung der Rahmenbedingungen 

der öffentlichen Verwaltung 

(z. B. Ressortprinzip) 

Umfeldbedingungen,  

IT-Governance 

Aufgrund des Ressortprinzips müssen verteilte Rollen 

geschaffen werden, sodass in jedem Ressort ebenfalls ein 

EAM-Verantwortlicher zur Verfügung steht und in Ent-

scheidungen einbezogen werden kann. Da die Ressorts 

durch die gesetzlich verankerte Alleinzuständigkeit nicht 

gezwungen werden können, sich an der EAM-Einführung 

zu beteiligen, ist den Ressorts der Nutzen von EAM aufzu-

zeigen. In Unternehmen ist dies i. d. R. nicht der Fall, da 

Entscheidungen top-down gefällt werden können. 

Anforderung 5: Integration 

bestehender Verfahren und 

Komponenten durch Wiederver-

wendung von Komponenten, 

Standards und den Einsatz eines 

modularen Designs 

Umfeldbedingungen,  

Geschäftsanforderungen 

Wegen der Bereiche Geschäftsanforderungen und Umfeld-

bedingungen ist es wichtig, dass das EAM-Konzept es er-

möglicht, bestehende Verfahren, Komponenten, Prinzipien, 

Richtlinien und Managementprozesse zu integrieren. Auf-

grund fachlicher Kooperationen mit äquivalenten Ressorts 

in anderen Bundesländern ist es wichtig, dass dieser Anfor-

derung Rechnung getragen wird. 
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Anforderung Bereich Beschreibung 
Anforderung 6: Bereitstellung 

von generischen und speziali-

sierten Methoden (ressortspezi-

fisch, verwaltungsöffentlich, für 

die zentrale IT-Steuerung) 

Geschäftsanforderungen Die Kooperationen in der eigenen Landesverwaltung mit 

anderen Ressorts, als auch länderübergreifend mit anderen 

Bundesländern auf Fachebene macht ein EAM-Konzept für 

die öffentliche Verwaltung besonders. Zwar gelten bei Un-

ternehmen ebenso Gesetze und fachliche Vereinbarungen 

als bindend, allerdings kooperieren Unternehmen i. d. R. 

nur entlang der Wertschöpfungskette mit anderen Unter-

nehmen. 

Anforderung 7: Gewährleis-

tung der Pflege der Architektur 

IT-Governance Zur Gewährleistung der weiteren Pflege des EAM-

Konzepts sind vorab Verantwortlichkeiten zu verteilen. 

Dies bedeutet nicht nur, dass ein Ansprechpartner festzule-

gen ist, der die Pflege übernimmt. Es ist auch zu klären, 

welche Bestandteile von der zentralen IT-Steuerung zentral 

und welche Bestandteile in Verantwortung der jeweiligen 

Ressorts zu pflegen sind. Dies macht das Entwickeln des 

EAM-Konzepts für die öffentliche Verwaltung speziell. 

Anforderung 8: Vorgabe und 

Kontrolle der Einhaltung von 

Prinzipien und Richtlinien 

Umfeldbedingungen,  

IT-Governance 

Die in den Fachgremien entwickelten Konzepte gelten 

weitgehend als Bundeskonsens, sodass diese zu berücksich-

tigen sind. 

Anforderung 9: Einbettung von 

bestehenden Managementpro-

zessen (z. B. Projektportfolioma-

nagement) und IT-Nachbarpro-

zessen (z. B. Risikomanage-

ment, Qualitätsmanagement) 

Umfeldbedingungen, 

Geschäftsanforderungen 

 

Um von einem höheren Nutzen der EAM-Einführung zu 

profitieren ist es wichtig, dass EAM langfristig auch in IT-

Nachbarprozesse wie z. B. dem Risikomanagement einge-

bunden wird. Dadurch kann mehr Nutzen von der EAM-

Einführung abgeschöpft und die Datenhaltung und -pflege 

verbessert werden. 

Tabelle 4-3: Anforderungen an ein EAM-Konzept in der öffentlichen Verwaltung 
 Quelle: Eigene Darstellung 

Insgesamt ist das Einbeziehen von Stakeholdern unter den gegebenen Rahmenbedingungen 

der deutschen Verwaltung von großer Bedeutung. Da bspw. durch das Ressortprinzip 

(s. Abschnitt 3.4). kein Ressort, d. h. Stakeholder der initiierenden Stelle, verpflichtet ist die 

Einführung von EAM zu unterstützen. Die Bedeutung und der Nutzen von EAM sind für die 

Ressorts herauszuarbeiten, zumal aufgrund der Entscheidungsstruktur Entscheidungen nur im 

Konsens mit den Ressorts durchgesetzt werden (Marschollek/Beck 2012, 157; Obermeier et 

al. 2013, 905). Die Einführung von EAM ist in der Regel eine langfristige Aufgabe, die hohe 

Investitionen mit sich bringt. Daher sollte die Gesamtleistung des EAM-Konzepts sichtbar, 

sprich operationalisierbar gemacht werden. Eine Bewertung des EAM-Konzepts kann dabei 

subjektiv (z. B. durch Bewertung der Zufriedenheit von Stakeholdern oder des Managements) 

oder objektiv (z. B. durch Messung der Produkteinführungszeit) erfolgen (Buckl 2011, 126).  
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Ressorts entscheiden z. B. über Typ und Anzahl der Standard-Office-Clients für die nachge-

ordneten Bereiche. Die zentrale IT-Steuerung dagegen ist verantwortlich für die Grundlagen 

der IT, die IT-Strategie und die Definition von Standards und Richtlinien (Schwertsik et al. 

2010, 214). Dies bedeutet, dass grundsätzlich sowohl Ressorts als auch die zentrale IT-

Steuerung IT-Entscheidungen treffen. Um möglichst standardisierte IT-Systeme zu erhalten, 

die dann effizient durch den öffentlichen IT-Dienstleister betrieben werden, sind IT-Maßnah-

men und Bedarfe zwischen zentraler IT-Steuerung und Ressorts abzustimmen. IT-Maßnah-

men werden anhand ihrer Bedeutung, des geschätzten Aufwands, der Kosten sowie der 

Abhängigkeit der Projekte untereinander priorisiert. Die Priorisierung findet im IT-Bebau-

ungsplan weiter Berücksichtigung. Eine Abstimmung zwischen zentraler IT-Steuerung und 

Ressorts ist unerlässlich, da aufgrund der gegebenen Rahmenbedingungen (z. B. Entschei-

dungsfindung im Konsens) die Ressorts nicht verpflichtet sind, Entscheidungen der zentralen 

IT-Steuerung umzusetzen. Es ist daher notwendig die Ressorts von den Entscheidungen der 

zentralen IT-Steuerung zu überzeugen, um so eine freiwillige Teilnahme herbei-zuführen. 

Da öffentliche Verwaltungen politischen Rahmenbedingungen unterworfen sind, sind ebenso 

Legislaturperioden und deren potenzielle Änderungen und der damit einhergehende Einfluss 

auf die IT-Strategie sowie auf das EAM-Konzept zu beachten. Der evolutionäre Charakter 

einer EA zieht fortlaufende Planungen und Änderungen an Geschäftsprozessen und der IT-

Infrastruktur nach sich. Ein EAM-Konzept muss flexibel auf Änderungen im Regierungspro-

gramm reagieren können, um nicht fehl zu schlagen (Iyamu 2011, 84). Genauso muss das 

EAM-Konzept dazu beitragen, die in der IT-Strategie verankerten Ziele und Maßnahmen um-

zusetzen. 
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5 EAM-Konzept für eine deutsche 
Landesverwaltung 

Dieses Kapitel beschreibt die Entwicklung des EAM-Konzepts für eine deutsche Landesver-

waltung und illustriert eine detaillierte Sicht auf die einzelnen Konzeptkomponenten. Anhand 

der in Kapitel 4 identifizierten Anforderungen sollen die Bestandteile des EAM-Konzepts ab-

geleitet und konzipiert werden. Dazu wird das methodische Vorgehen erläutert, bestehende 

EAM-Ansätze analysiert, der Lösungsansatz zur Realisierung des Konzepts festgelegt sowie 

die Konzeptentwicklung durchgeführt. Abgerundet wird dieses Kapitel mit einer Zusammen-

fassung. 

5.1 Methodisches Vorgehen bei der Konzeptentwicklung 

In der Literatur existiert eine Vielzahl verschiedener Herangehensweisen zur Entwicklung 

von Konzepten. Im weiteren Verlauf dieser Arbeit findet das Vorgehensmodell für die gestal-

tungsorientierte Forschung nach Peffers (2006) Anwendung. Diese Vorgehensweise wurde 

aufgrund der detaillierten Beschreibung der einzelnen Phasen sowie der Beachtung der Prinzi-

pien zur Durchführung gestaltungsorientierter Arbeiten ausgewählt. Da eine exemplarische 

Einführung des EAM-Konzepts in der untersuchten Landesverwaltung nicht möglich war, 

wurde in einem Punkt von diesem Vorgehen abgewichen: Die Phasen Demonstration und 

Evaluation wurden zu einer Phase Demonstration und Evaluation zusammengefasst. Nachfol-

gend werden die einzelnen Phasen des Vorgehensmodells erläutert (Peffers et al. 2006, 89ff.): 

Die Problemidentifikation und Motivation liefert den Ausgangspunkt des Vorgehensmodells. 

In dieser Phase wird das Problem aufgezeigt, infolgedessen ein EAM-Konzept entwickelt 

wird. Darüber hinaus werden in dieser Phase Anforderungen an das zu entwickelnde EAM-

Konzept formuliert. 

Als zweiter Schritt findet die Definition der Zielsetzung statt, indem aktuelle Ansätze, deren 

Wirksamkeit sowie Vor- und Nachteile analysiert werden. Im Rahmen dieser Arbeit wird kein 

neuer EAM-Ansatz entwickelt, sondern Bausteine aus vorhandenen EAM-Ansätzen zur Ent-

wicklung des EAM-Konzepts verwendet. Der Vergleich bestehender Ansätze ist wichtig, da 

eine Abwägung der Stärken und Schwächen dieser Ansätze stattfindet. Dies geschieht anhand 

definierter Kriterien (vgl. 5.3.2), um zu eruieren, welche Bausteine aus welchen Ansätzen ver-

wendet werden können.  
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Wesentlicher Bestandteil des Vorgehensmodells ist die Entwicklung des Konzepts. Nach dem 

Vergleich bestehender EAM-Ansätze wird ein Lösungsansatz zur Realisierung des Konzepts 

festgelegt. Im Rahmen dieser Arbeit werden Bausteine aus vorhandenen EAM-Ansätzen zur 

Entwicklung eines EAM-Konzepts für die öffentliche Verwaltung herangezogen. Für die Dar-

stellung des EAM-Konzepts wird die BPMN-Notation verwendet, da eine wesentliche Anfor-

derung der Zielgruppe war, eine Vorgehensweise für die speziellen Aufgaben in einer standar-

disierten Sprache zu konzipieren. 

Die Demonstration und Evaluation ist die vorletzte Phase des Vorgehensmodells. Ziel dieser 

Phase ist es, den Nutzen der entwickelten Artefakte zu zeigen. Dazu werden den verschiede-

nen Zielgruppen die entwickelten Artefakte des Konzepts präsentiert und von diesen anschlie-

ßend evaluieren (s. Kapitel 7). Die Evaluation ist gegebenenfalls Anstoß für einen weiteren 

iterativen Durchlauf der Konzeptentwicklung. 

Der letzte Schritt des Vorgehensmodells ist die Kommunikation des entwickelten EAM-Kon-

zepts an die relevanten Stakeholder. Dieser Schritt wird durch das Zusammenfassen der Er-

kenntnisse in Kapitel 8 sowie durch die Veröffentlichung dieser Arbeit adressiert. 

5.2 Problemidentifikation und Motivation 

Gegenstand der Problemidentifikation und Motivation ist die Festlegung der Zielgruppe und 

Zielsetzung des EAM-Konzepts. Basierend auf diesen Parametern werden Anforderungen, die 

an das EAM-Konzept gestellt werden, abgeleitet (Peffers et al. 2006, 89ff.). Das im Rahmen 

dieser Arbeit zu entwickelnde EAM-Konzept bezieht sich auf die Domäne der öffentlichen 

Verwaltung in Deutschland, genauer gesagt auf eine deutsche Landesverwaltung. Die Ziel-

gruppen des EAM-Konzepts sind sowohl die zentrale IT-Steuerung als auch die dezentralen 

Bereiche (Ressorts) in dieser Landesverwaltung. Aus der empirischen Erhebung (vgl. Kapitel 

4) geht hervor, dass die Zielsetzung an das EAM-Konzept das Entwickeln eines Vorgehens 

zur Lösung von konkreten Aufgaben ist, mit denen die Zielgruppe der deutschen Landesver-

waltung konfrontiert ist.  
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5.3 Analyse bestehender EAM-Ansätze 

In diesem Kapitel werden die bestehenden EAM-Ansätze beschrieben, deren Stärken und 

Schwächen in Bezug auf die in Kapitel 4.4 formulierten Anforderungen diskutiert und mit 

ihnen abgeglichen. Basierend auf diesen Erkenntnissen wird entschieden, welche Bausteine 

welches Ansatzes zur weiteren Verwendung adaptiert werden. 

 Identifikation und Auswahl relevanter EAM-Ansätze 5.3.1

Zur Identifikation bestehender EAM-Ansätze, die einen potenziellen Einfluss auf das zu 

entwickelnde EAM-Konzept für eine deutsche Landesverwaltung bilden, wurde sich an den 

State-of-the-Art in Enterprise Architecture Management Literature von Buckl und Schweda 

(2011) angelehnt. Da darin die Ansätze bereits nach bestimmten Kriterien (vgl. Buckl/ 

Schweda 2011, 8) analysiert wurden, bietet die Publikation eine gute Grundlage für diese 

Arbeit. Zusätzlich wurden EAM-Ansätze im Kontext der öffentlichen Verwaltung ermittelt 

und in die Analyse einbezogen.  

Die Auswahl der zu analysierenden EAM-Ansätze erfolgte nach folgenden Gesichtspunkten: 

1. Verfügbarkeit der Dokumentation: Betrachtet wurden EAM-Ansätze, die in deutscher 

oder englischer Sprache verfügbar waren. Bspw. wurde der Ansatz Finnish Enterprise 

Architecture Research (FEAR) aus diesem Grund von der Untersuchung ausgeschlos-

sen, da eine Dokumentation nur in finnischer Sprache verfügbar war.  

2. Fokus bzw. Schwerpunkt: EAM kann grundsätzlich aus zwei verschiedenen Blickwin-

keln betrachtet werden. Zum einen als Methode und zum anderen als sprachbasiertes 

Mittel (Modellierung) zur Entwicklung und Weiterentwicklung einer Architektur 

(Buckl/Schweda 2011, 7; Buckl 2011, 2; Lankhorst 2009, 22). Da der Fokus dieser 

Arbeit auf der Herausarbeitung einer Anleitung zur Unterstützung eines Anwenders 

bspw. die Erstellung eines Projektportfolios liegt, wurden auch primär Ansätze analy-

siert, deren Schwerpunkt auf der Methodik liegt. Aus diesem Grund wurde bspw. das 

Zachman-Framework (Zachman 1997) nicht näher betrachtet. Allerdings floss das 

Framework indirekt in die Analyse ein, da viele der untersuchten Frameworks auf 

diesem basieren. 
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3. Herkunft des Ansatzes: In die Untersuchung wurden sowohl praxisorientierte als auch 

wissenschaftliche Ansätze aus Privatwirtschaft und öffentlicher Verwaltung einbe-

zogen.  

Die Analyse basiert auf der Auswertung verschiedener zum jeweiligen Ansatz einschlägiger 

Publikationen wie z. B. Bücher, Dissertationen, Konferenzbeiträge, Zeitschriftenbeiträge, 

Homepages oder (Projekt-)berichte. Die Analyse wurde im März 2013 abgeschlossen. Für die 

Auswahl der zu analysierenden EAM-Ansätze wurden diese hinsichtlich der genannten Ge-

sichtspunkte untersucht. Insgesamt wurden 14 EAM-Ansätze identifiziert, die im Folgenden 

einer detaillierteren Analyse unterzogen werden.  

 Kriterien für den Vergleich der EAM-Ansätze 5.3.2

Zur Analyse und Bewertung der bestehenden EAM-Ansätze wurden die in Kapitel 4.4 identi-

fizierten Anforderungen als Kriterien verwendet. Für jeden EAM-Ansatz wurde analysiert, 

inwieweit die Anforderung abgedeckt wird.  

Im Rahmen von Anforderung 1 wird geprüft, inwiefern der jeweilige EAM-Ansatz Stake-

holder identifiziert und deren Anliegen durch Darstellung verschiedener Sichten adressiert.  

Für Anforderung 2 wird geprüft, inwieweit der Ansatz eine holistische Sicht auf IT-Land-

schaft und Prozesse und so das Management, die Unternehmensentwicklung und das strategi-

sche Management unterstützt.  

Für Anforderung 3 wird geprüft, inwieweit der Ansatz das Erstellen von Metamodellen sowie 

das Einbeziehen von Architekturbeschreibungen und -informationen unterstützt, um verschie-

dene Sichten und Visualisierungen von Modellen zu erzeugen.  

Für Anforderung 4 wird geprüft, inwieweit der Ansatz die Definition von Rollen, Verantwort-

lichkeiten und Prozessen unter Berücksichtigung der Rahmenbedingungen der öffentlichen 

Verwaltung ermöglicht. 

Für Anforderung 5 wird geprüft, inwieweit der Ansatz es ermöglicht, bereits bestehende 

Komponenten zu integrieren und wiederzuverwenden.  

Für Anforderung 6 wird geprüft, inwieweit der Ansatz generische und spezialisierte Metho-

den zur Verfügung stellt.  
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Für Anforderung 7 wird geprüft, inwieweit der Ansatz die Pflege der Architektur unterstützt, 

indem ein Pflegeprozess mit Verantwortlichkeiten vorgegeben wird und Abhängigkeiten 

zwischen den Systemen analysiert werden. 

Für Anforderung 8 wird geprüft, inwieweit der Ansatz Prinzipien und Richtlinien vorgibt und 

diese kontrolliert. 

Für Anforderung 9 wird geprüft, inwieweit der Ansatz die Einbettung von bestehenden Ma-

nagementprozessen (z. B. Anforderungsmanagement) in EAM und EAM in bestehende IT-

Nachbarprozesse (z. B. Risikomanagement, Projektmanagement) ermöglicht.  

 Beschreibung der bestehenden EAM-Ansätze 5.3.3

 BEAMS – Building blocks for Enterprise Architecture Management Solutions 5.3.3.1

Building Blocks for Enterprise Architecture Management Solutions (BEAMS) ist ein seit 

2004 entwickelter EAM-Ansatz in dessen Mittelpunkt insbesondere Methoden- und 

Modellierungsthemen stehen. Intention ist die Erstellung eines organisationsspezifischen 

EAM, zugeschnitten auf die individuellen Bedürfnisse der jeweiligen Organisation (Buckl/ 

Schweda 2011, 80).  

Der Ansatz basiert auf dem Konzept der Patterns, welches auf Alexander (1979) zurückzu-

führen ist und wesentlichen Einfluss auf die Bereiche Architektur (Alexander 1979) und Soft-

wareentwicklung (Gamma et al. 1994) hatte. Grundsätzlich liefern Pattern bewährte Lösungen 

für wiederkehrende Probleme (Erl 2009, 34; Mauro 2012, 92). Aufbauend auf dem Pattern-

Konzept entwickelten Buckl et al. (2007b) EAM-Pattern zur Strukturierung der Architektur in 

Organisationen. Diese wurden zu einer Pattern-Sprache bestehend aus drei verschiedenen 

Pattern für EAM weiterentwickelt: methodology pattern (M-Pattern), viewpoint pattern (V-

Pattern) und information model pattern (I-Pattern), die dazu verwendet werden eine organisa-

tionsspezifische EAM-Funktion zu erstellen. Diese drei Arten von Pattern beschreiben Be-

standteile von bewährten Praxislösungen im Hinblick auf EAM, die in Projekten beobachtet 

und aus Erkenntnissen relevanter Literatur entwickelt wurden. Die verschiedenen Patternarten 

tragen zu unterschiedlichen Teilen der EAM-Funktion bei (Buckl et al. 2010a, 8): 
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- M-Pattern beschreiben Managementmethoden (und Prozesse), die spezielle EA-Probleme 

lösen. Dabei liefert ein Pattern eine Schritt-für-Schritt-Anleitung sowie Informationen 

darüber, was und wie etwas zu tun ist. 

- V-Pattern beschreiben Sichten, z. B. Arten von Visualisierungen, die von einem M-

Pattern verwendet werden, um lösungsrelevante Informationen über die EA zu kommuni-

zieren. 

- I-Pattern beschreiben konzeptuelle Modelle, deren Konzepte Dokumentationen der 

lösungsrelevanten Teile der gesamten EA instanziieren. 

Buckl et al. (2010a) beschreiben, wie diese drei Arten von EAM-Pattern zusammen genutzt 

werden können, um eine organisations- und problemspezifische EAM-Funktion zu entwickeln 

(Buckl et al. 2010a, 8). Zentral für BEAMS ist das Verständnis, dass die EAM-Funktion aus 

Methoden (welche Aktivitäten werden im Rahmen der EAM-Funktion durchgeführt), Sichten 

bzw. Viewpoints (wie werden die Aktivitäten visualisiert) und Informationsmodellen (welche 

konzeptionellen Modelle der EA werden in EAM verwendet) zusammengesetzt wird. Die 

EAM-Funktion basiert auf einer holistischen Perspektive auf die Organisation und befasst 

sich mit dem Management der EA, d. h. Entwicklung und Beschreibung, Kommunikation und 

Anweisungen, Analyse und Evaluation. Eine EAM-Funktion muss konfiguriert und angepasst 

werden auf die Einbettung in den organisatorischen Kontext. Anliegen und Ziele müssen 

ebenso adressiert werden wie der allgemeine Kontext der Organisation. Diese vier Tätigkeiten 

werden detailliert im Management Activity Framework beschrieben (vgl. Abbildung 5-1) 

(Sebis 2012).  

 
Abbildung 5-1: Management Activity Framework 
 Quelle: (Sebis 2012) 

Mithilfe des Frameworks kann eine organisationsspezifische EAM-Funktion erstellt werden. 
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Kommunikation der EA-Artefakte (communicate & enact) und der Analyse des EA-Zustands 

zur Aufdeckung von Verbesserungspotenzial (analyze & evaluate) bis zur Beurteilung und 

Verbesserung der EA-Funktion selbst (configure & adapt). 

Im Rahmen des Pattern-Katalogs werden praxiserprobte Visualisierungen mit den entspre-

chend benötigten Informationen beschrieben. Für jeden Viewpoint und jedes dazugehörige 

Informationsmodell wird das Problem adressiert, der Kontext und die beobachtete Lösung be-

schrieben. Die Beziehungen zwischen den jeweiligen Pattern, die dazu verwendet werden die 

Viewpoints zu beschreiben, können anhand des gleichen Informationsmodells erstellt werden 

(Buckl/Schweda 2011, 82). 

 CEAF - Commission Enterprise IT Architecture Framework 5.3.3.2

Das Commission Enterprise IT Architecture Framework (CEAF) wurde in 2005 von der EU-

Kommission in erster Linie entwickelt, um die über 800 Anwendungen der EU-Kommission 

aufeinander abzustimmen. Die Entwicklung einer Architektur, die die grundlegenden Techno-

logie- und Prozessstrukturen beinhaltet, hilft der EU-Kommission der IT-Strategie zu folgen, 

die die politische und verwaltungsmäßige Orientierung vorgibt. In Anbetracht des Portfolios 

von über 800 Informationssystemen wird ein gemeinsames Referenzframework gefordert, in-

nerhalb dessen Individuen und Teams zusammenarbeiten können, um die Ausrichtung der IT 

mit den geschäftlichen Anforderungen sicherzustellen. CEAF stellt dieses gemeinsame Refe-

renzframework zur Verfügung und bietet somit Werkzeuge, die es den unterschiedlichen an 

den Informationssystemen beteiligten Stakeholdern ermöglichen auf einer gemeinsamen Basis 

zu planen und zu kommunizieren (European Commission 2004, 7). CEAF basiert auf dem 

Zachman-Framework, allerdings bietet es nur einen Überblick über die Komponenten und 

keinen Leitfaden zur Befüllung der Zellen. Im ersten Schritt wurden nur ausgewählte und 

nicht alle 36 Zellen des Zachman-Frameworks gefüllt (European Commission 2004, 47ff.). In 

Abbildung 5-2 wird CEAF grafisch dargestellt. 
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Abbildung 5-2: The Commission Enterprise IT Architecture Framework (CEAF)  
 Quelle: (European Commission 2004, 10) 

Die Erstellung von CEAF sorgt für die Kommunikation und Planung zwischen den verschie-

denen Stakeholdern in einer auf die Kultur und Arbeitsverfahren der EU-Kommission abge-

stimmten Form (European Commission 2004, 14). 

CEAF impliziert folgende drei Dimensionen (European Commission 2004, 14): 

- Architekturstandards, die alle Aspekte für die Konstruktion von Informationssystemen 

beinhalten und aufzeigen, wie sie zu Geschäftsprozessen, Informationen, Anwendungen 

und der technischen Infrastruktur in Beziehung stehen. 

- Architekturprozesse, die die Implementierung von Informationssystemen, die mit den 

Architekturstandards konform sind, ebenso sicherstellen wie die kontinuierliche Beurtei-

lung und Durchsetzung dieser Compliance. 

- Eine Organisation, die erforderlich ist, um die Implementierung der beiden ersten Dimen-

sionen umsetzen zu können.  

 DoDAF - Department of Defense Architecture Framework  5.3.3.3

Das Department of Defense Architecture Framework (DoDAF) wurde 2003 vom U.S. 

Department of Defence (DoD) entwickelt, um zum einen Gesetze der Regierung (wie z. B. 
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Framework und konzeptionelles Modell dient, das die Entwicklung von Architekturen ermög-
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indem wichtige Entscheidungen durch organisierten Informationsaustausch über Abteilungs-

grenzen hinweg besser möglich sind (DoD 2009, ES-1; U.S. Department of Defense 2010).  

Die Architekturbeschreibungen werden im Framework anhand von verschiedenen Modellen, 

z. B. durch Diagramme oder Matrizen visualisiert. DoDAF verwendet außerdem Views, die 

die mit Architekturdaten angereicherten Modelle umfassen. Mehrere Views bilden einen 

Viewpoint, der gewisse Standards für die Erstellung, Modellierung und Analyse der Informa-

tionen der Views bietet und auf diese Weise Managemententscheidungen unterstützt (DoD 

2009, ES-2ff.). Insgesamt besteht DoDAF aus acht Viewpoints, wobei jeder Viewpoint ver-

schiedene Modelle (Framework Products), insgesamt 52 Architekturprodukte, enthält 

(Matthes 2011, 95). Die acht verschiedenen Viewpoints werden nachfolgend erläutert (DoD 

2009, 21f.; Matthes 2011): 

(1) Der All Viewpoint beinhaltet übergreifende Aspekte wie z. B. Ziele, Strategien, Tech-

niken und alle weiteren Informationen, die auch für alle anderen Viewpoints relevant 

sind. Mit verschiedenen Modellen werden bspw. Umfang und Kontext der gesamten 

Architekturbeschreibung dokumentiert. Darüber hinaus legt dieser Viewpoint Projekt-

visionen und -ziele, Aktivitäten und Ereignisse, Rahmenbedingungen und gewünschte 

Effekte und damit den Output fest.  

(2) Organisationen haben die Möglichkeit verschiedene Aktivitäten zur Erreichung ihrer 

Ziele durchzuführen. Der Capability Viewpoint beschreibt unter Berücksichtigung der 

genannten Bedingungen und weiterer Standards Möglichkeiten, die im All Viewpoint 

festgelegten Ziele zu erreichen.  

(3) Der Data and Information Viewpoint beschreibt Informationsanforderungen und 

Regularien, sodass sämtliche Informationen (z. B. Attribute, Merkmale, Wechselbe-

ziehungen) modelliert werden, die für einen Informationsaustausch innerhalb einer 

Architektur erforderlich sind.  

(4) Der Operational Viewpoint umfasst die Organisation, Aufgaben oder ausgeführte Ak-

tivitäten und Informationen, die ausgetauscht werden, um bestimmte Aufgaben des 

DoD zu erfüllen. 

(5) Der Project Viewpoint beinhaltet sämtliche Projekte einer Organisation. Dazu gehören 

die Organisationsstrukturen, in die die Projekte eingeordnet werden, Abhängigkeiten 

zwischen Projekten sowie deren zeitlicher Rahmen, einschließlich der Meilensteinde-

finition. 
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(6) Der Services Viewpoint umfasst Systeme, Dienste (Services) und Funktionalitäten, die 

der Unterstützung oder dem Betrieb von Aktivitäten dienen. Beziehungen zwischen 

Diensten oder zwischen Diensten und Systemen werden identifiziert. 

(7) Der Standards Viewpoint beinhaltet Richtlinien, die bei Interaktionen und Verflech-

tungen zwischen Systemteilen bzw. Elementen mindestens einzuhalten sind. Durch 

diese Richtlinien wird sichergestellt, dass ein System den konventionellen Anforde-

rungen der Organisation genügt.  

(8) Der Systems Viewpoint enthält Informationen von Systemen, Systemverbindungen und 

Systemfunktionalitäten zur Sicherstellung der Unterstützung von Betriebsaktivitäten. 

Zur Entwicklung der Viewpoints enthält DoDAF ein sechsstufiges, iteratives Vorgehensmo-

dell (Architecture Development Process, ADP), das der Entwicklung einer Architektur dient. 

Neben Viewpoints, Modellen und dem ADP (Vorgehensmodell) bietet DoDAF zudem noch 

das DoD Enterprise Architecture Reference Model (DoD EA RM). Das DoD EA RM, das 

wiederum fünf Referenzmodelle einschließt, liefert einen allgemeinen und konsistenten Rah-

men für die Beschreibung wichtiger Elemente der EA (DoD 2009, 71). Durch die Nutzung 

eines gemeinsamen Frameworks bzw. Rahmens und eines gemeinsamen Vokabulars, können 

IT-Portfolios besser gemanaged und über die ganze Regierung hinweg wirksamer genutzt 

werden (DoD 2009, 71).  

 DYA – Dynamic Enterprise Architecture 5.3.3.4

Dynamic Enterprise Architecture (DYA) wurde im Jahr 2001 von Roel Wagter, Martin van 

den Berg, Joost Luijpers und Marlies van Steenbergen entwickelt (Wagter et al. 2005, vii).  

Ziel des DYA-Modells ist es, Organisationen dabei zu unterstützen die richtige Balance zwi-

schen Agilität und Kohärenz zu finden. Zur Adressierung dieses Ziels bietet DYA Hilfsmittel 

und Methoden: Zum einen um die Agilität zu fördern ohne auf ad hoc Lösungen zurückgrei-

fen zu müssen. Zum anderen um die Lücke zwischen Strategie und Realisierung zu schließen. 

Der Ansatz liefert somit einen kontinuierlichen, zyklischen, just-in-time Prozess, der, bei Be-

darf, Abweichungen von der Architektur erlaubt (Buckl/Schweda 2011, 96). 

Grundsätzlich unterscheidet DYA drei Architekturtypen: business architecture, information 

architecture und technical architecture (van den Berg/van Steenbergen 2006, 35). Die business 

architecture skizziert Elemente und Strukturen, die eine erfolgreiche Zielerreichung der Orga-

nisation ermöglichen. Die information architecture repräsentiert die Informationen, die in 
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einer Organisation zur Verfügung stehen, d. h. die erforderlichen Daten und die Verteilung 

der Anwendungen. Die technical architecture beinhaltet die technische Infrastruktur, die zur 

Unterstützung der Organisation notwendig ist, z. B. Hardwareplattformen oder Netzwerkkom-

ponenten (Buckl/Schweda 2011, 94f.). Das DYA-Framework enthält zwei verschiedene Di-

mensionen: Zum einen die verschiedenen Aspekte mit denen die Architektur verbunden ist. 

Zum anderen die Formen, die die Architektur annehmen kann. Allgemeine Richtlinien sind 

auf einer abstrakten Ebene definiert, können aber auch mit konkreten Leitlinien und Regeln 

verbunden werden. Modelle, die diese Leitlinien und Regeln mit konkreten EA-Elementen 

verbinden, befinden sich auf der untersten Abstraktionsebene des Frameworks (Buckl/ 

Schweda 2011, 95; van den Berg/van Steenbergen 2006, 35f.).  

Der Kern des DYA-Modells besteht aus vier Prozessen (Strategic Dialogue, Architectural 

Services, Development with Architecture, Development without Architecture), die ein Unter-

nehmen während des Veränderungsprozesses, angefangen von der Strategiebildung bis hin 

zur Realisierung, unterstützen (vgl. Abbildung 5-3). 

 
Abbildung 5-3: DYA-Modell 
 Quelle: (van den Berg/van Steenbergen 2006, 10) 

Um Unternehmen bei der Entwicklung einer EA behilflich zu sein, schlagen die Autoren 

darüber hinaus ein EAM-Reifegradmodell für DYA vor (Buckl/Schweda 2011, 97). 

 E2AF – Extended Enterprise Architecture Framework 5.3.3.5

Das Institute for Enterprise Architecture Developments (IFEAD) veröffentlichte 2002 das 

Extended Enterprise Architecture Framework (E2AF) (Schekkerman 2008, 65). Das Frame-

work beleuchtet EAM aus einer holistischen Perspektive. Eng damit verbunden ist die Ver-
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knüpfung von EAM mit anderen verwandten Funktionen oder Prozessen wie z. B. Sicher-

heitsmanagement oder Budgetierung (Schekkerman 2008, 36f.).  

E2AF ist ein Kommunikations-Framework, welches die Themen und die Relationen, die 

innerhalb eines EA-Programms vorkommen können, beschreibt. Ziel des Frameworks ist die 

Kommunikation mit allen Stakeholdern, die an dem Programm beteiligt sind. Es besteht aus 

vier Ebenen: Business, Information, Informationssysteme und Technologie-Infrastruktur. 

Angelehnt an das Zachman-Framework, beantwortet das E2AF sechs verschiedene Fragen 

(warum, mit wem, was, wie, mit was, wann), die verschiedene Perspektiven auf die EA 

liefern. Darüber hinaus beeinflussen drei Aspekte (Sicherheit, Governance und Privacy), die 

gesamte Architektur (Schekkerman 2008, 65ff.). Neben dem E2A-Framework wird ein Vor-

gehen zur Implementierung von EAM in acht Schritten vorgestellt (vgl. Abbildung 5-4). 

 
Abbildung 5-4: EAM Implementierungszyklus (EAP)  
 Quelle: (Schekkerman 2008, 38) 

 Enterprise Architecture Cube EA³ 5.3.3.6
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fentlichen als auch im privaten Sektor angewendet werden kann (Bernard 2012, 111).  

Grundelemente einer EA-Initiative sind laut Bernard (2012) das Dokumentationsframework 

und die Implementierungsmethode. Das Dokumentationsframework definiert was die EA-

Initiative dokumentieren soll. Die Implementierungsmethode definiert wie diese Dokumenta-
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entwickelt, archiviert und verwendet wird. Eingeschlossen der Auswahl eines Frameworks, 

Modellierungstools und einem Repository. 

Das EAM-Framework (EA³ Cube) impliziert drei verschiedene Dimensionen. Die erste 

Dimension – Ebenen – stellt die verschiedenen Ebenen, von der High-Level-Ebene Goals & 

Initiatives bis hin zur technischen Ebene Networks & Infrastructure dar, sodass die verschie-

denen Sub-Architekturen logisch miteinander verknüpft werden können. Die zweite Dimen-

sion – Segmente – teilt die gesamte Unternehmensarchitektur in verschiedene Teilbereiche 

(Lines of Business) auf allen Ebenen und Themen ein. Ein Segment kann dabei als eigenstän-

diger Teil der Unternehmensarchitektur existieren. Die dritte Dimension – Artifacts – liefert 

die Dokumentation der Komponenten auf jeder Ebene der Architektur einschließlich aller 

Themen (Bernard 2012, 41). Die EA-Methode ist eine detaillierte Schritt-für-Schritt-

Beschreibung, wie das EA-Programm erstellt und ausgeführt und die Dokumentation der EA 

entwickelt, gewartet und verwendet wird. Die Implementierungs-methode ist unterteilt in vier 

Phasen: Phase 1 beinhaltet die Etablierung des EA-Programms, Phase 2 die Auswahl des EA-

Frameworks und der Tools. Phase 3 beschäftigt sich mit der Dokumentation der EA und 

Phase 4 mit der Verwendung und Pflege der EA. Diese Phasen enthalten wiederum einzelne 

Schritte, sodass letztendlich insgesamt 20 Schritte durchlaufen werden (Bernard 2012, 91f.). 

Der EA Analyse- und Dokumentationsprozess wird mithilfe der EA-Implementierungsmetho-

de durchgeführt. Die Implementierungsmethode enthält (1) das Framework, (2) die Kompo-

nenten, (3) den aktuellen Zustand der EA, (4) den künftigen Zustand der EA, (5) einen Plan 

für den Übergang zwischen diesen beiden Zuständen und (6) vertikale Themen, die die Archi-

tektur auf allen Ebenen beeinflussen. Das Framework dient in erster Linie zur Organisation 

der Planung und Dokumentation von IT-Ressourcen (Bernard 2012, 111). 

 EAP – Enterprise Architecture Planning 5.3.3.7

Spewak und Hill entwickelten einen EAM-Ansatz, der die ersten beiden Schichten des 

Zachman-Frameworks (ballpark view, owners view) fokussiert (Spewak/Hill 1993, 13). 

Enterprise Architecture Planning „is the process of defining architectures for the use of 

information in support of the business and the plan for implementing those architectures“ 

(Spewak/Hill 1993, 1). Dabei liegt der Fokus von EAP beim Definieren des Businesses und 

der Architekturen, nicht auf dem Designen. Dieser Schritt wird erst nach dem EAP-Prozess 

angestoßen.  
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Die EAP-Methode basiert auf sieben Phasen, die in vier Schichten organisiert sind (Buckl/ 

Schweda 2011, 32). Sie liefern eine Anleitung für die Definition von Architekturen und Plä-

nen (vgl. Abbildung 5-5). Jede dieser Schichten repräsentiert dabei unterschiedliche Ausrich-

tungen oder Fragen (z. B. Level 1 - getting started) einer Aufgabe, d. h. eine andere Perspekti-

ve.  

 
Abbildung 5-5: Schichten der EAP-Methode  
 Quelle: (Spewak/Hill 1993, 16)  

Für jede der sieben Phasen beschreiben Spewak und Hill (1993) ausführlich die einzelnen 

Schritte, die durchgeführt werden, welche Leistungen zu schaffen und welche Verfahren und 

unterstützende Richtlinien zu nutzen sind. EAP ist ein Planungsprozess, der qualitativ hoch-

wertige Daten denjenigen Personen, die sie benötigen, zur Verfügung stellt. Oberste Priorität 

von EAP ist es, die erforderlichen Daten zu definieren, die für das Business benötigt werden. 

Wenn die Daten-Architektur erstellt wurde, bestimmen die Datenabhängigkeiten den Plan zur 

Implementierung von Anwendungen. EAP ist das „how-to“ für die Erstellung der ersten bei-

den Ebenen des Zachman-Frameworks. Der Ansatz definiert unternehmensweit Architektu-

ren, die als Entwürfe (Blueprints) zur Entwicklung und Implementierung der weiteren Ebenen 

des Zachman-Frameworks dienen (Spewak/Hill 1993, 15f.). 

Der EAP-Ansatz liefert kein komplettes Modell der Unternehmensarchitektur, sondern disku-

tiert vielmehr die relevanten Elemente, aus denen sich eine EA basierend auf den Schichten, 

die im Zachman-Framework präsentiert werden, zusammensetzt. 

 FEAF – Federal Enterprise Architecture Framework 5.3.3.8

Das Federal Enterprise Architecture Framework (FEAF) wurde 1999 von den behördlichen 

CIO im CIO Council in der Version 1.1 veröffentlicht und ist wie DoDAF ein weiterer Ansatz 

der amerikanischen Regierung für die Einführung einer Unternehmensarchitektur. FEAF 
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bietet ein einfaches Architektur- dafür aber ein ausführlicheres Vorgehens-Referenzmodell für 

die Entwicklung und Wartung einer Unternehmensarchitektur. FEAF basiert auf dem 

Zachman-Framework, dem EAP und der NIST Enterprise Architecture (Matthes 2011, 128). 

FEAF bietet eine organisierte Struktur und eine Sammlung von Begriffen, mit denen die bun-

desstaatlichen Bereiche ihre jeweiligen Architekturen in der Federal Enterprise Architecture 

(FEA) integrieren können. Das Framework kann uneingeschränkt und einfach von allen Bun-

desbehörden adaptiert werden, besonders wenn schon bestehende Architekturen vorhanden 

sind. Es dient zur kollektiven Entwicklung gemeinsamer Behördenprozesse, Interoperabilität 

und gemeinsame Nutzung von Informationen zwischen den Bundesbehörden und anderen 

staatlichen Einrichtungen. Ziel des CIO Councils ist die Entwicklung eines Frameworks mit 

dem eine EA-Beschreibung angefertigt werden kann. Das Framework besteht aus verschiede-

nen Ansätzen, Modellen und Definitionen für die Kommunikation in der gesamten Organisa-

tion und Beziehungen der Architekturkomponenten, die für die Entwicklung und Pflege einer 

FEA erforderlich sind (CIO Council 1999, 3). Der Mehrwert des Frameworks besteht darin, 

dass ein Mechanismus für die Verknüpfung von Architekturaktivitäten zur Verfügung gestellt 

wird und dadurch die Entwicklung von schnellem Erfolg innerhalb des gesamten Federal 

Architecture Plans gefördert wird (CIO Council 1999, 4). 

FEAF beschreibt wie die Federal Enterprise Architektur zu entwickeln und zu pflegen ist. Es 

enthält keine Architekturinhalte, sondern stellt vielmehr einen Platzhalter für den Inhalt da, 

der bereits vorhanden ist. Dazu wurden acht Komponenten identifiziert, die für die Entwick-

lung und Pflege einer FEA wichtig sind. Jede dieser acht Komponenten wird gemäß dem 

Top-Down-Prinzip feingranularer. Der Top-Down-Prozess resultiert in ein vierstufiges FEAF. 

Jede Stufe liefert ein Verständnis oder einen Bezugsrahmen für die nächste Stufe. Die 

ersten drei Stufen illustrieren die zunehmende Detaillierung der acht Komponenten, was zu 

einer logischen Struktur für die Klassifikation und Organisation der deskriptiven 

Darstellungen der Behörde in Stufe 4 führt (CIO Council 1999, 13). Stufe 1 ist die höchste 

Abstraktionsstufe des Frameworks und beschreibt acht Komponenten, die für die 

Entwicklung und Pflege einer FEA benötigt werden. Stufe 2 zeigt detaillierter als Stufe 1 die 

Geschäfts- und Entwicklungs-fragmente der FEA und wie diese zusammenhängen. Im 

Rahmen dieser Stufe wird bspw. die aktuelle und zukünftige Geschäftsarchitektur definiert. 

Stufe 3 erweitert die Architekturbe-schreibung des Frameworks um die 

drei Entwicklungsarchitekturen: Daten, Anwendungen und Technologien. In Stufe 4 wird das 

Level of Detail nochmals angehoben. So identifiziert Stufe 4 verschiedene Modellarten, die 
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die Geschäftsarchitektur mithilfe der drei Entwick-lungsarchitekturen (Daten, Anwendungen, 

Technologien) beschreibt. Zudem wird hier die EA-Planung definiert (CIO Council 1999, 

13ff.).  

FEAF basiert auf dem Zachman-Framework (Zachman 1997) und dem EAP (Spewak/Hill 

1993). Diese Frameworks sind elementar in Stufe 4, da in dieser Stufe der Übergang von 

generellen zu spezifischen Methoden und Ansätzen behandelt wird. Die ersten drei Spalten 

(what, how, where) sowie die obersten fünf Zeilen (Planner, Owner, Designer, Builder, 

Subcontractor) des Zachman-Frameworks (Zachman 1997, 4) werden in FEAF berücksich-

tigt. EAP ist ein how-to-Ansatz für die ersten beiden Zeilen (Planner, Owner) des Zachman-

Frameworks. Im Rahmen der FEA wird EAP Segment für Segment vervollständigt (CIO 

Council 1999, 19ff.).  

 Best-Practice-EAM von Hanschke 5.3.3.9

Aufgrund der Tatsache, dass bestehende EAM-Frameworks wie z. B. TOGAF (The Open 

Group 2011) oder Zachman (Zachman 1997) sehr komplex, abstrakt und nicht ad hoc nutzbar 

sind, wurde aus verschiedenen Beratungsprojekten heraus die Methode Best-Practice-Unter-

nehmensarchitektur entwickelt. Die Methode kann umgehend eingesetzt werden und gibt eine 

Schritt-für-Schritt-Anleitung für die Einführung und den Ausbau von EAM in Unternehmen 

(Hanschke 2012, 51).  

Die Best-Practice-Unternehmensarchitektur gliedert sich in vier verschiedene Teilarchitektu-

ren: Geschäfts-, Informationssystem-(IS-), Betriebsinfrastruktur- und technische Architektur 

(Hanschke 2012, 54f.). Die Teilarchitekturen betrachten jeweils einen anderen Blickwinkel 

der EA und liefern strukturelle Orientierungshilfen für deren Bebauung (Hanschke 2012, 55). 

Nachfolgend werden die vier Teilarchitekturen erläutert (Hanschke 2012, 55f.): 

• Geschäftsarchitektur (Business Architecture): essenzielle fachliche Einheiten eines 

Unternehmens werden im Rahmen der Geschäftsarchitektur beschrieben. Wesentliche 

Elemente dabei sind Geschäftsprozesse, fachliche Funktionen, Produkte, Geschäfts-

partner, Vertriebskanäle, Geschäftseinheiten und Geschäftsobjekte. Durch die Einord-

nung in fachliche Domänen ist eine Strukturierung der fachlichen Bebauung gegeben. 

• Informationssystem-Architektur (Application Architecture): stellt deskriptive Metho-

den zur Dokumentation der IS-Landschaft eines Unternehmens zur Verfügung, d. h. 

für Informationssysteme, deren Daten und Schnittstellen bzw. Informationsflüsse. 
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Mithilfe von sog. Bebauungsclustern kann die Informationssystem-Bebauung z. B. in 

fachliche oder technische Domänen eingeteilt werden. Die Informationssystem-Archi-

tektur dient als Verbindung zwischen Geschäftsarchitektur, technischer Architektur 

sowie Betriebsinfrastruktur-Architektur.  

• Technische Architektur (Technology Architecture): Die technische Architektur impli-

ziert unternehmensspezifische technische Bausteine für die Realisierung von Informa-

tionssystemen, Schnittstellen und Betriebsinfrastruktur-Bestandteilen. Die Gestaltung 

von technischen Standards erfolgt im Technologiemanagement.  

• Betriebsinfrastruktur-Architektur (Infrastructure Architecture): Angebotene Platt-

form-Services werden ebenso wie Infrastruktureinheiten, auf denen Informationssyste-

me und Schnittstellen betrieben werden, beschrieben. 

Der Ansatz liefert Analysemuster, um Handlungsbedarfe bzw. Optimierungspotenziale zu er-

kennen. Durch die Analyse können erforderliche Strukturen und Ergebnisdarstellungen be-

stimmt werden (Hanschke 2012, 88). Zudem beinhaltet er eine Stakeholderanalyse, um Stake-

holder zu identifizieren, die (1) Einfluss und Interesse an EAM haben und solche die (2) von 

EAM betroffen sind wie z. B. Datenlieferanten (Hanschke 2012, 89). Des Weiteren beschreibt 

der Ansatz verschiedene Reifegradstadien von EAM und erläutert, dass eine EAM-Einfüh-

rung in Stufen abläuft (Hanschke 2012, 115). Weiter beschreibt der Ansatz Steuerungsgrößen 

(= Kennzahlen) für die genannten Herausforderungen des CIO (Hanschke 2012, 135f.). 

Neben verschiedenen Steuerungssichten und Beschreibungen von EAM-Prozessen und Ent-

scheidungsprozessen wie z. B. Projektportfoliomanagement, werden auch Einsatzszenarien 

beschrieben. Insgesamt ist dieser Ansatz sehr praxisorientiert, sodass er einem Unternehmen 

bei der schrittweisen Einführung von EAM behilflich sein kann. 

 EAM-Ansatz des Massachusetts Institute of Technology 5.3.3.10

Forscher des Massachusetts Institute of Technology (MIT) beschäftigen sich seit 1995 mit der 

Thematik EAM. Fokus des MIT-Ansatzes ist der Governance-Aspekt von EAM. Ihre Er-

kenntnisse basieren auf Umfragen und Fallstudien mit Industrieunternehmen in USA und 

Europa. Da gemäß Umfragen für ein Umsetzungsvorhaben eine gute Basis (engl. foundation 

for execution) extrem wichtig ist, beschreiben die Autoren in ihrem Ansatz, wie eine Basis für 

die Umsetzung entwickelt und wirksam eingesetzt werden kann (Ross et al. 2006, 3). Die 

Basis für die Umsetzung ist sowohl die IT-Infrastruktur als auch digitalisierte Geschäftspro-

zesse, die die Kernkompetenzen eines Unternehmens automatisieren (Ross et al. 2006, 
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4). Eine effektive Basis für die Umsetzung hängt von einer engen Verbindung von 

wirtschaftli-chen Zielen und IT-Funktionen ab.  

Meist gibt das Management eine strategische Ausrichtung vor. Dann entwirft die IT-Abtei-

lung, idealerweise in Verbindung mit der Geschäftsseite, Lösungen zur Unterstützung der 

Vorgaben. Anschließend liefert die IT-Abteilung Anwendungen, Daten und IT-Infrastruktu-

ren zur Umsetzung der Lösungen. Der Prozess startet jedes Mal, wenn das Management eine 

neue bzw. andere Strategie vorgibt. Um die Strategie eines Unternehmens ausführen zu kön-

nen, besteht die Basis für die Umsetzung aus einem Operating Model, einer Unternehmensar-

chitektur und einem IT Engagement Model.  

Das Operating Model reflektiert die Situation des Unternehmens in Bezug auf die beiden Di-

mensionen Geschäftsprozessintegration und Standardisierung. Die Unternehmensarchitektur 

bietet eine langfristige Sicht auf Geschäftsprozesse, Systeme und Technologien des Unterneh-

mens. Das IT Engagement Model beschreibt die Governance-Mechanismen, die zur Zielerrei-

chung durch die Koordination von Entscheidungen aus Business und IT genutzt werden (Ross 

et al. 2006, 8f.).  

Zudem sind Anforderungen zur Konfiguration einer EAM-Funktion enthalten (Ross et al. 

2006, 28ff.). Die Anforderungen und Einflüsse auf die Gestaltung einer EAM-Funktion wer-

den durch Fallstudien veranschaulicht. Dennoch werden keine allgemeinen Vorgehensweisen 

vorgeschlagen, die aufzeigen, wie EAM-Funktionen auf die speziellen Bedürfnisse bzw. 

Anforderungen einer Organisation angepasst werden können (Buckl/Schweda 2011, 62). 

Darüber hinaus schlagen die Autoren einen sechsstufigen iterativen Ansatz für den Entwurf 

und die Überarbeitung einer EAM-Funktion vor. Diese sechs Stufen sind (Ross et al. 2006, 

195): (1) Analyse der bestehenden Basis zur Umsetzung, (2) Definition des Operating Model, 

(3) Entwurf der EA, (4) Setzen von Prioritäten, (5) Entwurf und Implementierung des IT 

Engagement Model und (6) Nutzung der Basis zur Umsetzung für Wachstum. 

Der Ansatz beschreibt allgemeine Aspekte des EAM, jedoch kein detailliertes Vorgehen wie 

die Dokumentation, Kommunikation oder Analyseaufgaben durchgeführt werden. Dennoch 

werden im Rahmen der Fallstudien Methoden diskutiert. Bspw. wird in einer Fallstudie der 

Begriff der Architekturprinzipien eingeführt sowie unterschiedliche Methoden (Incentives, 

Funding, Enforcement) diskutiert (Ross et al. 2006, 130ff.; Buckl/Schweda 2011, 63). Ross et 

al. (2006) schlagen ebenfalls ein vierstufiges EAM-Reifegradmodell vor, das die Entwicklung 

einer EAM-Funktion anbietet (Ross et al. 2006, 71ff.). 
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 MoDAF – Ministry of Defence Architecture Framework 5.3.3.11

Das Ministry of Defence Architecture Framework (MoDAF) wurde in 2005 vom britischen 

Verteidigungsministerium zur Planung von Verteidigungs- und Change-Management-Aktivi-

täten entwickelt. Dies wird realisiert, indem das Framework die Erfassung und Darstellung 

von Informationen in einer rigorosen, kohärenten und umfassenden Art und Weise ermöglicht 

und so das Verständnis von komplexen Sachverhalten begünstigt. MoDAF basiert auf dem 

amerikanischen DoDAF, wobei MoDAF drei Viewpoints (Strategic, Acquisition und Service 

Viewpoint) mehr bereithält als DoDAF (Ministry of Defence 2012). 

MoDAF bietet einen kohärenten Satz von Regeln und Vorlagen (Views), die eine grafische 

und textuelle Visualisierung des Geschäftsbereichs liefern. Jede Sicht offeriert verschiedene 

Perspektiven auf das Geschäft und unterstützt verschiedene Stakeholder-Interessen. Insgesamt 

beinhaltet MoDAF folgende sieben Viewpoints (Ministry of Defence 2012): 

(1) Strategic View Viewpoint (StV) beschreibt die gewünschten Geschäftsergebnisse bzw. 

-ziele und welche Fähigkeiten erforderlich sind, um diese Ziele zu erreichen. Erreicht 

wird dies, indem zunächst die Fähigkeitskonzepte und -richtlinien erfasst werden. An-

schließend werden diese in eine Taxonomie der Fähigkeiten aufgespalten. Unterstützt 

wird dies durch geeignete Effektivitätsmaßnahmen, die für die Prüfung der Fähigkei-

ten verwendet werden können sowie einer Gap- bzw. Overlap-Analyse. 

(2) Operational View Viewpoint (OV) definiert die logischen Aspekte der Architektur wie 

z. B. Prozesse, Informationen und Entitäten, die zur Zielerreichung benötigt werden. 

(3) Service Oriented View Viewpoint (SOV) beinhaltet eine Reihe von Views, die Services 

spezifizieren, die in einer SOA verwendet werden können. 

(4) System View Viewpoint (SV) ist eine Reihe von Views, die die Ressourcen zur Reali-

sierung der Fähigkeiten beschreiben. Dieser Viewpoint beschreibt Funktionen der 

Ressourcen und Interaktionen zwischen den Ressourcen und kann ebenso detaillierte 

System-Interface-Modelle liefern. Der SV kann verwendet werden, um Lösungen für 

Anforderungen im OV zu spezifizieren oder um mehr Details für die logische OV-

Architektur bereitzustellen. 

(5) Acquisition View Viewpoint (AcV) beschreibt programmatische Informationen wie 

z. B. Programm- bzw. Projektstrukturen, Projekteigentümerschaften, Abhängigkeiten 

zwischen Projekten und die Integration von Fähigkeiten über die Defence Lines of 

Development (DLOD).  
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(6) Technical Standards View Viewpoint (TV) hält tabellarische Ansichten mit Normen, 

Regeln, Richtlinien und Leitlinien für verschiedene Aspekte der Architektur bereit. 

(7) All Views Viewpoint (AV) liefert eine übergreifende Beschreibung der Architektur. 

Inbegriffen sind dabei der Geltungsbereich, die Eigentümerschaft, der Zeitrahmen und 

weitere Metadaten, die erforderlich sind für eine effektive Suche und Abfrage von 

Architekturmodellen. Der AV hält dazu ein Wörterbuch mit dem bei der Architektur-

entwicklung verwendeten Vokabular vor. 

Jeder Viewpoint nimmt eine andere Perspektive auf das Architekturmodell ein und besteht 

aus weiteren Views. Neben den Viewpoints stellt MoDAF ebenso einen Prozess zur Entwick-

lung einer Architektur zur Verfügung. Dieser reicht bspw. von der Bestimmung von System-

voraussetzungen, z. B. die Einbindung aller Stakeholder, über das Erstellen eines Datenerhe-

bungsplans bis hin zur Dokumentation der Analyseergebnisse (Ministry of Defence 2012; 

Matthes 2011, 167f.). 

 EAM-Ansatz von Niemann 5.3.3.12

Niemann (2005) liefert eine Orientierungshilfe zur Entwicklung einer EA und eines EAM in 

einer Organisation. Intention des Ansatzes ist der schnelle Aufbau einer EA, indem notwen-

dige Elemente in vorgefertigter Form bereitgehalten werden, z. B. Vorlagen für Bebauungs-

pläne, Auswertungs- und Analyseverfahren für die Anwendungslandschaft oder Planungsver-

fahren (Niemann 2005, 192). Zentraler Bestandteil des Ansatzes ist der Unternehmensarchi-

tektur-Zyklus (vgl. Abbildung 5-6). Die Entwicklung einer Unternehmensarchitektur erfolgt 

durch absolvieren der Phasen Dokumentation, Analyse, Planung, Umsetzung und Kontrolle 

(Niemann 2005, 38).  

 
Abbildung 5-6: Unternehmensarchitektur-Zyklus  
 Quelle: (Niemann 2005, 38) 

check!
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Niemann strukturiert die Unternehmensarchitektur in drei Ebenen: Geschäftsarchitektur, An-

wendungsarchitektur und Systemarchitektur (Niemann 2005, 77). Für jede dieser Ebenen gibt 

es wiederum detailliertere Beschreibungen der einzelnen Elemente und deren Beziehungen 

zueinander. Ebenso gibt es ebenenübergreifende Beziehungen. Darüber hinaus werden funk-

tionale und nicht-funktionale Anforderungen als übergreifende Aspekte, die die Elemente auf 

allen Ebenen beeinflussen, eingeführt. Die Ebenen sind um Referenzen zu ergänzen, um 

Querbezüge zwischen den Ebenen herstellen zu können. (Niemann 2005, 75ff.).  

Die Geschäftsarchitektur beinhaltet eine Sammlung von Plänen, die das Geschäft einer Orga-

nisation darlegen, wie z. B. Geschäftsprozesse, Ziele, Strategien und Rahmenbedingungen 

(Niemann 2005, 87). In der Anwendungsarchitektur befinden sich Pläne der in der Organisati-

on vorherrschenden Anwendungssysteme, deren innerer Struktur, technischen Komponenten 

sowie der Prinzipien nach denen sie konstruiert sind (Niemann 2005, 95). Die Systemarchi-

tektur beinhaltet Komponenten aus den Bereichen Infrastruktur und Systembetrieb. Kompo-

nenten sind bspw. Entwicklung und Bereitstellung von Infrastruktur, Service Level Agree-

ments oder Lizenzverwaltung (Niemann 2005, 108). Die Anwendungslandschaft umfasst 

sämtliche Anwendungssysteme einer Organisation sowie deren Schnittstellen. Diese können 

entweder Funktions- bzw. Fachbereichen oder auch Geschäftsprozessen oder Produkten zuge-

ordnet werden (Niemann 2005, 118). Inhalte der drei Ebenen können mithilfe von Ausschnit-

ten in Sichten zusammengefasst werden, um so die Informationsbedürfnisse bzw. Anliegen 

verschiedener Stakeholder zu adressieren. Es können eine beliebige Anzahl dieser Sichten 

entstehen, um die spezifischen Dokumentations-, analyse- und Planungsbedürfnisse zu erfül-

len (Niemann 2005, 82f.). Eine EA ist Grundlage für agiles Handeln, Flexibilität und Proakti-

vität, schafft Planungsgrundlagen und erlaubt es Szenarien zu entwickeln und zu bewerten 

(Niemann 2005, 213f.). 

 EAM-Ansatz der Universität St. Gallen 5.3.3.13

Winter und Fischer (2007) entwickelten im Jahr 2006 ein Framework zur fundamentalen 

Strukturierung einer Organisation. Das Framework bietet einen holistischen Ansatz, indem 

die Perspektiven und Ziele sämtlicher relevanter Stakeholder und alle notwendigen Beschrei-

bungsebenen eingebunden werden. Das EA-Framework unterscheidet fünf verschiedene Ebe-

nen bzw. Teilarchitekturen: Strategie-, Organisations-, Integrations-, Software-, IT-Infrastruk-

turebene (Aier et al. 2008c, 293; Gleichauf 2011, 12). Auf jeder Ebene werden Aggregations-

hierarchien eingesetzt, um Artefakte auf unterschiedlichen Ebenen zu repräsentieren. Neben 
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der Bildung von Architekturebenen und Aggregationshierarchien werden Views verwendet, 

um die Komplexität zu beherrschen. In einer Multi-Ebenen-Architektur können Views als 

ebenenspezifisch oder ebenenübergreifend gesehen werden. Eine ebenenspezifische View ist 

bspw. die strukturelle View (Organisationseinheiten, Verantwortlichkeiten) oder die Prozess 

View (Geschäftsprozesse). Ebenenübergreifend ist bspw. die Informations- oder Sicherheits-

architektur. Basierend auf den Konzepten der Multi-Ebenen-Darstellung, Aggregationshierar-

chie und ebenenübergreifenden Sichten wird eine EA als View betrachtet, die alle aggre-

gierten Artefakte und deren Beziehungen über alle Ebenen hinweg definiert (Winter/Fischer 

2007, 9). Auf jeder Ebene des Frameworks werden die aggregierten Gestaltungsobjekte sowie 

deren Beziehungen zueinander und zwischen den Ebenen beschrieben (Kurpjuweit 2009, 29). 

Das Framework folgt darüber hinaus „den Prinzipien der Stakeholder-Orientierung, der Ag-

gregation und der Orientierung an konkreten Einsatzszenarien“ (Gleichauf 2011, 13). Durch 

die Ausrichtung an den Aufgaben der Stakeholder gewährleisten die genannten Prinzipien 

eine effektive und effiziente Gestaltung der EA (Gleichauf 2011, 13). 

 TOGAF – The Open Group Architecture Framework 5.3.3.14

TOGAF ist ein Ansatz, der von Mitgliedern des The Open Group Architecture Forums entwi-

ckelt wurde und derzeit in der Version 9.1 verfügbar ist (The Open Group 2011, xxv; Matthes 

2011, 188). Zielgruppe von TOGAF sind Unternehmensarchitekten, Business Architekten, 

IT-Architekten, Daten Architekten, Systemarchitekten, etc. und sonstige Verantwortliche für 

die Architekturfunktion in einer Organisation (The Open Group 2011, xxiii). TOGAF liefert 

eine holistische Betrachtung des jeweiligen Unternehmens. 

TOGAF bietet Hilfestellung bei der Erstellung einer Unternehmensarchitektur durch die 

Beschreibung vordefinierter Komponenten (Building Blocks) und eines Vorgehensmodells 

(Architecture Development Method, ADM). TOGAF unterscheidet grundsätzlich die Unter-

nehmensarchitektur in vier Teilarchitekturen (Hanschke 2012, 48; The Open Group 2010, 24, 

2011, 8; Krcmar 2014): 

• Die Geschäftsarchitektur definiert die Geschäftsstrategie, Governance, Aufbauorgani-

sation und die wichtigsten Geschäftsprozesse. 

• Die Datenarchitektur beschreibt die Struktur logischer und physischer Datenelemente 

und die Datenmanagement-Ressourcen einer Organisation. 
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• Die Anwendungsarchitektur liefert einen Entwurf für die individuell eingesetzten 

Anwendungen, ihrer Interaktionen und Beziehungen zu den Kerngeschäftsprozessen 

der Organisation. 

• Die Technologiearchitektur beschreibt die logischen Soft- und Hardware-Funktionen, 

die benötigt werden, um die Entwicklung von Geschäfts-, Daten- und Anwendungs-

Services zu unterstützen. Dies beinhaltet unter anderem IT-Infrastruktur, Middleware, 

Netzwerke, Kommunikation, Verarbeitung und Standards. 

Das TOGAF-Dokument ist unterteilt in sieben Teilbereiche: Einführung, Architekturentwick-

lungsmethode (ADM), ADM-Richtlinien und -Techniken, Architecture Content Framework, 

Enterprise Continuum und Werkzeuge, TOGAF-Referenzmodelle und Architecture 

Capability Framework (The Open Group 2011, xxiii). Abbildung 5-7 illustriert die Zusam-

menhänge zwischen den Teilbereichen.  

 
Abbildung 5-7: TOGAF-Inhaltsübersicht  
 Quelle: (Krcmar 2014) 

Kern des TOGAF-Frameworks ist die Architekturentwicklungsmethode (ADM). Die Metho-

de beschreibt mithilfe von neun Schritten die Entwicklung einer organisationsspezifischen 

Unternehmensarchitektur (vgl. Abbildung 5-8) (The Open Group 2010, 22f., 2011, xxiii; 

Matthes 2011, 189f.). Dieser Prozess läuft dabei zyklisch ab. Für jede dieser Phasen werden 

Ziele, Herangehensweise, erforderlicher Input, Aktivitäten und Ergebnisse beschrieben. Der 

ADM ist auch mit anderen Frameworks kompatibel (Hanschke 2012, 51). 

Architecture Capability
Framework

Methode zur 
Architekturentwicklung

ADM-Richtlinien 
und -Techniken

Enterprise Continuum
und Werkzeuge

Referenzmodelle

Architecture
Content 

Framework

Geschäftsvision 
und -treiber

Geschäfts-
fähigkeiten



102 5 EAM-Konzept für eine deutsche Landesverwaltung 

 
Abbildung 5-8: TOGAF ADM  
 Quelle: (The Open Group 2010, 30) 

TOGAF ist umfangreich, generisch und adressiert den gesamten Lebenszyklus einer EA. 

Version 9 liefert zahlreiche Anhaltspunkte zur Ableitung einer konkreten EA. Allerdings lässt 

das immer noch sehr hohe Abstraktionsniveau von TOGAF keine ad hoc Anwendung zu. 

Bspw. fehlen konkrete Anleitungen für die Erstellung von Visualisierungen oder einer Bebau-

ungsplanung (Hanschke 2012, 51). 

 Abdeckung abgeleiteter Kriterien auf EAM-Ansätze 5.3.4

Nach Identifikation der Anforderungen an ein EAM-Konzept und den in 5.3.2 daraus abgelei-

teten Kriterien ist im Folgenden zu klären, welche Komponenten aus welchem bestehenden 

Ansatz adaptiert werden können.  

Tabelle 5-1 bezieht sich auf die Inhalte des jeweiligen EAM-Ansatzes und stellt die identifi-

zierten Anforderungen den bestehenden Ansätzen gegenüber. Die Spalte Summe gibt an, in 

welchem Umfang (vollständig erfüllt, annähernd vollständig erfüllt, teilweise erfüllt, rudi-

mentär erfüllt, nicht erfüllt) die Anforderungen vom jeweiligen Ansatz abgedeckt werden. Die 

Beurteilung der Ansätze erfolgt anhand der in Kapitel 5.3.2 definierten Kriterien. Diese sind 

für die Auswahl der Komponenten bestehender EAM-Ansätze relevant. 
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                                    Anforderung 
Ansätze A1 A2 A3 A4 A5 A6 A7 A8 A9 Summe 

BEAMS ● ● ● ◑ ● ◑ ○ ◔ ◕ 6 

CEAF ◕ ◕ ◕ ◑ ○ ◔ ○ ◔ ○ 3,25 

DoDAF ◑ ● ● ○ ◔ ◔ ○ ◑ ● 4,5 

DYA ◔ ◑ ○ ◕ ◔ ◔ ◑ ◔ ◔ 3 

E2A ● ◕ ◔ ● ◔ ◔ ◕ ◑ ◕ 5,5 

EA³ ◔ ● ● ◑ ◕ ◔ ◑ ◔ ◔ 4,75 

EAP ◔ ◕ ◔ ◑ ◔ ◔ ○ ◑ ○ 2,75 

FEAF ◕ ◕ ◕ ○ ● ◑ ◔ ◑ ○ 4,5 

Hanschke ● ● ● ● ◕ ◑ ◕ ◑ ◔ 6,75 

MIT ◔ ◑ ○ ◔ ◑ ◔ ○ ◔ ◔ 2,25 

MoDAF ○ ◕ ◕ ◔ ◔ ◔ ◔ ◑ ◔ 3,25 

Niemann ◕ ● ● ○ ◔ ◔ ○ ◔ ◕ 4,25 

St. Gallen ◔ ● ◑ ◔ ◔ ○ ○ ○ ○ 2,25 

TOGAF ● ● ◑ ● ● ◔ ○ ◑ ◑ 5,75 

 ● vollständig erfüllt (=1) ◕ annähernd vollständig erfüllt (=0,75) ◑ teilweise erfüllt (=0,5) ◔ rudimentär erfüllt (=0,25) ○ nicht erfüllt (=0) 
Tabelle 5-1: Abgleich der identifizierten Anforderungen mit bestehenden EAM-Ansätzen  
 Quelle: Eigene Darstellung 

Ansätze von Hanschke (2012), TOGAF (2011), BEAMS (Buckl/Schweda 2011), EA³ 

(Bernard 2012) und E2AF (Schekkerman 2008) berücksichtigen die in Anforderung 1 aus 

Kapitel 4.4 geforderte Adressierung von Anliegen der Stakeholder durch Darstellung ver-

schiedener Sichten. Stakeholder und adäquate Sichten sind beispielhaft auch im E2A-Frame-

work zu finden (Schekkerman 2008, 71). Erst mithilfe geeigneter Visualisierungen durch 

Sichten kann den Anliegen der Stakeholder Rechnung getragen werden (Hanschke 2012, 83). 

In Hanschke (2012, 61ff.) und BEAMS (Buckl/Schweda 2011, 82) werden Visualisierungen 

sowohl benannt als auch erläutert.  

Nicht jeder analysierte Ansatz bietet eine holistische Sicht auf die EA und berücksichtigt 

somit Anforderung 2 aus Kapitel 4.4 (Schaffung einer holistischen Sicht auf IT-Landschaft, 

Prozesse, Unternehmensentwicklung und strategisches Management), manche Ansätze be-

trachten nur Teilbereiche. Ansätze, die eine holistische Sicht auf die EA suggerieren sind 
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Hanschke (2012), TOGAF (2011), EA³ (Bernard 2012), Niemann (2005), St. Gallen (Aier et 

al. 2008c), BEAMS (Buckl/Schweda 2011) und DoDAF (2009). Der Ansatz von Hanschke 

zeigt z. B. auf, welche Visualisierungen für welchen Kontext geeignet sind. Für das operative 

IT-Management werden z. B. häufig Informationsfluss-Grafiken, für das Business-IT-

Alignment meist Bebauungsplan-Grafiken verwendet (Hanschke 2012, 83). Verschiedene 

Sicht werden beschrieben und durch Teilarchitekturen alle Aspekte abgedeckt (Hanschke 

2012, 62ff.). Durch die ADM in TOGAF wird eine organisationsspezifische Unternehmensar-

chitektur entwickelt. Da der Prozess zyklisch ist und mehrmals durchlaufen werden muss um 

eine vollständige Unternehmensarchitektur zu erhalten, liefert TOGAF nicht im ersten Schritt 

eine vollständige Abbildung der Unternehmensarchitektur, sondern gegebenenfalls erst nach 

mehreren Zyklen (The Open Group 2011, 47f.). Eine holistische Sicht kann dadurch gewähr-

leistet werden, indem entweder verschiedene Architekturen (vgl. z. B. Niemann (2005, 81), 

DYA (van den Berg/van Steenbergen 2006, 35)) oder verschiedene Sichten und deren Bezie-

hungen zueinander (vgl. DoDAF (2009, 21), MoDAF (2012)) dargestellt werden und dadurch 

vom Business zur IT bzw. über alle Verwaltungseinheiten hinweg eine holistische Sicht 

ermöglichen. Die in den Ansätzen veranschaulichten Visualisierungen wurden im EAM-

Konzept berücksichtigt. Zur Entwicklung der Unternehmensarchitektur in Gänze wird daher 

der untersuchten Landesverwaltung vorgeschlagen, sämtliche Teilarchitekturen zu erstellen. 

Dazu kann entweder die ADM oder einer der anderen beschriebenen Ansätze angewendet 

werden. Diese Thematik ist aber nicht Gegenstand dieser Arbeit. 

Viele der untersuchten EAM-Ansätze repräsentieren eine EA durch Sichten. Durch die 

Kombination verschiedener Sichten wird eine Gesamtsicht auf die Organisation geschaffen 

(Hanschke 2012, 51). Anforderung 3 aus Kapitel 4.4 fordert die Bereitstellung von fachlichen 

und querschnittlichen Sichten sowie die Visualisierung von Modellen. In BEAMS werden 

z. B. im Rahmen des Pattern-Katalogs praxiserprobte Visualisierungen und der dazugehörige 

Informationsbedarf beschrieben (Buckl 2011, 206). In DoDAF werden ausführlich Sichten 

und deren Visualisierung durch Modelle (U.S. Department of Defense 2010, 231) dargestellt. 

Niemann beschreibt, dass durch die Bildung von Ausschnitten verschiedene adäquate Sichten 

für spezifische Einsatzzwecke auf die Anwendungslandschaft generiert werden können, die 

die Bedürfnisse der verschiedenen Stakeholder, z. B. Planer, Projektleiter und Designer, be-

dienen (Niemann 2005, 82f.). Für Architekturbeschreibungen wird nur erwähnt, dass eine IT-

Architektur mittels Architekturbeschreibungen aus Sicht der Stakeholder repräsentiert wird 

(Niemann 2005, 23).  
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Fachliche und querschnittliche Sichten werden weder in Hanschke (2012), CEAF (2004), 

E2AF (Schekkerman 2008), FEAF (CIO Council 1999) noch in MODAF (2012) adressiert. 

CEAF bietet verschiedene Architekturbeschreibungen, wie z. B. Standarddokumentationen 

(European Commission 2004, 52), und verschiedene Perspektiven auf die EA. Diese Sichten 

werden ebenso mittels Modellen visualisiert, vgl. z. B. die Abbildung der Organisation mit-

tels Domänenmodell (European Commission 2004, 18ff.). Im E2AF werden durch View-

points verschiedene Sichten beschrieben (Schekkerman 2008, 257). In FEAF werden Model-

le für die verschiedenen Sichten beschrieben. MoDAF (2012) liefert eine Architekturbe-

schreibung, die unterstützt wird durch Sichten und Modelle. Hanschke (2012, 88) beschreibt 

verschiedene Steuerungssichten wie z. B. aus Sicht der Unternehmensführung, Fachbereichs-

Verantwortlichen, IT-Verantwortlichen, welche fachliche und querschnittliche Sichten dar-

stellen. Zudem wird erwähnt, dass Architekturbeschreibungen essenziell sind. Der Ansatz aus 

St. Gallen (Aier et al. 2008c) berücksichtigt zwar eine technische und fachliche Sicht, aller-

dings existieren hier keine weiteren Informationen.  

Hauptgegenstand der Anforderungen 1 bis 3 ist die Darstellung von verschiedenen Sachver-

halten (Anliegen von Stakeholdern, der EA in Gänze, einer querschnittlichen und fachlichen 

Sicht auf die EA) durch Sichten. Aus diesem Grund werden Sichten auch im EAM-Konzept 

zur Darstellung verschiedener Sachverhalte erfasst. 

Der Anforderung 4 aus Kapitel 4.4 (Definition von Rollen, Verantwortlichkeiten und Prozes-

sen unter Berücksichtigung der Rahmenbedingungen der öffentlichen Verwaltung (z. B. Res-

sortprinzip)) wird durch Ansätze wie Hanschke (2012), TOGAF (2011), E2AF (Schekkerman 

2008) und CEAF (2004) Rechnung getragen. Rollen werden sowohl durch Hanschke (2012, 

126ff., 2013, 524ff.) und TOGAF (The Open Group 2011, 543ff.) als auch E2AF 

(Schekkerman 2008, 53) beschrieben. Gremien (Hanschke 2013, 532) und Skill-Beschreibun-

gen werden darüber hinaus von Hanschke (Hanschke 2012, 126ff.) und E2AF (Schekkerman 

2008, 53) geliefert. CEAF liefert zwar keine speziellen Rollen, jedoch Gremien (European 

Commission 2004, 23).  

Anforderung 5 aus Kapitel 4.4 (Integration bestehender Verfahren und Komponenten durch 

Wiederverwendung von Komponenten, Standards und den Einsatz eines modularen Designs): 

Bis auf die Ansätze BEAMS (Buckl/Schweda 2011), FEAF (CIO Council 1999) und TOGAF 

(2011) sind die untersuchten Ansätze nicht modular aufgebaut. Bestehende Komponenten 

können neben den genannten Ansätzen auch bei CEAF integriert, weiterentwickelt und in 

einem Repository abgelegt werden (European Commission 2004, 21).  
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Anforderung 6 aus Kapitel 4.4 (Bereitstellung von generischen und spezialisierten Methoden 

(ressortspezifisch, verwaltungsöffentlich, für die zentrale IT-Steuerung)) wird von allen An-

sätzen nur teilweise erfüllt. In BEAMS (Buckl/Schweda 2011) werden z. B. verschiedene 

Granularitätsstufen der Methoden zur Verfügung gestellt. E2AF (Schekkerman 2008, 53) 

stellt verschiedene Methoden zur Verfügung, allerdings wird nicht in generisch und spezifisch 

unterschieden. EA³ beschreibt lediglich generelle Methoden zu bspw. Geschäftsprozessma-

nagement (Bernard 2012, 86). MoDAF (2012) stellt ebenso verschiedene generische (textuel-

le, tabellarische und grafische) Methoden zur Verfügung.  

Die Gewährleistung der Pflege der Architektur – Anforderung 7 aus Kapitel 4.4 – wird von 

keinem Ansatz vollständig erfüllt. Lediglich die Ansätze von Hanschke (2012), E2AF 

(Schekkerman 2008) und DYA (van den Berg/van Steenbergen 2006) behandeln diese The-

matik: Hanschke liefert einen Leitfaden für die Erstellung eines Pflegekonzepts, der vorhan-

dene Komponenten dabei in Beziehung setzt (Hanschke 2012, 282). Der E2AF-Ansatz be-

nennt und beschreibt einen Pflegeprozess. Verantwortlichkeiten für die Pflege der Architektur 

werden auch benannt (Schekkerman 2008, 119). In DYA wird ein Pflegeprozess kurz erklärt 

(van den Berg/van Steenbergen 2006, 85). 

Die Vorgabe und Kontrolle der Einhaltung von Prinzipien und Richtlinien wie in Anforderung 

8 aus Kapitel 4.4 gefordert, wird von keinem Ansatz vollständig oder annähernd vollständig 

erfüllt. Es gibt einige Ansätze, die diese Anforderung teilweise erfüllen (vgl. Hanschke 

(2012), TOGAF (2011), DoDAF (2010), FEAF (CIO Council 1999), MoDAF (2012), E2AF 

(Schekkerman 2008), DYA (van den Berg/van Steenbergen 2006), EAP (Spewak/Hill 1993), 

MIT (Ross et al. 2006)), indem sie verschiedene Prinzipien oder Richtlinien nennen. DoDAF 

benennt z. B. Richtlinien und Prinzipien im Data and Information Viewpoint (U.S. 

Department of Defense 2010, 130). In MoDAF werden ebenso Prinzipien benannt und be-

schrieben. TOGAF beschreibt in Teil III Richtlinien und Prinzipien für den Einsatz der ADM 

und Architekturprinzipien, allerdings werden keine Kontrollmechanismen genannt. Es kann 

davon ausgegangen werden, dass dieses Gebiet bei den Ansätzen bisher vernachlässigt wurde 

und künftig stärker betrachtet werden sollte. Laut Analyse fehlen vor allem Mechanismen, um 

die Einhaltung der vorgegebenen Prinzipien zu kontrollieren. Da relevante Vorgaben und 

Prinzipien in Konzepten wie der Rahmenarchitektur IT-Steuerung Bund (Rat der IT-

Beauftragten des Bundes 2009) und der IT-Strategie der untersuchten Landesverwaltung fest-

gehalten sind, wird Anforderung 8 in dieser Arbeit berücksichtigt, indem das EAM-Konzept 

unter Beachtung dieser beiden Konzepte entwickelt wird. 
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Bei Anforderung 9 aus Kapitel 4.4 ist zu unterscheiden, ob (1) eine Integration von bestehen-

den Managementprozessen (z. B. Anforderungsmanagement) in EAM möglich ist und (2) 

EAM in IT-Nachbarprozesse (z. B. Qualitätsmanagement, Risikomanagement) integriert 

werden kann. Nur ein Ansatz (DoDAF) erfüllt beide Anforderungen vollständig: DoDAF 

bietet die Möglichkeit EAM in IT-Nachbarprozesse wie z. B. Projektmanagement oder Risi-

komanagement, ebenso wie bestehende Managementprozesse wie z. B. Projektportfolioma-

nagement in EAM zu integrieren (U.S. Department of Defense 2010, 70). Ansätze wie 

TOGAF und Niemann erfüllen die Anforderung annähernd vollständig: Eine Integration von 

EAM in IT-Nachbarprozesse, wie z. B. Risikomanagement, wird von TOGAF unterstützt 

(The Open Group 2011, 17). Bestehende Managementprozesse, wie z. B. Projektportfolio- 

oder Anforderungsmanagement, werden nur erwähnt (The Open Group 2011, 399ff.). Der 

Ansatz von Niemann benennt und beschreibt, wie EAM in bestehende Managementprozesse, 

z. B. Anforderungsmanagement, integriert werden kann und er benennt auch IT-Nachbarpro-

zesse, z. B. Risikomanagement, beschreibt diese aber nicht näher. Ansätze wie Hanschke 

(2012), BEAMS (Buckl/Schweda 2011) und E2AF (Schekkerman 2008) erfüllen (1), Ansät-

ze wie MIT (Ross et al. 2006), EA³ (Bernard 2012) und MoDAF (2012) erfüllen (2).  

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass Anforderung 2 (Schaffung einer holistischen 

Sicht auf IT-Landschaft, Prozesse, Unternehmensentwicklung und strategisches Manage-

ment) am besten von den betrachteten EAM-Ansätzen abgedeckt ist. Anforderung 3 (Bereit-

stellung von fachlichen und querschnittlichen Sichten sowie Visualisierungen von Modellen 

(z. B. IT-Bebauungsplan)) am zweitbesten und Anforderung 1 (Adressierung der Anliegen 

der Stakeholder durch Darstellung verschiedener Sichten) am drittbesten erfüllt wird von den 

bestehenden EAM-Ansätzen. Dies lässt den Schluss zu, dass das Konzept der Sichten bereits 

von vielen EAM-Ansätzen realisiert wurde. Bei der Bereitstellung von Methodiken (Anfor-

derung 6) sowie bei der Pflege der Architektur (Anforderung 7) sind Defizite festzustellen. 

Beide Anforderungen werden von den bestehenden Ansätzen nur rudimentär abgedeckt.  

Betrachtet man die inhaltliche Abdeckung der Anforderungen durch die EAM-Ansätze, erfüllt 

keiner der betrachteten EAM-Ansätze die Anforderungen vollständig. Die durchschnittliche 

Abdeckung der Anforderungen durch die Ansätze beträgt 4,2. Der Ansatz von Hanschke 

(2012) bietet die höchste (Summe = 6,75), BEAMS (Buckl/Schweda 2011) die zweithöchste 

(Summe = 6) Abdeckung der Anforderungen. Dicht gefolgt von TOGAF (The Open Group 

2011) (Summe = 5,75) und dem E2A-Framework (Schekkerman 2008) (Summe = 5,5).  
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Die Forderung der Experten einer deutschen Landesverwaltung war nicht die Erstellung eines 

eigenen neuen EAM-Ansatzes, sondern das punktuelle Bedienen der Anliegen der Stakehol-

der. Der Fokus liegt deshalb nicht auf der Entwicklung eines neuen holistischen Ansatzes, 

sondern auf der Adaption von verschiedenen Aspekten bestehender Ansätze. Aus diesem 

Grund wird sich für das zu entwickelnde EAM-Konzept für eine deutsche Landesverwaltung 

nach dem Baukastenprinzip wie folgt bedient:  

- Aufgrund der Diskussion von Anforderung 1, 2 und 3 werden Sichten aus den Ansätzen 

BEAMS (Buckl/Schweda 2011), Hanschke (2012), E2AF (Schekkerman 2008), EA³ 

(Bernard 2012) und TOGAF (2011) näher betrachtet, analysiert und adaptiert.  

- Anforderung 4 wird umgesetzt, indem Rollen und Kompetenzen aus den Ansätzen 

TOGAF (2011), Hanschke (2012) und E2AF (Schekkerman 2008) betrachtet und adap-

tiert werden. Darüber hinaus werden Gremien aus CEAF (European Commission 2004) 

untersucht. Dem Aspekt Prozesse wird durch die Etablierung von Stakeholdern in Ent-

scheidungen durch Gremien Rechnung getragen. Konsequenz dieser Anforderung ist die 

Erstellung eines EAM-Rollenkonzepts für die untersuchte Landesverwaltung. 

- Anforderung 5 und 8 werden durch vorhandene Konzepte wie der Rahmenarchitektur IT-

Steuerung Bund (Die Beauftragte der Bundesregierung für Informationstechnik 2012) 

und der IT-Strategie der untersuchten Landesverwaltung abgedeckt. 

- Anforderung 6 ist zu unspezifisch, um im EAM-Konzept umgesetzt werden zu können 

und wird daher in dieser Arbeit nicht weiter berücksichtigt. 

- Zur Umsetzung von Anforderung 7 wird ein Pflegekonzept/-prozess erstellt, der auf den 

Ansätzen von Hanschke (2012), E2AF (Schekkerman 2008) und DYA (van den Berg/van 

Steenbergen 2006) basiert. 

- Anforderung 9 wird soweit möglich durch die in Abschnitt 5.5 erstellten Szenarien reali-

siert. 

 Aufbau eines EAM-Konzepts 5.3.5

Nach der Erhebung von Anforderungen an ein EAM-Konzept und der Analyse bestehender 

EAM-Ansätze wird im folgenden Kapitel ein Ordnungsrahmen für die Selektion und Kombi-

nation von Konzeptkomponenten entwickelt. Ein Ordnungsrahmen dient dazu die Elemente 

eines Systems zu strukturieren und in eine Rangordnung zu bringen (Meise 2001, 61). Zu-

nächst wird ein Ordnungsrahmen für das zu entwickelnde EAM-Konzept konzipiert, der den 
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Aufbau des EAM-Konzepts vorgibt. Anschließend wird dieser Ordnungsrahmen mit Artefak-

ten gefüllt. 

In der Folge wird ein Ordnungsrahmen für EAM-Konzepte abgeleitet, der die Struktur des 

EAM-Konzepts festlegt. Aufgabe dieses Ordnungsrahmens ist es, relevante Elemente und Be-

ziehungen des EAM-Konzepts abstrakt darzustellen, um einen Überblick über die Komponen-

ten zu erhalten (Meise 2001, 61f.). Der Ordnungsrahmen für das zu entwickelnde EAM-

Konzept wird aus bestehenden Standards und Forschungserkenntnissen in diesem Bereich 

abgeleitet. Dabei wurde nach Goeken und Patas (2010) wie folgt vorgegangen: 

 
Abbildung 5-9: Vorgehensweise bei der Konstruktion eines Ordnungsrahmens 
 Quelle: (Goeken/Patas 2010, 175)  

Wie Abbildung 5-9 zeigt, werden bei der Konstruktion eines Ordnungsrahmens relevante An-

sätze, Theorien und Komponenten identifiziert. Basierend auf diesen Erkenntnissen wird ein 

konzeptionelles Metamodell (Ordnungsrahmen) erstellt. Ziel des Konstruktionsprozesses ist 

die Entwicklung eines Ordnungsrahmens zur Identifikation von Komponenten eines EAM-

Konzepts. Anforderungen, die von diesem Ziel abgeleitet werden können, sind in Anlehnung 

an Goeken (2010, 175): 

(1) Der Ordnungsrahmen muss die wesentlichen Komponenten eines EAM-Konzepts 

wiedergeben. 

(2) Im Ordnungsrahmen müssen relevante Beziehungen zwischen diesen Komponenten 

existieren. 

(3) Im Ordnungsrahmen müssen die Beziehungen zwischen den einzelnen Komponenten 

evaluierbar sein. 

Um der ersten Anforderung Rechnung zu tragen, wurden die Komponenten eines EAM-Kon-

zepts generisch gewählt, sodass der Ordnungsrahmen sowohl auf bestehende als auch künfti-
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ge Forschung anwendbar ist. Der entwickelte Ordnungsrahmen wird aus bestehenden EAM-

Ansätzen sowie Forschungserkenntnissen abgeleitet. Durch die Analyse bestehender Ansätze 

wird zum einen eine kohärente weitgehend widerspruchsfreie Einbettung des Ordnungsrah-

mens in bereits bestehendes Wissen beabsichtigt. Zum anderen wird nach Frank (2007) da-

durch Konsens unterstellt (Goeken/Patas 2010, 175f.). Der Ordnungsrahmen hat allerdings 

keinen Anspruch auf Vollständigkeit durch mögliche Erweiterungen und Veränderungen 

aufgrund künftiger Forschungsergebnisse (Goeken/Patas 2010, 175f.). 

Wie von Goeken und Patas (2010, 175f.) vorgeschlagen, wurden bestehende Ansätze so aus-

gewählt, dass sie entweder einen gewissen Anspruch auf Allgemeingültigkeit haben, weit ver-

breitet oder als Standard etabliert sind. Darüber hinaus wird auf weitere Forschungsgebiete 

für die Konstruktion des Ordnungsrahmens zurückgegriffen, wie z. B. auf das Method Engi-

neering (z. B. Gutzwiller 1994; Brinkkemper 1996), auf Erkenntnisse zur Entwicklung von 

EAM-Konzepten bzw. -Funktionen (Buckl 2011; Schweda 2011) sowie auf den Standard 

ISO/IEC 42010 (2011). Die gewonnenen Erkenntnisse werden erweitert um Aspekte des Sta-

keholder-Managements und des Standards V-Modell XT Bund (2005).  

Neben dem Terminus Architektur hält der Standard ISO/IEC 42010 (2011) ein konzeptionel-

les Modell mit Begriffen und Konzepten zur Architekturbeschreibung bereit (International 

Organization for Standardization 2011). Da Architekturbeschreibungen in der Regel aus 

mehreren Modellen bestehen, ist es wichtig, die Beziehungen zwischen den verschiedenen 

Modellen aufzuzeigen (Schweda 2011, 47). Der ISO-Standard beschreibt den Inhalt einer Ar-

chitekturbeschreibung und die Beziehungen zwischen den enthaltenen Objekten (International 

Organization for Standardization 2011). Die Terminologie sowie die verwendeten Konzepte 

sind wesentliche Stärken des ISO-Standards. Vor allem Stakeholder, deren Anliegen und 

Sichten werden deutlich hervorgehoben. Architekturbeschreibungen, die zwar Sichten enthal-

ten, aber die Interessen der Stakeholder an der Architektur nicht berücksichtigen sind wertlos 

(Wittenburg 2007, 44). Die Architekturbeschreibung des ISO-Standards wurde ausgewählt, da 

im Kontext der öffentlichen Verwaltung das Einbeziehen von Stakeholdern in Vorhaben un-

abdingbar ist (Marschollek/Beck 2012, 157; Rocheleau/Wu 2002, 380; Sethibe et al. 2007, 

836; Tarabanis et al. 2001, 988). Für den Ordnungsrahmen wurden aus dem ISO-Standard die 

Komponenten Stakeholder, Anliegen und Sichten verwendet. Aus dem Method Engineering 

wurden Aspekte wie Technik, Tool, Sichten, Aktivität und Metamodell (Brinkkemper 1996; 

Gutzwiller 1994) hinzugefügt. Diese Komponenten finden sich auch in relevanter EAM-Lite-

ratur wie bspw. Buckl (2011) und Schweda (2011) wieder. Die Komponente Kompetenz wur-
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de dem Standard V-Modell XT Bund (2005) und dem Bereich des Requirements Engineering 

(Joppich/Ranft 2009) entnommen. Abbildung 5-10 stellt den konstruierten Ordnungsrahmen 

mittels UML-Notation dar. 

 
Abbildung 5-10: Ordnungsrahmen zur Definition von EAM-Komponenten 
 Quelle: Eigene Darstellung 

Im Folgenden werden die einzelnen Komponenten des Ordnungsrahmens (vgl. Abbildung 

5-10) beschrieben: 

• Aktivitäten sind Aufgaben, Prozesse oder Schritte, deren Ziel die Erzeugung von 

ein oder mehreren Ergebnissen ist. Aktivitäten können auch gebündelt und in eine 

bestimmte Reihenfolge gebracht werden (Gutzwiller 1994, 12f.).  

• Rolle/Stakeholder sind Individuen, Gruppen oder Organisationen, die Anliegen an 

das System haben (International Organization for Standardization 2011; Freeman 

2010, 53). Im Kontext der öffentlichen Verwaltung sind dies der CIO, die zentrale 

IT-Steuerung, Mitarbeiter, Architekten, etc.  

• Anliegen sind Interessen in Zusammenhang mit dem jeweiligen System. Anliegen 

werden durch Sichten repräsentiert. Beispiele für Anliegen sind Interesse an 

Zweck, Funktionalität, Struktur, Verhalten, Kosten, Wartbarkeit, Sicherheit, Inter-

operabilität (International Organization for Standardization 2011).  

• Anliegen Beziehungen können die Ausprägung Konflikt oder Komplement haben. 

Da jeder Stakeholder ein Anliegen hat, treffen Stakeholder aufeinander, deren An-

liegen konfliktär oder komplementär zueinander sind (Moe/Päivärinta 2011, 406; 

Wastian et al. 2012, 80; Hutter 2012, 91). 

• Kompetenzen von Stakeholdern werden benötigt, um bestimmte Techniken an-

wenden bzw. einsetzen zu können (Joppich/Ranft 2009, 374; o. V. 2005, 4f.). 
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• Sichten sind Artefakte, die von einer Aktivität erzeugt und von Rollen genutzt 

werden. Im Ordnungsrahmen werden dabei nicht konkrete Artefakte, z. B. einzel-

ne Dokumente der Architekturbeschreibung, sondern die ihnen zugrundeliegenden 

Prinzipien diskutiert. Dies entspricht im Wesentlichen dem Begriff der Sicht 

(International Organization for Standardization 2011), die die Perspektive eines 

oder mehrerer Stakeholder ausdrückt. 

• Techniken werden dazu verwendet, um eine Sicht zu erzeugen. Eine Technik gibt 

detaillierte Anweisungen, gegebenenfalls mit einer vorgeschriebenen Notation für 

die Entwicklung eines bestimmten Ergebnistyps, vor (Buckl 2011, 135; Brink-

kemper 1996, 276). 

• Metamodell/Ontologie spezifiziert die Elemente und Typen, auf denen die Sichten 

der Stakeholder basieren, sowie die Beziehungen zwischen den Typen.  

• Tools unterstützen die Anwendung der Techniken (Buckl 2011, 135). Darüber 

hinaus ist ein Tool möglicherweise ein automatisiertes Mittel, um einen Teil des 

Entwicklungsprozesses zu unterstützen (Brinkkemper 1996, 276). 

EAM hat die Aufgabe bestimmte Aktivitäten durchzuführen, aus denen dann Sichten gene-

riert und genutzt werden können. Diese Aktivitäten werden von bestimmten Rollen/Stakehol-

dern ausgeführt. Rollen/Stakeholder haben wiederum Anliegen, die durch verschiedene Sich-

ten repräsentiert werden. In diesem Zusammenhang können die Anliegen der verschiedenen 

Stakeholder entweder konfliktär oder komplementär zueinander sein. Rollen/Stakeholder 

müssen Kompetenzen aufweisen, um Techniken einsetzen zu können. Die Ausführung der 

Techniken kann dabei durch ein Tool unterstützt werden. Die Technik wiederum bietet Leitli-

nien für die Sichten. Die Sicht wird als konzeptuelles Modell durch ein Metamodell/Ontolo-

gie unterstützt. Der Ordnungsrahmen stellt sachlogisch typische Komponenten eines EAM-

Konzepts sowie die Beziehungen zwischen den einzelnen Komponenten dar.  

5.4 Lösungsansatz zur Realisierung der Anforderungen an ein 
EAM-Konzept in einer deutschen Landesverwaltung  

Auf Basis der in Kapitel 4.4 identifizierten Anforderungen wird deutlich, dass das EAM-Kon-

zept für eine deutsche Landesverwaltung verschiedene Komponenten enthalten soll. Es sollen 

verschiedene Rollen offeriert werden, die die Verantwortlichkeiten für die Einführung und die 

Weiterentwicklung von EAM in der deutschen Landesverwaltung regeln. Das entwickelte 

EAM-Konzept soll die Erstellung von Artefakten, wie z. B. IT-Bebauungspläne und Domä-
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nenmodelle, sowie verschiedene Sichten auf die Architektur ermöglichen. Das EAM-Konzept 

soll in bestehende Managementprozesse eingebettet werden. Vorhandene Systeme sowie 

Komponenten (z. B. Basiskomponenten) sollen eingebunden werden können. Um die Weiter-

entwicklung des EAM-Konzepts zu gewährleisten, ist ein Pflegekonzept zu erstellen. Darüber 

hinaus existieren Qualitätsanforderungen wie z. B. die Umsetzbarkeit oder Verständlichkeit 

und die Anwendbarkeit des Konzepts. Diese treffen zwar nicht ausschließlich auf die Erstel-

lung eines EAM-Konzepts zu, deren Erfüllung ist allerdings bei der Konzeption eines Mo-

dells essenziell. Diese Qualitätsanforderungen werden ebenso in Abschnitt 4.4 dargestellt. 

Das EAM-Konzept soll im Folgenden anhand der identifizierten Anforderungen entwickelt 

werden.  

Dem gegenüber stehen verschiedene Rahmenbedingungen der öffentlichen Verwaltung (vgl. 

Kapitel 3.4), die bei der Entwicklung des EAM-Konzepts zu berücksichtigen sind. Die Wah-

rung des Ressortprinzips betrifft vor allem die Einführung von EAM in der deutschen Landes-

verwaltung. Es ist hierbei ein Weg zu finden, der die Ressorts nicht in ihrer Fachlichkeit 

einschränkt, ihnen aber hilft die Anforderungen der bestehenden IT-Strategie umzusetzen. 

Dazu ist wichtig, dass die Kompetenzen der Ressorts und der zentralen IT-Steuerung gegen-

seitig respektiert und anerkannt werden. Aufgrund des Ressortprinzips kann EAM ohne ent-

sprechenden Konsens nicht flächendeckend eingesetzt werden und die Ressorts können eben-

so wenig verpflichten werden EAM einzuführen. Daher ist es wichtig, dass der Nutzen für die 

Ressorts, der durch die Einführung von EAM entsteht, herausgearbeitet wird. Dazu gehört 

auch, dass IT-Maßnahmen und Bedarfe in Bezug auf die IT zwischen der zentralen IT-

Steuerung und den Ressorts abgestimmt werden. Dies greift zwar in bestehende Governance-

Strukturen ein, erleichtert allerdings die operativen Tätigkeiten der beteiligten Parteien. Eine 

weitere Herausforderung ist, dass die Entwicklung des EAM-Konzepts konform mit den Vor-

gaben aus dem Regierungsprogramm und der IT-Strategie sein muss. Dies bedeutet, dass bei 

einer Änderung des Regierungsprogramms und der IT-Strategie das EAM-Konzept auf An-

passungen zu überprüfen und gegebenenfalls zu überarbeiten ist. 

Zu berücksichtigen ist darüber hinaus das in 2007 vom Bundeskabinett beschlossene Konzept 

IT-Steuerung Bund mit dem Ziel, gemeinsame IT-Standards und Architekturen für die Bun-

desverwaltung zu entwerfen und ein aktives Architekturmanagement für die Bundesverwal-

tung aufzubauen (Die Beauftragte der Bundesregierung für Informationstechnik 2012). Es 

werden sowohl Planungsinstrumente und Modelle für die Weiterentwicklung zentral gesteuer-

ter Dienste und IT-Lösungen als auch Prozesse zur Definition, Weiterentwicklung, Realisie-
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rung und Erfolgskontrolle des Architekturmanagements und die Integration in die Gesamtar-

chitektur der IT-Steuerung Bund erarbeitet. Im Rahmen dessen wurde ein Grundlagenpapier 

Rahmenarchitektur IT-Steuerung Bund verfasst, das Prinzipien, Ansätze und Begrifflichkeiten 

für die weitere Ausgestaltung des Architekturmanagements festlegt. Enthalten sind auch ziel-

gruppenspezifische Visualisierungsmöglichkeiten zur Beantwortung von bestimmten Frage-

stellungen. Die Rahmenarchitektur IT-Steuerung Bund stellt keinen EAM-Ansatz dar. Sie gibt 

vielmehr bestimmte Rahmenbedingungen und Grundsätze vor, die eine gemeinsame Basis 

innerhalb Deutschlands schaffen sollen (Die Beauftragte der Bundesregierung für Informati-

onstechnik 2012). Die Erkenntnisse und Vorgaben fließen in das zu entwickelnde EAM-Kon-

zept ein. 

Auf Basis der im Rahmen der Anforderungserhebung durchgeführten Gruppeninterviews 

wurde deutlich, dass die Experten der deutschen Landesverwaltung sich ein Vorgehen wün-

schen, das ihnen hilft, ihre Aufgaben wie z. B. ein Projektportfoliomanagement durch EAM 

zu erfüllen. Aus diesem Grund geht ein EAM-Konzept, das unter den gegebenen Rahmenbe-

dingungen eingeführt werden kann, zunächst auf Aufgaben von EAM (vgl. Abschnitt 3.3) ein. 

Dafür werden Anwendungsszenarien erstellt (vgl. Abschnitt 5.6), anhand derer ein Vorgehen 

vorgeschlagen wird. Bestandteile des EAM-Konzepts für eine deutsche Landesverwaltung 

sind: 

- Ein EAM-Rollenkonzept inklusive Governance-Strukturen (wie z. B. Gremien) 

- EAM-Anwendungsszenarien, darin berücksichtigt werden  

• der Ablauf zur Lösung der Aufgabe, 

• ein Auslöser bzw. Trigger, 

• der Input, 

• der Output in Form von Sichten,  

• jede Aktivität ist einer Rolle zugewiesen und 

• jede Rolle hat bestimmte Kompetenzen. 

- Eine Strategie für die Einführung von EAM in öffentlichen Verwaltungen 

Alle Komponenten des entwickelten EAM-Konzepts sollen zur Erfüllung der in Kapitel 4.4 

erläuterten Anforderungen beitragen. Auf die Realisierung der Anforderungen durch das 

EAM-Konzept wird im Rahmen der Evaluation in Kapitel 7 eingegangen. 
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5.5 EAM-Rollenkonzept für eine deutsche Landesverwaltung 

 Organisatorische Rahmenbedingungen für das EAM-Rollenkonzept  5.5.1

Eine Rolle ist eine Person oder auch eine Gruppe von Personen, die bestimmte Aufgaben und 

Funktionen besitzt (Krcmar 2010, 378). Festgelegte Rollen und Verantwortlichkeiten sind 

wesentliche organisatorische Voraussetzungen für ein EAM (Hanschke 2012, 114). Jedes 

EAM bedarf daher grundsätzlich einer Governance mit definierten Rollen und Verantwort-

lichkeiten (Schwarzer 2009, 165). 

Wie bereits in Abschnitt 3.4 dargestellt, ist die deutsche Verwaltung föderal aufgebaut sowie 

durch weitere Rahmenbedingungen wie z. B. dem Ressortprinzip charakterisiert. Aus einer 

Untersuchung von Schwertsik (2013) geht hervor, dass das Ressortprinzip (vgl. Kapitel 3.4) 

maßgeblichen Einfluss vor allem auf die Verteilung von Zuständigkeiten hinsichtlich der IT 

hat. Jedes Ressort besitzt laut Untersuchung eine autonome IT-Funktion. Zentrale Ansätze, 

wie z. B. die zentrale Beschaffung, sind kaum durchsetzbar. Dennoch wird die Relevanz einer 

landesweiten Sicht betont, die sämtliche strategische IT-Themen auf Landesebene abdeckt. 

Die Konsequenz dieser Verteilung von Zuständigkeiten ist ein hoher Koordinationsbedarf. In 

der Vergangenheit wurden oft von mehreren Ressorts gleichzeitig und unabhängig voneinan-

der ähnliche Themen bearbeitet. An dieser Stelle entstand zum einen bei der Entwicklung in 

jedem Ressort und zum anderen beim Angleichen bzw. Vereinheitlichen der Themen auf 

Landesebene erheblicher Mehraufwand. Bspw. wurden ähnliche Richtlinien in mehreren Res-

sorts parallel und unabhängig voneinander erlassen. Die Auflösung dieser Regelungsvielfalt 

zog erheblichen Koordinationsaufwand nach sich. Entscheidungen zu ressortübergreifenden 

Themen sind bedingt durch die Rahmenbedingungen daher grundsätzlich im Konsens zu 

treffen (Schwertsik 2013, 135f.; Marschollek/Beck 2012, 157). Als weitere Einflussgrößen 

wurden Gesetze, Verwaltungsvorschriften und Richtlinien genannt. Regelungen, die Auswir-

kung auf die Verwaltung der IT haben, sind z. B. Sicherheitsrichtlinien, Bewirtschaftungs-

richtlinien, Geschäftsverteilungspläne oder Haushaltsverordnungen. Ferner nimmt die politi-

sche Ebene in Form des Kabinetts, der Staatssekretärskonferenz oder des Ministerrats erhebli-

chen Einfluss auf die IT der Verwaltung. Basierend auf Entscheidungen dieser Gremien 

wurden z. B. ein zentraler, ressortübergreifender IT-Bereich errichtet, Entscheidungsstruktu-

ren oder E-Government-Themen im Allgemeinen festgelegt. Wesentliche Herausforderung 

bei der Verteilung von IT in der Verwaltung ist sowohl ressort- und ebenenübergreifenden als 
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auch ressortspezifischen, dezentralen Erfordernissen Folge zu leisten (Schwertsik 2013, 

135f.).  

Nachfolgend wird der Aufbau der untersuchten Landesverwaltung beschrieben: In der unter-

suchten Landesverwaltung liegen die Aufgaben des zentralen IT-Betriebs in Verantwortung 

der zentralen IT-Steuerung. Der Leiter der zentralen IT-Steuerung ist Staatssekretär und 

bekleidet gleichzeitig die Funktion des CIO, d. h. der CIO ist politisch. Jedes Ressort hat eine 

eigenständige IT. In IT-Gremien mit Vertretern der Ressorts werden übergreifende IT-

Themen behandelt. Innerhalb eines Ressorts ist die IT meist auf Referatsebene verortet, die 

Ressortvertreter sind jedoch meist auf Abteilungsleiterebene tätig. Zuständig für zentrale IT-

Aufgaben ist ein öffentlicher IT-Dienstleister (Schwertsik 2013, 146). Aufgrund der Tatsache, 

dass die untersuchte Landesverwaltung dezentral aufgebaut ist und die IT eine Querschnitts-

funktion einnimmt, sind grundlegende Vorgaben bezüglich des EAM-Konzepts zentral vorzu-

halten. Die dezentralen Einheiten (Ressorts) nutzen die zentralen Vorgaben und haben 

zusätzlich ein dezentrales EAM ressortintern. Aus diesem Grund sieht die Governance teil-

weise divergent aus. Es sind daher evtl. doppelte Verantwortlichkeiten in den verschiedenen 

Bereichen vorzuhalten (vgl. auch Abschnitt 3.4).  

Auf Basis der in Kapitel 4.3.2 durchgeführten Fallstudie wurden Anforderungen bezüglich 

unterschiedlicher Sichten innerhalb der untersuchten Landesverwaltung identifiziert. Die 

zentrale IT-Steuerung nimmt eine Querschnittsperspektive ein. Die Ressorts und der 

öffentliche IT-Dienstleister haben sowohl eine Ressort- bzw. Organisations- als auch 

Querschnittsperspektive innerhalb der jeweiligen Einheiten. In den Ressorts und beim 

öffentlichen IT-Dienstleister soll die dezentrale IT-Kompetenz erhalten bleiben, sodass auch 

hier Verantwortlichkeiten in Bezug auf das EAM-Konzept vorzuhalten sind. Durch die 

Gegebenheiten der deutschen Verwaltung (vgl. Kapitel 3.4) sind Rahmenbedingungen zu 

beachten. Bspw. sind Ressorts autonome Teilbereiche und dürfen nicht in ihrer Fachlichkeit 

eingeschränkt werden. Die in der Literatur identifizierten Ansätze implizieren viele unter-

schiedliche Rollen und Gremien. Zudem konnten durch Auswertung der Experteninterviews 

zur EAM-Einführungserfahrung (vgl. Kapitel 6.3) wichtige Rollen identifiziert werden, die zu 

Beginn einer EAM-Initiative laut Expertenmeinungen essenziell sind. Aus diesem Grund 

wurde unter Beachtung der Ansätze (vgl. 5.3.3) und der Experteninterviews (vgl. 6.3) ein 

Rollenkonzept (vgl. Abschnitt 5.5.3) sowie Rollenbeschreibungen (vgl. Abschnitt 5.5.4) 

entwickelt. 
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 Theoretische Fundierung des EAM-Rollenkonzepts 5.5.2

Zentral für EAM in der Literatur ist die Rolle des Unternehmensarchitekten, der für sämtliche 

EAM-Prozesse sowie für die Bebauung verantwortlich ist. Darüber hinaus übernimmt ein 

Unternehmensarchitekt die Rolle des Planers und Gestalters der Unternehmensarchitektur und 

verantwortet die Konzeption von EAM in der Einführungsphase (Hanschke 2013, 526; The 

Open Group 2011, 612). Operative Tätigkeiten können in diesem Umfeld jedoch auch von 

anderen Personen durchgeführt werden, wie z. B. die Datenpflege oder Analysetätigkeiten 

bzgl. der Bebauung. Wegweisend an dieser Stelle ist vor allem die Festlegung von klar defi-

nierten Verantwortlichkeiten in einem Pflegekonzept (vgl. Kapitel 6.2.4.6). Darüber hinaus 

sind Gremien für Entscheidungen über bspw. die Ziel-Landschaft, Methodiken und Werk-

zeugunterstützung zu installieren (Hanschke 2013, 526ff.). Da bei einer initialen EAM-

Einführung EAM noch nicht in bestehende Planungs-, Durchführungs- und Entscheidungs-

prozesse integriert ist, ist der Nutzen erst aufzuzeigen und die Pflege zentral zu steuern, bis 

EAM in der Organisation etabliert ist. Zur Generierung einer ersten Datenbasis, wie etwa in 

Bezug auf die Bebauung, müssen zunächst wenige Personen die erforderlichen Daten sam-

meln, qualitätssichern und konsolidieren. Ist die Etablierung von EAM weiter fortgeschritten 

und in die genannten Prozesse integriert, erfolgt die Datenpflege und Analyse von den 

Verantwortlichen der Daten meist selbst. Auslöser sind dann Ereignisse entlang der genannten 

Prozesse, wie z. B. die Inbetriebnahme eines neuen Release. Neben der Planungs- und 

Steuerungsfunktion ist ebenso die Qualitätssicherung der Gesamtbebauung Aufgabe des 

Unternehmensarchitekten. Die Anzahl der in der Organisation verankerten Unternehmensar-

chitekten hängt unter anderem von der Größe der Organisation ab (Hanschke 2013, 526ff.). 

Aus der Analyse bestehender EAM-Ansätze geht hervor, dass abhängig von Größe, Reife-

grad und Zielsetzung der Organisation eine Rolle benötigt wird, die für die Vorgabe von 

Modellierungsrichtlinien, Qualitätssicherung, Konsolidierung und Weiterentwicklung der 

Geschäftsarchitektur zuständig ist. In IT-Organisationen, die sowohl eine zentrale als auch 

dezentrale IT-Organisation aufweisen, ist der Unternehmensarchitekt in einer Stabsstelle bzw. 

zentralen Einheit verankert (Hanschke 2013, 537f.). Weiter bedarf es einer Verantwortlich-

keit, die sich um die IT-Architektur sowie um die Verbindung zu anderen Teilarchitekturen 

kümmert und die Weiterentwicklung der IT-Landschaft anstößt. Darüber hinaus ist die über-

greifende Bereitstellung sowie Beratung und Unterstützung der Nutzung von technischen 

Standards essenziell.  
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Ferner geht aus der Analyse hervor, dass Gremien wichtige Instrumente sind, um Stakeholder 

am EAM-Vorhaben zu beteiligen. Gremien dienen vor allem dazu, Einfluss auf Entscheidun-

gen auszuüben (Hanschke 2013, 530). Folgende Gremien sind z. B. laut Literatur in einer 

Organisation relevant: 

- IT-Gremium: Es ist zusammengesetzt aus der Unternehmensführung und dem CIO und 

trifft vierteljährlich Entscheidung bzgl. strategischer IT-Themen. Darunter fallen auch die 

Verabschiedung der IT-Strategie sowie Entscheidungen zu IT-Kosten und der Investiti-

onsplanung. Zudem ist dieses Gremium für die Festlegung und Überwachung der Zieler-

reichung sowie für die IT-Governance-Bestandteile verantwortlich (Hanschke 2013, 

531). 

- EAM-Gremium: Es ist zusammengesetzt aus CIO, IT-Bebauungsplaner, Geschäftsarchi-

tekten, Unternehmensarchitekten, weiteren Führungskräften und IT-Führungskräften oder 

Know-How-Träger aus den Geschäftseinheiten. Zu den Aufgaben des EAM-Gremiums 

zählen inhaltliche Empfehlungen für die Weiterentwicklung der IT-Landschaft sowie die 

Verabschiedung der EAM-Methode und -Werkzeugunterstützung. Planungsvoraussetzun-

gen für die IT-Bebauungsplanung werden vorgegeben, Planungsvarianten bewertet und 

Empfehlungen in Bezug auf die Soll-IT-Bebauung und die IT-Roadmap abgegeben. Dies 

ist wiederum ein wichtiger Input für Investitionsentscheidungen, das Projektportfolioma-

nagement und die Weiterentwicklung der IT-Strategie (Hanschke 2013, 531). 

- Projektportfolio-Gremium: Es besteht aus Vertretern der Unternehmensführung, dem 

CIO, Führungskräften der Geschäftseinheiten und gegebenenfalls weiteren Führungskräf-

ten aus der IT. Aufgaben des Projektportfolio-Gremiums sind die Steuerung des Projekt-

portfolios, Bewertung und Priorisierung von Projektanträgen und somit die Festlegung 

des Portfolios. Projekte werden zudem gestartet, gestoppt und angehalten sowie entspre-

chend gegebenenfalls unter Einbeziehung des IT-Gremiums Investitionsentscheidungen 

getätigt (Hanschke 2013, 532).  

- Blueprint-Gremium: CIO, IT-Verantwortliche für Betrieb, Anwendungsentwicklung 

und PC-Infrastrukturbereitstellung, IT-Architekt und IT-Bebauungsplaner sind Bestand-

teile des Blueprint-Gremiums. Es ist verantwortlich für die Überwachung der Angemes-

senheit, Tragfähigkeit, Zukunftsfähigkeit sowie für die Kosten und den Nutzen der tech-

nischen Standards. Entscheidungen werden hinsichtlich der Weiterentwicklung des 

Blueprints getroffen. Zudem finden eine Bewertung und Priorisierung von Standardisie-

rungsanträgen sowie die Festlegung des Blueprints und die Überwachung der Standardi-

sierungsmaßnahmen statt (Hanschke 2013, 532f.). 
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CEAF (2004) präsentiert ebenfalls verschiedene Gremien: Zum einen ein Gremium (CTI – 

Comité Technique Informatique), das sich um die Infrastruktur kümmert, z. B. Infrastruktur-

projekte überwacht. Zum anderen ein Gremium, das alle Fragen in Bezug auf Informations-

systeme, z. B. die Koordination des Informationssystemportfolios, übernimmt (European 

Commission 2004, 23f.). Eine Arbeitsgruppe (MAP – Methodology, Architecture, Portfolio 

Management Working Group) beschäftigt sich mit der operativen Koordination der Informa-

tionssystementwicklung. Es besteht aus Vertretern der beiden ersten genannten Gremien. 

Aufgaben der MAP sind z. B. die Steuerung von EAM-Aktivitäten, EAM-Entwicklungs-

methoden und des Projektmanagements. Des Weiteren wir ein Corporate Project Office 

(CPO) beschrieben, das die horizontalen Aktivitäten in Zusammenhang mit der Koordination 

von Informationssystemen sicherstellt. Aufgaben des Hauptgeneraldirektoriums sind z. B. die 

Kommunikation und Koordination mit allen Stakeholdern, um eine gemeinsame Vision und 

Roadmap bzgl. der Entwicklung gemeinsamer administrativer Prozesse zu gewährleisten. Die 

Vervollständigung der Dokumentation und Verzeichnisse, die alle wichtigen Prozesse, 

Daten, Elemente und Systeme enthalten zählt ebenso zu den Aufgaben. Das Generaldirektori-

um widmet sich z. B. der Entwicklung von Informationssystemen nach vorgegebenen Richt-

linien und Standards in Zusammenarbeit mit dem CTI und der Erstellung eines Schemas, das 

alle geplanten Informationssystementwicklungen enthält (European Commission 2004, 23f.). 

TOGAF (2011) beinhaltet das Architekturgremium, das die Umsetzung der IT-Strategie 

überwacht und sich aus einer Gruppe von Führungskräften, die verantwortlich für die 

Überprüfung und Wartung der gesamten Architektur sind, zusammensetzt (The Open Group 

2011, 553). Das Architekturgremium ist für das Erreichen von verschiedenen Zielen 

verantwortlich, wie etwa für die Bereitstellung der Basis für alle Entscheidungen im Hinblick 

auf die Architekturen, Festlegung von Zielvorgaben für die Wiederverwendung von Kompo-

nenten und die Flexibilität der EA (The Open Group 2011, 553). Wesentlich im Kontext von 

EAM sind sowohl das EAM- als auch das Blueprint-Gremium, da dadurch Entscheidungen 

über die Ziel-Landschaft sowie die Methode und Werkzeugunterstützung von EAM getroffen 

werden. Wichtig ist, dass EAM-Gremien in die bestehende Gremienstruktur der Organisatio-

nen integriert werden, sodass Einfluss auf Investitions- und Steuerungsentscheidungen ge-

währleistet wird (Hanschke 2013, 532).  

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass in der EAM-Literatur prinzipiell zwei Haupt-

komponenten von Rollen und Verantwortlichkeiten unterschieden werden: Einerseits exis-

tiert das zentrale EAM-Team, welches unternehmensweite und bereichsübergreifende Tätig-

keiten, wie die Entwicklung von allgemeingültigen Standards oder Architekturvorgaben, 
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übernimmt. Andererseits treten dezentrale Architekturrollen in Erscheinung, die die konkrete 

Umsetzung der Architektur und deren Pflege zur Aufgabe haben (Keuntje & Barkow 2010, 

134; Schwarzer 2009, 167f.). Ferner wird deutlich, dass die Etablierung verschiedener 

Gremien in Form eines Entscheidungs- und eines Arbeitsgremiums unerlässlich ist.  

Aus den Experteninterviews (s. Kapitel 6.3) geht hervor, dass eine Stelle zu besetzen ist, die 

die Koordination, Verwaltung und Harmonisierung der EAM-Aktivitäten übernimmt (Exper-

ten Ny und Iota), Methodiken und Vorschriften vorgibt sowie die Ersteingabe von Daten 

übernimmt (Experte Alpha, Beta, Omikron) und einen Überblick über die Prozess- sowie 

Datensicht hat. Auf Basis dieser Aufgaben kann die Rolle des Unternehmensarchitekten ab-

geleitet werden (Experte Alpha, Epsilon, My, Ny, Kappa, Delta, Zeta, Theta, Xi). Weiter 

muss es eine Rolle geben, die für die Anwendungen verantwortlich ist und die Daten pflegt 

und aktuell hält (Experte Alpha, Beta, Iota, Theta, Xi, Omikron und Ny). Der Komponenten-

verantwortliche soll die Verfahren in der Verwaltung kennen und ist fachlich dafür verant-

wortlich (Experte Alpha, Beta, Delta, Iota, Epsilon, Ny, Kappa, Omikron, Theta). Darüber 

hinaus ist eine Rolle (IT-Verantwortlicher) zu konstituieren, die die technische Verantwor-

tung übernimmt und Kenntnisse über Systemplattformen hat (Experte Delta, Omikron, 

Theta). Zugleich ist eine Rolle zu installieren, die die fachliche Koordination in der dezentra-

len Einheit übernimmt und sich am Roll-out beteiligt. Gemäß der Rahmenarchitektur IT-

Steuerung Bund ist auch die untersuchte Landesverwaltung in Fach-IT, Querschnitts-IT und 

Basis-IT-Aufgaben eingeteilt (Rat der IT-Beauftragten des Bundes 2009, 6).  

Da die untersuchte Landesverwaltung EAM bislang noch nicht eingeführt hat, werden die 

Aufgaben auf wenige Rollen verteilt. Diesen Vorschlag unterbreitete z. B. auch Experte 

Alpha: „[…] zu Beginn der EAM-Einführung sind die Aufgaben auf wenige Akteure zu vertei-

len, damit zunächst eine Datenbasis geschaffen wird und so den weiteren Stakeholdern der 

Nutzen von EAM demonstriert werden kann“. Für die untersuchte Landesverwaltung ist daher 

eine Rolle in Form eines Unternehmensarchitekten notwendig, der eine zentrale, übergrei-

fende Querschnittsperspektive der zentralen IT-Steuerung einnimmt und strategische und 

methodische Vorgaben macht. Ferner wird die Rolle des Projektportfoliomanagers in der 

zentralen IT-Steuerung etabliert, um einen Überblick über sämtliche IT-Projekte der unter-

suchten Landesverwaltung zu erhalten (Experte Kappa, Beta, Zeta). Zugleich benötigt jedes 

Ressort einen Ansprechpartner, der für Anwendungen bzw. Komponenten eines Ressorts 

zuständig ist (Komponentenverantwortlicher) (Experte Beta, Iota, Delta). Die Ressortper-

spektive auf Landesebene sowie die Querschnittsperspektive innerhalb des Ressorts ist vom 
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IT-Verantwortlichen einzunehmen. Zur Gewährleistung der dezentralen IT-Kompetenz in 

den Ressorts ist der IT-Verantwortliche im Ressort die zentrale Anlaufstelle für Fachverant-

wortliche, die für Fachsysteme, die Anforderungsermittlung und die fachliche Abnahme 

zuständig sind. Gleichzeitig ist der IT-Verantwortliche für fachliche Verfahren im Ressort 

verantwortlich und zentrale Anlaufstelle in der dezentralen Einheit und somit für den EAM-

Roll-out verantwortlich. Darüber hinaus werden entsprechende Rollen für die technische 

Verantwortung (IT-Architekt) und für Basiskomponenten (Komponentenverantwortlicher) 

beim öffentlichen IT-Dienstleister verortet (Experte Delta). Außerdem sind sowohl ein 

Arbeitsgremium sowie ein Entscheidungsgremium, das strategische Vorgaben macht und 

strategische Entscheidungen in Zusammenhang mit EAM trifft, notwendig (Experten Gamma, 

My, Kappa, Epsilon, Eta, Beta, Omikron, Xi).  

Abstimmungsgremien heißen in der öffentlichen Verwaltung je nach Bundesland unter-

schiedlich. Zur Gewährleistung der Anonymität werden daher im weiteren Verlauf der Arbeit 

die zu errichtenden Gremien generisch als EAM- und Entscheidungsgremium bezeichnet. 

Die Gremienstruktur ist so festzulegen, dass der erforderliche Input geleistet wird, Entschei-

dungen aber bei Bedarf eskaliert werden können. Wesentlich sind die Zusammensetzung der 

Gremien und die Gremienordnung, in der Tagungszyklen, -häufigkeiten und -mitglieder 

festgehalten sind. Um bereits bestehende Gremienstrukturen zu nutzen bedeutet dies für die 

untersuchte Landesverwaltung, dass ein Arbeitsgremium sprich das EAM-Gremium etabliert 

wird. Entscheidungen werden weiterhin im Entscheidungsgremium getroffen.  

 Organisationsmodell für EAM im Kontext der öffentlichen Verwaltung 5.5.3

Ausgehend von den Kapiteln 5.5.1 und 5.5.2 wird für die untersuchte Landesverwaltung ein 

EAM-Rollenkonzept skizziert. Dazu wird die organisatorische Verankerung in Form eines 

Organisationsmodells dargelegt. 

Abhängig von der Governance-Struktur gibt es drei verschiedene Möglichkeiten ein EAM-

Rollenkonzept im Kontext der öffentlichen Verwaltung zu gestalten: Entscheidungen werden 

(1) ausschließlich im Konsens, (2) autoritär oder (3) durch Entscheidungsgewalt des CIO 

getroffen.  

Betrachtet man den ersten Fall (1), werden alle Entscheidungen grundsätzlich im Konsens 

getroffen. Dazu werden Entscheidungsvorlagen vorbereitet und das Entscheidungsgremium 

entscheidet dann einvernehmlich. Das bedeutet auch, dass die jeweilige Thematik im 
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Entscheidungsgremium so lange behandelt wird, bis eine Entscheidung im Konsens gefällt 

wurde. Dies ist unter Umständen ein langwieriger Prozess mit erheblichem Konfliktpotenzial.  

Beim zweiten Fall (2) hat die IT keine Unterstützungsfunktion mehr, sondern wird als 

eigenständige Fachlichkeit, repräsentiert durch ein eigenes IT-Ministerium, angesehen. Die 

strategische IT-Steuerung geht dann vom IT-Ministerium aus. Über Verordnungen werden 

übergeordnete Vorschriften festgelegt. Der IT-Minister gibt den Weg vor und entscheidet 

eigenständig über IT-Themen, die von den Ressorts als gegeben anzusehen sind. Die zentrale 

IT-Steuerung sowie der öffentliche IT-Dienstleister sind direkt, bspw. in Form von Abteilun-

gen bzw. Referaten, dem IT-Ministerium zugeordnet.  

Der dritte Fall (3) ist der Kompromiss zwischen (1) und (2). Entscheidungen werden vorberei-

tet und im Entscheidungsgremium vorgestellt. Wird im Extremfall keine Einigung durch das 

Gremium erwirkt, entscheidet der CIO. Diese Entscheidungsgewalt wurde dem CIO durch 

einen Ministerratsbeschluss zugesprochen. Das Entscheidungsgremium steht dem CIO 

letztendlich nur beratend und qualitätssichernd zur Seite. Voraussetzung dafür ist eine politi-

sche Verankerung des CIO in der Landesverwaltung. Gleichzeitig muss diese Governance-

Struktur adäquat für das jeweilige Bundesland sein.  

Da im untersuchten Bundesland die Governance-Struktur entsprechend Fall 3 ausgeprägt ist, 

wird im weiteren Verlauf dieser Arbeit ein EAM-Rollenkonzept für die dritte Variante entwi-

ckelt. Beim Übertragen des Rollenkonzepts auf andere Bundesländer ist die Verankerung des 

jeweiligen CIO zu prüfen und das Rollenkonzept entsprechend anzupassen. 

Im Rahmen des EAM soll die zentrale IT-Steuerung eine Querschnittsperspektive bekommen. 

Personell soll dies mithilfe eines Unternehmensarchitekten5 und eines Projektportfoliomana-

gers realisiert werden. Die jeweiligen Ressorts sollen eine Ressort-Perspektive bekommen 

und innerhalb des Ressorts eine Querschnittsperspektive einnehmen. Personell soll in jedem 

Ressort mindestens ein Komponentenverantwortlicher zur Verfügung stehen, der Übersicht 

über die Anwendungen hat. Zudem soll ein IT-Verantwortlicher eingesetzt werden, der Über-

blick über die IT-Landschaft des jeweiligen Ressorts hat und als zentrale Anlaufstelle 

fungiert. Der öffentliche IT-Dienstleister nimmt, gleichermaßen wie die Ressorts, eine orga-

nisationsspezifische Perspektive über die gesamte Landesverwaltung hinweg sowie innerhalb 

des öffentlichen IT-Dienstleisters eine Querschnittsperspektive ein. Personell sollen sowohl 

                                                 
5 Auch wenn der Begriff Unternehmensarchitekt für eine Staatsverwaltung gegebenenfalls unzutreffend ist, wird 
aus Gründen der Gebräuchlichkeit die Begrifflichkeit weiterhin verwendet. 



5 EAM-Konzept für eine deutsche Landesverwaltung 123 

ein Komponentenverantwortlicher sowie ein IT-Architekt beim öffentlichen IT-Dienstleister 

etabliert werden. Zudem sind Gremien in die bestehende Governance-Struktur der untersuch-

ten Landesverwaltung in Form eines Entscheidungsgremiums, das grundlegende Entscheidun-

gen und Vorgaben bzgl. EAM trifft sowie ein Arbeitsgremium, das EAM-Gremium, das 

bspw. Lösungsvorschläge und inhaltliche EAM-Themen erarbeitet, zu etablieren. Organisato-

risch sind die jeweiligen Rollen und Gremien in der zentralen IT-Steuerung, den Ressorts und 

beim öffentlichen IT-Dienstleister, wie in Abbildung 5-11 illustriert, zu verankern. 

 
Abbildung 5-11: EAM-Organisationsmodell für die untersuchte Landesverwaltung 
 Quelle: Eigene Darstellung 
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greifende Konsolidierung, Qualitätssicherung und Steuerung der Weiterentwicklung der IT-
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Group 2011, 612). Weiter definiert er die Datenstruktur für die Datenerhebung, damit inner-

halb der Ressorts die geforderten Metadaten identisch sind und veranlasst die Überprüfung 

sowie Qualitätssicherung von Daten in die EAM-Datenbasis. Insgesamt managed er die 

Gesamtarchitektur der Verwaltung (The Open Group 2011, 613), versteht Geschäfts- bzw. 

Verwaltungs- und IT-Prozesse in seinem Umfeld (Hanschke 2013, 527) und interpretiert 

Anforderungen der verschiedenen Stakeholder und ist dadurch Bindeglied zwischen Verwal-

tung und IT (The Open Group 2011, 612f.). 

Der Unternehmensarchitekt muss neben hervorragenden technischen Fähigkeiten auch Ver-

waltungskompetenzen sowie überdisziplinäres Wissen und Lernbereitschaft (Experte Iota) 

vorweisen. Analytische Fähigkeiten sowie Fähigkeiten zur Problemlösung, Kommunikations-

fähigkeiten, Führungsqualitäten und Modellierungsfähigkeiten sind notwendig, da der Unter-

nehmensarchitekt typischerweise als Vermittler für verschiedene Interessensgruppen agiert 

(Buckl 2011, 128f.). Dies bestätigten auch die Experten Ny, Iota und Alpha. Durch die Analy-

se der IT-Bebauung ist es dem Unternehmensarchitekten möglich, Handlungsbedarfe und 

Optimierungspotenziale aufzudecken und so Gestaltungsideen abzuleiten sowie zeitgerecht 

fundierte Aussagen hinsichtlich der Machbarkeit und der Auswirkungen von Verwaltungs- 

und IT-Ideen zu treffen (Hanschke 2013, 527). 

Unternehmensarchitekten tragen Verantwortung für die EAM-Initiative, d. h. für EAM-

relevante Projekte, durch die gesamte Organisation hindurch und sind für die Entwicklung des 

EAM-Konzepts in der Einführungsphase verantwortlich. Sie arbeiten eng mit den Entschei-

dungsträgern zusammen, um die Vision des Unternehmens zu verstehen und die IT, die zur 

Verwirklichung der Vision beitragen soll, voranzubringen. Tabelle 5-2 illustriert die Rollen-

beschreibung sowie benötigte Fähigkeiten des Unternehmensarchitekten. 
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Rolle:  Unternehmensarchitekt 

Verankerung:  Mitarbeiter der zentralen IT-Steuerung 

Aufgaben 

• Planung und Weiterentwicklung des EAM-Vorhabens und der IT-Landschaft 

• Übergreifende Konsolidierung, Qualitätssicherung, Steuerung der Weiterentwicklung der IT-
Gesamtbebauung sowie Inputgeber für (fachliche und technische) Standardisierung 

• Vorgabe von Modellierungsrichtlinien für Geschäftsarchitekturen 

• Dokumentation von Designentscheidungen für spätere Anwendungsentwicklung 

• Definition der Datenstruktur und Veranlassung der Überprüfung und Qualitätssicherung 

• Interpretation von Anforderungen der verschiedenen Stakeholder und dadurch Bindeglied zwischen 
Verwaltung und IT 

• Verantwortung für EAM-relevante Projekte innerhalb der Organisation 

• Inputgeber für Entscheidungsgremien 

• Konzeption von EAM in der Einführungsphase 

• Analyse der Bebauung und dadurch Aufdeckung von Handlungsbedarfen und Optimierungs-
potenzialen 

• Treffen fundierter Aussagen hinsichtlich Machbarkeit und der Auswirkungen von Verwaltungs- und 
IT-Ideen 

Fähigkeiten  

• Technische und analytische Fähigkeiten 

• Verwaltungs- und Führungskompetenzen  

• Überdisziplinäres Wissen und Lernbereitschaft  

• Kommunikationsfähigkeit und Expertise im Bereich Modellierung 

• Lösungsorientiertes Handeln bei Problemen und Herausforderungen 

Tabelle 5-2:  Steckbrief Unternehmensarchitekt 
 Quelle: Eigene Darstellung 

  IT-Architekt 5.5.4.2

Der IT-Architekt ist für die Planung, Überprüfung und Weiterentwicklung der technischen 

Bebauung und Infrastruktur-Architektur zuständig, ordnet die technischen Komponenten den 

technischen Domänen zu und erstellt die technische Architektur (Hanschke 2013, 526f.). 

Weiter ist er für die Standardisierung bzw. Homogenisierung der technischen Komponenten 

zuständig. Verankert ist der IT-Architekt beim öffentlichen IT-Dienstleister der untersuchten 

Landesverwaltung, da hier die technischen Zuständigkeiten gebündelt werden. Der IT-

Architekt ist verantwortlich für die übergreifende Bereitstellung und Weiterentwicklung 

sowie für die Beratung und Unterstützung bei der Nutzung technischer Standards. Wird der 

technische Standard nicht vom IT-Architekten selbst erstellt, muss er die Qualitätssicherung 

und Abnahme vornehmen. Daher ist ein fundiertes Softwarearchitektur- und Technologie-
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verständnis, umfangreiche Projekt- und Betriebserfahrung, ein schnelles Auffassungsvermö-

gen, konzeptionelle Fähigkeiten sowie gute Kommunikationsfähigkeiten und Überzeugungs-

kraft für den IT-Architekten unabdingbar (Hanschke 2013, 536). Weitere Aufgaben des IT-

Architekten beinhalten die Identifikation veralteter Standardtechnologien und das Aufzeigen 

der Notwendigkeit für neue Infrastruktur (Ross et al. 2006, 112).  

Die Rolle des IT-Architekten ist in Organisationen wichtig, die ein breites Sortiment an 

technischen Lösungen aufweisen oder Anwendungsentwicklung vollziehen (Hausman 2011, 

30). Der IT-Architekt hat die Aufgabe sicherzustellen, dass Anwendungsentwicklung 

und -wartung unter Beachtung der IT-Strategie durchgeführt werden. Tabelle 5-3 zeigt die 

Aufgaben sowie Fähigkeiten eines IT-Architekten auf. 

Rolle:  IT-Architekt 

Verankerung:  Mitarbeiter des öffentlichen IT-Dienstleisters 

Aufgaben  

• Planung, Überprüfung und Weiterentwicklung der technischen Bebauung und Infrastruktur-
Architektur 

• Zuordnung von technischen Komponenten zu den technischen Domänen  

• Erstellung der technischen Architektur 

• Standardisierung bzw. Homogenisierung der technischen Komponenten 

• Übergreifende Bereitstellung und Weiterentwicklung sowie Beratung und Unterstützung bei der 
Nutzung technischer Standards 

• Qualitätssicherung und Abnahme, falls der technische Standard von einer anderen Rolle entwickelt 
wurde 

• Identifikation veralteter Standardtechnologien und Aufzeigen der Notwendigkeit für neue Infrastruk-
tur 

• Sicherstellung der Durchführung der Anwendungsentwicklung und -wartung unter Beachtung der 
IT-Strategie  

Fähigkeiten  

• Fundiertes Softwarearchitektur- und Technologie-Verständnis 

• Umfangreiche Projekt- und Betriebserfahrung 

• Schnelles Auffassungsvermögen 

• Konzeptionelle Fähigkeiten  

• Kommunikationsfähigkeiten und Überzeugungskraft 

Tabelle 5-3:  Steckbrief IT-Architekt 
 Quelle: Eigene Darstellung 
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 Komponentenverantwortliche(r) im Ressort 5.5.4.3

Der Komponentenverantwortliche ist verantwortlich für Anwendungen und (Fach-)Verfahren 

der dezentralen Einheiten und hat somit den Überblick über die Anwendungslandschaft des 

Ressorts. Neben der Eingabe und Pflege von Daten in die EAM-Basis, zählt die Aktualisie-

rung der IT-Landschaft zu seinen Aufgaben. Der Komponentenverantwortliche kennt neben 

den in der dezentralen Einheit vorhandenen Anwendungen auch die (Fach-)Verfahren und ist 

fachlich verantwortlich für sie. Das Befüllen der Soll-Anwendungslandschaft und die Erarbei-

tung einer Vorgehensweise zur Hinführung auf die Ziel-Anwendungsarchitektur fallen ebenso 

in sein Aufgabengebiet (Hanschke 2013, 525). Die Analyse, Dokumentation und Bewertung 

von Schnittstellen und Anwendungen werden vom Komponentenverantwortlichen übernom-

men und sind vom IT-Verantwortlichen des Ressorts qualitätszusichern (Hanschke 2013, 525; 

Schwarzer 2009, 168; CIO Council 2001, 17). Neben den genannten Aufgaben kann der 

Komponentenverantwortliche auch die strategische Richtung der Anwendungslandschaft 

innerhalb seines Ressorts vorgeben (Hanschke 2013, 525f.). Darüber hinaus dokumentiert er 

die Aufstellung der Anwendungen im Ressort und gibt diese an den IT-Verantwortlichen 

bspw. in Form einer Liste oder eines Diagramms weiter. 

Rolle:  Komponentenverantwortlicher im Ressort 

Verankerung:  Mitarbeiter des Ressorts 

Aufgaben  

• Verantwortung für Anwendungen und (Fach-)Verfahren im Ressort 

• Analyse, Dokumentation und Bewertung von Anwendungen, Schnittstellen und Datenflüssen 

• Befüllung der Soll-Architektur sowie Erarbeitung einer Vorgehensweise zur Hinführung auf die Ziel-
Anwendungsarchitektur 

• Vorgabe der strategischen Richtung der Anwendungslandschaft in seinem Ressort 

• Dokumentation der Aufstellung der Anwendungen im Ressort und Weitergabe dieser an den 
IT-Verantwortlichen 

• Aktualisierung der IT-Landschaft und Pflege der Daten im Ressort  

Fähigkeiten  

• Fundiertes Wissen über Anwendungen und (Fach-)Verfahren im Ressort 

• Modellierungs- und Kommunikationsfähigkeiten 

Tabelle 5-4:  Steckbrief Komponentenverantwortlicher im Ressort 
 Quelle: Eigene Darstellung 
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 Komponentenverantwortliche(r) des öffentlichen IT-Dienstleisters 5.5.4.4

Der Komponentenverantwortliche beim öffentlichen IT-Dienstleister ist für die technischen 

Komponenten6 des öffentlichen IT-Dienstleisters und die Modellpflege der Basiskomponen-

ten zuständig und erstellt somit eine Übersicht über sämtliche technische Komponenten. Er ist 

ferner Inputgeber für den IT-Architekten bzgl. Entscheidungen, die die technischen Kompo-

nenten betreffen. Er stellt Informationen in Form einer Aufstellung (Liste oder Diagramm) 

der technischen Komponenten bereit.  

Rolle:  Komponentenverantwortlicher des öffentlichen IT-Dienstleisters 

Verankerung:  Mitarbeiter beim öffentlichen IT-Dienstleister 

Aufgaben  
• Verantwortung für technische Komponenten 

• Modellpflege der technischen Komponenten und Basiskomponenten 

• Inputgeber für IT-Architekt in Form einer Aufstellung der technischen Komponenten 

Fähigkeiten  
• Fundiertes Wissen über technische Komponenten und Basiskomponenten 

• Modellierungs- und Kommunikationsfähigkeiten 

Tabelle 5-5:  Steckbrief Komponentenverantwortlicher des öffentlichen IT-Dienstleisters 
 Quelle: Eigene Darstellung 

 IT-Verantwortlicher 5.5.4.5

Der IT-Verantwortliche ist verortet im Ressort und fungiert als zentrale Anlaufstelle für das 

jeweilige Ressort. Er ist verantwortlich für die Gesamt-IT im Ressort (auf Referatsleiter-

ebene), und ist dem Komponentenverantwortlichen hierarchisch übergeordnet. Sind sich 

Komponentenverantwortliche des Ressorts und des öffentlichen IT-Dienstleisters uneinig, 

entscheidet der jeweilige IT-Verantwortliche. Der IT-Verantwortliche ist für die Sammlung, 

Qualitätssicherung, Konsolidierung, Abstimmung, Veröffentlichung sowie Steuerung und 

Weiterentwicklung der IT-Landschaft des jeweiligen Ressorts zuständig. Zudem ist er verant-

wortlich für die Qualitätssicherung der Anwendungsdokumentation der Komponentenverant-

wortlichen. Er nimmt dabei eine Sammelstelle ein, Datenlieferanten sind weitere Rollen im 

Ressort, auch Personen, die unabhängig von EAM etabliert sind. Darüber hinaus ist der IT-

Verantwortliche für die ressortspezifische IT-Bebauungsplanung, die Pflege der Soll-IT-

Bebauung und IT-Roadmap sowie für das Einpflegen von Ergebnissen des Projektportfolio-

                                                 
6 Technische Komponenten sind Basiskomponenten mit zentraler und dezentraler Fachverantwortung, Infra-
strukturkomponenten und Fachverfahren bzw. Verwaltungsleistungen mit besonderer politischer und strategi-
scher Bedeutung. 
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managements in den ressortspezifischen IT-Bebauungsplan zuständig. Er hat damit Überblick 

über die IT-Landschaft eines Ressorts und wird durch den Komponentenverantwortlichen un-

terstützt. Die Dokumentation der Ist-IT-Landschaft eines Ressorts erstellt der IT-Verantwort-

liche, Komponentenverantwortliche und Projektmanager unterstützen ihn dabei. Weiter ist der 

IT-Verantwortliche für die Koordination innerhalb des jeweiligen Ressorts zuständig und be-

teiligt sich auch am Roll-out von EAM innerhalb des Ressorts. Der IT-Verantwortliche 

managed die Durchführung von Projekten im Ressort. Ferner ist er Inputgeber für den Unter-

nehmensarchitekten bspw. in Form von Aufstellungen der Anwendungen des Ressorts, die er 

vom Komponentenverantwortlichen erhält. 

Rolle:  IT-Verantwortlicher 

Verankerung:  Mitarbeiter des Ressorts 

Aufgaben  

• Sammlung, Qualitätssicherung, Konsolidierung, Abstimmung, Veröffentlichung sowie Steuerung und 
Weiterentwicklung der IT-Landschaft des Ressorts 

• Ressortspezifische IT-Bebauungsplanung, Pflege der Soll-IT-Bebauung und IT-Roadmap sowie Ein-
pflegen von Ergebnissen des Projektportfoliomanagements in den ressortspezifischen IT-Bebauungs-
plan 

• Überblick über IT-Landschaft des Ressorts, die Komponentenverantwortlichen arbeiten ihm zu 

• Erstellung der Dokumentation der Ist-IT-Landschaft eines Ressorts durch Unterstützung von Kompo-
nentenverantwortlichen und Projektmanagern 

• Ansprechpartner für das Ressort und daher zuständig für die Koordination innerhalb des Ressorts und 
Beteiligung am Roll-out von EAM innerhalb des Ressorts 

• Management der Durchführung von Projekten im Ressort 

• Qualitätssicherung der Anwendungsdokumentation der Komponentenverantwortlichen 

• Inputgeber für den Unternehmensarchitekten in Form einer Aufstellung der Anwendungen im Ressort, 
die er von den Komponentenverantwortlichen erhält 

Fähigkeiten  

• Analytische Fähigkeiten 

• Führungs- und Projektmanagementkompetenzen 

• Kommunikationsfähigkeit und Expertise im Bereich Modellierung 

• Lösungsorientiertes Handeln bei Problemen und Herausforderungen 

Tabelle 5-6:  Steckbrief IT-Verantwortlicher 
 Quelle: Eigene Darstellung 

 Projektportfoliomanager 5.5.4.6

Der Projektportfoliomanager ist in der zentralen IT-Steuerung verankert und für das übergrei-

fende Monitoring von Projekten zuständig. Zudem hat er Überblick über sämtliche IT-

Projekte innerhalb der untersuchten Landesverwaltung. Der Projektportfoliomanager nimmt 
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die Projekte in das Projektportfolio auf, damit diese aktiviert werden können. Ebenso zählen 

die Pflege des übergeordneten Projektportfolioplans sowie die Einhaltung des Gesamtprojekt-

budgets zu seinen Aufgaben. Von der Projektleitung erhält der Projektportfoliomanager einen 

regelmäßigen Bericht über den Projektstatus sowie die Projektkosten (Pilorget 2010, 82). 

Ferner bündelt er die Bedarfe und setzt sich für die Umsetzung der Projekte ein, indem er bei 

Entscheidungspunkten involviert wird. Weiter zählt der Aufbau und die (Weiter-)Entwicklung 

des Projektportfoliomanagements, ein projektübergreifendes Management der Projektland-

schaft, die Priorisierung der Projekte sowie die zielgerichtete Abstimmung der Projekte zu 

seinen Aufgaben (Eckert 2011, 311).  

Rolle:  Projektportfoliomanager 

Verankerung:  Mitarbeiter der zentralen IT-Steuerung 

Aufgaben  

• Übergreifendes Monitoring von Projekten  

• Bündelung von Bedarfen und Umsetzung von Projekten durch Involvierung bei Entscheidungspunkten 

• Aufnahme von Projekten in das Projektportfolio  

• Pflege des übergeordneten Projektportfolioplans sowie die Kontrolle der Einhaltung des Gesamt-
projektbudgets, Einpflegen der Ergebnisse des Projektportfoliomanagements in den Gesamt-IT-
Bebauungsplan aus Sicht der Zentrale 

• Aufbau und (Weiter-)Entwicklung des Projektportfoliomanagements, projektübergreifendes Manage-
ment der Projektlandschaft, Priorisierung der Projekte sowie zielgerichtete Abstimmung der Projekte 

Fähigkeiten  

• Analytische Fähigkeiten 

• Führungs- und Projektmanagementkompetenzen 

• Kommunikationsfähigkeiten 

• Lösungsorientiertes Handeln bei Problemen und Herausforderungen 

Tabelle 5-7:  Steckbrief Projektportfoliomanager 
 Quelle: Eigene Darstellung 

 EAM-Gremium 5.5.4.7

Das EAM-Gremium besteht aus den IT-Verantwortlichen jedes Ressorts, IT-Architekten des 

öffentlichen IT-Dienstleisters sowie dem Unternehmensarchitekten. Somit ist gewährleistet, 

dass jede beteiligte Einheit durch einen Vertreter im Gremium repräsentiert wird. Das Gremi-

um stellt sicher, dass Ziele für das Projektportfoliomanagement vorgegeben werden. Darüber 

hinaus werden im Rahmen des Gremiums EAM-Belange bei Bedarf gemeinsam erarbeitet. 

Aufgabe des EAM-Gremiums ist es, inhaltliche Empfehlungen im Hinblick auf das weitere 

EAM-Vorhaben sowie auf die Weiterentwicklung der IT-Landschaft zu geben. Darüber 
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hinaus sind Voraussetzungen bzw. Richtlinien für die IT-Bebauungsplanung zu erarbeiten 

und zu bewerten sowie Empfehlungen für die Soll-IT-Bebauung und die IT-Roadmap abzuge-

ben. Die Aufgaben des EAM-Gremiums sind in Tabelle 5-8 zusammengefasst. 

Rolle:  EAM-Gremium 

Zusammensetzung:  IT-Verantwortliche der Ressorts, Unternehmensarchitekt, IT-Architekt 

Aufgaben  

• Vorgabe von Zielen für das Projektportfoliomanagement 

• Bei Bedarf gemeinsame Erarbeitung von EAM-Belangen 

• Vorgabe inhaltlicher Empfehlungen im Hinblick auf das weitere EAM-Vorhaben sowie auf die Wei-
terentwicklung der IT-Landschaft  

• Erarbeitung und Bewertung von Voraussetzungen und Richtlinien für die IT-Bebauungsplanung 

• Vorgabe von Empfehlungen für die Soll-IT-Bebauung und die IT-Roadmap 

Tabelle 5-8:  Steckbrief EAM-Gremium  
 Quelle: Eigene Darstellung 

 Entscheidungsgremium 5.5.4.8

Das Entscheidungsgremium setzt sich aus Entscheidungsträgern jedes Ressorts sowie dem 

CIO zusammen und entscheidet über IT- und Organisationsthemen. Der IT-Architekt des öf-

fentlichen IT-Dienstleisters steht den Mitgliedern des Entscheidungsgremiums beratend zur 

Seite. Aufgabe dieses Gremiums ist es, strategische Entscheidungen im Zusammenhang mit 

EAM zu fällen. Darüber hinaus gibt es die strategische Richtung des EAM-Vorhabens vor 

und tätigt strategische Vorgaben. Tabelle 5-9 fasst die Aufgaben des Entscheidungsgremiums 

zusammen. 

Rolle:  Entscheidungsgremium 

Zusammensetzung:  IT-Verantwortliche der Ressorts, der CIO und IT-Architekt (beratend) 

Aufgaben 

• Strategische Entscheidungen im Zusammenhang mit EAM 

• Vorgabe der strategischen Richtung des EAM-Vorhabens 

Tabelle 5-9:  Steckbrief Entscheidungsgremium 
 Quelle: Eigene Darstellung 
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5.6 Anwendungsszenarien von EAM in einer deutschen 
Landesverwaltung 

Wie in Abschnitt 5.3.4 beschrieben, werden einzelne Komponenten aus den verschiedenen 

bestehenden Ansätzen für die betrachtete Landesverwaltung adaptiert. Anwendungsszenarien 

sind im Allgemeinen Beschreibungen von Ereignissen, die stattfinden können (Sutcliffe 2002, 

121). Die Anwendungsszenarien werden aus Sicht der Stakeholder beschrieben (Hui/Ohnishi 

2003, 183). Indem konkrete Anliegen bzw. Situationen in Form von Abfolgen dargestellt wer-

den, kann den Anliegen der Stakeholder Rechnung getragen werden. Ferner werden Interak-

tionen zwischen verschiedenen Stakeholdern aufgezeigt (Jakimi et al. 2007, 522). Die Dar-

stellung der Anwendungsszenarien in vorliegender Arbeit erfolgt sowohl in schriftlicher als 

auch in konzeptueller Form anhand der BPMN-Notation. 

Gemäß den in Kapitel 3.3 definierten Aufgaben, die mit EAM bewältigt werden können, gän-

gigen Einsatzszenarien in der Literatur (Aier et al. 2008c, 299; Hanschke 2013, 269ff.) sowie 

in Absprache mit Experten aus einer deutschen Landesverwaltung (vgl. Kapitel 4.3.2) wurden 

für die deutsche Verwaltung Anwendungsszenarien entwickelt. Laut Experte B (s. Kapitel 

4.3.2) wird eine konkrete Strategie bzw. Vorgehensweise zur Erhebung der Daten und zur 

Durchführung der jeweiligen Aufgabe benötigt. Aufgrund der in Kapitel 3.4 beschriebenen 

Rahmenbedingungen haben die zentrale IT-Steuerung und die jeweiligen dezentralen Einhei-

ten zum Teil individuelle Ziele, die mit EAM verfolgt werden sollen. Die zentrale IT-Steue-

rung (die Zentrale) erstrebt in erster Linie Überblick über die IT-Landschaft und deren Ver-

einheitlichung. Für die dezentralen Einheiten stehen jedoch andere Ziele im Vordergrund wie 

z. B. eine effiziente Architektur oder die Abstimmung mit anderen Ressorts, sowohl innerhalb 

eines Bundeslandes als auch über dessen Grenzen hinweg. Aus diesem Grund werden im fol-

genden Kapitel Anwendungsszenarien zum einen aus Sicht der zentralen IT-Steuerung und 

zum anderen aus Sicht von Ressorts dargestellt. Dadurch ist gewährleistet, dass den jeweili-

gen Anforderungen Rechnung getragen wird und ein Mehrwert für die Praxis entsteht. Mithil-

fe dieser Anwendungsszenarien werden Vorgehen beschrieben, die das jeweilige Szenario 

vom Auslöser bis hin zum Endereignis abdecken. 

Für folgende Aufgabenbereiche werden Anwendungsszenarien vorgestellt: Anforderungsma-

nagement, Infrastrukturmanagement, IT-Architekturmanagement, IT-Bebauungsplanmanage-

ment, Projektportfoliomanagement, Strategie- und Zielmanagement sowie Synchronisations-

management. 
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 Anforderungsmanagement 5.6.1

Die mit EAM verfolgten Ziele divergieren teilweise zwischen der zentralen IT-Steuerung und 

den dezentralen Einheiten (Ressorts). Im Aufgabenbereich des Anforderungsmanagements 

findet Szenario 1 sowohl in der Zentrale als auch in den dezentralen Bereichen statt. Für de-

zentrale Einheiten sind die ersten drei Spalten (Fachgremium auf Bundesebene, Fachstelle im 

Ressort und IT-Verantwortlicher im Ressort) relevant, für die Zentrale die Spalten zwei bis 

vier (IT-Verantwortlicher im Ressort, zentrale IT-Steuerung, öffentlicher IT-Dienstleister und 

Extern).  

Szenario 1: Ausbau der Anwendungslandschaft 

In einem Ressort wird Bedarf zur Erweiterung der Anwendungslandschaft bzw. der durch sie 

gebotenen fachlichen Unterstützung festgestellt und Anforderung dazu formuliert. Zur Einhal-

tung von Konventionen müssen sich die Ressorts mit den Fachgremien auf Bundesebene 

abstimmen. Durch die Kategorisierung der Anforderung in individuell und übergreifend wird 

geprüft, ob die Anforderung fachlich (individuell) oder nicht-fachlich (übergreifend) ist. An-

schließend werden die Anforderungen gesammelt und an eine zentrale Stelle im Ressort (IT-

Verantwortlicher im Ressort) weitergegeben.  

Der IT-Verantwortliche leitet die Anforderungen an die zentrale IT-Steuerung weiter. Dort 

wird zum einen geprüft, ob andere Ressorts ähnliche Anliegen bzw. Anforderungen formu-

liert haben und zum anderen, ob ähnliche Anliegen bzw. Anforderungen in anderen Bundes-

ländern existieren. Sind ähnliche Anliegen in anderen Bundesländern vorhanden, wird ge-

prüft, inwieweit diese länderübergreifend bündelbar sind. Ist dies zutreffend, wird eine länder-

übergreifende Kooperation initialisiert. Liegen ähnliche Anliegen in anderen Ressorts inner-

halb des Bundeslandes vor, wird vom IT-Verantwortlichen im Ressort ein Lastenheft erstellt 

und geprüft, ob das Projekt zu den vorgegebenen Rahmenbedingungen passt. Im Anschluss 

daran wird in der zentralen IT-Steuerung geprüft, ob die Anforderungen mithilfe einer ge-

meinsamen Lösung realisierbar sind. Ist dies der Fall werden die Anforderungen gebündelt 

und gemeinsam abgewickelt, indem von der zentralen IT-Steuerung ein Federführer benannt 

wird. Trifft dies sowohl bundeslandintern als auch länderübergreifend nicht zu, d. h. die An-

forderungen sind nicht mithilfe einer gemeinsamen Lösung realisierbar, werden diese nicht 

gebündelt und vom jeweiligen Ressort eigenständig abgewickelt.  

Unabhängig davon, ob das Projekt gemeinsam oder eigenständig abgewickelt wird, wird vom 

öffentlichen IT-Dienstleister oder Extern ein System entwickelt und ein Prototyp erstellt. 
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Dieser wird wiederum von der initiierenden Stelle im Ressort getestet und abgenommen. Ziel 

ist die Kontrolle der Anforderungen während der Realisierung durch die Fachseite. Der Fach-

bereich ist für das Formulieren und das Verfolgen der Umsetzung zuständig. Die Umsetzung 

wird vom IT-Bereich (öffentlicher IT-Dienstleister oder Extern) übernommen. Szenario 1 

wird in Abbildung 5-12 illustriert.  

Stakeholder-Gruppen: 

• Fachgremium auf Bundesebene 

• Fachstelle im Ressort 

• IT-Verantwortlicher im Ressort 

• Unternehmensarchitekt der zentralen IT-Steuerung 

• Öffentlicher IT-Dienstleister 

• Externe Dienstleister 

Ziele: 

• Ausbau der Anwendungslandschaft 

• Einbringen von neuen Anwendungen in die IT-Landschaft 

• Erhebung, Abstimmung und Dokumentation von fachlichen und nicht-fachlichen An-

forderungen für eine Anwendung 

• Gegebenenfalls Zusammenarbeit mit anderen Ressorts, die eine ähnliche Anwendung 

benötigen, um eine gemeinsame Lösung zu realisieren und dadurch Kosten- und Zeit-

einsparung 

Geeignete Visualisierungen: 

• Liste oder Tabelle, die die Anforderungen der Fachstelle im Ressort dokumentiert und 

mit Fachgremien auf Bundesebene abstimmbar macht 

• Liste oder Tabelle, die die Anforderungen innerhalb des Ressorts bei IT-Verantwortli-

chen im Ressort sammelt und an die zentrale IT-Steuerung weiter gibt 

• Lastenheft, das sämtliche Anforderungen des Auftraggebers (zentrale IT-Steuerung) 

bzgl. Lieferobjekte und Leistungen eines Auftragnehmers beschreibt 

• Pflichtenheft, in dem festgehalten ist, wie der Auftragnehmer die Anforderungen aus 

dem Pflichtenheft konkret lösen möchte 
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Abbildung 5-12: Szenario 1 – Ausbau der Anwendungslandschaft 
 Quelle: Eigene Darstellung 
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 Infrastrukturmanagement 5.6.2

Ein Ziel der untersuchten Landesverwaltung ist es, schneller auf Änderungen in der IT-Land-

schaft bspw. aufgrund eines Release-Wechsels oder der Abschaltung eines Infrastrukturele-

ments reagieren zu können. Da etwaige Änderungen sowohl die zentrale IT-Steuerung als den 

öffentlichen IT-Dienstleister betreffen, werden in Szenario 2 (vgl. Abbildung 5-13) auch bei-

de Sichten dargestellt. 

Szenario 2: Einfluss von Abschalten/Release-Wechsel eines Infrastrukturelements auf Ele-

mente der Anwendungslandschaft 

Der Fokus des Infrastrukturmanagements liegt auf Infrastrukturkomponenten. Dies bedeutet, 

dass Komponenten angefangen von Hardware bis zum Betriebssystem betrachtet werden. Zu-

nächst ist vom Komponentenverantwortlichen des öffentlichen IT-Dienstleisters zu identifi-

zieren, welche Anwendungen inklusive der verschiedenen Versionen, Prozesse und Anwen-

dergruppen auf welchen Infrastrukturkomponenten betrieben werden. Release-Wechsel, Ab-

schaltung oder Ersatz von Komponenten sind Auslöser. Die Identifikation von kritischen 

Infrastrukturkomponenten ist aber auch essenziell für das Risikomanagement. Anschließend 

sind alle betroffenen Infrastrukturkomponenten deren Konfigurationsstände und Verknüpfun-

gen untereinander von den beteiligten Stakeholdern zu identifizieren. In der Folge sind redun-

dante oder kritische Infrastrukturelemente von den beteiligten Stakeholdern zu lokalisieren. 

Nach der Lokalisierung werden vom Abschalten bzw. Anpassen eines Infrastrukturelements 

betroffene Elemente der Anwendungslandschaft identifiziert sowie über deren Abschaltung 

oder Anpassung entschieden. Komponentenverantwortliche des öffentlichen IT-Dienstleisters 

sowie IT-Verantwortliche im Ressort veranlassen die Anpassung oder Abschaltung der 

jeweiligen Komponente. Abschließend werden die Elemente der Anwendungslandschaft und 

die Infrastrukturkomponentenhierarchie nach Anpassung oder Abschaltung der identifizierten 

Komponenten auf Konsistenz geprüft. 

Stakeholder-Gruppen: 

• Zentrale IT-Steuerung 

• Komponentenverantwortlicher des öffentlichen IT-Dienstleisters 

• IT-Verantwortlicher im Ressort 
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Ziele: 

• Identifikation von betroffenen Infrastrukturelementen (Welche Infrastrukturelemente 

sind vom Abschalten eines anderen Elements oder von Release-Wechsel direkt betrof-

fen?) 

• Aufzeigen von Abhängigkeiten zwischen Infrastrukturelementen 

Geeignete Visualisierungen: 

• Zuordnungstabellen können z. B. die Anzahl der Nutzer und die Anzahl der auf den 

Plattformen betriebenen Informationssysteme darstellen. Darüber hinaus können zur 

Plattformkonsolidierung auch technische und vertragliche Abhängigkeiten dargestellt 

werden (Hanschke 2013, 285). 

• IT-Bebauungsplangrafiken dienen dazu, fachliche Zuordnungen von Informationssys-

temen zu identifizieren (Hanschke 2013, 287). 

• Erweiterte Masterplan-Grafik zur Identifikation von Informationssystem-Releases 

(Hanschke 2013, 287). 
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Abbildung 5-13: Szenario 2 – Einfluss von Abschaltungen oder Release-Wechsel auf 

Anwendungslandschaft 
 Quelle: Eigene Darstellung 
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 IT-Architekturmanagement 5.6.3

Die Konsolidierung der IT-Landschaft ist vor allem ein Ziel der zentralen Einheit, da dadurch 

Heterogenität der landesweiten IT-Landschaft entgegengewirkt und die Komplexität be-

herrschbarer wird. Aus diesem Grund wird folgendes Szenario (vgl. Abbildung 5-14) aus der 

Perspektive der zentralen Einheit dargestellt. 

Szenario 3: Konsolidierung der Anwendungslandschaft 
 
Eine Herausforderung in der untersuchten Landesverwaltung ist es, die heterogene Anwen-

dungslandschaft zu beherrschen. Die Vielzahl der verschiedenen Technologien, die in den 

unterschiedlichen Architekturen verwendet werden, fordert eine hohe Anzahl von Experten. 

Eine Homogenisierung kann die Betriebskosten senken, indem verwendete Softwarelizenzen 

und Wartungskosten, z. B. durch Verringerung der administrativen Aufwände, konsolidiert 

werden. 

Das Ziel ist die Komplexität der IT-Landschaft zu reduzieren, um somit Überblick über die 

vorhandene IT-Landschaft zu gewinnen und diese beherrschbar zu machen. Dies gelingt 

durch Standardisierung und Homogenisierung, Vermeidung bzw. Beseitigung von Redundan-

zen und Abhängigkeiten sowie organisatorischen Maßnahmen. Die zentrale IT-Steuerung 

initiiert das Vorhaben zur Konsolidierung. Dazu sollen regelmäßige Treffen zwischen Unter-

nehmensarchitekt, IT-Architekt und IT-Verantwortlichen der Ressorts mit dem Ziel der Kon-

solidierung der Anwendungslandschaft stattfinden. 

Im Rahmen dieser Treffen soll ein Kriterienraster entwickelt werden, anhand dessen die vor-

handene Ist-Architektur kategorisiert wird. Kategorien sind dabei erwünscht, geduldet und 

verboten. Diesen Kategorien werden fachliche und nicht-fachliche Kriterien zugeordnet. Bei 

der Beurteilung ist darauf zu achten, inwieweit fachliche Gesichtspunkte generell diskutiert 

werden können. Basierend auf der vorhandenen Ist-Architektur wird eine Prioritätenliste er-

stellt. Anhand dieser Prioritätenliste findet die Auswahl geeigneter Komponenten zur Konso-

lidierung und eine Abstimmung über deren Realisierung durch die IT-Verantwortlichen, 

Unternehmensarchitekten und IT-Architekten statt. Zur Realisierung der Konsolidierung be-

stimmter Komponenten der IT-Landschaft können entweder Projekte initiiert werden oder 

diese Konsolidierung findet erst bei Bedarf statt. Die Projekte veranlassen entweder die Ablö-

sung bestehender Komponenten oder tragen zur Konsolidierung der IT-Landschaft bei. 
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Stakeholder-Gruppen: 

• IT-Verantwortliche der Ressorts 

• Unternehmensarchitekt 

• IT-Architekt 

 
Ziele:  

• Nachhaltige Reduktion von IT-Kosten durch eine übersichtlichere, einheitlichere IT-

Landschaft 

• Strategische Ausrichtung der IT durch eine beherrschbare und erweiterbare IT-Land-

schaft 

• Kosteneinsparungen bzw. -reduktion durch die Konsolidierung von z. B. Betriebssys-

temen, Datenbanksystemen oder Plattformen, indem Lizenz-, Wartungs- und Personal-

kosten eingespart werden können (Hanschke 2012, 197). 

• Reduktion der Komplexität durch die kontinuierliche Konsolidierung von IT-Syste-

men (Hanschke 2012, 197). 

 
Geeignete Visualisierungen: 

• IT-Bebauungsplan 

• Zuordnungstabellen können z. B. die Anzahl der Nutzer und die Anzahl der auf den 

Plattformen betriebenen Informationssysteme darstellen. Darüber hinaus können zur 

Plattformkonsolidierung auch technische und vertragliche Abhängigkeiten dargestellt 

werden (Hanschke 2013, 285). 

• In technischen IT-Bebauungsplan-Grafiken werden Abhängigkeiten zwischen Infra-

strukturelementen und technischen Bausteinen dargestellt. Auf diese Weise können 

Plattformen identifiziert werden, die gleiche Bausteine nutzen oder für Informations-

systeme benötigt werden (Hanschke 2013, 285). 

• In einer Informationsflussgrafik kann dargestellt werden, welcher Geschäftsprozess 

von welchen Informationssystemen unterstützt wird (Hanschke 2013, 300). 
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Abbildung 5-14: Szenario 3 – Konsolidierung der Anwendungslandschaft 
 Quelle: Eigene Darstellung 
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 IT-Bebauungsplanmanagement 5.6.4

Aufgabe des IT-Bebauungsplanmanagements ist in erster Linie das Management der Anwen-

dungslandschaft. Neben der Erhebung der Ist-Architektur (Szenario 4) und dem Entwurf der 

Soll-Architektur (Szenario 5) zählen auch das Treffen von Sourcing-Entscheidungen und 

Trendbeurteilungen (Szenario 6) zu dieser Aufgabe. Die Szenarien 4 und 5 sind primäre Ziele 

der zentralen IT-Steuerung und werden daher aus deren Perspektive dargestellt. Szenario 6 

betrifft sowohl die zentrale Einheit als auch die dezentralen Einheiten, sodass dieses Szenario 

aus beiden Blickwinkeln betrachtet wird. 

Szenario 4: Erhebung der Ist-Architektur 

Zur Erhebung der Ist-Architektur sind zunächst benötigte Informationen über Anwendungen 

und Technologien vom Unternehmensarchitekten festzulegen. Anschließend wird vom Unter-

nehmensarchitekten der Auftrag zur Erfassung der Ist-Architektur an die IT-Verantwortlichen 

der Ressorts sowie an den IT-Architekten des öffentlichen IT-Dienstleisters gegeben. Diese 

geben den Auftrag an die Komponentenverantwortlichen weiter. Die Komponentenverant-

wortlichen sammeln anschließend Informationen über den aktuellen Stand der IT-Landschaft 

und geben diese an den IT-Verantwortlichen bzw. den IT-Architekten weiter. Quellen für die 

Dokumentation der Ist-Architektur sind aus Effizienz-gründen idealerweise bestehende Syste-

me bzw. Dokumentationen wie bspw.:  

• Asset-Management (Lizenzmanagement),  

• CMDB (Datenbank, die den aktuellen Bestand der Komponenten (Software und 

Hardware) beinhaltet), 

• IT-Gesamtplan (Plan der mit Haushalten in Verbindung steht)  

Die IT-Verantwortlichen und der IT-Architekt prüfen die gesammelten Informationen. Falls 

die Daten aus den automatisch erschließbaren Quellen unzureichend sind, werden weitere 

Informationen mittels Fragebogen erhoben. Die Ist-Architektur bildet im ersten Schritt 

folgende drei Komponenten ab: Verwaltungsverfahren von besonderer politischer und strate-

gischer Bedeutung, Basiskomponenten mit zentraler und dezentraler Fachverantwortung und 

Infrastrukturkomponenten. Die Erweiterung des IT-Bebauungsplans der Landesverwaltung 

um weitere Komponenten bzw. Anwendungen findet sukzessive statt. Dazu legt der Unter-

nehmensarchitekt mittelfristig die Art der zu sammelnden Informationen fest, d. h. welche 

Informationen über Anwendungen und verwendete Technologien benötigt werden, um die Ist-

Architektur weiter auszubauen. Bei der Erfassung der Informationen der betreffenden Kom-
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ponenten durch den Komponentenverantwortlichen ist vom IT-Verantwortlichen und IT-Ar-

chitekt ein Qualitätsmanagement zur Gewährleistung der Korrektheit und Vollständigkeit der 

Daten wichtig. Abbildung 5-15 stellt den Sachverhalt grafisch dar. 

Stakeholder-Gruppen: 

• Komponentenverantwortliche im Ressort und beim öffentlichen IT-Dienstleister 

• IT-Verantwortlicher im Ressort 

• Unternehmensarchitekt 

Ziele: 

• Überblick über die Ist-Landschaft der untersuchten Landesverwaltung 

• Kosteneinsparungen bzw. -reduktion, indem Altlasten identifiziert und gegebenenfalls 

abgeschaltet werden können 

Geeignete Visualisierungen: 

• Fragebogen zur Erhebung von weiteren Informationen zur Erstellung der Ist-Architek-

tur 

• IT-Bebauungsplan, der die Ist-Architektur repräsentiert 
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Abbildung 5-15: Szenario 4 – Erhebung der Ist-Architektur 
 Quelle: Eigene Darstellung 

Szenario 5: Entwurf und Entwicklung der Soll-Architektur  

Der Entwurf einer Soll-Architektur zielt darauf ab, den zukünftigen Zustand der Unterneh-

mensarchitektur abzubilden und auf diese Weise die Ziele der IT-Strategie, wie z. B. eine 

Konsolidierung der IT-Landschaft, zu erreichen. Ausgehend vom Soll-Zustand (Soll-Archi-

tektur) kann der Unternehmensarchitekt strategische Vorhaben ableiten, die parallel zu den 

operativen Vorhaben aus der regulären Planung priorisiert werden. Damit kann der Realität 

gerade in verteilten Organisationen besser Rechnung getragen werden. Alle IT-Maßnahmen 

werden im Hinblick auf ihren Beitrag zur Soll-Architektur geprüft.  

Im Zuge von Besprechungen des Entscheidungsgremiums treffen sich die Verantwortlichen 

für die Erstellung der Soll-Architektur regelmäßig bspw. halbjährlich sowie zu Meilensteinen 
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zur Evaluierung und gegebenenfalls Aktualisierung der Soll-Architektur. Die Verantwort-

lichkeiten für die Erstellung der Soll-Architektur sind klar zuzuordnen, da klare Verantwort-

lichkeiten organisatorische Führung bedeuten. Im Entscheidungsgremium werden Fragestel-

lungen und Maßnahmen in Bezug auf die Soll-Architektur besprochen. Diesbezügliche Frage-

stellungen sind z. B., welche Komponenten bzw. Technologien die Soll-Architektur künftig 

beinhalten soll. Die zentrale IT-Steuerung führt eine Bedarfsermittlung künftiger Komponen-

ten, Plattformen und Technologien durch. Kurzfristig liefert die Bedarfsermittlung Input für 

das Projektportfoliomanagement, mittel- bzw. langfristig für die Soll-Architektur. Die Erstel-

lung der Soll-Architektur im Ressort bzw. beim öffentlichen IT-Dienstleister erfolgt durch die 

jeweiligen Komponentenverantwortlichen. Abbildung 5-16 stellt den Ablauf grafisch dar. 

Stakeholder-Gruppen: 

• Entscheidungsgremium 

• Zentrale IT-Steuerung 

Ziele: 

• Konsolidierung der landesweiten IT-Landschaft 

• Aufdeckung von künftigen Zuständen der IT-Landschaft in der untersuchten Landes-

verwaltung 

• Nachhaltige Reduktion von IT-Kosten durch eine übersichtlichere, einheitlichere IT-

Landschaft 

• Strategische Ausrichtung der IT durch eine beherrschbare und erweiterbare IT-Land-

schaft 

Geeignete Visualisierungen: 

• IT-Bebauungsplan, der die Ist-Architektur repräsentiert 

• IT-Bebauungsplan, der die Soll-Architektur darstellt 
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Abbildung 5-16: Szenario 5 – Entwurf und Entwicklung der Soll-Architektur 
 Quelle: Eigene Darstellung 

Szenario 6: Sourcing-Entscheidungen und Trendbeurteilungen als Basis für strategische 

Entscheidungen 

Jedes Mal, wenn technologische Neuerungen oder neue Releases auf den Markt gebracht wer-

den oder Sourcing-Entscheidungen anstehen, sind deren Potenzial zur Realisierung der Soll-

Architektur sowie Konsequenzen, die damit einhergehen, zu beurteilen. Sourcing-Entschei-

dung sind bspw. Entscheidungen über die Realisierung von IT-Projekten organisationsintern 

oder -extern. Zur Beantwortung dieser Fragestellungen sind Vorbereitungen notwendig. Dafür 

sind die Konsequenzen abzuschätzen und potenziell betroffene Schnittstellen zu identifizie-

ren. 

Ausgehend von Auslösern wie einem Release-Wechsel (z. B. Wechsel von Windows XP auf 

Windows 7) oder einer neuen SAGA Version informieren sich die Komponentenverantwort-

lichen über deren Rahmenbedingungen. Der Unternehmensarchitekt und der IT-Architekt 

prüfen die neue Technologie auf deren Eignung im Hinblick auf die fachliche und technische 

Bebauung der untersuchten Landesverwaltung. Als Ergebnis der Entscheidung ist festzulegen, 
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ob die Technologie grundsätzlich Standard ist, erlaubt oder nicht erlaubt wird. Der Kompo-

nentenverantwortliche muss nun die Bebauung der Anwendungslandschaft anpassen. Im An-

schluss daran gibt der Komponentenverantwortliche dem IT-Architekt den Hinweis, dass eine 

neue Anwendung installiert wurde und die zugehörige alte Anwendung abzulösen ist. Der IT-

Architekt ordnet in einem weiteren Schritt die neue Anwendung der technischen Domäne zu. 

Dieses Szenario (vgl. Abbildung 5-17) betrifft sowohl die Zentrale als auch die dezentralen 

Bereiche. 

Stakeholder-Gruppen: 

• Komponentenverantwortliche der Ressorts 

• Unternehmensarchitekt der zentralen IT-Steuerung  

• IT-Architekt des öffentlichen IT-Dienstleisters 

Ziele: 

• Prüfung neuer Technologien auf Eignung für die IT-Landschaft der untersuchten Lan-

desverwaltung 

• Erleichterung von Sourcing-Entscheidungen für die Zentrale als auch für die dezentra-

len Einheiten 

• Leichtere Beurteilung von Trends 

Geeignete Visualisierungen: 

• Portfolio-Grafik bestehend z. B. aus vier Quadranten, in denen ein IT-Projekt nach 

Beitrag zum Geschäftswert und nach Leistungspotenzial eingetragen wird und infolge-

dessen eine Sourcing-Entscheidung getroffen wird (Hanschke 2013, 293). 



148 5 EAM-Konzept für eine deutsche Landesverwaltung 

 
Abbildung 5-17: Szenario 6 – Sourcing-Entscheidungen und Trendbeurteilungen als Basis für 

strategische Entscheidungen 
 Quelle: Eigene Darstellung 

 Projektportfoliomanagement  5.6.5

Eine Herausforderung in der untersuchten Landesverwaltung ist, dass Projekte teilweise un-

koordiniert starten und die zentrale IT-Steuerung für IT-Entscheidungen Projektvorhaben erst 

kurz vor Einführung der IT-Lösung wahrnehmen. Dies führt dazu, dass ähnliche Projekte teil-

weise mehr oder weniger gleichzeitig von unterschiedlichen Ressorts initiiert werden. Auf die 
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Wiederverwendung bereits vorhandener Komponenten in Form von Basiskomponenten oder 

anderen Fragmenten wird selten geachtet. Synergieeffekte können nicht genutzt werden, Pro-

jekte scheitern in einigen Fällen. Aus diesem Grund soll ein Projektportfoliomanagement im 

Rahmen der Einführung von EAM etabliert werden, um unter anderem die Projektplanung 

und -durchführung zu verbessern. Dies soll im Rahmen von zwei Szenarien exerziert werden: 

Aktuell werden laut Experte B (vgl. Kapitel 4.3.2) 80% der Projekte während der Haushalts-

aufstellung (Szenario 7) und 20% der Projekte im Zuge der Umsetzung von ad hoc Maßnah-

men (Szenario 8) geplant. Beide Szenarien betreffen sowohl die zentrale IT-Steuerung als 

auch die dezentralen Einheiten. 

Szenario 7: Planung der Haushaltsaufstellung (Lebenszyklus einer IT-Maßnahme im 

Idealfall) 

Auf Basis von Bedarfsmeldungen aus Fachbereichen bzw. nachgelagerten Bereichen werden 

auf grober Detailebene Maßnahmen und Budgets für die Haushaltsaufstellung vonseiten des 

IT-Verantwortlichen geplant. Die Maßnahmen werden vom IT-Verantwortlichen nach Dring-

lichkeit und Umsetzbarkeit im Budgetrahmen priorisiert und mit ihren fachlichen Bezügen 

und Schnittstellen in der IT-Landschaft verortet. Weiter wird die Maßnahme als Vorschlag im 

Architekturmanagementwerkzeug angelegt.  

Der Projektportfoliomanager der zentralen IT-Steuerung stimmt die geplanten Maßnahmen 

mit dem Ziel der (1) Konsolidierung, (2) Bewertung von Potenzial für Basiskomponenten, (3) 

Einschätzung der strategischen Bedeutung, (4) Beurteilung von Abstimmungsbedarf im föde-

ralen Kontext und der (5) Beurteilung von Schnittstellen zu existierenden Anwendungen und 

geplanten Maßnahmen mit dem IT-Verantwortlichen des Ressorts ab. Anschließend ist eine 

Wirtschaftlichkeitsbetrachtung durchzuführen. Die eingereichten Projekte werden anhand be-

stimmter Kriterien priorisiert. Letztendlich soll der Projektportfoliomanager die geplante 

Maßnahme zur Übernahme in die Haushaltsplanung freigeben. Kriterien nach denen die Beur-

teilung der Projekte erfolgt, können in folgende Dimensionen eingeteilt werden: Nutzen, Risi-

ko, Strategie- und Wertbeitrag sowie Bebauungsplanfit. Diese Dimensionen bestehen wieder-

um aus verschiedenen Unterkriterien, auf die im Rahmen dieser Arbeit nicht näher eingegan-

gen wird. 

Der Fachbereich fertig eine Beschreibung seines Vorhabens an. Der IT-Verantwortliche des 

Ressorts erstellt eine fachliche Konzeption auf Ebene des Lastenhefts sowie Anwendungs-

fälle. Gleichzeitig holt er die Beurteilung und Empfehlung durch den öffentlichen IT-Dienst-
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leister hinsichtlich der Betriebssituation ein. Im Anschluss daran werden Abnahmekriterien 

definiert. Die Projektüberwachung und -begleitung erfolgt durch eine zentrale Stelle in der 

zentralen IT-Steuerung. Abschließend werden Pflichtenheft und Fachfeinkonzept durch den 

Auftragnehmer geliefert. 

Wichtig bei diesem Szenario sind die verschiedenen Sichten von EAM auf das Projektport-

foliomanagement. Der zentralen IT-Steuerung soll eine Übersicht über die Laufzeiten von 

Projekten und geplanten Maßnahmen sowie über die IT-Landschaft des Bundeslandes 

mithilfe eines Domänenmodells ermöglicht werden. Den IT-Verantwortlichen im Ressort soll 

mittels Domänenmodell (föderale Abstimmung), IT-Landschaft des Bundeslandes (Abstim-

mung auf Landesebene) und der IT-Landschaft des Ressorts (Abstimmung auf Ressortebene) 

die Planung von Projekten erleichtert werden. Weiter sollen mithilfe einer Lebenszyklus-

Darstellung die Entwicklungsstände (Meilensteine und Verzögerungen in Zeit und Budget) 

für die zentrale IT-Steuerung und den öffentlichen IT-Dienstleister (für Betrieb/Testbetrieb) 

ersichtlich sein. In Abbildung 5-18 ist das dargestellte Szenario illustriert. 

Stakeholder-Gruppen:  

• Fachbereich im Ressort 

• IT-Verantwortlicher im Ressort 

• Projektportfoliomanager der zentralen IT-Steuerung 

Ziele: 

• Regelmäßige Planung, Überwachung und Steuerung von IT-Projekten 

• Übersicht über die Laufzeit von Projekten und Maßnahmen sowie über die IT-Land-

schaft des Bundeslandes aus Sicht der Zentrale 

• Unterstützung bei der Planung und Abstimmung von Projekten aus Sicht der dezentra-

len Einheiten 

• Beurteilung bzw. Bewertung von Projektanträgen und die damit einhergehende Bewil-

ligung, Zurückstellung oder Ablehnung von Projektanträgen (Hanschke 2012, 315) 

• Prüfung der Konformität der IT-Projekte zur Soll-Bebauung, IT-Roadmap und zu lan-

desweiten Vorgaben (Hanschke 2012, 20) 

• Zentrale Vergabe von IT-Budget vonseiten der zentralen IT-Steuerung  
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Geeignete Visualisierungen: 

• Domänenmodell 

• IT-Bebauungsplan des Ressorts und des Bundeslandes 

• Lastenheft 

• Pflichtenheft 

• Projektplan 

• Gesamt-Projektportfolio-Grafik: Dazu werden das strategische Projektportfolio und 

das Risiko/Nutzen-Projektportfolio erstellt. Für das strategische Projektportfolio wer-

den der Bebauungsplanfit (niedrig und hoch) und der Strategiefit (niedrig und hoch) in 

eine Grafik eingetragen. Analog wird für das Risiko/Nutzen-Projektportfolio das Risi-

ko (niedrig und hoch) und der Nutzen (niedrig und hoch) in eine Grafik eingetragen 

(Hanschke 2013, 306). 
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Abbildung 5-18: Szenario 7 – Planung der Haushaltsaufstellung 
 Quelle: Eigene Darstellung 
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Szenario 8: Ad hoc Maßnahme planen und entscheiden 

Im Laufe des Jahres wird in Fachbereichen oder nachgelagerten Bereichen Bedarf an einem 

Projekt festgestellt und dem IT-Verantwortlichen im Ressort gemeldet. Der IT-Verantwortli-

che füllt nach Empfang des Bedarfs das Projektmeldeverfahren inklusive einer Tabelle und 

der Einbettung in EAM aus und versendet sie an den Projektportfoliomanager der zentralen 

IT-Steuerung. Nach Erhalt des Projektmeldeverfahrens prüft dieser anhand von vorgegebenen 

Projektportfoliomanagement-Kriterien (vgl. Szenario 7) die geplante Maßnahme hinsichtlich 

ihrer Eignung für die IT-Landschaft. 

Erfüllt das Projekt die geforderten Anforderungen nicht, werden nach erhaltener Beratung 

Änderungsvorschläge aufgezeigt und an den Fachbereich übermittelt. Dieser korrigiert das 

Projektmeldeverfahren hinsichtlich der vorgeschlagenen Änderungen und sendet diese zurück 

an den Projektportfoliomanager. Nach Eintreffen der überarbeiteten Fassung wird das Pro-

jektmeldeverfahren erneut geprüft. Erfüllt das Projekt dennoch nicht die Anforderungen, wird 

der Projektantrag abgelehnt.  

Erfüllt das geplante Projekt die Anforderungen oder wurden die Anforderungen bereits bei 

der ersten Prüfung des Projektmeldeverfahrens erfüllt, werden Projektantrag sowie Finanzie-

rung bewilligt und der Antrag an die initiierende Stelle im Ressort versendet. Gleichzeitig 

findet eine Prüfung im Hinblick auf die strategische Wirkung der geplanten Maßnahme statt. 

Wird das Projekt als strategisch eingestuft, wird eine weitere Begleitung vonseiten des Pro-

jektportfoliomanagers für den Fachbereich angeboten. In Abbildung 5-19 wird Szenario 8 

grafisch dargestellt. 

Stakeholder-Gruppen: 

• IT-Verantwortlicher im Ressort 

• Fachbereich bzw. nachgelagerter Bereich des Ressorts 

• Projektportfoliomanager der zentralen IT-Steuerung 

Ziele: 

• Übersicht über die Laufzeit von Projekten und Maßnahmen sowie über die IT-Land-

schaft des Bundeslandes aus Sicht der Zentrale 

• Beurteilung bzw. Bewertung von Projektanträgen und die damit einhergehende Bewil-

ligung, Zurückstellung oder Ablehnung von Projektanträgen (Hanschke 2012, 315) 

• Prüfung der Konformität der IT-Projekte zur Soll-Bebauung, IT-Roadmap und zu lan-

desweiten Vorgaben (Hanschke 2012, 20) 
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Geeignete Visualisierungen: 

• Domänenmodell 

• IT-Bebauungsplan des Ressorts und des Bundeslandes 

• Projektantrag 

• Projektmeldeverfahren 

• Gesamt-Projektportfolio-Grafik: Dazu werden das strategische Projektportfolio und 

das Risiko/Nutzen-Projektportfolio erstellt. Für das strategische Projektportfolio wer-

den der Bebauungsplanfit (niedrig und hoch) und der Strategiefit (niedrig und hoch) in 

eine Grafik eingetragen. Analog wird für das Risiko/Nutzen-Projektportfolio das Risi-

ko (niedrig und hoch) und der Nutzen (niedrig und hoch) in eine Grafik eingetragen 

(Hanschke 2013, 306). 
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Abbildung 5-19: Szenario 8 – Ad hoc Maßnahme planen und entscheiden 
 Quelle: Eigene Darstellung 

 Strategie- und Zielemanagement 5.6.6

Diese Aufgabe beschäftigt sich mit der Überarbeitung der IT-Strategie für das Bundesland 

und ist somit vor allem Ziel der zentralen IT-Steuerung. Dieses Szenario kann auftreten, wenn 

Anpassungsbedarf im Zusammenhang mit Änderung des EAM oder aufgrund von Beschlüs-

sen des Entscheidungsgremiums besteht. Da ausgehend von der IT-Landesstrategie ressort- 
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bzw. organisationsspezifische Strategien abgeleitet bzw. überarbeitet werden, betrifft Szenario 

9 sowohl die Zentrale als auch die dezentralen Einheiten.  

Szenario 9: Überarbeitung der IT-Strategie 

Ziel dieses Szenarios ist es, die vorhandene IT-Strategie des Bundeslandes zu überarbeiten 

bzw. anzupassen. Ausgehend von der IT-Landesstrategie wird eine aktualisierte Version der 

Ressort-Strategie abgeleitet. Die zentrale IT-Steuerung initiiert die Überarbeitung der IT-

Strategie und schlägt einen ersten Entwurf vor. Diese erste Version der IT-Strategie wird dann 

unter Einfluss des öffentlichen IT-Dienstleisters, der Ressorts und der zentralen IT-Steuerung 

überarbeitet bzw. werden neue Ziele in die IT-Strategie aufgenommen. Am Entscheidungs-

prozess beteiligt sind der öffentliche IT-Dienstleister, die Ressorts und die zentrale IT-

Steuerung. Die IT-Strategie, die von der zentralen IT-Steuerung entworfen wird, gibt allge-

meine Aspekte vor, die für alle beteiligten Einheiten gelten. Die Ressorts und der öffentliche 

IT-Dienstleister ergänzen diese IT-Strategie unter Beachtung von Anforderungen auf Bundes-

ebene um (betriebs-)fachliche Aspekte. Wodurch letztlich eine ressort- bzw. organisationsspe-

zifische Strategie abgeleitet wird. Anschließend ist deren Bezug zu den Architektur-Kompo-

nenten von den beteiligten Stakeholdern zu prüfen. Ziele, die sich anhand von messbaren 

Kriterien prüfen lassen sind ebenso wie Maßnahmen, die zur Umsetzung der Ziele nötig sind, 

zu identifizieren. Diese Maßnahmen sind anschließend in der Soll-Architektur abzubilden. 

Abbildung 5-20 illustriert die Vorgehensweise zur Überarbeitung der IT-Strategie. 

Stakeholder-Gruppen: 

• Zentrale IT-Steuerung 

• IT-Verantwortliche der Ressorts 

• IT-Architekt des öffentlichen IT-Dienstleisters 

• Ressorts 

• Öffentlicher IT-Dienstleister 

Ziele: 

• Aufnahme und Verankerung von neuen Aspekten in die IT-Strategien, sowohl des 

Bundeslandes als auch der jeweiligen Ressorts 

• Identifikation von Maßnahmen zur Umsetzung der definierten Ziele 

• Ableitung und Aufnahme der abgeleiteten Maßnahmen in die Soll-Architektur 
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Geeignete Visualisierungen: 

• Die bestehende IT-Strategie ist Grundlage für die überarbeitete und finale Version der 

IT-Strategie 

• Die ressortspezifische IT-Strategie wird von der finalen Version der IT-Strategie abge-

leitet 

• Der bestehende IT-Bebauungsplan wird verwendet, um die neuen Maßnahmen abzu-

bilden. Dadurch wird im Anschluss daran der Bebauungsplan der Soll-Architektur er-

stellt. 
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Abbildung 5-20: Szenario 9 – Überarbeitung der IT-Strategie 
 Quelle: Eigene Darstellung 
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 Synchronisationsmanagement 5.6.7

Ein Ziel der zentralen IT-Steuerung der untersuchten Landesverwaltung ist es, Überblick über 

laufende Projekte zu erlangen. Ein umfassender Überblick über laufende Projekte fehlt der 

Zentrale gegenwärtig. Folge ist daher, dass ähnliche gleichartige Projekte teilweise in unter-

schiedlichen Ressorts initiiert werden. Da der Überblick vor allem von der Zentrale gefordert 

wird, wird Szenario 10 auch aus Perspektive der zentralen IT-Steuerung dargestellt. 

Szenario 10: Synchronisation von Projekten 

In einem Fachbereich im Ressort wird der Bedarf für ein Projekt an einer Stelle erhoben. Dies 

wird dem IT-Verantwortlichen im Ressort gemeldet, der eine Projektskizze erstellt, sich 

gegebenenfalls mit Fachgremien auf Bundesebene abstimmt und bei Bedarf die Projektskizze 

aktualisiert. Daraufhin ist vom Projektportfoliomanager der zentralen IT-Steuerung zu prüfen, 

ob andere Projekte mit dem neu initiierten Projekt korrelieren. Synchronisationspunkte sind 

zu identifizieren. Betrifft das Projekt weitere Projekte, wird das Projekt in einem Entschei-

dungsgremium vorgestellt. Anschließend erfolgt eine Synchronisation mit anderen Projekten 

im Rahmen des monatlichen Projektberichts. Dabei ist die Ist-Situation des Projekts zu klären. 

Weiter ist das Projekt terminlich einzuordnen und Meilensteine inkl. Verzögerungen darzu-

stellen. Resultat des Synchronisationsmanagements ist ein monatliches Reporting, wodurch 

die terminliche Einordnung und Meilensteine mit eventuellen Verzögerungen identifiziert 

werden. Dieser Sachverhalt ist in Abbildung 5-21 illustriert. 

Stakeholder-Gruppen: 

• Fachbereich im Ressort 

• IT-Verantwortlicher im Ressort 

• Projektportfoliomanager der zentralen IT-Steuerung  

• Entscheidungsgremium 

Ziele: 

• Nutzung von Synergieeffekten und damit Kosteneinsparung 

• Überblick über laufende IT-Projekte 

Geeignete Visualisierungen: 

• Masterpan-Grafik, die das Projekt, Startzeitpunkt, Endzeitpunkt sowie ein Gantt-

Diagramm über die Projektlaufzeit hinweg aufzeigt und so Synchronisationspunkte 

mit anderen Projekten identifiziert bzw. festlegt werden können. Darüber hinaus ist zu 
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vermerken, ob es sich bei dem jeweiligen Projekt um einen Prototypen, Piloten, in 

Produktion oder in Ablösung handelt (Hanschke 2013, 289). 

• Projektskizze, in der alle nötigen Informationen zusammengefasst sind 

• Projektbericht 

 
Abbildung 5-21: Szenario 10 – Synchronisation von Projekten 
 Quelle: Eigene Darstellung 

5.7 Zusammenfassung 

Dieses Kapitel widmete sich den ersten beiden Artefakten (EAM-Rollenkonzept, Anwen-

dungsszenarien) des EAM-Konzepts. Beide Artefakte basieren auf den in Kapitel 4.4 erarbei-

teten Anforderungen an ein EAM-Konzept in der öffentlichen Verwaltung. In diesem Kapitel 

wurden das methodische Vorgehen sowie die Problemdefinition dargelegt. Anschließend wur-

den bestehende EAM-Ansätze anhand der identifizierten Kriterien analysiert. Da im Rahmen 

dieser Arbeit kein neuer EAM-Ansatz konzipiert, sondern vielmehr ein EAM-Konzept zur 

praktischen Nutzung in öffentlichen Verwaltungen erstellt wurde, wurden anhand der Anfor-

derungen Bestandteile der bestehenden EAM-Ansätze ausgewählt.  

Die in Abschnitt 3.4.2 definierten Parameter (Umfeldbedingungen, Geschäftsanforderungen 

und IT-Governance) beeinflussen die Gestaltung des Rollenkonzepts wie folgt:  
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Umfeldbedingungen beeinflussen das EAM-Rollenkonzept in der öffentlichen Verwaltung im 

Gegensatz zur Privatwirtschaft insofern, als dass das Rollenkonzept in der öffentlichen Ver-

waltung so zu konzipieren ist, dass auf politische Änderungen, Gesetze und sich ändernde 

Rahmenbedingungen und Governance-Strukturen, wie z. B. Änderungen aufgrund von Wah-

len, flexibel reagiert werden kann. Zudem muss den Ressorts weiterhin die Möglichkeit gege-

ben werden mit anderen gleichartigen Ressorts über die Bundeslandgrenze hinweg zu koope-

rieren. Im Rahmen der Anwendungsszenarien wurde der föderalen Struktur der öffentlichen 

Verwaltung Folge geleistet: Bspw. stellt Szenario 9 (Überarbeitung der IT-Strategie) sicher, 

dass neue gesetzliche und politische Vorgaben innerhalb des EAM-Konzepts berücksichtigt 

werden. In Szenario 1 wird z. B. die Kooperation mit äquivalenten Ressorts anderer Bundes-

länder beachtet.  

In Bezug auf den Bereich Geschäftsanforderungen ist das EAM-Konzept so zu gestalten, dass 

die Rollen einen Freiraum lassen, damit das jeweilige Ressort seinem Tagesgeschäft nach-

kommen kann. Im EAM-Rollenkonzept wurde dies realisiert, indem Gremien geschaffen wur-

den, in denen jeweils ein Vertreter des Ressorts involviert ist und so die fachlichen Belange 

bei der Erarbeitung von EAM-spezifischen Themen und bei EAM-spezifischen Entscheidun-

gen beachtet werden. Die Anwendungsszenarien wurden vor allem auf vorherrschende Anlie-

gen der untersuchten Landesverwaltung ausgerichtet. Im Anwendungs-kontext der öffentli-

chen Verwaltung ist ein breites Aufgabenspektrum zu bearbeiten. Trotzdem wurde bei der 

Entwicklung der Anwendungsszenarien darauf geachtet, dass sowohl die Ressorts als auch die 

zentrale IT-Steuerung und der öffentliche IT-Dienstleister involviert werden. Im Vergleich 

zur Privatwirtschaft ist dies das Besondere an der Darstellung. Mit der Beschreibung der 

Anwendungsszenarien wird direkt den Anliegen der Stakeholder Rechnung getragen.  

Der Bereich IT-Governance hat einen maßgeblichen Einfluss auf die Gestaltung des EAM-

Rollenkonzepts: Aufgrund der Rahmenbedingungen der öffentlichen Verwaltung ist im Ge-

gensatz zur Privatwirtschaft eine vollständige zentrale IT-Steuerung nicht möglich. Veranlasst 

durch die verteilten Entscheidungsstrukturen ist das EAM-Rollenkonzept in der untersuchten 

Landesverwaltung so zu gestalten, dass die grundlegenden strategischen Vorgaben durch die 

zentrale IT-Steuerung vorgegeben werden. Ungeachtet dessen ist jedes Ressort weiterhin 

selbstbestimmt, sodass ein Ansprechpartner für EAM auch in jedem Ressort zu etablieren ist. 

Durch die Integration von EAM-Gremien in die vorhandene Gremienstruktur der untersuch-

ten Landesverwaltung wurde die vorherrschende Governance-Struktur gewahrt. Dem Bereich 

IT-Governance wird im Zuge der Anwendungsszenarien Rechnung getragen, als dass die ver-
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schiedenen Stakeholder bzw. Rollen wiederzufinden sind. Die Anwendungsszenarien werden 

aus der Perspektive der zentralen IT-Steuerung sowie aus den dezentralen Bereichen (Ressorts 

und öffentlicher IT-Dienstleister) dargestellt. Darüber hinaus wurden, soweit relevant, Gremi-

en an Entscheidungspunkten involviert und so die Entscheidungsstruktur der öffentlichen 

Verwaltung berücksichtigt. Bestehende Entscheidungswege bleiben dadurch gewahrt.  



6 Einführung von EAM in öffentlichen Verwaltungen 163 
 

6 Einführung von EAM in öffentlichen 
Verwaltungen 

In diesem Kapitel wird die Einführungsstrategie für EAM in öffentlichen Verwaltungen vor-

gestellt. Kapitel 6.1 widmet sich dem methodischen Vorgehen. Anschließend wird die theore-

tische Fundierung, auf der die konzipierte Einführungsstrategie basiert, erläutert. In der Folge 

werden die Ergebnisse der durchgeführten Experteninterviews skizziert. In Kapitel 6.4 wird 

die Einführungsstrategie für EAM in öffentlichen Verwaltungen vorgestellt. Abschließend 

werden die Erkenntnisse dieses Kapitels zusammengefasst. 

6.1 Methodisches Vorgehen 

Das methodische Vorgehen zur Erhebung von Einführungserfahrungen von Unternehmen und 

öffentlichen Verwaltungen in Bezug auf EAM lehnt sich an den in Abschnitt 4.3.2.1 beschrie-

benen Ablauf eines sozialwissenschaftlichen Forschungsprozesses an. Nachfolgend werden 

die sieben Schritte des Prozesses bezogen auf diese Untersuchung erläutert. 

1. Formulieren einer Forschungsfrage: Basierend auf Forschungsfrage 2 dieser Arbeit 

(vgl. Kapitel 1.2), wurde für die Erhebung von EAM-Einführungserfahrungen eine 

untersuchungsleitende Fragestellung formuliert. Aufgrund von mangelndem Vorwis-

sen bzgl. einer systematischen und wissenschaftlich untersuchten EAM-Einführung in 

deutschen Verwaltungen ist die Intention der Untersuchung, Einführungserfahrungen 

von privaten Unternehmen und öffentlichen Verwaltungen in Bezug auf EAM einzu-

holen. Ziel der empirischen Untersuchung ist die Identifikation von Schlüsselfaktoren 

für eine erfolgreiche EAM-Einführung, die auf das Einführungsvorhaben öffentlicher 

Verwaltungen übertragen werden. Die untersuchungsleitende Fragestellung lautet 

daher: 

Welche Schlüsselfaktoren ergeben sich für eine erfolgreiche EAM-Einführung in 

öffentlichen Verwaltungen? 

2. Theoretische Vorüberlegungen: Nach der Formulierung einer untersuchungsleiten-

den Fragestellung ist das für die Untersuchung relevante Wissen aufzuarbeiten 

(s. Kapitel 6.2). Gegenstand der Untersuchung ist die Identifikation von EAM-Einfüh-

rungserfahrungen in Unternehmen und öffentlichen Verwaltungen.  
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3. Entscheidung für eine Erklärungsstrategie: Infolge dieser Untersuchung zielt die 

Forschungsfrage auf die Identifikation von Schlüsselfaktoren für eine erfolgreiche 

EAM-Einführung durch die Erhebung von EAM-Einführungserfahrungen ab und kann 

daher ausschließlich unter Verwendung qualitativer Methoden beantwortet werden. 

4. Entwicklung einer Untersuchungsstrategie: Da mithilfe der empirischen Sozialfor-

schung aktuelles menschliches Verhalten im natürlichen Umfeld eruiert wird, wird für 

die Ergebung des Forschungsgegenstands, d. h. die EAM-Einführungserfahrung, eine 

Befragung mittels Experteninterviews ausgewählt (vgl. Atteslander 2008, 49; Gray 

2009, 373). Experteninterviews sind „Befragungen von Experten zu einem vorgegebe-

nen Bereich oder Thema“ (Bortz/Döring 2006, 315). Basierend auf Erkenntnissen der 

Literaturanalyse (s. Kapitel 6.2) werden Einführungserfahrungen mithilfe von 15 teil-

strukturierten Experteninterviews gesammelt. Gegenstand der Interviews ist die Sam-

mlung von Informationen zum Ablauf des Einführungsprozesses und zu Schlüsselfak-

toren bei der Einführung von EAM. Als Interviewpartner wurden dem theoretical 

sampling folgend 15 Personen ausgewählt und befragt, die bereits einmal an einer 

Einführung von EAM beteiligt waren. Die Erhebung fand im Zeitraum von Mai bis 

August 2013 statt. Alle Interviews wurden transkribiert und mithilfe der qualitativen 

Inhaltsanalyse ausgewertet. 

5. Datenerhebung: Im Anschluss an die Entwicklung der Untersuchungsstrategie erfolgt 

die Entwicklung des Erhebungsinstruments. Das heißt die Entwicklung des Interview-

leitfadens und die Durchführung der Datenerhebung.  

1. Entwicklung des Interviewleitfadens 

Die Interviews dienen dazu, theoretisch erhobene Erkenntnisse tiefer zu hinterfragen 

und Einführungserfahrungen zu erhalten. Der in den Experteninterviews verwendete 

Interviewleitfaden impliziert Fragen, die nach Themenbereichen geordnet sind 

(Gläser/Laudel 2010, 42; Gray 2009, 373). Um eine gleiche Interviewsituation für die 

Befragten zu schaffen, kann zwar der Ablauf der Fragen bei Bedarf verändert werden, 

vorformulierte Fragestellungen sind jedoch zu nutzen (Schnell et al. 2011, 316f.; Gray 

2009, 337). Die Themenbereiche basieren auf der untersuchungsleitenden Fragestel-

lung sowie auf den theoretischen Vorüberlegungen. Einleitend wurden allgemeine Fra-

gen zum Unternehmen (Mitarbeiterzahl, Umsatz, etc.) und Interviewpartner (Position, 

Erfahrung bezogen auf EAM, etc.) abgefragt. Der erste Themenblock (A) enthält 
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generelle Fragestellungen bspw. zur Situation des Unternehmens vor der EAM-

Einführung sowie zu Zielen und Aufgaben, die mit der EAM-Einführung verfolgt wer-

den. Die Themenblöcke B bis D beinhalten organisatorische, Governance und Change 

Management Fragen. Themenblock E bildet den Abschluss des Interviewleitfadens 

und umfasst Fragen zur Erfolgsbetrachtung der EAM-Einführung. Die Fragen basier-

ten auf Erkenntnissen der Literaturanalyse, existierenden Studien und Theorien und 

wurden mit den Experten in den Interviews besprochen. Aus den gewonnenen Er-

kenntnissen wurden Schlüsselfaktoren für die Einführung von EAM abgeleitet. Die 

Experteninterviews wurden transkribiert und die Protokolle anschließend den Inter-

viewteilnehmern zur Durchsicht zurückgespielt, um gegebenenfalls Verbesserungen 

an den Äußerungen vorzunehmen. Der Interviewleitfaden wurde einem Pretest unter-

zogen und in diesem Zusammenhang vier wissenschaftlichen Mitarbeitern vorlegt. 

Auf Basis des Pretests wurde der Interviewleitfaden überarbeitet. Der Interviewleitfa-

den ist in Anhang B zu finden. 

2. Durchführung der Datenerhebung 

Infolge der Datenerhebung wurden 15 teilstrukturierte Experteninterviews in Unter-

nehmen und öffentlichen Verwaltungen durchgeführt. Neun davon wurden telefonisch 

und sechs persönlich geführt. Die durchschnittliche Dauer der Interviews lag bei 50 

Minuten. Tabelle 6-1 gibt eine anonymisierte Übersicht der durchgeführten Experten-

interviews. Neben elf Experten, die in Unternehmen beschäftigt sind, wurden auch 

vier Berater für EAM, die schon mehrmals an einer EAM-Einführung beteiligt waren, 

befragt. In die Untersuchung wurden große Unternehmen einbezogen, da dort eine 

hinreichend heterogene und große IT-Landschaft vorzufinden ist, in der sämtliche 

Potenziale von EAM entfaltet werden können. 
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Interviewte(r) Branche Erfahrung im 
Bereich EAM 

Rolle des Interviewten bei der 
EAM-Einführung 

Alpha Versicherung 7 Jahre Projektteamleiter und Mitarbeiter im 
Projektteam 

Beta Automobil 5 Jahre Projektteamleiter 

Gamma Versicherung 4 Jahre Projektteamleiter 

Delta Öffentliche Verwaltung 6 Jahre Projektteamleiter 

Epsilon IT-Beratung 10 Jahre Mitarbeiter im Projektteam und Bera-

ter 

Zeta Transport, Logistik, Verkehr 11 Jahre oberste Leitung/interner Auftraggeber 

Eta IT-Beratung 4 Jahre Berater 

Theta IT-Beratung 15 Jahre Berater 

Iota Öffentliche Verwaltung 6 Jahre oberste Leitung/interner Auftraggeber 

Kappa Handel, Vertrieb 8 Jahre Projektteamleiter und Mitarbeiter im 
Projektteam 

Lambda IT-Beratung 10 Jahre Berater 

My Finanzdienstleister 9 Jahre Projektteamleiter 

Ny  Automobil 6 Jahre Projektteamleiter 

Xi Energiewirtschaft 5 Jahre Projektteamleiter 

Omikron Öffentliche Verwaltung 5 Jahre Projektteamleiter 

Tabelle 6-1:  Übersicht über die durchgeführten Experteninterviews 
 Quelle: Eigene Darstellung 

6. Auswertung der Daten: Im Anschluss an die Datenerhebung folgt die Auswertung 

der Experteninterviews mithilfe der qualitativen Inhaltsanalyse nach Mayring (2010) 

(vgl. Abschnitt 4.3.2.5).  

7. Interpretation der Ergebnisse und Beantwortung der Untersuchungsfrage: Ab-

schließend werden die erhobenen Daten interpretiert. Die gewonnen Erkenntnisse wer-

den geprüft und, soweit möglich, auf den öffentlichen Sektor übertragen, sodass 

Schlüsselfaktoren für eine erfolgreiche EAM-Einführung in öffentlichen Verwaltun-

gen abgeleitet werden und in die Einführungsstrategie fließen (vgl. Kapitel 6.4). 
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6.2 Theoretische Fundierung der EAM-Einführungsstrategie 

Das Forschungsvorhaben postuliert den Einfluss verschiedener Faktoren auf die Einführung 

von EAM in Organisationen und öffentlichen Verwaltungen. Da eine holistische Theorie zur 

Fundierung dieses Sachverhaltes fehlt, wurden zur Begründung der verschiedenen Einfluss-

faktoren auf EAM-Einführungsprojekte mehrere Theorien ausgewählt. Die als relevant erach-

teten Paradigmen sind die Organisationstheorie und Ressourcentheorie. Darüber hinaus be-

deuten Einführungsprojekte stets Änderungen in Organisationen, zudem sind Fähigkeiten der 

Organisation und der beteiligten Personen von großer Bedeutung, daher wurde ebenso auf 

Change Management Literatur zurückgegriffen. Da bei Einführungsprojekten vor allem des-

sen Management wesentlich ist (Daniel 2001, 1ff.; Niemietz et al. 2013, 2), wurden auch As-

pekte des Einführungsmanagements näher betrachtet und als Basis für die zu entwickelnde 

EAM-Einführungsstrategie verwendet.  

 Grundlagen des Einführungsmanagements 6.2.1

Änderungsprozesse stoßen häufig auf Widerstände, verzögern sich oder scheitern gänzlich. 

Gründe für die mangelnde Akzeptanz bei den Betroffenen sind z. B. das mit Änderungen Ver-

haltensweisen sämtlicher beteiligter Personen abgelöst werden (Daniel 2001, 2ff.; Niemietz et 

al. 2013, 2; Rouse 2005, 279; Schreyögg/Koch 2010, 372f.). Das professionelle Einführen 

von Konzepten jeglicher Art ist daher essenziell (Daniel 2001, 5f.; Niemietz et al. 2013, 2).  

Einführung bedeutet allgemein, dass ein entwickeltes Konzept in einen bestehenden Kontext 

(z. B. eine deutsche Landesverwaltung) so zu überführen ist, dass es zu möglichst keiner Ab-

stoßung bzw. keinen Akzeptanzschwierigkeiten kommt. Das Schaffen bestimmter Rahmenbe-

dingungen für die Einführung gewährleistet, dass sie nicht erst nach der Entwicklungsphase 

greift, sondern der Ablauf der Einführung bereits während der Entwicklung des Konzepts ver-

gegenwärtigt wird (Daniel 2001, 15f.; Zeyer 1996, 7f.).  

Wesentlich bei der Einführung eines Konzepts ist nicht nur die Umsetzung, d. h. die sachbe-

zogene, sondern auch die personenbezogene Einführung, die sog. Durchsetzung (Daniel 2001, 

16ff.). Um die erfolgreiche Einführung eines Konzepts zu gewährleisten, ist das Managen der 

Einführung vonnöten. Grundsätzlich kann man das Einführungsmanagement, ebenso wie den 

allgemeinen Managementbegriff, in eine funktionale und institutionelle Sichtweise einteilen 

(Schreyögg/Koch 2010, 6; Daniel 2001, 21f.; Hentze et al. 2005, 12f.; Zeyer 1996, 11). Die 
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funktionale Sichtweise des Einführungsmanagements betrifft alle Aktivitäten, die eine erfolg-

reiche Einführung des Konzepts sicherstellen. Die institutionelle Sichtweise beinhaltet zum 

einen die organisatorische Verankerung aller Beteiligten (strukturelles Implementierungsma-

nagement) und zum anderen die personelle Verankerung der Einführungsaufgaben (personel-

les Implementierungsmanagement) des Konzepts (Daniel 2001, 21f.; Schreyögg/Koch 2010, 

6ff.; Zeyer 1996, 11).  

Im Zuge der Planungsphase sind vom Management bzw. Einführungsverantwortlichen erste 

Entscheidungen hinsichtlich der Rahmenbedingungen wie Marketingmaßnahmen für die Ein-

führung, Projektverankerung und Einführungsstrategie sowie wichtige Faktoren, die den 

weiteren Verlauf der Einführung beeinflussen, zu treffen (Schwarzer 2009, 113). Um die Ak-

zeptanz zu fördern und die Bedeutung von EAM für die Organisation zu betonen ist wichtig, 

dass die Einführung von EAM nicht nur als IT-Projekt gesehen wird. Es ist vielmehr als 

organisationsweites Projekt aufzusetzen mit entsprechender Unterstützung des Managements, 

aktiver Beteiligung der Fachbereiche und nötiger Projektmanagementmethoden (Schwarzer 

2009, 119f.; Bitkom 2011, 34). Vor diesem Hintergrund sollten die Interessensgruppen 

(Management und Fachbereiche) frühzeitig in Kommunikations- und Akzeptanzsicherungs-

maßnahmen einbezogen und entsprechend personell im Einführungsprojekt berücksichtigt 

werden (Schwarzer 2009, 119f.).  

Für die Einführung relevant sind einführungsfördernde und -hemmende Faktoren, da sie 

Verhaltens- und Vorgehensweisen für die Durchführung der Einführung beschreiben. Weitere 

Aspekte mit denen sich beschäftigt wird ist der Fokus, die Kommunikation und die Umset-

zung der Einführung (Schwarzer 2009, 133). Nach Abschluss der Einführungsphase ist EAM 

dauerhaft in der Organisation zu verankern, um nachhaltige und erfolgreiche Effekte zu erzie-

len (Schwarzer 2009, 113).  

 Einführungsfördernde und -hemmende Faktoren  6.2.2

Eng mit der erfolgreichen Einführung eines Konzepts verbunden sind einführungsfördernde 

und -hemmende Faktoren, die in zwei Dimensionen (Verhaltens- und Sachdimension) unter-

teilt werden können (Daniel 2001, 43; Schuh 2006, 79). 

Die Verhaltensdimension zeigt auf, dass die Ablehnung oder Annahme einer Neuerung ein 

wechselseitiges Zusammenspiel zwischen Person und Situation ist (Daniel 2001, 74; 

Schreyögg/Koch 2010, 373; Schuh 2006, 79). Personen befürworten oder lehnen eine Neue-
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rung aufgrund verschiedener Faktoren ab. Dabei spielt die Anpassungsfähigkeit sowie die 

Anpassungsbereitschaft der Beteiligten eine wesentliche Rolle. Eine Ablehnung bzw. negati-

ve Verhaltensdisposition geht meist mit Informationsdefiziten (Kennensbarrieren), konzeptio-

nellen Verständnisdefiziten (Könnensbarrieren), individuellen Motivationsdefiziten (Wollens-

barrieren) und Interessensgegensätzen auf unterschiedlichen Ebenen (Sachebene, Sozioebene, 

Wertebene) einher. Wohingegen eine positive Verhaltensdisposition hauptsächlich durch Mo-

tivationseffekte entsteht, da die Anpassungsfähigkeit (kennen, verstehen, können) zu einem 

gewissen Grad Voraussetzung für die Anpassungsbereitschaft (wollen) ist (Daniel 2001, 71; 

Reiß 1997, 92f.; Zeyer 1996, 91). Zu den situativen Verhaltensdeterminanten zählen Aspekte 

wie Wertevorstellungen und Normen, soziale sowie organisatorische Einflüsse. Das Verhalten 

von Personen gegenüber der Einführung einer Neuerung hängt zwar von der personellen 

Verhaltensdimension ab, allerdings kann diese stark durch situative Verhaltensdimensionen 

beeinflusst werden. Ein Mitarbeiter, der persönlich die Einführung ablehnt, kann sich bspw. 

aufgrund von Wertevorstellungen (z. B. Recht und Ordnung) dennoch positiv gegenüber der 

Neuerung zeigen, wenn dies sein Vorgesetzter von ihm erwartet. Als soziale Einflüsse werden 

bspw. Gruppendruck durch Kollegen oder von Extern gesehen. Organisatorische Einflüsse 

können ebenso aufgrund formaler oder informaler Regeln des Unternehmens zu einer Befür-

wortung der Einführung führen (Daniel 2001, 71ff.; Schreyögg/Koch 2010, 378ff.; Schuh 

2006, 79).  

In der Regel ist das Verhalten von Personen im Hinblick auf eine Neuerung nicht stringent. 

Personen können sich aufgrund verschiedenster Faktoren auch konträr zu ihrer eigenen Über-

zeugung verhalten. Für eine erfolgreiche Einführung sind daher Personentypen (Promotoren, 

Opponenten, Unentschiedene) bzw. Stakeholder in der Organisation durch eine Stakeholder-

analyse zu identifizieren. Anschließend sind die verschiedenen Barrieren (Kennens-, 

Verstehens-, Könnens- und Wollensbarrieren) zu ermitteln und entsprechende Maßnahmen 

zur Erhöhung der Akzeptanz einzuleiten. Die damit verbundenen Ziele sind einerseits der 

Aufbau von Implementierungsbefürwortung und andererseits der Abbau von Implementie-

rungsantipathie (vgl. Abbildung 6-1). Entscheidend dafür ist das sukzessive Einleiten adäqua-

ter Maßnahmen wie bspw. eine zielgruppengerechte Kommunikation (Daniel 2001, 74f.; 

Schwarzer 2009, 134ff.; Reiß 1997, 94; Zeyer 1996, 14f.). 
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Abbildung 6-1: Personenbezogene Implementierungsaufgaben 
 Quelle: In Anlehnung an (Daniel 2001, 76) 

Fördernde und hemmende Faktoren entstehen nicht nur unternehmensintern, sondern auch 

durch externe Gegebenheiten. Zur Identifikation dieser Faktoren dient das Instrument der stra-

tegischen Situationsanalyse (vgl. Abbildung 6-2).  

 
Abbildung 6-2: Entstehungsquellen sachbezogener Implementierungskräfte 
 Quelle: (Daniel 2001, 80) 
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Inwieweit das Unternehmen selbst, das Mirko- bzw. Makroumfeld auf die Einführung des 

Konzepts Einfluss haben, ist vorab zu klären. Unternehmensinterne Faktoren, die die Einfüh-

rung eines Konzepts beeinflussen, sind in erster Linie (Daniel 2001, 81; Jones 2010, 29): Die 

Ressourcenausstattung des Unternehmens, die konkrete Ausgestaltung der Organisations-

struktur sowie die Organisationskultur.  

Die Ressourcentheorie besagt, dass der Erfolg einer Organisation auf die Qualität der Res-

sourcen zurückzuführen ist. Demzufolge kann eine Organisation nachhaltige Wettbewerbs-

vorteile erzielen, wenn sie im Besitz von Ressourcen und Fähigkeiten ist, die selten, dauer-

haft, schwer zu imitieren sind und nicht leicht gehandelt werden können (Amit/Schoemaker 

1993, 37; Fahy/Smithee 1999, 1; Barney 1991, 105ff.). Im Hinblick auf die Ressourcenaus-

stattung des Unternehmens ist zu klären, wie bestehende Ressourcen die Einführung 

beeinflussen, also protegieren oder obstruieren. Ressourcen sind materielle oder immaterielle 

Vermögenswerte sowie die Fähigkeit diese Vermögenswerte zu Gunsten der Organisation 

einzusetzen. Markennamen, Wissen, Beschäftigung von qualifizierten Arbeitskräften oder Fi-

nanzmittel sind Beispiele für Ressourcen (Wernerfelt 1984, 172; Fahy/Smithee 1999, 7; Day 

1994, 38). Fähigkeiten sind “complex bundles of skills and accumulated knowledge, 

exercised through organizational processes, that enable firms to coordinate activities and 

make use of their assets” (Day 1994, 38). Wie in einigen Publikationen (vgl. z. B. Teece 

(1997, 510) Hecht (2014, 19ff.)) aufgegriffen, werden im weiteren Verlauf dieser Arbeit 

Fähigkeiten synonym zu Kompetenzen gesehen. Kompetenzen sind erforderliches Wissen be-

zogen auf eine bestimmte Aufgabe oder Technologie (Hecht 2014, 15; Peppard/Ward 2004, 

180). Fähigkeiten sind abstrakter als Kompetenzen, sie beinhalten vielmehr verschiedene 

Kompetenzen (Hecht 2014, 20; Peppard/Ward 2004, 182). Neben der Verfügbarkeit der nöti-

gen materiellen und personellen Ressourcen ist auch deren Adäquanz (Eignung und rechtzei-

tige Verfügbarkeit) wichtig. Von der Verfügbarkeit materieller und finanzieller Ressourcen ist 

es abhängig, welche Einführungsmaßnahmen eingesetzt werden können (Daniel 2001, 81f.; 

Seppanen et al. 2009, 119; Ojo et al. 2012, 4261; Plachy 2010, 324).  

Die Einführung kann ebenso von der konkreten Ausgestaltung der Organisationsstruktur be-

einflusst werden. Unter Organisationsstruktur wird das formale System von Aufgaben und 

Autoritätsbeziehungen verstanden, die steuern, wie Menschen ihre Handlungen koordinieren 

und Ressourcen nutzen, um Unternehmensziele zu erreichen (Jones 2010, 29; Frese et al. 

2012, 22ff.). Die Organisationsstruktur steuert die Koordination und Motivation und formt 

das Verhalten der Menschen und der Organisation selbst (Jones 2010, 30). Aus diesem Grund 
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ist zu prüfen, wie bzw. welche einführungsrelevanten Auswirkungen die einzelnen Kompo-

nenten der Organisationsstruktur auf die Einführung haben. Bspw. beeinflusst die Verteilung 

der Aufgaben innerhalb der Organisation auf verschiedene Fachbereiche die Einführung, da 

dadurch Koordinationsbedarf entsteht. Zudem beeinträchtigen die Struktur der Weisungsbe-

fugnisse und Entscheidungswege die Einführung erheblich (Daniel 2001, 83ff.; Güttler 2009, 

1).  

Ein weiterer Faktor, der die Einführung eines Konzepts beeinflusst ist die Organisationskul-

tur. Als Organisationskultur wird die Menge aller gemeinsamen Werte und Normen verstan-

den, welche die Interaktionen zwischen Menschen innerhalb und außerhalb der Organisation 

steuern. Die Organisationskultur formt einerseits das Verhalten von Menschen und der Orga-

nisation wie z. B. auch die Fähigkeit des organisationalen Lernens. Andererseits wird die 

Organisationskultur geprägt von Menschen, moralischen Werten und der Organisationsstruk-

tur (Jones 2010, 30; Ojo et al. 2012, 4261; Güttler 2009, 25; Nerdinger et al. 2011, 143f.; Aier 

2013, 880). In der Organisation vorhandene Entscheidungs- und Verhaltensmuster in Form 

von Artefakten, Werten, Normen und Annahmen können die Einführung positiv als auch 

negativ beeinflussen. Implementierungsfördernd ist die Unternehmenskultur, wenn die Ein-

führung akzeptiert wird. Mangelnde Akzeptanz kann jedoch gleichermaßen implementie-

rungshemmend sein (Daniel 2001, 95ff.; Nerdinger et al. 2011, 164; Lauer 2010, 47f.). Eine 

positive bzw. negative Beeinflussung findet nicht nur durch unternehmensinterne, sondern 

auch durch unternehmensexterne Faktoren statt. Die Einflüsse können aus dem Mikro- sowie 

dem Makroumfeld der Organisation kommen (Daniel 2001, 101; Frese et al. 2012, 128ff.; 

Reiß 1997, 96ff.). 

Absatz-, Beschaffungs-, Kapital- und Arbeitsmarkt sowie externe Anspruchsgruppen beein-

flussen die Einführung im Mikroumfeld der Organisation. Eine Beeinflussung durch den 

Absatzmarkt findet durch Kunden statt, die eine Einführung vorantreiben können. Innerhalb 

der Organisation kann dies genutzt werden, um durch interne Kommunikation Druck aufzu-

bauen und dadurch etwaige Antagonisten schneller von einer Einführung zu überzeugen. 

Wettbewerbsdruck kann ebenso die Einführung von Neuerungen beeinflussen. Führt bspw. 

ein relevanter Wettbewerber eine Neuerung ein, so kann dies die Einführung im eigenen 

Unternehmen vorantreiben und gegebenenfalls auch zur Akzeptanzerhöhung innerhalb der 

Organisation führen (Daniel 2001, 101f.; Talke 2005, 76ff.). Der Beschaffungsmarkt übt 

durch Lieferanten der Organisation Einfluss auf die Einführung aus (Daniel 2001, 102ff.; 

Talke 2005, 82f.). Des Weiteren kann der Arbeitsmarkt eine Einführung beeinflussen. Eine 



6 Einführung von EAM in öffentlichen Verwaltungen 173 

Einführung ist z. B. einfacher durchsetzbar, wenn diese zu mehr Beschäftigung führt (Daniel 

2001, 102ff.). Ein weiterer Faktor, der sich auf die Einführung von Neuerungen auswirkt, sind 

externe Anspruchsgruppen: Neben Kunden (Absatzmarkt), Lieferanten (Beschaffungsmarkt) 

sowie Eigentümern und Banken (Kapitalmarkt), kommen gegebenenfalls weitere Anspruchs-

gruppen wie Kooperationspartner, Medien, Verbände und Gewerkschaften hinzu. Fordert ein 

Kooperationspartner eine Einführung zu einem früheren Zeitpunkt oder auf eine bestimmte 

Art und Weise, wirkt sich dies auf die Einführung aus. Analog dazu können Verbände und 

Gewerkschaften die Einführung beeinflussen (Daniel 2001, 102f.; Schneider 2002, 96). 

Umfeldsysteme des Makroumfelds, die einen Einfluss auf die Implementierung ausüben sind 

ökonomischer, physischer, technologischer, sozio-kultureller und politisch-rechtlicher Natur 

(Daniel 2001, 107). Der Einfluss des ökonomischen Umfelds wirkt sich insofern aus, als dass 

sich sowohl nationale als auch internationale Entwicklungen auf die Einführung niederschla-

gen können (Daniel 2001, 107f.; Lauer 2010, 14). Einflüsse des physischen Umfelds sind 

ökologischer Natur, d. h. dass durch die gestiegene ökologische Wahrnehmung ebenfalls ex-

terner Druck auf die Einführung ausgeübt werden kann. So wird bspw. die Einführung, die 

eine ökologische Neuerung nach sich zieht befürwortet, wohingegen Neuerungen mit negati-

ven ökologischen Auswirkungen eher abgelehnt werden (Daniel 2001, 108f.; Lauer 2010, 14). 

Das technologische Umfeld ist meist implementierungsfördernd, da durch technische Neue-

rungen wie z. B. moderne Kommunikationstechnologien, die Tätigkeiten der Mitarbeiter er-

leichtert werden (Daniel 2001, 109; Lauer 2010, 14).  

Das sozio-kulturelle Umfeld hat einen positiven Einfluss auf eine Einführung, wenn diese den 

Werten und Normen der Organisation entsprechen. Implementierungshemmend wird sich hin-

gegen gegenüber Einführungen verhalten, wenn diese die Werte und Normen der Organisa-

tion verletzen (Daniel 2001, 110; Lauer 2010, 14).  

Das politisch-rechtliche Umfeld hat sowohl direkten als auch indirekten Einfluss auf eine 

Implementierung. Rechtliche Regelungen wirken direkt, wohingegen das politische Umfeld 

indirekt auf eine Einführung wirkt (Daniel 2001, 110f.; Schneider 2002, 96; Lauer 2010, 14). 

Ausgehend von den dargestellten implementierungsfördernden und -hemmenden Faktoren der 

Sachdimension, können Handlungsempfehlungen für die Einführung, bezogen auf die unter-

nehmensinternen und -externen Faktoren, abgeleitet werden (vgl. Abbildung 6-3). 
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Abbildung 6-3: Handlungsempfehlungen für den Umgang mit Sachkräften 
 Quelle: (Daniel 2001, 112) 

Implementierungsunterstützende Potenziale sind zu nutzen, indem z. B. der Einführungsstart 

so gewählt wird, dass positive Umfeldbedingungen herrschen. Bei den implementierungshem-

menden Wirkungen ist abzuklären, ob diese von internen oder externen Faktoren ausgehen. 

Abhängig davon, ob interne oder externe Faktoren auf die Einführung wirken, sind hemmen-

de Faktoren differenziert zu betrachten. Kommen hemmende Faktoren aus dem Makroumfeld, 

kann diesen aktiv nur begrenzt z. B. durch Lobbyarbeit entgegengewirkt werden. Mit Einflüs-

sen aus dem Mikroumfeld wird analog verfahren, allerdings können diese leichter aktiv beein-

flusst werden (Daniel 2001, 113). Die besten gestalterischen Möglichkeiten bestehen bei 

organisationsinternen Faktoren. Ressourcen, Struktur und Kultur lassen sich im Gegensatz zu 

externen Faktoren verhältnismäßig einfacher in Richtung Implementierungskonformität trans-

formieren. Jedoch besteht nicht bei allen implementierungshemmenden Einflüssen Hand-

lungsbedarf. Erschwert bspw. die Unternehmensstruktur die Einführung unternehmensweiter 

Standards, ist diese nicht zwangsläufig zu ändern (Daniel 2001, 113). 

 Generierung einer Einführungsstrategie 6.2.3

Um die Einführungsstrategie zu generieren wird zuerst der Einführungsstil ausgewählt. An-

schließend sind der Umfang und die Gestaltungsoptionen des Einführungsobjekts zu klären, 

die kontextseitige Ausgestaltung und der Einführungsbeginn festzulegen. Abschließend sind 

die betrachteten Aspekte zu kombinieren. 
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Die Einführungsstrategie gibt einen Orientierungsrahmen für die Umsetzungs- und Durchset-

zungsmaßnahmen vor. Ziel dabei ist die Steuerung der Implementierungsmaßnahmen, damit 

die Implementierungsziele realisiert werden (Daniel 2001, 115). Abbildung 6-4 stellt einen 

morphologischen Kasten zur Generierung einer Einführungsstrategie vor, der für diese Arbeit 

adaptiert wird.  

 
Abbildung 6-4: Morphologischer Kasten zur Generierung einer Implementierungsstrategie 
 Quelle: In Anlehnung an (Daniel 2001, 116) 

Initial ist ein Implementierungsstil zu wählen. Anschließend sind Entscheidungen zu treffen, 

in welcher Einführungs- und Ausbreitungsrichtung, in welchem Umfang, in welcher Objekt-

perfektion, in welchem Einführungsbereich, mit welchem Kontextübergang und in welchem 

Zeitraum die Einführung erfolgen soll (Daniel 2001, 116ff.). 

Die Einführungsrichtung gibt an, wer die Initiative ergreift und die Notwendigkeit einer 

EAM-Einführung sieht. Zum einen kann dies Top-Down gesteuert sein, d. h. vom Manage-

ment ausgehend. Zum anderen kann das Vorgehen Bottom-Up ablaufen, sodass die Architek-

tur von unten nach oben entwickelt wird. Dies bedeutet, dass IT-Bereiche beginnen, EAM 

einzuführen und erst nachträglich das Management zu überzeugen ist. Wird mit der EAM-

Einführung ein holistischer organisationsweiter Ansatz verfolgt und sollen sämtliche EAM-

Potenziale ausgeschöpft werden, ist für die Einführung die Top-Down Vorgehensweise anzu-

raten (Schwarzer 2009, 122ff.; Ojo et al. 2012, 4261; Plachy 2010, 324; Keller 2007, 233; 

Zeyer 1996, 96f.). 
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 Auswahl des Einführungsstils 6.2.3.1

Es gibt zwei verschiedene Arten von Implementierungsstilen: direktiv und partizipativ 

(Daniel 2001, 119ff.; Scheer 2011, 93; Klug 2008, 133ff.; Krüger 1990, 282). Der direktive 

Stil ist dadurch charakterisiert, dass bspw. ein Konzept im Verborgenen von wenigen Betei-

ligten entwickelt wird und dann unvermittelt, unwiderruflich und ohne jegliche Vorbereitung 

der Betroffenen in Kraft tritt. Im Gegensatz dazu werden beim partizipativen Stil den Betrof-

fenen bestimmte Partizipationsrechte gewährt: Betroffene können entweder an der Entwick-

lung des Konzepts oder an der konkreten Ausgestaltung der Einführungsschritte mitwirken. 

Weiter sind sowohl das Maß des Einwirkens, d. h. die Intensität der Partizipation der einzel-

nen Beteiligten, als auch die verschiedenen Möglichkeiten des Einwirkens zu regeln. Betrof-

fene können entweder direkt oder indirekt, z. B. durch Repräsentanten an den Entscheidungs-

prozessen, teilhaben (Daniel 2001, 119ff.; Nerdinger et al. 2011, 164; Scheer 2011, 93; Klug 

2008, 133ff.). 

Beide Implementierungsstile bergen Vor- und Nachteile, die bei der Einführung eines Kon-

zepts abzuwägen sind. Einschlägige Literatur wie auch Managementberater raten dazu, sämt-

liche Beteiligte einzubinden. Die Feinheit besteht lediglich darin, den richtigen Zeitpunkt zur 

Integration der Beteiligten zu finden. Informiert man sie in einem zu frühen Stadium, so 

stehen diese dem Vorhaben häufig skeptisch gegenüber. Ein zu spätes Einbeziehen kann 

allerdings akzeptanzhemmend wirken. Akzeptanzfördernd ist, dass Wissen, Fähigkeiten und 

Bedürfnisse der Beteiligten einfließen, wobei an dieser Stelle vor allem die subjektiv wahrge-

nommene Möglichkeit zu beachten ist (Daniel 2001, 122ff.; Schreyögg/Koch 2010, 376f.).  

Der partizipative Implementierungsstil zielt vor allem auf Faktoren wie Akzeptanz und Quali-

tät ab, wohingegen der direktive Stil kosten- und zeiteffizienter ist. Dies lässt sich dadurch 

begründen, dass durch einen direktiven Implementierungsstil Entscheidungen schneller ge-

troffen werden können und somit Zeit eingespart wird. Ähnlich verhält es sich mit den 

Kosten: Je weniger Partizipationsrechte den Beteiligten eingeräumt werden, desto weniger 

komplex gestaltet sich die Lösungsfindung und dementsprechend weniger kostenintensiv ist 

sie. Ist aufgrund heterogener Interessensgruppen davon auszugehen, nur eine insuffiziente 

Kompromisslösung zu erreichen, ist ein direktiver Implementierungsstil vorzuziehen. 

Letztendlich fließen allerdings verschiedene Faktoren, wie z. B. organisatorische Rahmenbe-

dingungen oder Qualität und Akzeptanz in die Entscheidungsfindung des Implementierungs-

stils ein (Daniel 2001, 122ff.; Zeyer 1996, 70ff.). 
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 Objektseitige Strategieausgestaltung 6.2.3.2

In Bezug auf den Umfang des Einführungsobjekts existieren verschiedene Gestaltungsoptio-

nen. Ein Konzept kann entweder vollständig oder stufenweise in einzelnen Teilen eingeführt 

werden (Krüger 1990, 283; Zeyer 1996, 99). Bei der Einführung eines Konzepts in seiner 

Gesamtheit sind vorab der Umfang und der Perfektionsgrad des Einführungsobjekts zu klären 

(Daniel 2001, 141ff.). Bei einer stufenweisen Einführung ist dieses auf Zerlegbarkeit in ein-

zelne Module zu prüfen. Die Reihenfolge, in der die einzelnen autonomen Module eingeführt 

werden, kann von verschiedenen Faktoren abhängen: Auf der einen Seite sind Module, die 

sich unkompliziert einführen lassen höher zu priorisieren, da bei diesen mit einem geringeren 

Widerstand zu rechnen ist. Auf der anderen Seite kann es sinnvoll sein, zuerst diejenigen 

Module einzuführen, bei denen aufgrund von bestehenden Fähigkeiten oder Erfahrungen die 

höchste Kompetenz vonseiten der Einführer vorhanden ist (Daniel 2001, 145ff.; Hoffmann 

2007, 336). Die Entscheidung für eine zeitgleiche oder stufenweise Einführung hängt von ver-

schiedenen Faktoren ab und ist durch abwägen der jeweiligen Vor- und Nachteile zu treffen. 

Solche Faktoren können bspw. Ziele sein, die mit der Implementierung verbunden sind wie 

z. B. die Erzielung schneller Erfolge. Ferner sind situative Umstände innerhalb der Organisa-

tion wie z. B. Einführungserfahrung, das Implementierungsobjekt und die Komplexität der 

einzuführenden Neuerung denkbar. 

Eine zeitgleiche Einführung reduziert zwar die Einführungsdauer und minimiert somit den 

Kostenfaktor, allerdings ist diese Art der Einführung auch risikoreicher. Wird gesteigerten 

Wert auf die Akzeptanz des Einführungsobjekts gelegt, ist eine stufenweise Einführung der 

Neuerung ratsam. Einerseits können sich die Betroffenen mit der Einführung auseinanderset-

zen, andererseits wird so ihre subjektive Belastung durch die Einführenden wahrgenommen. 

Bei der schrittweisen Einführung ergeben sich nicht nur für die Betroffenen, sondern auch für 

die Einführenden Vorteile. Die Einführenden können frühzeitig erste Einführungserfahrungen 

sammeln und diese im nächsten Modul einbringen. Zudem ist durch die Zerlegung des Ein-

führungsgegenstandes bei der stufenweisen Einführung die Komplexität handhabbarer. Die 

stufenweise Einführung ist ratsam, wenn aufseiten der Betroffenen wenig Umstellungserfah-

rung und aufseiten der Einführer geringe Einführungserfahrung vorhanden ist. Des Weiteren 

ist diese Art der Einführung zu empfehlen, wenn schnelle Erfolge vorgewiesen werden 

müssen. Ist die Implementierungsdauer hingegen begrenzt, ist eine Kompletteinführung anzu-

streben (Daniel 2001, 148ff.; Amrein 2012, 208). 
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Im Anschluss an die Auswahl des Einführungsumfangs (zeitgleiche oder stufenweise Einfüh-

rung) ist der Perfektionsgrad des Einführungsobjekts zu bestimmen: Einführung der Ideallö-

sung oder einer Näherungslösung mit Nachbesserungsoption. Die sofortige Einführung der 

Ideallösung kann sowohl im Rahmen der Einführung des Gesamtkonzepts als auch bei der 

Einführung von Modulen erfolgen. Voraussetzung für diese Alternative ist das Vorliegen 

einer sogenannten Hundertprozentlösung, eines detaillierten Einführungsplans, der sämtliche 

Einführungsschritte exakt vorgibt sowie dessen anschließende komplette Einführung (Daniel 

2001, 151f.). Im Gegensatz dazu steht die Einführung einer Näherungslösung mit späteren 

Nachbesserungsoptionen. Sie ist für die Einführung des Gesamtkonzepts sowie für einzelne 

Module in Betracht zu ziehen. Bei dieser Alternative wird zunächst eine hinreichende Nähe-

rung des Einführungsgegenstands entwickelt und eingeführt. Diese Näherung wird durch 

mehrere Iterationen erweitert und verbessert. Das heißt, es wird zunächst eine arbeitsfähige 

Version eingeführt, die durch weitere Versionen verbessert und erweitert wird, auch Versio-

nenkonzept genannt (Daniel 2001, 152f.).  

 Kontextseitige Strategieausgestaltung 6.2.3.3

Bezogen auf die Reichweite des einzuführenden Objekts gibt es zwei verschiedene Gestal-

tungsmöglichkeiten: die Einführung im Gesamtkontext und die sukzessive Einführung in 

Kontextbereichen (Scheer 2011, 95). Die Einführung im Gesamtkontext ist sowohl bei der 

zeitgleichen Einführung des Gesamtkonzepts als auch bei der stufenweisen Einführung ein-

zelner Module möglich. Zum einen kann zeitgleich ein Gesamtkonzept in allen von der 

Einführung betroffenen Organisationseinheiten durchgeführt werden. Zum anderen kann das 

entwickelte Konzept zunächst in ausgewählten Organisationsbereichen eingeführt und dann 

sukzessive über die ganze Organisation hinweg ausgedehnt werden. Die Auswahl der Einfüh-

rungsreihenfolge kann anhand verschiedener Faktoren wie z. B. nach Akzeptanz bzw. Kom-

petenz (Erfolgsergebnisse am sichersten), nach Zeit (schnellste Umsetzung), nach Kosten 

(kostengünstigste Umsetzung) oder nach Ertragspotenzial (größte Ergebniswirkung) festge-

legt werden. Die Wahl der Reichweite hängt von verschiedenen Faktoren, wie den jeweiligen 

Vor- und Nachteilen im Hinblick auf die Ziele der Einführung, der spezifischen Situation der 

Organisation und dem Einführungsobjekt, ab. Eine sofortige Einführung im Gesamtkontext 

benötigt zwar weniger Zeit und ist somit kostengünstiger als eine sukzessive Einführung in 

Organisationsbereichen, allerdings ist hier das Misserfolgsrisiko dementsprechend höher. Bei 

einer geringen Einführungserfahrung der Einführenden ist eine sukzessive Einführung ratsam. 

Eine sukzessive Einführung trifft auf mehr Akzeptanz bei den Betroffenen und liefert schnel-
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lere Erfolge. Dies wirkt sich wiederum positiv auf die anderen Teilbereiche aus, in denen der 

Einführungsgegenstand noch einzuführen ist. Ebenso können bei einer sukzessiven Einfüh-

rung Erfahrungen gesammelt und bei nachfolgenden Bereichen bereits angewendet werden. 

Erste Nutzeneffekte wirken sich einerseits positiv auf die Motivation der Betroffenen aus, 

andererseits dienen sie als Argumentationshilfe gegen vorhandene Einwände (Scheer 2011, 

95ff.; Daniel 2001, 157ff.; Zeyer 1996, 100ff.). 

Neben Art und Umfang der Einführung, ist ebenso die Vorgehensweise der Transition vom 

gegenwärtigen zum künftigen Zustand festzulegen. Dafür ergeben sich vier verschiedene Ge-

staltungsoptionen (Scheer 2011, 95; Daniel 2001, 164ff.):  

− Gekoppelt: Der Kontextübergang erfolgt zu einem festen Zeitpunkt, wobei die alten 

Verfahrensweisen bei Inkrafttreten der Neuen ihre Gültigkeit verlieren. 

− Überlappend: Während einer Übergangsphase bestehen beide Lösungen (alte und 

neue) parallel. Danach wird die alte Lösung vollständig abgelöst. 

− Parallel: Es findet kein Kontextübergang statt, da sowohl die alte als auch die neue 

Lösung auf Dauer parallel existieren sollen. 

− Entkoppelt: Die alte Lösung wird komplett abgeschaltet. Erst nach einer festgelegten 

Zeit wird die neue Lösung eingeführt. 

Welche Lösung für den Kontextübergang letztendlich zum Einsatz kommt, hängt von 

subjektiven Vor- und Nachteilen ab, die gegeneinander abzuwägen sind. Spielen die Zeit- und 

Kostenkomponenten eine große Rolle, ist ein gekoppelter Kontextübergang zu wählen. Diese 

Alternative ist allerdings mit einem hohen Misserfolgsrisiko behaftet. Mit dieser Lösung ge-

hen meist personelle Eingewöhnungsprobleme und technische Anlaufschwierigkeiten einher. 

Im Gegensatz dazu haben die überlappende und parallele Einführung ein geringeres Misser-

folgsrisiko. Es wirken sich jedoch beide Alternativen negativ auf den Kostenfaktor aus. Die 

entkoppelte Einführung dauert im Allgemeinen länger und wirkt sich dadurch negativ auf den 

Kostenfaktor aus. Diese Alternative unterstützt aber den Entlernprozess der Beteiligten, d.h. 

die Beteiligten fallen nach der Umstellung nicht in alte Routineabläufe zurück. Welche Alter-

native letztendlich ausgewählt wird, hängt zum einen von den genannten Faktoren, zum ande-

ren vom jeweiligen Konzept selbst ab (Daniel 2001, 167ff.; Krüger 1990, 283; Amrein 2012, 

208).  
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 Bestimmung des Einführungsbeginns 6.2.3.4

Die Wahl des optimalen Einführungszeitpunkts ist ein wesentlicher Faktor. Eingeführt wer-

den kann, wenn das einzuführende Konzept einsatzfähig ist oder wenn sich eine günstige 

Gelegenheit bietet (Daniel 2001, 169f.). Die Bestimmung des Einführungsbeginns lässt sich 

ebenso wie die vorangegangenen Faktoren nur durch Abwägen der jeweiligen Vor- und 

Nachteile, der gegebenen Situation bzw. Rahmenbedingungen der Organisation sowie den 

spezifischen Einführungszielen ableiten. Soll das einzuführende Konzept von den Beteiligten 

akzeptiert werden, ist es ratsam, eine günstige Gelegenheit abzuwarten. Diese Strategie ist vor 

allem dann unumgänglich, wenn die Machtposition der Einzuführenden in der Organisation 

nicht ausreicht, um etwaige Widerstände zu bezwingen. Werden Vor- und Nachteile in Relati-

on zueinander gesetzt wird deutlich, dass es weniger einen Zeitpunkt, sondern vielmehr einen 

Zeitraum für den Einführungsbeginn eines Konzepts zu finden gilt. Innerhalb des Zeitraums 

sind sowohl der frühest- als auch der spätestmögliche Einführungszeitpunkt festzulegen. 

Darin können die Einführenden auftretende günstige Gelegenheiten nutzen (Daniel 2001, 

172ff.). 

 Auswahl der Einführungsstrategie 6.2.3.5

Eine optimale Einführungsstrategie existiert nicht. Es sind vielmehr die individuellen Stärken 

und Schwächen der einzelnen Gestaltungsoptionen, je nach organisatorischen Präferenzen, 

abzuwägen. Zudem fließen weitere Faktoren, wie Ziele, die mit der Einführung einhergehen 

oder die gegenwärtige Situation der Organisation, in die Entscheidung der Implementierungs-

strategie ein. Typische Einführungsstrategien sind: der große Wurf bzw. Big Bang, langsame 

Optimierung bzw. stufenweise Einführung und der Feuerwehreinsatz (Daniel 2001, 176f.; 

Wieczorrek/Mertens 2011, 316; Schwarzer 2009, 128ff.; Böhmann et al. 2008, 19; Bitkom 

2011, 33). Darüber hinaus existiert eine weitere Einführungsstrategie, das werkzeugorientierte 

Vorgehen. Die Definition von Prozessen und der Governance orientiert sich dabei an einem 

zuvor gewählten Werkzeug (Bitkom 2011, 33).  

Bei der Big Bang-Einführungsstrategie handelt es sich um eine flächendeckende, umfassende 

Einführung des kompletten Konzepts zu einem festgelegten Zeitpunkt. Diese Strategie ist 

durch eine kurze Einführungsdauer charakterisiert, jedoch mit hohem Misserfolgsrisiko ver-

bunden. Um das Qualitätsrisiko zu minimieren ist erheblicher Planungsaufwand erforderlich, 

der meist den Einführungsbeginn verzögert. Ebenso ist für die erfolgreiche Einführung im 

Rahmen der Big Bang-Strategie beträchtliche Einführungserfahrung erforderlich. Diese Stra-
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tegie ist nur empfehlenswert, wenn bereits eine sehr homogene, standardisierte IT-Landschaft 

in der Organisation vorhanden ist (Daniel 2001, 177; Wieczorrek/Mertens 2011, 316; 

Schwarzer 2009, 129; Böhmann et al. 2008, 18). Sind Ziele wie Akzeptanz und Qualität prä-

dominierend, bietet sich eine stufenweise Einführung, auch langsame Optimierung genannt, 

an. Jedoch darf bei dieser Art der Einführung kein erhöhter Zeitdruck vorhanden sein. Bei der 

stufenweisen Einführung werden einzelne Module des Gesamtkonzepts oder das Gesamtkon-

zept in nur einem Teilbereich der Organisation sequenziell eingeführt. Diese Strategie ist 

ebenso mit geringer Einführungserfahrung durchführbar. Ein Risikofaktor ist hingegen, dass 

die Einführung zum Erliegen bzw. Stillstand kommen kann (Daniel 2001, 178; Wieczorrek/ 

Mertens 2011, 316; Schwarzer 2009, 130f.; Böhmann et al. 2008, 18). Von Feuerwehreinsatz 

spricht man, wenn aufgrund von erhöhtem Zeit- und Problemdruck schnelle Erfolge erzielt 

werden müssen. Unausgereifte Konzepte werden ebenso wie Akzeptanzprobleme in Kauf ge-

nommen. Etwaige Nachbesserungen werden nach der schnellen Einführung sukzessive vorge-

nommen (Daniel 2001, 178; Böhmann et al. 2008, 18f.).  

Insgesamt betrachtet ist die erfolgversprechendste Vorgehensweise bei der Einführung eines 

EAM-Konzepts die stufenweise Einführung in Verbindung mit einem Top-Down-Vorgehen 

(Bitkom 2011, 31ff.; Keller 2007, 233f.).  

 Gestaltung der Einführungsmaßnahmen 6.2.4

Neben der Auswahl der Einführungsstrategie sind weitere Maßnahmen im Hinblick auf die 

Einführung eines Konzepts in der Organisation zu ergreifen. Die durchzuführenden Maßnah-

men sind in sachbezogene Umsetzungsmaßnahmen und personelle Durchsetzungsmaßnahmen 

unterteilt (Daniel 2001, 180). Bestandteil der sachbezogenen Umsetzungsmaßnahmen sind die 

Objekteinführung und die durchzuführenden Anpassungsmaßnahmen im Einführungskontext. 

Zu den Aufgaben der personellen Durchsetzungsmaßnahmen zählen Kompetenz-, Einfluss- 

und Sinnmanagement (vgl. Abbildung 6-5) (Daniel 2001, 180).  
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Abbildung 6-5: „Zwiebelmodell“ der Implementierungsmaßnahmen 
 Quelle: In Anlehnung an (Daniel 2001, 181) 
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führungsplan ziehen zu können, ist es wichtig, dass die einzelnen Schritte nach (1) sachlichen 

und (2) zeitlichen Aspekten differenziert und (3) die Kapazitätsbedarfe und (4) Budgets be-

rücksichtigt werden (Daniel 2001, 183ff.; de Groot et al. 2008, 40f.). 

Um ausreichend Flexibilität während der Einführung beizubehalten, stehen verschiedene 

Alternativen zur Wahl: Eine Möglichkeit besteht darin, Provisorien (Zwischenlösungen auf 

Zeit) einzuführen, die sich an verändernde Bedingungen anpassen können. Eine weitere Mög-

lichkeit bilden Surrogate (Improvisationslösungen), bei denen Elemente des bisherigen Kon-

zepts aus Akzeptanz- und Kontinuitätsgründen in das neue Konzept übernommen werden. 

Stellt sich bereits vor Einführung der Neuerung heraus, dass eine Ideallösung nicht einführbar 

ist, so kommen meist Approximationen, d. h. Annäherungen an die Ideallösung, zum Einsatz. 

Diese Möglichkeiten werden in der Praxis meist reaktiv eingesetzt, sprich erst nachdem Pro-

bleme aufgetreten sind. Präventiv können hingegen bspw. Prototypen sowie Pilotanwendun-

gen Erfolg versprechend sein. Prototypen zeigen die wesentlichen Charakteristika des 

künftigen Konzepts auf. Dadurch erhalten Einführende und Betroffene die Möglichkeit das 

einzuführende Konzept bereits vorab unter realen Bedingungen zu testen, sodass Anpassungs-

bedarfe und Änderungswünsche frühzeitig berücksichtigt werden können. Unter Pilotanwen-

dung wird die tentative Einführung eines Konzepts in einem bestimmten Anwendungsbereich 

verstanden. Ebenso wie bei Prototypen können Einführende und Betroffene das Konzept 

vorab testen und Änderungswünsche und Anpassungsbedarfe zum Ausdruck bringen. Prototy-

pen und Pilotanwendungen verbinden Planung und Einführung. Somit werden frühzeitig 

Tests durchgeführt. Die gewonnen Erkenntnisse können dann in weitere Überarbeitungen ein-

fließen. Dies erhöht letztendlich den Einführungserfolg (Daniel 2001, 188ff.; Bitkom 2011, 

33). 

Neben der Objekteinführung ist die Kontextanpassung eine wichtige Aufgabe im Rahmen des 

Sachmanagements. Funktion der Kontextanpassung ist die Prüfung von Anpassungsbedarfen 

(personelle und finanzielle Ressourcen, Struktur, Kultur) an das einzuführende Objekt. Meist 

geht mit der Einführung eines Konzepts die Anpassung der Organisationsstruktur einher. Wie 

umfassend die strukturellen Änderungen sind hängt davon ab, wie tiefgehend und weitrei-

chend die Einführung für die Organisation ist. Von Änderungen können die ganze Organisa-

tion oder nur Teilbereiche betroffen sein (Daniel 2001, 195ff.). 

Der Einführungserfolg einer Neuerung hängt maßgeblich von der vorherrschenden Unterneh-

menskultur ab (Daniel 2001, 199ff.; Zeyer 1996, 117). Je ausgeprägter die vorherrschende 

Unternehmenskultur, desto schwieriger ist es, bestehende Werte, Normen und Überzeugungen 
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zu modifizieren. Letztlich ist es nicht möglich die komplette Unternehmenskultur zu ändern. 

Nur bestimmte Faktoren sind zu beeinflussen. Zu den kulturprägenden Faktoren, die nicht 

oder nur schwer änderbar sind, zählen bspw. Kunden, Personalstruktur, Größe, Alter sowie 

Historie des Unternehmens. Aktiv beeinflusst werden können hingegen unter anderem die 

Strategie, Personalpolitik, Regelkommunikation, Informationspolitik und -medien sowie die 

Raumgestaltung (Daniel 2001, 199ff.).  

 Kompetenzmanagement 6.2.4.2

Eine gute Informations- und Kommunikationspolitik ist entscheidend für eine positive Grund-

einstellung gegenüber der Einführung und somit für dessen Erfolg. Eine negative Haltung 

gegenüber der Einführung führt zu Ablehnung und mangelnder Akzeptanz. Positive Begleit-

erscheinungen der Informations- und Kommunikationspolitik sind z. B. die Bildung von Ver-

trauen bei den Angestellten, Transparenz und Verständlichkeit für betriebliche Maßnahmen, 

das Hervorrufen von Interesse und die Partizipation an betrieblichen Entwicklungen (Daniel 

2001, 203ff.; Lauer 2010, 105; Reiß 1997, 99ff.; Gergs/Trinczek 2008, 141ff.). 

Um für die Betroffenen das einzuführende Konzept zu konkretisieren, ist eine transparente 

und zielgruppengerechte Informationsgestaltung essenziell. Das bedeutet aber nicht, dass be-

reits zu Beginn der Einführung der komplette Prozess offengelegt werden muss, sondern dass 

mithilfe einer geringen Detailtiefe ein umfassendes Bild aufgezeigt wird. Die Zielgruppen der 

Einführung lassen sich wie folgt einteilen: (1) unmittelbar betroffene Mitarbeiter, (2) Füh-

rungskräfte, die die Einführungsverantwortung tragen sollen, an der Entwicklung jedoch nicht 

beteiligt sind, (3) Arbeitnehmervertreter sowie (4) sonstige interne und externe Stakeholder 

der Organisation, die indirekt von der Einführung betroffen sind (Daniel 2001, 208f.). Jeder 

dieser Personenkreise benötigt einen anderen Informationsgehalt, der sich an deren zu ver-

richtenden Aufgaben orientiert (Lauer 2010, 109). Zur Informationsübermittlung und -auf-

nahme stehen verschiedene formale Kommunikationsinstrumente wie z. B. E-Mail, Mitarbei-

tergespräche, Broschüren oder Kick-off-Veranstaltungen zur Verfügung. Zu unterscheiden ist, 

ob die Kommunikation lediglich in eine Richtung geht oder ob ein Dialog mit den Betroffe-

nen gewünscht wird. Je nach Dimension der Kommunikation sind entsprechende Instrumente 

(z. B. Face-to-Face Kommunikation) zu wählen. Dabei ist darauf zu achten, ob bereits beste-

hende Kommunikationswege genutzt werden können oder ob eigens welche zu konzipieren 

sind (Gergs/Trinczek 2008, 143ff.; Daniel 2001, 213ff.; Reiß 1997, 99ff.; Lauer 2010, 105f.; 

Zeyer 1996, 304f.).  
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Im Gegensatz dazu existieren in Organisationen auch informale Kommunikationsnetzwerke, 

die ebenso Einfluss auf die Akzeptanz von Neuerungen ausüben (Daniel 2001, 213ff.; Lauer 

2010, 105ff.). Zur besseren Veranschaulichung des einzuführenden Konzepts gegenüber den 

Betroffenen ist es wichtig, dass möglichst schnell Erfolge erzielt werden (Lauer 2010, 110). 

Zum Teil kann dies anhand konkreter Anwendungsfälle dargestellt werden. Erfolge sind dabei 

möglichst zeitnah zu kommunizieren und zu präsentieren. Bspw. indem in einer Abteilung die 

IT-Landschaft exemplarisch erhoben und visualisiert wird (Schwarzer 2009, 117ff.). Unver-

zichtbar ist, dass Ergebnisse in Bezug auf EAM offen kommuniziert und praktisch genutzt 

werden. Bspw. können Führungskräfte die Verwendung von EAM-Ergebnissen in Form von 

Modellen fordern oder obligat machen und so verdeutlichen, dass das eingeführte EAM-

Konzept verbindlich ist (Schwarzer 2009, 117). Kommunikation, gegenseitiges Verstehen und 

geteiltes fachliches Know-how zwischen Fach- und IT-Bereich sind grundlegend für die Um-

setzung der Einführung (Schwarzer 2009, 119; Broadbent/Weill 1993, 176; Reiß 1997, 99ff.; 

Chan 2002, 100). 

Ein weiteres wesentliches Element bei der Einführung eines Konzepts ist die Qualifizierung 

der Betroffenen. Auftretende Formen der Mitarbeiterqualifizierung sind sowohl die (Erst-) 

Ausbildung als auch Weiterbildungen und Umschulungen. Qualifizierungsmöglichkeiten kön-

nen unterteilt werden nach dem Ort der Qualifizierung, d. h. on-the-job, off-the-job oder near-

the-job (Daniel 2001, 218; Schwarzer 2009, 177f.; Bitkom 2011, 34; Nolte 2006, 140; Jung 

2011, 281f.; Reiß 1997, 101; Zeyer 1996, 307ff.). Eine Schulung erfolgt am besten top-down, 

d. h. zuerst die Führungskräfte, dann die operative Ebene. Die Wahl der Qualifizierungspoli-

tik hängt von der Bewertung der Vor- und Nachteile für die jeweilige Organisationssituation 

und das Einführungsobjekt ab. Bei allen Qualifizierungsmaßnahmen ist die Sicherstellung des 

Lerntransfers zu berücksichtigen, d. h. die Übertragung des generierten Wissens auf die eige-

ne Arbeitssituation. Der Lerntransfer bei einem Individuum ist bedingt durch dessen individu-

elle Fähigkeiten sowie der jeweiligen Motivationsstruktur (Daniel 2001, 220ff.). 

 Einflussmanagement 6.2.4.3

Der Erfolg einer Einführung hängt neben der Anpassungsfähigkeit auch von der Änderungs-

bereitschaft ab. Motivation ist daher eine wichtige Einführungsaufgabe, die die Betroffenen 

dazu animieren soll, ein einführungsförderliches Verhalten aufzuzeigen. Fördernde Anreize 

können in intrinsische und extrinsische Anreize klassifiziert werden. Extrinsische Anreize 

führen dazu, dass die Betroffenen durch die Folgen ihres Handelns motiviert werden. Sie 
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können in materielle und immaterielle Anreize unterteilt werden. Wird der Betroffene für 

seine Tätigkeit monetär belohnt z. B. durch Prämien oder bezahlte Urlaubstage, ist der Anreiz 

materiell. Immaterielle Anreize beeinflussen nicht operationalisierbare Bedürfnisse wie 

Sicherheits-, Karriere- und Prestigestreben. Geht die Motivation aus dem Inhalt der Aufgabe 

hervor, indem ein Betroffener bspw. für eine Tätigkeit verantwortlich ist, so spricht man von 

intrinsischen Anreizen. Die Änderungsbereitschaft bei der Einführung einer Neuerung gelingt 

häufig vor allem mithilfe von intrinsischen Anreizen. Voraussetzung dafür ist allerdings, dass 

sämtliche Faktoren, die Unzufriedenheit bei den Betroffenen hervorrufen, abgeschaltet wer-

den und zusätzlich die Motivation angesprochen wird (Daniel 2001, 240ff.; Leimeister et al. 

2009, 203; Hentze et al. 2005, 116ff.; Schreyögg/Koch 2010, 444; Thommen/Achleitner 

2012, 763ff.; Reiß 1997, 102f.). 

In der Praxis lässt sich häufig der überwiegende Teil der Betroffenen nicht oder nur unzurei-

chend von der Einführung überzeugen. Gründe dafür können sich auf das Einführungsobjekt 

oder den Einführungsstil bzw. die Art und Weise des Einführungsverhaltens beziehen. Kön-

nen nicht alle Betroffenen positiv gegenüber der Einführung gestimmt werden, ist zumindest 

eine Ablehnung und Sabotage weitgehend zu verhindern (Daniel 2001, 249). Um den gegen-

sätzlichen Interessen der Betroffenen und Einführenden Rechnung zu tragen, sind verschiede-

ne Möglichkeiten zur Konfliktlösung möglich: Problemlösung, Kompromiss, Machtkampf 

oder Vermittlung. Eine Problemlösung mit Rücksicht auf die Ziele und Bedenken der betrof-

fenen Stakeholder ist der bestmögliche Fall (Daniel 2001, 250ff.; Lauer 2010, 118ff.; 

Stolzenberg/Heberle 2013, 210ff.; Zeyer 1996, 87ff.).  

 Sinnmanagement 6.2.4.4

Im Rahmen des Sinnmanagements wird die eigene Einstellung, das Bewusstsein und die 

Motivation für sowie die Identifikation mit der Einführung verändert (Daniel 2001, 257ff.; 

Schwarzer 2009, 116; Bitkom 2011, 31f.). Verstehen Stakeholder den Sinn der Einführung, 

agieren sie einführungsadäquat (Haberzettl/Schinwald 2011, 38ff.). Die Identifikation mit der 

Einführung fördert meist die Motivation bei den Betroffenen. Dies ist wichtig, um sowohl den 

Zusammenhalt innerhalb der Organisation zu fördern als auch die Akzeptanz für die Einfüh-

rung zu erhöhen (Daniel 2001, 258ff.). 

Maßnahmen für zielführendes Sinnmanagement sind (Daniel 2001, 260): (1) Entwicklung 

einer speziellen Einführungsvision, (2) Einsatz von symbolischem Management und (3) Auf-

bau von Vertrauen. Die Entwicklung einer speziellen Einführungsvision bringt Ziele und Er-
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fordernisse der Einführung zum Ausdruck und fördert die Identifikation und Motivation. Um 

sich die Unterstützung der Stakeholder frühzeitig zu sichern und etwaige Abwehrhaltungen zu 

schwächen, sind die Betroffenen frühzeitig vom Vorhaben und dessen Vorgehen bspw. durch 

Informationsveranstaltungen und -materialien zu informieren (Daniel 2001, 261ff.; Schwarzer 

2009, 114ff.; Bitkom 2011, 31f.). Visionen dienen im Allgemeinen dazu, den Stakeholdern 

einen Weg aufzuzeigen, an dem sie sich orientieren können. Aus diesem Grund sollte eine Vi-

sion einfach und verständlich formuliert sein, um eine einwandfreie Kommunikation zu 

gewährleisten. Darüber hinaus sollte die Vision kompatibel mit der Organisationsvision sein. 

Diese ist bei gravierenden Änderungen gegebenenfalls anzupassen. Die Vision sollte ambitio-

nierte realisierbare Ziele beinhalten, um einen verhaltenslenkenden Effekt zu erzielen (Daniel 

2001, 261ff.; Bitkom 2011, 32). 

Eine weitere Maßnahme zur Unterstützung des Sinnmanagements ist der Einsatz von symbo-

lischem Management. Dabei wird bewusst auf den Einsatz von Symbolen und symbolischen 

Handlungen gesetzt (Daniel 2001, 264f.; Zeyer 1996, 333f.). Dies erhöht das Vertrauen und 

somit die Akzeptanz der Einführung. Herrscht ein gutes Vertrauensverhältnis zwischen Stake-

holdern und Einführenden, verbessert sich bspw. auch die Kommunikation, da Informationen 

leichter und schneller weitergegeben werden. Wichtige Aspekte, die die Vertrauensbildung 

positiv beeinflussen sind Offenheit, Glaubwürdigkeit, Kompetenz, Loyalität, Ehrlichkeit und 

Verlässlichkeit (Daniel 2001, 266ff.). 

 Kombination des Maßnahmeneinsatzes 6.2.4.5

In den vorangegangenen Abschnitten wurden die einzelnen Bausteine zur Einführung einer 

Neuerung erläutert. Zu deren erfolgreichen Einführung sind die inhaltliche Kombination und 

die Reihenfolge der verschiedenen Bausteine unabdingbar. Bezugnehmend auf die inhaltliche 

Kombination stellt sich ein Einführungserfolg dann ein, wenn die Maßnahmen (1) passend 

zum einzuführenden Objekt sind, (2) miteinander harmonieren und (3) die übergeordnete Ein-

führungsstrategie unterstützen (Daniel 2001, 269). Dabei kann wie folgt vorgegangen werden 

(Daniel 2001, 269ff.):  

1. Die Maßnahmen müssen die Einführungsstrategie unterstützen, sodass ein Strategie-

Maßnahmen-Fit entsteht. 

2. Die einzelnen Maßnahmenmodule (Sach-, Kompetenz-, Einfluss- und Sachmanage-

ment) müssen aufeinander abgestimmt sein, damit ein Maßnahmen-Maßnahmen-Fit 

entsteht. 
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3. Einen Einfluss auf die Auswahl der geeigneten Maßnahmen hat im nächsten Schritt 

das Einführungsobjekt selbst, sodass ein Maßnahmen-Objekt-Fit erzielt wird. Je revo-

lutionärer eine Neuerung ist, desto mehr Wert wird auf die Maßnahmen (Information 

und Kommunikation, Sinnmanagement) gelegt. 

4. Für den Einführungserfolg ist ebenso die Reihenfolge des Maßnahmeneinsatzes aus-

schlaggebend.  

Die Einführung von EAM ist immer mit technologischen und organisatorischen Veränderun-

gen in Organisationen verbunden, wodurch ein wesentliches Thema im Zusammenhang mit 

EAM-Einführungsvorhaben das Änderungsmanagement (engl. Change Management) ist 

(Walser/Riedl 2010, 198; van der Raadt et al. 2010, 1966; Niemietz et al. 2013, 2). Change 

Management zielt dabei auf die optimale Realisierung der Änderung vom Ausgangspunkt bis 

zum Ziel ab (Lauer 2010, 3; Steinle et al. 2008, 9). Die Einführung von EAM verbessert nicht 

nur die technische Performance oder die Kultur einer Organisation, sondern nimmt ebenso die 

Nutzer (Mitarbeiter, Prozesse und organisatorische Leistungsergebnisse) in den Fokus. Da 

zudem beim Einsatz von EAM vor allem Abstimmungen (bspw. realisiert durch Gremien) 

relevant sind und Synergieeffekte hauptsächlich durch den Einsatz von IT gehoben werden 

können, ist das EAM-Einführungsvorhaben nicht nur ein Change Management Projekt, 

sondern vor allem ein Technochange Management Projekt (Markus 2004, 3ff.). Unter Techno 

Change versteht man Projekte, in denen durch neue IT-Anwendungen veränderte Geschäfts-

prozesse in Verbindung mit den organisatorischen Veränderungen ein Nutzen, d. h. eine ver-

besserte Performance, entsteht (Markus 2004, 4).  

Das in diesem Kontext verbreitetste Phasenmodell ist der Technochange Lifecycle, der aus 

den folgenden Phasen besteht: chartering, project, shakedown und benefit capture (Markus 

2004, 9). Die ersten drei Phasen des Technochange Lifecycles entsprechen den Phasen des 

EA-Lebenszyklus. Dieser besteht analog zum Systemlebenszyklus und Change Management 

Prozess aus den drei Phasen: Planung der Einführung, Einführung des Einführungsobjekts 

und laufende Nutzung (Schwarzer 2009, 113; Daniel 2001, 18; Lewin 1947, 34f.). Im weite-

ren Verlauf dieser Arbeit werden diese kombiniert. Die erste Phase chartering dient dazu, die 

Motivation für die Veränderung zu wecken, die Restriktionen für die Umsetzung der Lösung 

zu eruieren und die Ressourcen zu verteilen. Da im Normalfall bei Änderungen Hemmnisse 

vonseiten der Betroffenen innerhalb der Organisation entgegenstehen, sind diese in der ersten 

Phase zu analysieren und deren Ursachen zu eruieren. In Phase zwei project findet die Ent-

wicklung der Neuerung statt. Im Rahmen dieser Phase wird z. B. der Projektplan erstellt, die 
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Mitarbeiter geschult, finden Kommunikationsmaßnahmen und der Roll-out des Projekts statt. 

Phase drei shakedown stabilisiert und integriert die Änderungen im Organisationskontext. 

Neue Prozesse und Technologien werden genutzt. In Phase vier benefit capture stiftet die 

neue Arbeitsweise Nutzen und wird kontinuierlich verbessert (Markus 2004, 9; Lauer 2010, 

57ff.; Schreyögg/Koch 2010, 377; Thommen/Achleitner 2012, 905).  

Bestenfalls startet der Einführungsprozess mit dem Verändern von Denkweisen und 

Verhaltensmustern (Sinnmanagement) in Kombination mit einer guten Informations- und 

Kommunikationspolitik. Anschließend werden erste Einführungsschritte gemeinsam mit Akti-

vitäten durchgeführt, die auf die Motivation und Beeinflussung wirken. Abschließend sind 

erste Qualifizierungsmaßnahmen einzuleiten und parallel dazu nötige Kontextanpassungen 

durchzuführen (Zeyer 1996, 83ff.). Abbildung 6-6 fasst den Sachverhalt zusammen und teilt 

die Einführungsmaßnahmen dem Technochange Lifecycle (Markus 2004, 9) sowie dem EA-

Lebenszyklus zu. 

 
Abbildung 6-6: Zuordnung des Maßnahmeneinsatzes zum Technochange Lifecycle 
 Quelle: (Daniel 2001, 272; Markus 2004, 9) 
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CIO bzw. IT-Leiter und Mitgliedern der Geschäftsleitung einzurichten. Dieser ist in die beste-

hende Gremienlandschaft zu integrieren um EAM die notwendige Bedeutung im gesamten 
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Unternehmen zu verleihen (Schwarzer 2009, 120f.; Bitkom 2011, 34; Seppanen et al. 2009, 

119; Ojo et al. 2012, 4261). 

Zur Verankerung der Einführungsaufgabe sind Personen festzulegen, die einführungsbezo-

gene Aufgaben übernehmen und einführungsrelevante Entscheidungen wie z. B. Einführungs-

maßnahmen im Sinne der in Abschnitt 6.2.4 vorgestellten Maßnahmen, treffen. Die Personen 

sind nach ihrer Fach-, Methoden- und Sozialkompetenz auszuwählen, damit das Team der 

Trägerschaft eine hinreichende Handlungskompetenz aufweist. Darüber hinaus sind Promo-

toren, wie z. B. der CIO, Beteiligte mit politischer Kompetenz, Meinungsführer, Objektplaner 

und charismatische Führungspersönlichkeiten relevant (Daniel 2001, 273ff.; Ross et al. 2006, 

113). Promotoren können den Opponenten Sanktionen auferlegen und die nachhaltige Veran-

kerung von Konzepten, wie z. B. EAM in der Organisation, gewährleisten (Schwarzer 2009, 

117; Daniel 2001, 276ff.).  

Die genannten Personen der Trägerschaft nehmen im Rahmen des Einführungsteams ver-

schiedene Rollen ein: Entscheider, Planer, Realisierer und Berater (Daniel 2001, 281). Der 

Entscheider, auch Auftraggeber oder Sponsor genannt, gibt den Einführungsauftrag und trifft 

während der Einführung sämtliche personelle und finanzielle Entscheidungen. Darüber hinaus 

motiviert er während des gesamten Einführungsprozesses die Betroffenen, indem er die Ein-

führungsinhalte vermittelt und dadurch die Einführung fördert (Daniel 2001, 283f.). Die Fest-

legung des Vorgehens und die Analyse von fördernden und hemmenden Faktoren zählen 

ebenso wie die Erarbeitung von Einführungsstrategie und -plan sowie die Kontrolle des Fort-

schritts im Hinblick auf die Einführung zu den Aufgabengebieten des Planers (Daniel 2001, 

284f.). Realisierer sind ausführende Akteure und mit der Umsetzung der Einführungsplanung 

betraut. Zu unterscheiden sind Realisierer mit und ohne Führungsfunktion. Erstere agieren 

häufig als Übersetzer oder Vermittler und haben Durchsetzungsaufgaben inne. Letztere setzen 

die konkreten Einführungsschritte um (Daniel 2001, 285ff.). Interne wie externe Berater sind 

optional und gehören nicht zwangsläufig zum Einführungsteam, sondern sind lediglich bei 

Bedarf zur Unterstützung zu konsultieren (Daniel 2001, 287ff.).  

Das Zusammenspiel dieser Personen innerhalb des Einführungsteams ist maßgeblich am Er-

folg der Einführung beteiligt. Wichtig dabei ist die Zuordnung der Aufgaben zu den Einfüh-

rungsträgern und die Einbindung dieser in den bestehenden organisatorischen Kontext wie 

z. B. die direkte Verankerung des EAM-Teams unter der IT-Leitung (Daniel 2001, 292; 

Plachy 2010, 324). Des Weiteren ist zu klären, wie und an welcher Stelle EAM dauerhaft 

organisatorisch in der Linie verankert werden kann. In diesem Zusammenhang ist zu eruieren, 
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welche Entscheidungen auf welcher Ebene und welche Richtlinien und Vorgaben unterneh-

mensweit und welche auf Fachbereichsebene getroffen werden (Schwarzer 2009, 166f.). Zur 

erfolgreichen Nutzung von EAM ist dies zudem in bestehende IT-Managementprozesse zu 

integrieren (Schwarzer 2009, 171; Bitkom 2011, 34).  

Damit das eingeführte EAM-Konzept den gewünschten Nutzen entfalten kann, ist dessen 

Pflege essenziell. Alle Komponenten des EAM-Konzepts, d. h. die Ist- und Soll-Architektur, 

Transformationspläne und sämtliche Ergebnisse, die diese Komponenten unterstützen, sind 

kontinuierlich zu pflegen (Schekkerman 2008, 119; Bitkom 2011, 37). Um die Effektivität 

und Effizienz der Architektur sicherzustellen, ist ebenso der Architekturprozess zu pflegen. 

Dies bedeutet, dass ein Zyklus aus Evaluation, Entwicklung, Verbesserung und Einführung 

periodisch durchlaufen wird. Neben der Architektur selbst, sind auch die Architekturprodukte 

wie Standards, Richtlinien, Regeln und Modelle regelmäßig zu aktualisieren. Dies garantiert 

eine stets aktuelle und funktionsfähige Architektur (van den Berg/van Steenbergen 2006, 85). 

Aufgabe des Pflegekonzepts ist es, die Datenbereitstellung, Dokumentation und Qualitätssi-

cherung der EAM-Datenbasis zu regeln. Die Datenbereitstellung schließt die Datenherkunft, 

Prozesse und Verantwortlichkeiten für die Datenbeschaffung und -übermittlung ein. Die Be-

schaffung der Daten zu Beginn einer EAM-Initiative erfolgt meist über eine Bestandsaufnah-

me, wobei sich auf vorhandene Datensammlungen gestützt wird (Hanschke 2013, 546).  

Wesentlich bei der Pflege von EAM ist eine hohe Qualität und Aktualität der Datenbasis. Um 

diesen Anforderungen gerecht zu werden, ist eine regelmäßige Qualitätssicherung, Datenbe-

reinigung und kontinuierliche Optimierung unabdingbar. Da der Unternehmensarchitekt letzt-

lich für die Datenqualität verantwortlich ist, zählen die regelmäßige Durchführung von Quali-

tätssicherungsmaßnahmen und Datenbereinigungen zu seinen Aufgaben. Das Pflegekonzept 

beschreibt den qualitätssichernden Gegenstand, Zeitpunkte und Darstellungsweisen. Fehlende 

Qualität bei der Pflege der EAM-Datenbasis ist häufig darauf zurückzuführen, dass keine 

Richtlinien verabschiedet wurden, die das Einpflegen der Daten regeln. Ausschlaggebend für 

ein gutes Pflegekonzept ist es, für alle festgelegten Bebauungselemente, Beziehungen und At-

tribute zu ermitteln, im Rahmen welcher Prozesse wer wann welche Änderungen veranlasst, 

durchführt, konsolidiert oder qualitätssichert. Infolgedessen können die Datenbereitstellung 

und -pflege beschrieben werden. Die gesammelten Daten weisen häufig eine unterschiedliche 

Qualität aufgrund fehlender Richtlinien und Vorgaben auf. Aus diesem Grund ist vor allem 

eine Qualitätssicherung der Bebauungsdatenbasis essenziell. Hilfreich ist es daher, die Daten 

vor der Aufnahme in die Datenbasis auf Vollständigkeit, Aktualität, Granularität und Qualität 



192 6 Einführung von EAM in öffentlichen Verwaltungen 

zu prüfen (Hanschke 2013, 546ff.). Zur Erstellung eines Pflegekonzepts sind folgende Schrit-

te nötig: 

1. Prämissen schaffen: Dies bedeutet die Klärung und Priorisierung von geforderten 

Zielen, Fragestellungen und Ergebnisdarstellungen. Im Anschluss daran muss für alle 

benötigen Daten die Beschaffung sowie die kontinuierliche Bereitstellung geklärt 

werden.  

2. Analyse der Datenbeschaffung: Zunächst sind die Kerndaten, erweiterten Daten und 

Steuerungsgrößen zu analysieren. Anschließend sind eventuelle Beschaffungslücken 

zu schließen, indem die einmalige sowie kontinuierliche Datenbeschaffung für diese 

Lücken geklärt wird. Weiter ist festzulegen, wie Veränderungen gehandhabt werden: 

Wie sind diese zu erfassen und welche Ansprechpartner sind zu informieren.  

3. Festlegung von Masterschaft, Datenherkunft und -bereitstellung: In Schritt drei sind 

die Datenquellen (automatisch oder manuell), die die Basis für das Einpflegen der Da-

ten in die Datenbasis bilden, festzulegen. Die Datenquellen sind sowohl für Kernda-

ten, erweiterte Daten und Steuerungsgrößen sowie für sämtliche Schnittstellen zwi-

schen den Systemen zu identifizieren. Die Erkenntnisse können tabellarisch dargestellt 

werden, indem für alle Daten die Masterschaft, Datenherkunft und -bereitstellung 

sowie zugehörige Ansprechpartner erfasst werden. 

4. Festlegung der Pflegeprozesse: Für alle EAM-Daten, die direkt eingepflegt, konsoli-

diert oder qualitätsgesichert werden, sind Pflegeprozesse zu etablieren. Des Weiteren 

ist in diesen Pflegeprozessen zu klären, wer zu welchem Zeitpunkt welche Teile der 

Bebauungselemente und welche Beziehungen entlang welchen Prozesses antriggert 

oder kontinuierlich dokumentiert, konsolidiert und/oder qualitätssichert. Die Benen-

nung der Pflegeverantwortlichkeiten, des Pflegezeitpunkts und des In- und Outputs 

sind ebenso von Bedeutung (Hanschke 2012, 285). Um eine gute Dateneingabe und 

Qualitätssicherung zu gewährleisten, sind im Rahmen von Schritt vier Richtlinien und 

Vorgaben wie z. B. Modellierungsrichtlinien festzulegen, gegen die die Daten evalu-

iert werden können. 

5. Festlegung der Werkzeugunterstützung: Um den Aufwand für die Dokumentation, 

Analyse, Planung und Qualitätssicherung zu reduzieren sowie die Akzeptanz von 

EAM zu steigern, ist eine gute Werkzeugunterstützung für die Pflege notwendig.  

6. Zusammenfassung der Ergebnisse im Pflegekonzept: Das Resultat der vorangegange-

nen Schritte ist ein individuelles Pflegekonzept. 
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6.3 Analyse zur Einführung von EAM 

Die aus der theoretischen Fundierung und Einführungsliteratur gewonnenen Erkenntnisse 

werden mithilfe von Experteninterviews validiert. Die Rahmendaten zur Durchführung der 

Untersuchung sind in Abschnitt 6.1 zu finden. Die Erkenntnisse der Experteninterviews flie-

ßen nicht nur in die Entwicklung der EAM-Einführungsstrategie, sondern auch in die Ausge-

staltung der weiteren Artefakte (EAM-Rollenkonzept und Anwendungsszenarien) des EAM-

Konzepts (Kapitel 5) ein. Im Folgenden werden die Ergebnisse der Untersuchung dargestellt.  

 Allgemeine Aspekte 6.3.1.1

Zur besseren Einschätzung und Beurteilung der Einführung wurde die Ausgangssituation des 

Unternehmens vor der EAM-Einführung erhoben. Vor der EAM-Einführung existierte in den 

Unternehmen meist eine völlig intransparente, unübersichtliche und heterogene IT-Land-

schaft, die strategisch nicht in vollem Funktionsumfang genutzt wurde. Das Potenzial konnte 

dadurch nicht ausgeschöpft werden, wodurch kein Business-IT-Alignment vorhanden war 

(wie z. B. Delta, Epsilon, Zeta, Theta, Iota, Kappa). Darüber hinaus wurden die zunehmende 

Globalisierung (Theta) sowie die Umstrukturierung des Unternehmens oder des IT-Bereichs 

von einzelnen dezentralen Einheiten mit eigener IT zu einem zentralen IT-Bereich (Beta, 

Omikron) als Treiber für die Einführung von EAM genannt. Xi erläuterte: „[…] im Zusam-

menhang mit Überlegungen bzgl. IT-Governance wurde entschieden EAM zu betrachten“.  

Bereits vor der EAM-Einführung gab es zum Teil einzelne Wissensträger, allerdings wurden 

Informationen nicht zentral organisiert und gespeichert, sodass Wissen zum Teil bei Aus-

scheiden des Mitarbeiters verloren ging (Delta). Ny sagte zu den Gründen der EAM-

Einführung: „Das Unternehmen wollte wieder so flexibel sein wie früher und neue Anforde-

rungen schnell und flexibel umsetzen. Dies war durch die gestiegene Komplexität vorhande-

ner Strukturen und Systeme nicht mehr möglich.“ Gründe dafür waren teils die zunehmende 

Globalisierung, Übernahmen bzw. Fusionen (Gamma) oder das Managen der IT-Land-

schaften stand bisher nicht im Fokus des Unternehmens (My). Zum Teil waren Dokumentatio-

nen der IT-Landschaft vorhanden, meist allerdings nur fragmentarisch und in unterschiedli-

cher Qualität beschrieben oder nicht aktuell. Eine umfassende Dokumentation fehlte aller-

dings (Alpha, Beta, Gamma, Delta, Epsilon, Zeta, Eta, Theta, Iota, Kappa, Lambda, My, Ny, 

Xi, Omikron). 
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Die befragten Unternehmen verfolgten mit der Einführung von EAM verschiedene Ziele. 

Diese sind in Abbildung 6-7 nach Häufigkeit der genannten Ziele illustriert. Am häufigsten 

wurden die Schaffung von Transparenz (Gamma, Delta, Kappa, Lambda) und die Erhöhung 

der Flexibilität, um bspw. die Time-to-Market zu verbessern (Kappa), genannt. Eine bessere 

Reaktionsfähigkeit auf neue Anforderungen (Ny) oder eine Verbesserung des Business-IT-

Alignments (Beta, Eta, Kappa, Lambda, Ny) wurden als Ziele für die EAM-Einführung ange-

führt. Des Weiteren strebten Unternehmen mit der Einführung von EAM eine holistische 

Sicht auf das Unternehmen (Alpha, Delta, Kappa, My), eine Standardisierung der IT-Land-

schaft zur Nutzung von Synergien (Gamma, Iota, Kappa, Omikron) oder eine Kostensenkung 

(Epsilon, Zeta, Theta, Lambda) bspw. durch Reduzierung der Anwendungen (Theta) an.  

 
Abbildung 6-7: Genannte Ziele für die EAM-Einführung 
 Quelle: Eigene Darstellung 

Aufgaben, die mit EAM erfüllt werden sollen, sind zum Teil sehr divergent. Beta, Epsilon 

und Xi nannten die Etablierung einer besseren IT-Governance mithilfe von EAM. Manche 

Unternehmen setzen, wie in der Literatur vorgesehen (vgl. Kapitel 3.3), EAM als Instrument 

zur Erhebung und Übersetzung von Anforderungen (Eta, Iota, Kappa, My, Xi, Omikron) 

sowie zur langfristigen Umsetzung der IT-Strategie ein (Kappa, My, Omikron). Weiter wird 

EAM zur Etablierung eines Projektportfoliomanagements genutzt (Beta, Delta, Theta, Iota, 

Kappa, My, Omikron) bspw. um die Planbarkeit von Projekten zu erhöhen. Alpha, Beta, Delta 

und Theta verwenden EAM zur Erhebung und Visualisierung der Ist- und Ziellandschaft des 

Unternehmens. Ferner ist die Aufgabe von EAM ein gemeinsames Vokabular zu finden 
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(Gamma) sowie die Business- mit der IT-Seite zu verbinden (Gamma, Iota), die Informations-

sicherheit zu gewährleisten (Xi) oder Abhängigkeiten von Anwendungen (Omikron) bzw. 

Projekten (Beta) aufzuzeigen. 

Der derzeitige Stand der EAM-Einführung ist bei den befragten Unternehmen sehr unter-

schiedlich. Manche verfolgen schon länger EAM-Bestrebungen und haben es bereits vollstän-

dig ausgerollt und als festen Bestandteil täglicher Fragestellungen integriert (Alpha, Epsilon, 

Zeta, Iota, My). Eta und Kappa schilderten, dass EAM bereits eingeführt ist und sukzessive 

gelebt wird. Manche der befragten Unternehmen befinden sich derzeit in der Konsolidie-

rungsphase, sodass EAM bereits partiell eingeführt ist (Gamma, Delta, Xi) bzw. derzeit aus-

gerollt wird (Beta, Theta, Ny, Omikron).  

 Organisatorische Aspekte 6.3.1.2

In den meisten der befragten Unternehmen (13 von 15) wurde EAM stufenweise bzw. schritt-

weise eingeführt. Lediglich zwei Unternehmen (Beta, Zeta) wählten eine Big Bang-Einfüh-

rung. Nach der unternehmensweiten Einführung ging z. B. Zeta innerhalb der einzelnen 

Bereiche iterativ vor. Ein Unternehmen (Iota) führte EAM stufenweise bzw. schrittweise mit-

hilfe von Releases ein. Das jeweilige Release wurde dann zeitgleich und umfassend in der 

gesamten Organisation eingeführt. Auffallend ist, dass lediglich sechs der befragten Unter-

nehmen (Beta, Theta, Iota, Kappa, Lambda, Ny) einer festgelegten Vorgehensweise folgten. 

Davon nur Beta, Theta und Ny mit zum Teil definierten Zuständigkeiten. Delta und Kappa 

definierten zwar klare und Alpha, Xi und Omikron partiell Zuständigkeiten, folgten aber 

keiner (formalisierten) Vorgehensweise bzw. nur dem Projektplan (Alpha). Hatten die Unter-

nehmen jedoch eine definierte Vorgehensweise, wurde diese auch befolgt (Alpha, Beta, 

Theta, Iota, Kappa, Lambda, Ny). Eta folgte zwar keinem expliziten Vorgehen, hatte aber zu-

mindest grobe Meilensteine definiert, jedoch keine festen Zuständigkeiten. Keins der befrag-

ten Unternehmen folgte strikt einem EAM-Ansatz, da diese nach Aussagen der Experten zu 

unspezifisch, nicht direkt anwendbar und zu wenig pragmatisch erschienen. Über die Hälfte 

der befragten Unternehmen (Gamma, Delta, Epsilon, Theta, Kappa, My, Ny, Xi, Omikron) 

orientierte sich bei der Einführung an TOGAF, jedoch nicht vollständig. Ny entgegnete: „Es 

wurde zwar TOGAF-konform vorgegangen, wobei sich mehr am ausgewählten Werkzeug ori-

entiert wurde“. Drei der befragten Unternehmen wählten eine Kombination aus TOGAF und 

ITIL (Eta), TOGAF und dem Zachman-Framework (Alpha) bzw. TOGAF und weiteren ver-
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schiedenen Best-Practice-Ansätzen (Beta). Iota und Lambda folgten einem anderen Best-

Practice-Ansatz zur Einführung von EAM. 

 Governance-Aspekte 6.3.1.3

Für jedes der befragten Unternehmen spielen während der EAM-Einführung verschiedene 

Stakeholder, wie z. B. das Management, der CIO oder (externe) IT-Dienstleister, eine Rolle. 

Während der EAM-Einführung ist eine wesentliche Herausforderung sich die Unterstützung 

der Stakeholder zu sichern. Die befragten Unternehmen sicherten sich diese durch verschiede-

ne Instrumente (vgl. Abbildung 6-8): Am Häufigsten wurde genannt, dass der Mehrwert und 

Nutzen für die Betroffenen aufgezeigt werden muss (Delta, Epsilon, Theta, Kappa, My, Xi, 

Omikron) bspw. indem frühzeitig Visualisierungen und Berichte z. B. der IT-Landschaft dar-

gestellt (Alpha, Delta, Omikron), Win-Win-Situationen aufgezeigt (Kappa) oder die Stake-

holder bei der Umsetzung der einzelnen EAM-Aufgaben unterstützt werden (Epsilon, Theta). 

Zeta sagte zu diesem Sachverhalt: „[…] Projektfreigaben sind bei uns nur durch Architektur-

freigaben möglich“. Darüber hinaus ist die Kommunikation über verschiedene Kanäle und 

Hierarchieebnen hinweg ein weiteres wichtiges Instrument (Beta, Gamma, Delta, Epsilon, 

Eta). Die Aufnahme von EAM-Zielen in die IT-Strategie (Alpha), die Zielvereinbarung der 

Mitarbeiter bzw. von IT-Dienstleistern (Alpha, Beta, Zeta, Theta, Ny), das frühzeitige Einbe-

ziehen der Stakeholder (Kappa, Lambda) sowie diese zu Beteiligten zu machen (Zeta, Theta, 

Lambda, My) sind weitere Möglichkeiten zur Sicherung der Unterstützung. In zwei Fällen 

(Beta, Delta) wurde Top-Down über Vorgesetzte die Einführung von EAM durchgesetzt. 

 
Abbildung 6-8: Möglichkeiten zur Stakeholder-Unterstützung während der EAM-Einführung 
 Quelle: Eigene Darstellung 
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Bei mehr als der Hälfte der befragten Unternehmen (Alpha, Beta, Epsilon, Zeta, Theta, 

Kappa, Lambda, My, Omikron) war der CIO, bei zwei Unternehmen das zentrale IT-Manage-

ment (Iota, Ny) Sponsor der EAM-Einführung. Bei Delta, Eta und Xi ging die Initiative von 

der Unternehmensführung bzw. eines einzelnen Abteilungsleiters aus. Lediglich Gamma hatte 

keinen Sponsor der die EAM-Bestrebungen förderte.  

Zentral für die Einführung und anschließende Nutzung von EAM sind Rollen, die sich mit 

den auftretenden Aufgaben beschäftigen. Mehr als die Hälfte der Befragten (Alpha, Delta, 

Epsilon, Zeta, Iota, Lambda, My, Ny) nannten den Unternehmensarchitekten als wichtige 

Rolle, da er z. B. die EA-Aktivitäten koordiniert, plant und verwaltet sowie Methodiken vor-

gibt. Ferner wurden viele verschiedene Begrifflichkeiten genannt. Als wesentlich kristallisier-

ten sich aber Rollen heraus, die sich um die Komponenten bzw. Systeme (Beta, Delta, 

Epsilon, Omikron), die technische Sicht (Beta, Delta, Theta, Lambda, My, Xi, Omikron), die 

fachliche Sicht bzw. Koordination (Beta, Delta, Theta, Kappa, Omikron) und die fachlichen 

Anwendungen bzw. Komponenten (Alpha, Epsilon, Theta, Iota, Ny, Xi, Omikron) kümmern. 

Vereinzelt wurden Projektmanager (Beta, Zeta) und Projektportfoliomanager (Kappa) ange-

führt. Darüber hinaus wurden verschiedene Gremien erwähnt, die im Zusammenhang mit der 

EAM-Einführung wichtig waren: Ein Arbeitsgremium, das strategische Vorgaben macht und 

zum Teil inhaltlich an der Einführung arbeitet (Epsilon, Zeta, Eta). Ein Entscheidungsgremi-

um, das grundlegende Entscheidungen bzgl. EAM trifft (Epsilon, Zeta, Eta). Zentral wurden 

meist übergreifende strategische Architekturentscheidungen (Beta, Gamma, Epsilon, Zeta, 

Theta, Kappa, Ny, Omikron) sowie Architekturstandards, Meilensteinplanungen und Ent-

scheidungen zur IT-Bebauung (Beta, Lambda) getroffen. Ebenso wurden die Verabschiedung 

der IT-Strategie, die Anforderungsbewertung und die Projektportfoliobewertung zentral 

durchgeführt (Lambda). Dezentral wurden meist Entscheidungen im Hinblick auf die inhaltli-

che Ausgestaltung von Architekturstandards (Lambda) sowie Einzelprojektentscheidungen im 

Rahmen von existierenden Richtlinien (Zeta, Theta) oder kleinere operative Entscheidungen 

auf Komponenten- bzw. Geschäftsprozessebene (Alpha, Epsilon, Omikron) teils mit klar defi-

nierten Rahmenbedingungen (Beta) getroffen. Meist fand die Abstimmung in Bezug auf die 

EAM-Einführung bei den befragten Unternehmen im Rahmen von Workshops statt. Bei 

denen waren entweder Vertreter aus den einzelnen Bereichen oder einzelne Mitarbeiter invol-

viert (Eta, Iota, Lambda, Ny). Zudem wurden Informationsveranstaltungen (Lambda), regel-

mäßige Meetings (Beta, Kappa) sowie Treffen von verschiedenen Gremien (Beta, Eta, Theta, 

Xi, Omikron) durchgeführt. 
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 Change Management-Aspekte 6.3.1.4

In der Organisation muss idealerweise eine Vision (Zeta), langfristiges strategisches Denken 

(Beta, Kappa), ein Querschnittsdenken (Zeta, My) sowie der Wille zur Nachhaltigkeit (My) 

vorhanden sein, um EAM erfolgreich einführen zu können. Zudem ist eine passende Organi-

sationskultur (Zeta, My, Xi), eine hinreichend komplexe IT-Landschaft (Alpha), verfügbares 

IT-Budget für Weiterentwicklungen (Alpha) sowie etablierte Governance-Strukturen (Alpha, 

Beta, Gamma) und Personalverfügbarkeit (Iota) sowie Kenntnisse in den Bereichen Projekt-

management und EAM (Omikron) förderlich für eine erfolgreiche EAM-Einführung. Neben 

organisationalen Fähigkeiten ist es hilfreich, wenn in den EAM-Prozess involvierte Personen 

verschiedene Fähigkeiten aufweisen. Abbildung 6-9 illustriert Fähigkeiten, die Mitarbeiter für 

eine erfolgreiche EAM-Einführung idealerweise mitbringen müssen. Über zweidrittel der be-

fragten Teilnehmer nannten die Kommunikationsfähigkeit (Alpha, Gamma, Delta, Epsilon, 

Theta, Iota, Lambda, My, Ny, Omikron) als wichtigste Fähigkeit bei der Einführung von 

EAM. Neben einer visionären Sicht bzw. strategischem Denken (Eta, Kappa, My) sowie der 

Fähigkeit zu abstrahieren (Alpha, Beta, Theta), wurde auch überdisziplinäres (Gamma, Iota, 

Kappa) und fachliches (Gamma, Delta) Wissen als relevante Fähigkeiten genannt. Auch 

Strukturiertheit (Xi, Omikron), die Fähigkeit sich Regelkonform zu verhalten (Zeta, Xi) sowie 

Eskalationsfähigkeit (Beta) zählen idealerweise zu den Fähigkeiten, der in die EAM-Einfüh-

rung maßgeblich involvierten Mitarbeiter. 

 
Abbildung 6-9: Fähigkeiten von Mitarbeitern für eine erfolgreiche EAM-Einführung 
 Quelle: Eigene Darstellung 
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Ungefähr die Hälfte der befragten Unternehmen (Beta, Gamma, Epsilon, Zeta, Iota, My, Ny, 

Xi, Omikron) konnten auf EAM-Wissen bereits bei der Einführung zurückgreifen. Die Spann-

weite dabei betrug jedoch von einem hohen (Epsilon, Ny, Omikron) bis hin zu einem geringen 

Maß (Beta, Gamma, Zeta, Iota, My, Xi) an Wissen. Die verbleibenden Unternehmen (Alpha, 

Delta, Eta, Theta, Kappa, Lambda) hielten nicht schon EAM-Wissen vor, sondern eigneten 

sich ihr Wissen erst während der Einführung an. 

80% der befragten Experten (Alpha, Beta, Delta, Epsilon, Eta, Theta, Kappa, Lambda, My, 

Ny, Xi, Omikron) geben an, dass ein unterschiedliches Begriffsverständnis zu Schwierigkeiten 

bei der Einführung führte bzw. führt. Gelöst wurde dieses Problem z. B. durch das Erstellen 

eines Glossars (Alpha, Beta, Delta, Eta), einer Taxonomie (Epsilon) oder durch die Definition 

der jeweiligen Begrifflichkeiten (Xi, Omikron). Geringe (Iota) bzw. keine Schwierigkeiten 

(Gamma, Zeta) gab es lediglich in drei Fällen. 

 Erfolgsbetrachtung und weiterführende Aspekte der EAM-Einführung 6.3.1.5

Der letzte Teil des Interviewleitfadens umfasste die Erfolgsbetrachtung sowie weiterführende 

Aspekte in Bezug auf die EAM-Einführung wie z. B. die Veränderung der Ziele im Laufe der 

Einführung. Bei mehr als der Hälfte der befragten Unternehmen (Alpha, Gamma, Zeta, Eta, 

Iota, Kappa, Lambda, Xi, Omikron) haben sich bspw. aufgrund jährlicher Zielvereinbarungen 

(Omikron) die Ziele an EAM nicht verändert. Veränderten sich diese, wurden sie meist kon-

kreter (Delta, My) oder die Themenstellung erweiterte sich (Beta) bzw. weitere Ziele wurden 

aufgenommen (Theta, Ny). Von den betrachteten Unternehmen erreichten sechs die gesetzten 

Ziele vollständig (Theta, Iota, Kappa, Lambda, My, Ny) und vier teilweise (Gamma, Delta, 

Epsilon, Zeta). Alpha, Beta, Eta, Xi und Omikron konstatierten, dass die gesetzten Ziele noch 

nicht erfüllt sind, da die Einführung noch nicht weit genug fortgeschritten ist. Die Beteiligten 

sind in vier Fällen zufrieden (Eta, Iota, My, Omikron) und in weiteren drei Fällen sehr zufrie-

den (Epsilon, Zeta, Kappa) mit der EAM-Einführung. Delta schilderte: „[…] die Beteiligten 

sind nicht zufrieden, da viele Beteiligte selbst keinen adäquaten Nutzen davon haben“. Bei 

dem Großteil der befragten Unternehmen (Alpha, Beta, Gamma, Theta, Lambda, Ny, Xi) sind 

die Beteiligten nur partiell zufrieden. Dies liegt bspw. daran, dass es immer noch Mitarbeiter 

gibt, die entweder keinen Nutzen durch EAM sehen (Theta, Ny) oder die Zufriedenheit ver-

teilt ist: die Nutzer sind zufrieden, diejenigen, die es einpflegen müssen weniger (Alpha, Beta, 

Xi). Keines der betrachteten Unternehmen hat die EAM-Bestrebungen eingestellt. Vielmehr 

wird EAM bei über der Hälfte der Befragten gelebt (Gamma, Delta, Epsilon, Zeta, Theta, 
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Iota, Kappa, My) bzw. größtenteils gelebt (Alpha, Eta, Lambda, Ny, Xi). Bei Beta und 

Omikron sind die EAM-Bestrebungen noch nicht so weit gediehen, als dass EAM bereits voll-

ständig gelebt werden könnte, aber beide Unternehmen sind in dieser Hinsicht voller Zuver-

sicht. 

Ferner wurden die befragten Experten nach ihrer Meinung in Bezug auf fördernde und hem-

mende Faktoren für die Einführung von EAM befragt. Neben sämtlichen Negierungen der 

fördernden Faktoren, wurden lediglich weitere hemmende Faktoren dargestellt. Tabelle 6-2 

fasst die von den befragten Experten geschilderten Faktoren zusammen. 

  



6 Einführung von EAM in öffentlichen Verwaltungen 201 

Fördernde Faktoren Hemmende Faktoren 
Management-Commitment (4 Nennungen) Zu theoretischer Ansatz (4 Nennungen) 

Vorhandene EAM-Kompetenzen (4) Zu autarke Bereiche (2) 

Gemeinsames Verständnis (3) Zwang (1) 

Starker Sponsor (3) Organisation ist nicht fähig strategisch zu denken (1) 

Ausreichend Budget / Integritätsbudget (2) Keine partizipative Einführung (1) 

Erfolge kommunizieren (2) Schwache IT-Governance (1) 

Explizite Ziele setzen (2) Lange Laufzeiten ohne erkennbare Quick-Wins (1) 

Frühe Quick-Wins liefern/kommunizieren (2) Zu viel Zeit für Tool-Suche verwenden (1) 

Frühe Entscheidung für ein Tool (2) Überbürokratisierung (1) 

Frühzeitige Integration von weiteren IT-Management-

prozessen (2)  

Leidensdruck (2)  

EAM in Bereich mit großer Wirkung einführen (1)  

Hinreichende Prozessreife des Unternehmens (1)  

IT-Affinität (1)  

Kommunikation (1)  

Kooperationen mit anderen Unternehmen der Branche 

(1)  

Nutzen/Mehrwert darstellen (1)  

Pflegeprozess (1)  

Pragmatischer Ansatz (1)  

Synergien mit anderen Abteilungen /Projekten finden 

(1)  

Unterstützer auch außerhalb der IT (1)  

Tabelle 6-2:  Fördernde und hemmende Faktoren für die EAM-Einführung 
 Quelle: Eigene Darstellung 

Obwohl die meisten Unternehmen die Einführung als erfolgreich bezeichneten, würden sie 

verschiedene Aspekte verbessern, wie z. B. das schnellere Finden eines gemeinsamen Voka-

bulars (Zeta), stärkere Fokussierung und Priorisierung (My), frühzeitigeres Einbinden der 

Stakeholder (Theta, Lambda), das Setzen von Zielen (Epsilon, My) bzw. einer EAM-Vision 

(Omikron) sowie ein frühes Einführen eines Integritätsbudgets zur Erhöhung der Motivation 

(Zeta). Beta nannte die Art der Einführung als verbesserungswürdig: „[…] ein sequenzieller 

Ansatz wär besser gewesen anstatt der Big Bang-Einführung, da dadurch frühzeitiger kleine-

re Erfolge vorzuweisen wären“. Weiter wurde das Einholen von Anforderungen der Stake-
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holder (Eta), stärkeres Sponsoring (Gamma, Xi), frühzeitigere und vermehrte Überzeugungs-

arbeit und das Schärfen des Bewusstseins (Alpha, Beta, Zeta, Theta) sowie eine wesentlich 

kompaktere und stringentere Einführung (Delta, Epsilon, Theta, Xi) genannt.  

6.4 Einführungsstrategie zur Einführung von EAM in 
öffentlichen Verwaltungen 

In diesem Kapitel wird unter Beachtung der theoretischen Fundierung (vgl. Abschnitt 6.2) 

und den Erkenntnissen aus den Experteninterviews (vgl. Abschnitt 6.3) eine EAM-Einfüh-

rungsstrategie entwickelt. Diese soll dabei helfen, EAM in den Kontext und die Gegebenhei-

ten einer deutschen Landesverwaltung einzuführen. 

Nachdem die Entscheidung für die Einführung von EAM getroffen wurde, d. h. vor der ei-

gentlichen Planung der Einführung, ist die Einführungsaufgabe in der Organisation zu veran-

kern, indem entsprechende Personen (die Trägerschaft) festgelegt werden. Innerhalb der Trä-

gerschaft spielt die Rolle des Entscheiders, auch Sponsor oder Auftraggeber genannt, eine 

tragende Rolle, da dieser den Einführungsauftrag gibt und während der Einführung sämtliche 

Entscheidungen personeller und finanzieller Art trifft. Zudem ist er für die Motivation wäh-

rend des gesamten Einführungsprozesses und die Vermittlung der Einführungsinhalte zustän-

dig. Ein weiteres Mitglied der Trägerschaft, der Planer, ist für die Planung der Einführung, 

angefangen von der Festlegung des Vorgehens über die Analyse fördernder und hemmender 

Faktoren bis hin zur Erarbeitung der Einführungsstrategie und des Einführungsplans sowie 

dessen Kontrolle verantwortlich. Damit geht die Entscheidung einher, an welcher Stelle der 

Organisation EAM verankert wird. Die Rolle des Planers übernimmt idealerweise der Unter-

nehmensarchitekt, der im vorliegenden Fall in der zentralen IT-Steuerung verankert ist. Zu-

dem sind bestehende Gremienstrukturen zu nutzen um strategische Fragestellungen zu lösen 

(strategisches EAM-Gremium). 

Planung der Einführung (chartering): 

1. Schaffung bestimmter Rahmenbedingungen vor der Einführung 

Entscheidend für die Umsetzung eines EAM-Vorhabens ist die zielgruppengerechte Kom-

munikation der mit EAM verbundenen Ideen, Konzepte und Inhalten. Dies bedeutet, dass 

die Mitarbeiter auf die IT-Strategie eingeschworen werden und auf diese Weise deren Zie-

le verinnerlichen. Dadurch soll das Bewusstsein geschärft werden, dass EAM dazu bei-

trägt, die Ziele der IT-Strategie zu realisieren.  
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Erreicht werden kann dies bspw. durch Informationsveranstaltungen, dem zur Verfügung 

stellen der IT-Strategie und durch regelmäßige Rundmails. Damit verbunden ist, dass die 

Ziele und Vorteile, die mit der EAM-Einführung verfolgt werden, klar an die Beteiligten 

kommuniziert werden. Realisiert werden kann dies durch eine Kick-Off-Veranstaltung, in 

der das Einführungsvorhaben vorgestellt und die durch EAM erzielten Vorteile bzw. 

Mehrwerte aufgezeigt werden. Dadurch wird die Integration der Stakeholder bereits zu 

einem frühen Zeitpunkt sichergestellt. Auf diese Weise kann das Bewusstsein sowie das 

Verständnis und damit die Relevanz für das Einführungsvorhaben gestärkt und der Grund-

stein für die Akzeptanz gelegt werden. Da die Stakeholder bzw. Beteiligten aus unter-

schiedlichen Bereichen der Organisation kommen, ist eine gemeinsame Basis und somit 

ein gemeinsames Verständnis, bspw. durch ein einheitliches Begriffsverständnis, zu schaf-

fen.  

2. Identifikation von fördernden und hemmenden Faktoren 

Die identifizierten fördernden und hemmenden Faktoren, die die Einführung maßgeblich 

beeinflussen, sind im weiteren Verlauf der Einführung zu berücksichtigen sowie den Pha-

sen des Technochange-Lifecycles (chartering, project, shakedown, benefit capture) zuzu-

ordnen. Indem in einem frühen Stadium des Einführungsvorhabens fördernde und hem-

mende Faktoren identifiziert werden, kann bei deren Auftreten schneller agiert bzw. ihnen 

proaktiv entgegengewirkt werden. 

3. Identifikation verschiedener interner und externer Personentypen 

Personentypen können (Promoter, Opponenten, Stakeholder im Allgemeinen) mittels 

Stakeholderanalyse und strategischer Situationsanalyse identifiziert werden. Zudem ist in-

tern die Bereitstellung und Adäquanz der materiellen, finanziellen und personellen Res-

sourcenausgestaltung zu klären. Die Organisationsstruktur und -kultur der öffentlichen 

Verwaltung beeinflussen die Einführung bei der Aufgabenverteilung und der Zustim-

mung. Die Verteilung der Aufgaben zwischen der Zentrale und den dezentralen Einheiten 

erhöht z. B. den Koordinationsbedarf zwischen den Einheiten und beeinflusst das Einfüh-

rungsvorhaben maßgeblich. Des Weiteren ist das Ressortprinzip hinderlich bei der Einfüh-

rung, da kein Zwang zur Zusammenarbeit zwischen den Einheiten besteht und dadurch 

zum Teil einzelne Personen von individuellen Vorteilen, die EAM für sie persönlich lie-

fert, überzeugt werden müssen. Nur durch das Herausarbeiten der individuellen Vorteile, 

können sie überzeugt werden, sich an EAM zu beteiligen. Die Verpflichtung zur Mitarbeit 

an EAM durch Aufnahme in die individuelle Zielvereinbarung, wie dies bei Unternehmen 
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üblich ist, ist hier nur schwer durchführbar, obwohl dies durch eine geänderte Dienstver-

ordnung zumindest ansatzweise möglich wäre. Als Nächstes sind externe Einflüsse wie 

z. B. der Arbeitsmarkt zu betrachten und etwaige Auswirkungen auf die Einführung zu 

eruieren. In der öffentlichen Verwaltung existieren kaum Kunden noch Wettbewerber 

(Becker et al. 2009a) im engeren Sinn, sodass hier Einflüsse vom Absatzmarkt marginal 

vorhanden sind. Lieferanten treten im Sinne von Kooperationspartner wie z. B. externen 

Beratern oder IT-Dienstleistern auf, die von der untersuchten Landesverwaltung beauf-

tragt werden. Auch der Einfluss des Kapitalmarkts ist im Kontext der öffentlichen Ver-

waltung nicht gegeben und wird demnach in dieser Arbeit außer Acht gelassen. In öffent-

lichen Verwaltungen ist z. B. sozialer Wettbewerb förderlich (Buckl et al. 2011a, 50) und 

sollte bspw. durch monatliche Berichterstattung über die Beteiligung von EAM stärker in-

strumentalisiert werden. Führt bspw. eine Verwaltung eine Neuerung ein, ziehen meist 

weitere Verwaltungen nach. Dieser Aspekt ist vor allem für den öffentlichen Sektor 

bedeutend, da öffentliche Verwaltungen maßgeblich vom politisch-rechtlichen Umfeld 

bestimmt sind. 

4. Aufbau von Befürwortung bei den Betroffenen 

Dazu sind zunächst Barrieren zu identifizieren und diesen dann im nächsten Schritt mit 

entsprechenden Maßnahmen entgegenzuwirken, indem bspw. Betroffene zu Beteiligten 

gemacht oder Win-Win-Situationen geschaffen werden. So wird ihnen vonseiten der Ein-

führenden suggeriert, dass ihre Ängste und Sorgen ernst genommen werden. Im Rahmen 

dieses Schritts ist der Informationsgehalt an die Stakeholder anzupassen. Stakeholder mit 

geringem Einfluss in der Organisation und wenig Interesse an EAM, sollten weiterhin 

beobachtet und mit möglichst geringem Aufwand über die EAM-Aktivitäten informiert 

werden (Schwarzer 2009, 134ff.). Haben Stakeholder zwar einen geringen Einfluss in der 

Organisation, sind aber an EAM interessiert, sollten sie umfassend informiert und beachtet 

werden. Ihre Meinung kann relevant sein, sollte aber gegenüber Stakeholdern mit großem 

Einfluss entsprechend priorisiert werden. Stakeholder mit großem Einfluss aber wenig In-

teresse an der EAM-Initiative sollten zu ihrer Zufriedenheit informiert und soweit wie 

nötig eingebunden werden. Stakeholder mit großem Einfluss und großem Interesse sind 

intensiv in das Einführungsvorhaben einzubinden und deren Anforderungen bzw. Bedürf-

nisse sind demzufolge entsprechend hoch zu priorisieren (Schwarzer 2009, 134ff.). Bei 

den Opponenten ist der Abbau von Implementierungsantipathie einzuleiten. Dabei ist je-

doch zu berücksichtigen, dass sich grundsätzlich nicht alle Opponenten ändern lassen und 

zu Befürwortern werden. Um die Ablehnung der Stakeholder gegenüber der Neuerung zu 



6 Einführung von EAM in öffentlichen Verwaltungen 205 

reduzieren, können einerseits Maßnahmen wie etwa ein Nachteilsausgleich angewendet 

werden. Andererseits können sie am Einführungsprozess beteiligt und so zu einem nicht 

negativen Verhalten animiert werden (Daniel 2001, 76ff.). 

5. Generierung der Einführungsstrategie 

5.1. Wahl eines Einführungsstils: Entweder direktiv oder partizipativ. Es ist zu klären, ob 

die Partizipation in der Konzeptionsphase oder erst an der konkreten Ausgestaltung 

der Einführungsschritte stattfinden soll. Durch die speziellen Rahmenbedingungen im 

Kontext der öffentlichen Verwaltung ist nur ein partizipativer Einführungsstil mög-

lich. Im Rahmen der Einführung sollte es immer wieder Synchronisationspunkte in 

den strategischen Gremien geben. Die Stakeholder sind durch verschiedene Kommu-

nikationsinstrumente wie z. B. Rundmails und regelmäßige Informationsveranstaltun-

gen in das Einführungsvorhaben einzubinden. Ferner kann jedes Ressort durch die 

Festlegung eines Koordinators (IT-Verantwortlicher) an der Einführung partizipieren. 

5.2. Festlegung des Umfangs des Einführungsobjekts: vollständig bzw. zeitgleich oder 

stufenweise durch einzelne Module. Wird eine stufenweise Einführung gewählt, sind 

die entsprechenden Module an dieser Stelle auszuwählen. Da das primäre Ziel der 

untersuchten Landesverwaltung die Generierung von Überblick ist, sind zunächst die 

Szenarios 6 (Erhebung der Ist-Landschaft), 3 und 4 (Projektportfoliomanagement) 

einzuführen. Die Szenarios 1 und 2 sowie 5 und 7 bis 10 sind dann sukzessive nach-

zuziehen. Da sich die Ziele, die mit EAM verfolgt werden, im Laufe der Zeit verän-

dern und konkreter werden. 

5.3. Festlegung des Perfektionsgrads des Einführungsobjekts: Soll eine Ideallösung oder 

eine Näherungslösung mit Nachbesserungsoption eingeführt werden. Zudem ist ein 

Zeitplan für die Einführung zu erstellen. Wird eine Näherungslösung eingeführt, ist 

zudem ein Versionskonzept mit festen Meilensteinen festzulegen. Für die untersuchte 

Landesverwaltung wird vorgeschlagen, dass eine Ideallösung entwickelt, als Pilotpro-

jekt eingeführt und dieser Pilot dann gegebenenfalls nachgebessert wird. Dies ist 

insofern vorteilhaft, da aufgrund des partizipativen Einführungsstils etwaige Bedürf-

nisse der Stakeholder dennoch einfließen können, sodass eine organisationsspezifi-

sche Lösung entsteht. Vorteile dabei sind, dass frühzeitig Erfolge und Quick-Wins 

erzielt und kommuniziert werden können und von eventuellen Anpassungsbedarfen in 

weiteren Bereichen profitiert werden kann.  

5.4. Festlegung der Reichweite des Einführungsobjekts: An dieser Stelle ist zu klären, ob 

das Einführungsobjekt im Gesamtkontext oder sukzessive eingeführt werden soll. 
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Wird die sukzessive Option gewählt, ist die Einführungsreihenfolge auszuwählen. 

Idealerweise ist eine konzipierte Ideallösung in einem bestimmten Teilbereich der 

untersuchten Landesverwaltung als Pilot einzuführen. Dies gewährleistet eine 

mögliche Modifikation des Piloten. Vorteile des EAM-Konzepts können für die 

weiteren Einheiten aufgezeigt werden, sodass schneller in diesen Einheiten eingeführt 

werden kann.  

Gilt es den Einsatz von EAM in der untersuchten Landesverwaltung zu forcieren, 

bietet sich eine initiale Einführung in einem Ressort mit Querschnittscharakter (z. B. 

Ministerium der Finanzen oder Staatskanzlei) an, um hieraus einen möglichen Vor-

bildcharakter für den Einsatz in anderen Ressorts abzuleiten. Im Idealfall wird in der 

untersuchten Landesverwaltung EAM in zwei Ressorts gleichzeitig pilotiert. EAM ist 

ein Konzept, das unter anderem Abstimmungen sowie Kooperationen unterstützt. Die 

Einführung in zwei Ressorts gleichzeitig birgt den Vorteil Abstimmungen und 

Kooperationen im Rahmen der Pilotierung zu berücksichtigen. 

5.5. Festlegung der Art des Übergangs: In diesem Schritt ist festzulegen, wie der Über-

gang vom bisherigen in den neuen Zustand ausgestaltet werden soll: gekoppelt, 

überlappend, parallel, entkoppelt. Da im Kontext der öffentlichen Verwaltung die 

Betroffenen vom Mehrwert des EAM zu überzeugen sind, ist nur ein überlappender 

Übergang möglich. Auf diese Art können alte Strukturen und Verhaltensweisen für 

eine bestimmte Zeit beibehalten und dann sukzessive auf die neuen Verhaltensweisen 

übergegangen werden. 

5.6. Bestimmung des Einführungsbeginns: Im Rahmen dieses Schritts ist entweder der 

Zeitpunkt oder der Zeitraum der frühest- und spätestmöglichen Einführung festzule-

gen. Da der öffentliche Sektor Änderungen bspw. durch das politische Programm 

unterworfen ist, ist ein Zeitraum festzulegen, in dem die Einführung geplant ist. 

5.7. Festlegung der Dimension der Einführungsstrategie: Entweder Big Bang oder 

stufenweise Einführung. Im Anwendungskontext der öffentlichen Verwaltung ist nur 

eine stufenweise Einführung möglich. Es wird empfohlen eine Ideallösung in Form 

eines Piloten in einem Teilbereich einzuführen. Anschließend ist die Einführung auf 

weitere Bereiche auszuweiten. 

Unter Abwägung der in der untersuchten Landesverwaltung vorherrschenden Rahmenbedin-

gungen wird unter Zuhilfenahme des in Abschnitt 6.2.3 (Abbildung 6-4) abgebildeten mor-

phologischen Kastens, die Implementierungsstrategie wie folgt dargestellt (vgl. Abbildung 

6-10): 
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Abbildung 6-10: Strategie-Profil der Einführungsstrategie für eine deutsche Landesverwaltung 
 Quelle: In Anlehnung an (Daniel 2001, 179) 

Durchführung der Einführung (project): 

6. Gestaltung der Implementierungsmaßnahmen 

6.1. Erstellung eines Einführungsplans: Der Planer (Mitglied der Trägerschaft) legt inhalt-

liche Meilensteinen fest und erstellt einen Einführungsplan, der die sachliche und 

zeitliche Spezifikation, Kapazitätsbedarfe und das Budget enthält. Im Rahmen des 

Einführungsplans sind weitere Synchronisationspunkte wie regelmäßige Informati-

onsveranstaltungen festzulegen. Ausgehend davon ist der Informationsgehalt an die 

jeweiligen Zielgruppen bzw. Stakeholder anzupassen. Das bedeutet, dass die Stake-

holder zwar über das komplette Einführungsvorhaben hinweg informiert werden, 

allerdings nicht sofort umfassend, sondern Schritt für Schritt. Dazu sind bereits beste-

hende Kommunikationswege wie Gremien oder Rundmails zu nutzen, je nachdem, ob 

ein Dialog mit den Stakeholdern gewünscht wird oder nicht. Im Rahmen der Meilen-

steine können erste Erfolge und frühe Quick-Wins dargestellt werden. 

6.2. Auswahl des Einführungsobjekts: Da in der untersuchten Landesverwaltung EAM nur 

im Konsens eingeführt werden kann und es unter Umständen keine Ideallösung geben 

wird, ist gegebenenfalls eine Annäherung an die Ideallösung (Approximation) einzu-

führen. An dieser Stelle ist die Pilotierung in einem bestimmten Organisationsbereich 

zu starten, sodass für die Meilensteine erste Erfahrungen entstehen. Dadurch werden 

in einem ausgewählten Bereich erste Daten, z. B. durch die Erhebung der Ist-Land-

schaft durch den IT-Verantwortlichen im jeweiligen Bereich, erfasst und in das Repo-

sitory eingefügt. Bereits an dieser Stelle sollte ein Qualitätssicherungsprozess eta-
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bliert werden, der die Qualität der Daten beurteilt. Im Rahmen der Pilotierung kann 

diese Aufgabe vom Unternehmensarchitekten der zentralen IT-Steuerung verrichtet 

werden. 

6.3. Prüfung von Anpassungsbedarfen im Hinblick auf Ressourcen, Struktur und Kultur. 

6.4. Informations- und Kommunikationspolitik: Der Informationsgehalt ist an den jeweili-

gen Stakeholder anzupassen und Kommunikationsinstrumente sind zu wählen. Wie 

bereits in Schritt 6.1. dargestellt, sind eine initiale Informationsveranstaltung und re-

gelmäßige Meilensteinveranstaltungen abzuhalten um EAM bei den Stakeholdern zu 

bewerben. 

6.5. Qualifizierung der Betroffenen: Eingangs ist die Qualifizierungspolitik zu wählen und 

anschließend die Qualifizierung durchzuführen. Dazu sind Qualifizierungs- und gege-

benenfalls Einstellungsbedarfe sowie Freisetzungsnotwendigkeiten festzustellen und 

entsprechende Mitarbeiter für die Qualifizierung vorzuschlagen. Für die Qualifizie-

rung der Betroffenen wird im Kontext der öffentlichen Verwaltung die Qualifizierung 

near-the-job oder tranining-on-the-job vorgeschlagen. Dadurch wird sichergestellt, 

dass tägliche Aufgaben weiterhin getätigt werden können und das Personal dennoch 

nahe dem Arbeitsplatz für die neuen Aufgaben qualifiziert werden kann. Gegenstand 

der Qualifizierung sollte neben fachlichen Aspekten auch Kommunikations- und 

Mediationsfähigkeiten sein.  

6.6. Motivation der Betroffenen durch extrinsische und intrinsische Anreize. In der öffent-

lichen Verwaltung greifen keine extrinsischen Anreize, daher muss die Motivation 

der Betroffenen vor allem über intrinsische Anreize hervorgerufen werden. Den Be-

troffenen ist der persönliche Mehrwert und Nutzen aufzuzeigen und somit ein persön-

liches Interesse an der EAM-Einführung herbeizuführen. Beispielsweise könnte den 

Stakeholdern Verantwortung für einen gewissen Aufgabenbereich übertragen werden, 

sodass individuelle Motivation entsteht bzw. diese erhöht wird. Denkbar wäre auch, 

dass es spezielle IT-Budgets gibt, die zentral durch die zentrale IT-Steuerung zur För-

derung dedizierter EAM-Aufgaben wie etwa zur Verbesserung der Struktur der An-

wendungslandschaft vergeben werden. 

6.7. Bewusstsein für die Einführung bei den Betroffenen schaffen: Im Rahmen dieses 

Schritts ist Bewusstsein für die Einführung zu schaffen, indem z. B. eine Vision ent-

wickelt, gegebenenfalls symbolisches Management durch symbolische Handlungen 

aufgebaut und so Vertrauen gesteigert wird. Übertragen auf das Anwendungsbeispiel 

bedeutet dies, dass aufzuzeigen ist, wo die untersuchte Landesverwaltung bzgl. EAM 
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kurzfristig (innerhalb eines Jahres), mittelfristig (die nächsten drei bis vier Jahre) und 

langfristig unter Beachtung des Regierungsprogramms stehen möchte. Der Aufbau 

einer Vision suggeriert, dass langfristig die Nutzung von EAM verbindlich ist. Zudem 

werden das Vertrauen und die Überzeugung für EAM bestärkt. Dies fördert wiederum 

die Motivation und Akzeptanz.  

Abschluss der Einführung (shakedown) 

7. Institutionelle Verankerung: Nach der Einführung ist EAM personell und strukturell in der 

Institution zu verankern. Personell, indem die Rollen des entwickelten Rollenkonzepts in 

der Organisation verortet werden und eine Zuordnung der Aufgaben zu den Rollen statt-

findet. Damit einhergeht das regelmäßige Einbringen von EAM-Themen in strategische 

und operative Gremien. Zudem ist EAM strukturell in der Organisation zu verankern. In 

diesem Zusammenhang ist ein Pflegekonzept zu entwickelt, das Ansprechpartner und 

deren Aufgabenbereiche festlegt. Wesentlich für die Etablierung eines Pflegekonzepts ist, 

dass es zeitnah zur EAM-Einführung in bestehende Planungs-, IT- und Entscheidungs-

prozesse integriert wird, sodass eine kontinuierliche und aktuelle Pflege der Daten sicher-

gestellt wird. Die Pflege der Daten ist so einfach wie möglich zu gestalten. Dies bedarf 

einer komfortablen Werkzeugunterstützung, sodass sämtliche Daten aktuell und qualitativ 

hochwertig in der Datenbasis abgelegt werden können. Den Pflegeprozessen sind klare 

Verantwortlichkeiten sowie Erhebungszeitpunkte bzw. -räume zuzuweisen. Im Zuge der 

Einführung sind erste Beispieldaten durch den Unternehmensarchitekten bzw. den IT-

Verantwortlichen des pilotierenden Ressorts zu füllen. Während der Entwicklung des 

Konzepts und anschließender Einführung sind regelmäßige Gremientreffen zu vereinba-

ren, um Entscheidungen zu treffen.  

Laufende Nutzung (benefit capture) 

8. Nutzengenerierung: Nach der Einführung von EAM sind regelmäßige Treffen zur sukzes-

siven Weiterentwicklung des Konzepts anzusetzen. Zur Steuerung und Überwachung des 

EAM-Einsatzes ist eine Verbindung zum IT-Controlling herzustellen, indem Kennzahlen 

zur Wirtschaftlichkeitsbetrachtung definiert werden. Diese sind im Rahmen der jährlichen 

IT-Controlling-Erhebung zu ermitteln und auszuwerten. 

Abbildung 6-11 illustriert eine schematische Darstellung des Vorgehensmodells für die EAM-

Einführungsstrategie für öffentliche Verwaltungen. 
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Abbildung 6-11: EAM-Einführungsstrategie für öffentliche Verwaltungen 
 Quelle: Eigene Darstellung 

6.5 Zusammenfassung 

In diesem Kapitel wurde die EAM-Einführungsstrategie für öffentliche Verwaltungen vorge-

stellt. Die Intention der Einführungsstrategie ist es, einen Leitfaden mit Schritten vorzugeben, 

die bei der Einführung von EAM in öffentlichen Verwaltungen zu durchlaufen sind.  

Zuerst wurde das methodische Vorgehen zur Erstellung der EAM-Einführungsstrategie in Ka-

pitel 6.1 aufgezeigt und die theoretische Fundierung dargelegt. Neben Literatur aus den Berei-

chen Change Management und Einführungsmanagement, wurde sich der Organisations- und 

Ressourcentheorie bedient (s. Kapitel 6.2). Basierend auf den theoretischen Erkenntnissen 

wurden Experteninterviews in Unternehmen und öffentlichen Verwaltungen zur Eruierung 

der EAM-Einführungserfahrung durchgeführt (s. Kapitel 6.3). Die gewonnenen Erkenntnisse 

aus Literatur und empirischer Erhebung flossen in die Konzeption der EAM-Einführungsstra-

tegie ein (s. Kapitel 6.4). Vervollständigt wird dieses Kapitel mit einer Zusammenfassung.  

Zentrale Kernunterschiede zwischen Privatwirtschaft und öffentlicher Verwaltung sind die 

Motivation zur Beteiligung an der EAM-Einführung (IT-Governance), die sich ständig än-

dernden Rahmenbedingungen der öffentlichen Verwaltung bspw. aufgrund von Wahlzyklen 

und die damit einhergehenden teils divergenten Themenfokusse des jeweiligen CIO (Umfeld-
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bedingungen) sowie die verschiedenen Ausgangspunkte für die Einführung von EAM (Ge-

schäftsanforderungen).  

In Organisationen werden Mitarbeiter vor allem durch extrinsische Anreize, wie z. B. durch 

die Aufnahme von EAM-Zielen in die eigene Zielvereinbarung, motiviert sich an der EAM-

Einführung zu beteiligen. In öffentlichen Verwaltungen sind angesichts besonderer Charakte-

ristika, wie z. B. dem Ressortprinzip, andere Instrumente wie sozialer Druck ausschlaggeben-

der. Ferner ist eine Top-Down-Einführung von EAM in der Privatwirtschaft möglich, in der 

öffentlichen Verwaltung hingegen ist dies nicht durchsetzbar. 

In beiden Sektoren kommt dem Sponsor des EAM-Vorhabens eine besondere Rolle zu: In 

Organisationen ist meist der CIO Sponsor des EAM-Vorhabens und beschäftigt sich daher in-

tensiv mit dieser Thematik. In öffentlichen Verwaltungen ist ebenfalls häufig der CIO Spon-

sor des EAM-Vorhabens, doch hängt es von dessen Machtposition, d. h. unter Umständen 

auch von dessen Netzwerk ab, wie stringent und reibungslos eine EAM-Einführung vonstat-

tengeht und weiter verfolgt wird.  

Der Ausgangspunkt für die Einführung von EAM unterscheidet sich in der Privatwirtschaft 

und der öffentlichen Verwaltung. In der Privatwirtschaft stehen v. a. ökonomische Prinzipien 

wie etwa Kostensenkung oder die Verbesserung des Business-IT-Alignments im Vorder-

grund, die die Einführung von EAM antreiben. Den öffentlichen Sektor dominieren hingegen 

Aspekte wie die öffentliche Aufgabenerfüllung. Dies macht sich auch bei den Gründen für die 

EAM-Einführung bemerkbar. In der untersuchten Landesverwaltung ist v.a. die Schaffung 

von Überblick relevant, sodass bspw. die Bedingungen für fachliche Kooperationen verbes-

sert werden können und weniger die Einsparung von Kosten. 

Da die in Abschnitt 6.4 beschriebene EAM-Einführungsstrategie kaum besondere Spezifika 

der untersuchten Landesverwaltung beinhaltet, kann diese auch auf andere Landesverwaltun-

gen angewendet werden. Dies ist aber vorab zu prüfen. 
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7 Evaluation des EAM-Konzepts 

Dieses Kapitel widmet sich der Evaluation der im Rahmen der Arbeit konzipierten Artefakte: 

das EAM-Rollenkonzept (Abschnitt 5.5), EAM-Anwendungsszenarien (Abschnitt 5.6) und 

die EAM-Einführungsstrategie (Abschnitt 6.4). Die Evaluation der entwickelten Artefakte ist 

wesentlicher Bestandteil des gestaltungsorientierten Forschungsprozesses (Hevner/Chatterjee 

2010, 109). Ziel der Evaluation ist die Bewertung, inwieweit die erstellten Artefakte imstande 

sind, die zugrundeliegende Problemstellung zu adressieren (Riege et al. 2009, 73; Becker 

2010, 16). Hierzu wird in Kapitel 7.1 auf Ziele und Methoden der Evaluation eingegangen. In 

der Folge werden Kriterien zur Evaluation der konzipierten Artefakte identifiziert (s. Kapitel 

7.2). Kapitel 7.3 widmet sich der Durchführung der Evaluation. In diesem Zusammenhang 

wird die analytische und merkmalsbasierte Evaluation erläutert und die Erkenntnisse durch 

einen Applicability Check validiert. Eine Zusammenfassung der Evaluationsergebnissen run-

det dieses Kapitel ab. 

7.1 Ziele und Methoden der Evaluation  

Die Evaluation im Kontext der Arbeit hat das Ziel, die konzipierten Artefakte auf die Erfül-

lung der eingangs festgelegten Ziele zu überprüfen. Im Zuge der gestaltungsorientierten For-

schung sind entwickelte Artefakte auf deren Nützlichkeit, Qualität und Effizienz in Bezug auf 

die Realisierung des bestehenden Problems zu bewerten (Hevner et al. 2004, 85; Becker 2010, 

16; March/Smith 1995, 258). Zu diesem Zweck demonstrieren Hevner et al. (2004, 86) meh-

rere Methoden zur Evaluation von Artefakten, die nach deren Vorgehensweise kategorisiert 

sind: beobachtend, analytisch, experimentell, testend und beschreibend. Fettke und Loos 

(2004, 7) thematisieren ebenso verschiedene Evaluationsmethoden und unterteilen diese in 

zwei Kategorien: analytisch und empirisch.  

Für die Evaluation der in dieser Arbeit entwickelten Artefakte werden in Anlehnung an die 

von Hevner et al. (2004) sowie Fettke und Loos (2004) vorgeschlagenen Methoden, analyti-

sche und beschreibende Verfahren angewendet. Zu evaluierende Artefakte im Sinne der zu-

grundeliegenden gestaltungsorientierten Forschung, die ein praxisrelevantes Problem lösen 

sollen, sind die Anwendungsszenarien von EAM (s. Kapitel 5.6), das EAM-Rollenkonzept (s. 

Kapitel 5.5) sowie die Einführungsstrategie für EAM in öffentlichen Verwaltungen (s. Kapitel 

6.4). Das übergeordnete Ziel der Arbeit ist durch die Erstellung eines Artefakts ein existentes 
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Problem aus der Praxis so zu lösen, sodass für die Anwender Nutzen entsteht. Die entwickel-

ten Artefakte dienen dazu, ein konkretes Problem einer untersuchten Landesverwaltung zu be-

heben. Daher ist für die Evaluation der Artefakte die Frage nach deren Nützlichkeit und somit 

nach deren Stärken und Schwächen in Bezug auf die Anwendbarkeit in der untersuchten Lan-

desverwaltung zu beantworten. 

Mithilfe von Evaluationsmethoden und -kriterien sollen die Artefakte auf deren Eignung zur 

Problemlösung geprüft werden. Dadurch soll aufgezeigt werden, ob sie das initiale Problem 

lösen. Eine systematische Evaluation schlägt vor, Anforderungen, die das Artefakt erfüllen 

soll, festzulegen und diese gegen das erstellte Artefakt zu evaluieren. Auf Basis dessen sind 

Kriterien zu identifizieren, die für die Erfüllung der Anforderungen relevant sind (Frank 2000, 

40). In der Folge wird das konzipierte Artefakt ebenso gegen diese Kriterien evaluiert. 

Die Evaluation erfolgt in einem dreistufigen Prozess (vgl. Abbildung 7-1). Im ersten Schritt 

wird eine analytische Evaluation anhand einer natürlichsprachlichen Beschreibung hinsicht-

lich der Erfüllung der Evaluationskriterien durchgeführt. Im zweiten Schritt werden die Arte-

fakte anhand von Merkmalen, die das EAM-Konzept charakterisieren, bewertet. Eine exem-

plarische Einführung bzw. Anwendung des entwickelten EAM-Konzepts war in der unter-

suchten Landesverwaltung nicht möglich. Um aber dennoch die Praxisrelevanz der Artefakte 

zu prüfen, findet ein Applicability Check im letzten Schritt der Evaluation Anwendung 

(Becker et al. 2010, 8; Rosemann/Vessey 2008, 11ff.). Applicability Checks werden verwen-

det, um die Relevanz, Zugänglichkeit und Eignung der Artefakte von Praktikern überprüfen 

zu lassen. Basierend auf den Kriterien aus Schritt zwei der Evaluation erfolgen im Rahmen 

dieses Schritts eine Expertenbewertung und eine Diskussion dieser Artefakte durch Experten 

(Rosemann/Vessey 2008, 11ff.).  
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Abbildung 7-1: Durchführung der Evaluation der entwickelten Artefakte  
 Quelle: Eigene Darstellung 

7.2 Evaluationskriterien 

Die in den Schritten 2 und 3 anzuwendenden Kriterien haben einen erheblichen Einfluss auf 

das Ergebnis der Evaluation, da sie das Evaluationsziel festlegen und dadurch die zu evaluie-

renden Artefakte beeinflusst werden (Frank 2000, 37). In der Literatur existiert eine Vielzahl 

von Kriterien zur Evaluation von Artefakten. Für die Evaluation dieser Arbeit werden die 

Grundsätze ordnungsmäßiger Modellierung (GoM) herangezogen. Die GoM sind Gestal-

tungsempfehlungen und dienen dazu, die Qualität eines Modells zu erhöhen. Diese sind wie 

folgt ausgestaltet (Becker et al. 1995, 437ff.): 

1. Grundsatz der Richtigkeit: Die syntaktische und semantische Korrektheit des Modells. 

2. Grundsatz der Relevanz: Der modellierte Ausschnitt und das gewählte Abstraktionsni-

veau sollten den mit der Modellierung verbundenen Zielen entsprechen. 

3. Grundsatz der Wirtschaftlichkeit: Die Modellierung sollte unter generellen betriebs-

wirtschaftlichen Prinzipien im Sinne einer Modellierungskosten- und -leistungsrech-

nung erfolgen. 

4. Grundsatz der Klarheit: Das konzipierte Modell sollte Aspekte wie Strukturiertheit, 

Übersichtlichkeit oder Lesbarkeit in Betracht ziehen. 

5. Grundsatz der Vergleichbarkeit: Das Modell sollte eine syntaktische und semantische 

Vergleichbarkeit aufweisen. 

6. Grundsatz des systematischen Aufbaus: Die Integration der einzelnen im Modell ent-

wickelten Sichten durch eine Informationssystem-Architektur sowie die Beschreibung 

der Sicht im Kontext anderer Sichten. 

• Natürlichsprachliche Beschreibung der Stärken und Schwächen des EAM-Konzepts anhand der in 
Forschungsfrage 1 identifizierten Anforderungen (Fettke/Loos 2004)

Analytische Evaluation des EAM-Konzepts

• Definition von Evaluationskriterien zur Charakterisierung des EAM-Konzepts
• Verbale Beschreibung der Stärken und Schwächen des EAM-Konzepts anhand der Evaluations-

kriterien (Fettke/Loos 2004)

Merkmalsbasierte Evaluation des EAM-Konzepts

• Diskussion der Stärken und Schwächen des EAM-Konzepts anhand der Evaluationskriterien aus 
Schritt 2 mit Experten einer deutschen Landesverwaltung (Becker et al. 2010; Rosemann/Vessey
2008)

Applicability Check
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Im Kontext dieser Arbeit werden die GoM, angelehnt an Mettler (2010, 214ff.), der diese für 

Reifegradmodelle betrachtet hat, wie folgt interpretiert und angewendet: 

Evaluationskriterium Anforderungen im Kontext des EAM-Konzepts 

Richtigkeit 

Die erstellten Artefakte des EAM-Konzepts sind semantisch und syntaktisch 

insofern richtig, als dass es vom Modellersteller und -nutzer in gleicher Weise 

interpretiert wird. 

Relevanz 

Die erstellten Artefakte entsprechen der Zielsetzung und enthalten all diejeni-

gen Elemente und Verknüpfungen, ohne deren Existenz der Nutzeneffekt der 

Konzeptverwendung sinken würde. 

Wirtschaftlichkeit 
Die erstellten Artefakte sind im Hinblick auf deren Detaillierungsgrad optimal, 

sodass die Artefakte praktikabel und einsetzbar sind. 

Klarheit Die erstellten Artefakte sind verständlich, anschaulich und optimal leserlich. 

Vergleichbarkeit 
Die erstellten Artefakte können mit anderen Konzepten auf einfache Weise 

verglichen werden. 

Systematischer Aufbau 
Die erstellten Artefakte folgen einer logischen Struktur und sind in sich 

konsistent. 

Tabelle 7-1:  Evaluationskriterien basierend auf GoM  
 Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an (Mettler 2010, 214ff.; Hecht 2014, 198) 

Im weiteren Verlauf dieser Arbeit sollen die sechs GoM bzw. deren Interpretation für die Eva-

luation der konzipierten Artefakte verwendet werden. Die in den Schritten 2 und 3 verwende-

ten Kriterien werden mit folgenden Evaluierungsmethoden umgesetzt: 

Evaluationskriterium Evaluationsschritt 
Richtigkeit Analytische Evaluation, Applicability Check 

Relevanz Analytische Evaluation, Applicability Check 

Klarheit Analytische Evaluation, Applicability Check 

Wirtschaftlichkeit Analytische Evaluation, Applicability Check 

Vergleichbarkeit Analytische Evaluation 

Systematischer Aufbau Analytische Evaluation 

Tabelle 7-2:  Umsetzung der Kriterien durch Evaluationsschritte  
 Quelle: Eigene Darstellung 

Neben der analytischen Bewertung aller Kriterien, werden die ersten vier Kriterien zusätzlich 
mithilfe eines Applicability Checks bewertet. 
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7.3 Durchführung der Evaluation 

Im Folgenden werden die analytische sowie die merkmalsbasierte Evaluation beschrieben. 

Der letzte Evaluationsschritt umfasst den Applicability Check, im Rahmen dessen Stärken 

und Schwächen des entwickelten EAM-Konzepts mit Experten diskutiert werden. 

 Analytische Evaluation 7.3.1

Im Zuge der analytischen Evaluation werden Stärken und Schwächen der konzipierten Arte-

fakte in natürlicher Sprache sowie auf Basis logischer Schlussfolgerungen (analytisch) be-

schrieben (Fettke/Loos 2004, 4). Zur Beurteilung der Artefakte eignen sich die Anforderun-

gen, die für das EAM-Konzept in der öffentlichen Verwaltung abgeleitet wurden (s. Kapitel 

4.4). In der Folge wird argumentativ für jede Anforderung beschrieben, ob und inwieweit 

diese vom entwickelten EAM-Konzept erfüllt werden. 

Anforderung 1: Adressierung der Anliegen der Stakeholder durch Darstellung verschie-

dener Sichten. Die Anliegen der Stakeholder wurden dahingehend realisiert, dass diese durch 

die verschiedenen Sichten im EAM-Konzept repräsentiert werden. Darüber hinaus werden die 

verschiedenen Stakeholder im Rollenkonzept berücksichtigt, indem sowohl Rollenbeschrei-

bungen existieren als auch Stakeholder durch Gremien in das EAM-Vorhaben einbezogen 

werden. Zudem wird in der EAM-Einführungsstrategie explizit auf das Einbeziehen sämtli-

cher Interessensgruppen geachtet und verschiedene Maßnahmen zur Integration von Stake-

holdern in die Einführung aufgezeigt. 

Anforderung 2: Schaffung einer holistischen Sicht auf IT-Landschaft, Prozesse, Unter-

nehmensentwicklung und strategisches Management. Diese Anforderung wird erfüllt, 

wenn die verschiedenen Aufgaben, die mit EAM verfolgt werden können, anhand der aufge-

zeigten Vorgehensweise (s. Kapitel 5.6) ausgeführt werden. Dies kann aber sukzessive statt-

finden, da eine Umsetzung sämtlicher EAM-Aufgaben gleichzeitig zu umfangreich wäre. 

Durch die Strukturierung der IT-Landschaft und Prozesse der untersuchten Landesverwaltung 

kann eine holistische Sicht auf die IT geschaffen werden.  

Anforderung 3: Bereitstellung von fachlichen und querschnittlichen Sichten sowie 

Visualisierungen von Modellen (z. B. IT-Bebauungsplan). Durch das Einbeziehen ver-

schiedener Stakeholder in das EAM-Konzept und dem Vorschlag verschiedener Instrumente 

z. B. ressortspezifischer IT-Bebauungsplan oder IT-Bebauungsplan der untersuchten Landes-
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verwaltung wird dieser Anforderung Rechnung getragen. Im EAM-Konzept finden sich 

sämtliche Stakeholder wie die Zentrale, die dezentralen Einheiten sowie der öffentliche IT-

Dienstleister wieder. Innerhalb des EAM-Konzepts werden für den jeweiligen Stakeholder 

verschiedene Visualisierungsmöglichkeiten dargelegt. 

Anforderung 4: Definition von Rollen, Verantwortlichkeiten und Prozessen unter 

Berücksichtigung der Rahmenbedingungen der öffentlichen Verwaltung (z. B. Ressort-

prinzip). Ein Bestandteil des EAM-Konzepts ist das EAM-Rollenkonzept. Dieses beschreibt 

für die öffentliche Verwaltung relevante Rollen und Gremien und ordnet diesen Aufgaben 

sowie benötigte Fähigkeiten bzw. Kompetenzen zu. Unter Beachtung der Rahmenbedingun-

gen wurde das Rollenkonzept so erstellt, dass verteilte Verantwortlichkeiten sowohl in der 

Zentrale als auch in den dezentralen Einheiten vorgehalten werden (s. Organisationsmodell, 

Kapitel 5.5.3). Des Weiteren verfügen die im Organisationsmodell dargestellten Rollen über 

Rollen- und Fähigkeitsbeschreibungen (Kapitel 5.5.4). Die vorgeschlagenen Gremien werden 

einerseits in die bestehende Gremienlandschaft der untersuchten Landesverwaltung eingeglie-

dert. Andererseits werden zudem die Aufgaben der beiden Gremien beschrieben (s. Kapitel 

5.5.4.7, Kapitel 5.5.4.8) und so die Forderung nach Prozessen respektive Entscheidungspro-

zessen berücksichtigt. 

Anforderung 5: Integration bestehender Verfahren und Komponenten durch Wieder-

verwendung von Komponenten, Standards und den Einsatz eines modularen Designs. 

Durch die vorliegende Strukturierung in eine querschnittliche und fachliche Perspektive sowie 

die Einteilung der Komponenten in technische und fachliche Komponenten, die aus vorhande-

nen Konzepten wie der Rahmenarchitektur IT-Steuerung Bund und der IT-Strategie der unter-

suchten Landesverwaltung übernommen wurden, wurde diese Anforderung abgedeckt. 

Anforderung 6: Bereitstellung von generischen und spezialisierten Methoden (ressorts-

pezifisch, verwaltungsöffentlich, für die zentrale IT-Steuerung). Da diese Anforderung zu 

unspezifisch ist, um im EAM-Konzept umgesetzt zu werden, wurde sie in dieser Arbeit nicht 

weiter berücksichtigt. Es besteht jedoch die Möglichkeit auf einem höheren Detaillierungs-

grad und einem fortgeschritteneren Einführungsgrad von EAM, generische, ressortspezifi-

sche, verwaltungsöffentliche sowie Methoden für die zentrale IT-Steuerung einzubinden. 

Anforderung 7: Gewährleistung der Pflege der Architektur. Um die Pflege der Architek-

tur zu gewährleisten, wurden im Rahmen der EAM-Einführungsstrategie die Schritte zur Er-

stellung eines Pflegekonzepts aufgezeigt (s. Kapitel 6.4). Eine Ausgestaltung für den konkre-
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ten Anwendungskontext der untersuchten Landesverwaltung fand jedoch im Rahmen dieser 

Arbeit nicht statt. 

Anforderung 8: Vorgabe und Kontrolle der Einhaltung von Prinzipien und Richtlinien. 

Durch die Integration von Prinzipien und Richtlinien aus bestehenden Konzepten wie der 

Rahmenarchitektur IT-Steuerung Bund und der IT-Strategie der untersuchten Landesverwal-

tung, wurde diese Anforderung abgedeckt. 

Anforderung 9: Einbettung von bestehenden Managementprozessen (z. B. Anforde-

rungsmanagement) und IT-Nachbarprozessen (z. B. Risikomanagement, Qualitätsma-

nagement). Jedes der im EAM-Konzept beschriebenen Anwendungsszenarien (s. Kapitel 5.6) 

hat, soweit umsetzbar, eine Verbindung zu bestehenden IT-Nachbarprozessen wie z. B. dem 

Qualitätsmanagement. Darüber hinaus wird dadurch, dass für die einzelnen EAM-Aufgaben 

(vgl. Kapitel 3.3) Anwendungsszenarios erstellt wurden, der Forderung nach Einbettung von 

bestehenden Managementprozessen, wie z. B. dem Anforderungsmanagement oder dem Pro-

jektportfoliomanagement, nachgekommen. Ferner wurde in der EAM-Einführungsstrategie 

die Verbindung zum IT-Controlling hergestellt. 

Angesichts der vorangegangenen Beschreibung wurde argumentativ gezeigt, dass das EAM-

Konzept die gestellten Anforderungen erfüllt.  

 Merkmalsbasierte Evaluation  7.3.2

Der zweite Schritt beinhaltet eine merkmalsbasierte Evaluation des entwickelten EAM-

Konzepts anhand definierter Kriterien zur Charakterisierung der Artefakte. Die zugrundelie-

genden Kriterien wurden bereits in Abschnitt 7.2 beschrieben. Im Zuge dessen werden die 

Stärken und Schwächen der Artefakte anhand dieser Kriterien verbal beschrieben. Die Bewer-

tung, inwieweit die Kriterien vom EAM-Konzept erfüllt werden, erfolgt argumentativ. Ziel 

der Bewertung ist zu eruieren, welche Kriterien zu welchem Grad vom EAM-Konzept abge-

deckt werden, um so die Qualität des EAM-Konzepts zu validieren. Tabelle 7-3 fasst die Er-

gebnisse der analytischen Evaluation zusammen, indem sie die Evaluationskriterien aus Sicht 

der Konzeptkonstruktion beleuchtet. 
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Evaluationskriterium Argumentation aus der Sicht der Konzeptkonstruktion 

Richtigkeit 

Die Richtigkeit des EAM-Konzepts aus Sicht der Konzeptkonstruktion ist dann 

erfüllt, wenn es semantisch und syntaktisch richtig ist. Dieser Anforderung wird 

insofern Rechnung getragen, als dass das EAM-Konzept widerspruchsfrei 

innerhalb der drei Bestandteile ist. Dies wird dadurch gewährleistet, dass im EAM-

Rollenkonzept definierte Rollen verwendet werden, die auch in der Einführungs-

strategie wiederzufinden sind. Darüber hinaus werden innerhalb der drei Bestand-

teile des EAM-Konzepts gleiche Namenskonventionen verwendet, sodass auch 

dies in sich konsistent ist.  

Relevanz 

Die Forderung nach Relevanz ist dann erfüllt, wenn das entwickelte EAM-Konzept 

der zugrundeliegenden Zielsetzung entspricht. Dieser Forderung wird Rechnung 

getragen, indem das EAM-Konzept auf Anliegen der Stakeholder basiert und diese 

durch die drei Bestandteile des EAM-Konzepts umgesetzt wurden. Die Anliegen 

der Stakeholder wurden in Abschnitt 4.4 in Form von Anforderung aus der Praxis 

erhoben und in den Kapiteln 5.5, 5.6 und 6.4 realisiert. In den Abschnitt 5.3.4 und 

5.4 wurde erläutert, mit welchen Maßnahmen den abgeleiteten Anforderung Rech-

nung getragen wird. Somit entsprechen die konzipierten Artefakte der Zielsetzung. 

Wirtschaftlichkeit 

Der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit wird dahingehend berücksichtigt, dass durch 

die Artefakte die Anliegen der Stakeholder adressiert werden und somit deren Ver-

besserung ermöglicht wird. Darüber hinaus ist der Detaillierungsgrad so gewählt, 

dass bestehende Anliegen schnell realisiert werden können. Dies bedeutet z. B. für 

die Einführungsstrategie, dass der Detaillierungsgrad so gewählt wurde, dass ein 

Weg vorgegeben wird, wie EAM unter den gegebenen Rahmenbedingungen 

eingeführt werden kann. Es werden zwar Empfehlungen gegeben, aber es besteht 

dennoch Freiraum über die konkrete Ausgestaltung für die jeweilige Landesver-

waltung. Der Ansatz ist somit individuell anpassbar. Das EAM-Konzept ist 

insofern flexibel, als dass die einzelnen Anwendungsszenarios nacheinander, d. h. 

schrittweise realisiert und angewendet werden können. Das komplette EAM-

Konzept muss daher nicht auf einmal eingeführt werden. 

Klarheit 
Der Grundsatz der Klarheit wird erreicht, da aus Sicht der Konzeptkonstruktion die 

erstellten Artefakte verständlich, anschaulich und optimal leserlich sind.  

Systematischer Aufbau 

Der Grundsatz des systematischen Aufbaus fordert, dass die erstellten Artefakte 

einer logischen Struktur folgen und in sich konsistent sind. Die Artefakte basieren 

zum einen auf Erkenntnissen der Literatur, indem aus verschiedenen bereits beste-

henden EAM-Ansätzen Bausteine zur weiteren Verwendung in dieser Arbeit ent-

nommen wurden. Zum anderen fließen bereits bestehende Konventionen bspw. in 

Form der Rahmenarchitektur IT-Steuerung Bund in das EAM-Konzept ein. Zudem 

folgen die Artefakte einer Struktur, indem bspw. in den Anwendungsszenarien und 

der Einführungsstrategie auf Elemente des Rollenkonzepts zurückgegriffen wird. 
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Evaluationskriterium Argumentation aus der Sicht der Konzeptkonstruktion 

Vergleichbarkeit 

Der Grundsatz der Vergleichbarkeit fordert, dass die erstellten Artefakte mit 

anderen Modellen auf einfache Weise verglichen werden können. Das EAM-

Konzept ist an verschiedene bestehende EAM-Ansätze und Konventionen ange-

lehnt. Daher wird davon ausgegangen, dass eine einfache Vergleichbarkeit des 

EAM-Konzepts möglich ist. Aufgrund der Verwendung einer anerkannten Model-

lierungssprache (BPMN) für das EAM-Konzept sowie der detaillierten Beschrei-

bung der einzelnen Komponenten wird ebenso eine Vergleichbarkeit mit anderen 

Konzepten angenommen. 

Tabelle 7-3:  Ergebnisse der merkmalsbasierten Evaluation  
 Quelle: Eigene Darstellung 

Durch die argumentative Beurteilung konnte gezeigt werden, dass das entwickelte EAM-

Konzept die definierten Kriterien erfüllt.  

 Validierung der Erkenntnisse mittels Applicability Check  7.3.3

Im Rahmen von Applicability Checks werden die entwickelten Artefakte Praktikern präsen-

tiert und mit diesen diskutiert, um die Relevanz, Zugänglichkeit und Eignung der Artefakte zu 

überprüfen (Rosemann/Vessey 2008, 11ff.; Becker et al. 2010, 9). Da eine Einführung von 

EAM in der Regel mehrere Jahre dauert (Ross et al. 2006, 86; Hauder/Schulz 2013, 2; 

Schmidt/Buxmann 2011, 169) und in der öffentlichen Verwaltung das exemplarische Einfüh-

ren in einzelne Bereiche ebenso nicht realisierbar ist, ist nur eine begrenzte Evaluation in der 

Praxis möglich. Daher werden die erstellten Artefakte von Experten der untersuchten Landes-

verwaltung betrachtet und bewertet. Im Rahmen dessen wurden den Experten Fragen zur 

Nützlichkeit, Machbarkeit und Durchführbarkeit des EAM-Konzepts gestellt. 

 Methodisches Vorgehen 7.3.3.1

Ziel des Applicability Checks und der damit einhergehenden Befragung von Experten war die 

Beurteilung des EAM-Konzepts auf Richtigkeit, Relevanz, Klarheit und Wirtschaftlichkeit. 

Die befragten Experten wurden zum einen nach ihrem langjährigen und umfassenden Wissen 

in der betrachteten Domäne der öffentlichen Verwaltung, zum anderen aufgrund ihrer Positi-

on in der untersuchten Landesverwaltung ausgewählt. Infolgedessen wurden innerhalb der 

untersuchten Landesverwaltung Experten aus der zentralen Einheit, einer dezentralen Einheit 

sowie beim öffentlichen IT-Dienstleister befragt. Die Befragung wurde als teilstrukturiertes 

Experteninterview durchgeführt. Zur Vorbereitung auf die Befragung wurden den Interview-
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teilnehmer die Unterlagen vorab in elektronischer Form zur Verfügung gestellt. Die Befra-

gung fand innerhalb eines Zeitraums von durchschnittlich zwei Stunden statt. Dabei wurden 

die Ziele, die mit der Entwicklung des EAM-Konzepts verfolgt wurden sowie die Evaluati-

onskriterien erläutert. Im Anschluss daran wurde das EAM-Konzept unter Zuhilfenahme der 

im Vorfeld bereitgestellten Unterlagen vorgestellt. Abschließend wurden die Interviewteil-

nehmer gebeten die Fragen des vorbereiteten Interviewleitfadens zur Evaluation der Artefakte 

(vgl. Anhang C) zu beantworten. Der Interviewleitfaden enthielt Fragen hinsichtlich der 

Unterstützung des Interviewteilnehmers durch das EAM-Rollenkonzept, die Anwendungssze-

narien sowie der EAM-Einführungsstrategie. Die Ergebnisse der Experteninterviews wurden 

protokolliert und ausgewertet. 

 Ergebnisse des Applicability Checks 7.3.3.2

Die Ergebnisse der Evaluation mittels Applicability Check wurden anhand der in Kapitel 7.2 

vorgestellten Kriterien strukturiert. Da im Rahmen dieser Arbeit drei verschiedene Artefakte 

evaluiert wurden, werden die Ergebnisse und die dadurch resultierenden Handlungen nach 

den Artefakten in den nachfolgenden Tabellen zusammengefasst.  

Die Ergebnisse der Evalua-tion des EAM-Rollenkonzepts sind in Tabelle 7-4 dargestellt. 

Evaluationskriterium Ergebnis Aktion 

Richtigkeit 

Insgesamt wurden nicht alle Rollenbeschreibungen 

richtig dargestellt. Ein Teilnehmer wies darauf hin, 

dass es in der Regel nur einen IT-Verantwortlichen 

im Sinne einer zentralen Anlaufstelle im Ressort 

gibt. Ein anderer Teilnehmer merkte bspw. an, dass 

Rollenbeschreibungen und Begrifflichkeiten zu 

konkretisieren sind und es von der Autorität der 

zentralen IT-Steuerung abhängt, wie die konkrete 

Ausgestaltung des Rollenkonzepts ist. Insgesamt 

wurde noch Bedarf zur Anonymisierung gesehen. 

Die Rollenbeschreibungen 

wurden angepasst und drei 

verschiedene Möglichkeiten für 

Rollenkonzepte eingefügt. Eine 

stärkere Anonymisierung wur-

de vorgenommen und Begriff-

lichkeiten angepasst. Zum Bei-

spiel erfolgte eine Umbenen-

nung des Anwendungs- in 

Komponentenverantwortlichen. 

Relevanz 

Aus Sicht der Befragten ist das erstellte EAM-

Rollenkonzept relevant. Allerdings hat sich heraus-

gestellt, dass im Hinblick auf die Darstellung der 

Fähigkeiten in den Rollenbeschreibungen die Mei-

nungen der Teilnehmer divergieren. Von einem 

Teilnehmer wurde die Aufnahme der Fähigkeiten 

in die Rollenbeschreibung als nicht relevant und 

Keine 
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zielführend eingeschätzt. Ein anderer Teilnehmer 

beurteilte gerade dies als extrem relevant. 

Klarheit 

Insgesamt wirkte die Darstellung und Vollständig-

keit der Begrifflichkeiten und Gremien auf die Be-

fragten unübersichtlich. Im Rahmen der Diskussion 

wurden einige Verbesserungsvorschläge vorge-

stellt, sodass Begrifflichkeiten klarer zu beschrei-

ben, ergänzen oder anzupassen und Gremien zu 

integrieren sind. Darüber hinaus wurde von einem 

Teilnehmer darauf hingewiesen, dass gewährleistet 

werden muss, dass das sich ändernde Regierungs-

programm immer wieder in die IT-Strategie ein-

fließt und diese ändert.  

Begrifflichkeiten wurden ange-

passt und vereinheitlicht. Gre-

mien wurden in das Organisa-

tionsmodell aufgenommen. Die 

Aufgaben des Unternehmens-

architekten wurden in der Rol-

lenbeschreibung erweitert. 

Wirtschaftlichkeit 

Die Befragten waren sich insgesamt einig, dass das 

EAM-Rollenkonzept praktikabel und in der unter-

suchten Landesverwaltung einsetzbar ist, wenn 

kleinere Anpassungen (s. Klarheit) vorgenommen 

werden. 

Keine 

Tabelle 7-4:  Ergebnisse der Expertenevaluation des EAM-Rollenkonzepts 
 Quelle: Eigene Darstellung 

In Tabelle 7-5 werden die Ergebnisse der Expertenevaluation der Anwendungsszenarien dar-

gestellt. 

Evaluationskriterium Ergebnis Aktion 

Richtigkeit 

Insgesamt wurden die vorgestellten Szenarien 

größtenteils als semantisch und syntaktisch richtig 

angesehen. Lediglich kleinere Änderungen waren 

vorzunehmen. Diese beinhalteten bspw. die Inte-

gration von Gremien, da ein Teilnehmer darauf 

hinwies, dass zum Teil Entscheidungen fehlten. 

Darüber hinaus wurden teilweise Abläufe der 

Szenarien angepasst, indem bspw. Abstimmungen 

mit Experten (vgl. Szenario 7) ergänzt wurden. 

Entscheidungsgremien wurden 

integriert und Abläufe wurden 

angepasst. 

Relevanz 

Insgesamt waren sich die Befragten einig, dass die 

vorgestellten Anwendungsszenarien relevant für 

die untersuchte Landesverwaltung sind. 

Keine  

Klarheit 

Insgesamt war die Verständlichkeit der Szenarien 

nicht immer gegeben. Ein Teilnehmer wies darauf 

hin, dass die Szenarien zum Teil unvollständig 

Die Szenarien wurden, wenn 

nötig, bspw. durch Ergänzen 

von Entscheidungsgremien 
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oder unverständlich sind. Dies war z. B. bei Szena-

rio 2 der Fall: Hier war unklar, ob dieses Szenario 

die initiale Erstellung einer IT-Strategie oder die 

Anpassung einer bestehenden IT-Strategie darstellt. 

Im Rahmen der Diskussion wurden jedoch Verbes-

serungsvorschläge erarbeitet und eingearbeitet. 

oder Anpassung von Namens-

konventionen, angepasst. 

Wirtschaftlichkeit 

Insgesamt waren sich die Teilnehmer einig, dass 

nach den genannten Anpassungen die vorgestellten 

Szenarien praktikabel und in der untersuchten 

Landesverwaltung einsetzbar sind. 

Keine 

Tabelle 7-5:  Ergebnisse der Expertenevaluation der EAM-Anwendungsszenarien 
 Quelle: Eigene Darstellung 

Tabelle 7-6 fasst die Ergebnisse der Evaluation der EAM-Einführungsstrategie zusammen. 

Evaluationskriterium Ergebnis Aktion 

Richtigkeit 

Insgesamt wirkte die EAM-Einführungsstrategie 

auf die Teilnehmer richtig und vollständig. Ein 

Teilnehmer verwies darauf, dass auch finanzielle 

Anreize zur Beteiligung am EAM-Vorhaben durch 

die neue Dienstverordnung grundsätzlich möglich 

wären und stärker auszuschöpfen sind. 

Der Aspekt der finanziellen 

Vergütung wurde in die EAM-

Einführungsstrategie 

aufgenommen. 

Relevanz 

Insgesamt wurde aus Sicht der Teilnehmer die 

vorgestellte EAM-Einführungsstrategie als sehr 

relevant und vollständig erachtet. 

Keine 

Klarheit 

Aus Sicht der Teilnehmer wurde die erstellte 

EAM-Einführungsstrategie als klar verständlich 

und annähernd vollständig angesehen. Ein Teilneh-

mer wies darauf hin, dass die Nutzung von EAM 

nach deren Einführung aus Gründen der Akzeptanz 

und Anerkennung zu kontrollieren ist. 

 

Zur Kontrolle der EAM-

Umsetzung wurde eine Verbin-

dung zum IT-Controlling her-

gestellt. Hierzu sind im Rah-

men der Einführungsstrategie 

Kennzahlen zur Erfolgskontrol-

le zu definieren und im Rah-

men des IT-Controllings zu er-

heben. 

Wirtschaftlichkeit 
Insgesamt wurde die EAM-Einführungsstrategie 

als praktikabel und einführbar erachtet. 
Keine 

Tabelle 7-6:  Ergebnisse der Expertenevaluation der EAM-Einführungsstrategie 
 Quelle: Eigene Darstellung 
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Basierend auf den Ergebnissen der Expertenbefragung erfolgte eine Anpassung des EAM-

Rollenkonzepts, der EAM-Anwendungsszenarien sowie der EAM-Einführungsstrategie. 

7.4 Zusammenfassung der Evaluationsergebnisse 

In diesem Kapitel wurde das entwickelte EAM-Konzept evaluiert. Eingangs wurden Ziele und 

Methoden der Evaluation vorgestellt sowie Evaluationskriterien definiert. Nachfolgend wurde 

die Evaluation in mehreren Schritten durchgeführt. Zunächst wurden die an das EAM-

Konzept gestellten Anforderungen mithilfe der analytischen Evaluation geprüft und argumen-

tativ gezeigt, dass die an das EAM-Konzept abgeleiteten Anforderungen erfüllt werden. 

Anschließend fand eine merkmalsbasierte Evaluation des entwickelten EAM-Konzepts statt. 

Dabei wurden zuvor definierte Evaluationskriterien, die das EAM-Konzept charakterisieren, 

gegen das EAM-Konzept evaluiert. In diesem Schritt konnte argumentativ gezeigt werden, 

dass das EAM-Konzept die Evaluationskriterien ebenfalls erfüllt. Im letzten Schritt der drei-

stufigen Evaluation fand die Validierung des EAM-Konzepts mittels Applicability Check 

statt. Im Rahmen des Applicability Checks wurden, zur Bewertung der in der merkmalsba-

sierten Evaluation verwendeten Evaluationskriterien, Interviews mit Experten einer deutschen 

Landesverwaltung durchgeführt. Dazu wurde das EAM-Konzept vorgestellt und anhand der 

definierten Kriterien Stärken und Schwächen des EAM-Konzepts diskutiert.  

Neben der Evaluation des EAM-Konzepts konnten darüber hinaus Erkenntnisse für die Wei-

terentwicklung des EAM-Konzepts sowie für weitere Forschung bezüglich EAM im Kontext 

der öffentlichen Verwaltung gesammelt werden. Die Hauptkritik im Zusammenhang mit dem 

EAM-Rollenkonzept wurde in Bezug auf die Darstellung der Rollen im Organisationsmodell 

geübt. Dennoch wurde von allen Teilnehmern die Einsetzbarkeit und Praktikabilität des 

EAM-Rollenkonzepts attestiert. Alle Interviewteilnehmer waren sich einig, dass die EAM-

Anwendungsszenarien relevant sind. Größter Kritikpunkt war die Richtigkeit einzelner An-

wendungsszenarien, da z. B. Entscheidungspunkte anhand von Gremien bislang unzureichend 

berücksichtigt wurden. Generell wurde die EAM-Einführungsstrategie von allen Teilnehmern 

als sehr relevant und einführbar erachtet. Lediglich kleinere Defizite wie z. B. die fehlende 

Verbindung zum IT-Controlling und somit die Überprüfbarkeit der EAM-Einführung wurden 

bemängelt. Einige genannte Aspekte im Rahmen der Diskussion mit Experten sind nicht in 

das EAM-Konzept eingeflossen, da diese den eingangs definierten Umfang bzw. den Fokus 

des Konzepts überschritten. Im Rahmen der Evaluation hat sich gezeigt, dass das entwickelte 
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EAM-Konzept für die untersuchte Landesverwaltung hilfreich ist, um EAM einzuführen und 

in der Organisation zu verankern.  
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8 Zusammenfassung und Ausblick 

In diesem Kapitel werden die gewonnenen Erkenntnisse anhand der drei forschungsleitenden 

Fragestellungen (s. Kapitel 1.2) resümiert, die theoretischen und praktischen Implikationen 

diskutiert und ein Ausblick auf weiteren Forschungsbedarf gegeben. 

8.1 Zusammenfassung 

Unternehmen und öffentliche Verwaltungen sind konfrontiert mit einer zunehmenden Anzahl 

von Aufgaben und damit verbundenen Anforderungen an die IT. Dies ist zum einen den in 

den Organisationen verankerten autarken IT-Bereichen geschuldet, die autonom IT-

Entscheidungen treffen, die in einer heterogenen intransparenten IT-Landschaft mit individu-

ellen und unterschiedlichen IT-Systemen resultieren. Zum anderen werden Kooperationen 

innerhalb der Organisationen und über deren Grenzen hinweg relevanter. Um diesen Heraus-

forderungen gerecht zu werden, spielt seit einigen Jahren EAM in vielen Unternehmen eine 

tragende Rolle (Schwarzer 2009, 6). Die Aufarbeitung des Stands der Wissenschaft (vgl. 

Kapitel 3.5) zeigt, dass EAM auch bereits in öffentlichen Verwaltungen, z. B. in USA und 

Skandinavien eingesetzt wird. Angesichts verschiedener Vorteile die mit EAM einhergehen, 

wie z. B. die gesteigerte Transparenz, Effizienz und Flexibilität der IT, ist EAM auch in der 

deutschen Verwaltung zu empfehlen. Im Zuge der Untersuchung wurde deutlich, dass zwar 

viele der in der Literatur identifizierten Anforderungen und EAM-Ansätze ebenso auf die öf-

fentliche Verwaltung zutreffen, allerdings aufgrund der Charakteristika der deutschen Ver-

waltung ein kontextbezogenes EAM notwendig ist.  

Zentrales Ziel dieser Arbeit war die Entwicklung eines EAM-Konzepts für die öffentliche 

Verwaltung. Ausgehend von diesem Ziel wurden drei forschungsleitende Fragestellungen 

abgeleitet (s. Kapitel 1.2). Die auf Basis dieser Forschungsfragen identifizierten Ergebnisse 

werden im Folgenden zusammengefasst. 

Forschungsfrage 1: Was sind domänenspezifische Anforderungen an ein EAM-Konzept 

sowie an dessen Einführung in öffentlichen Verwaltungen? 

Zur Beantwortung von Forschungsfrage 1 wurde anhand von Kapitel 3 in den Kontext von 

EAM und die Rahmenbedingungen der öffentlichen Verwaltung eingeführt sowie Begrifflich-

keiten abgegrenzt. Trotz der Relevanz von EAM in der öffentlichen Verwaltung, gibt es bis-
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lang wenig Forschung zu dieser Thematik in Deutschland. Bestehende Literatur im Kontext 

der öffentlichen Verwaltung beschäftigt sich vor allem mit der Darstellung der Relevanz von 

EAM, eine Vorgehensweise bzw. ein EAM-Konzept, das unmittelbar einsetzbar ist und ge-

genwärtigen Problemen entgegenwirkt, existiert bislang nicht.  

Der erste Beitrag dieser Arbeit ist die systematische Aufarbeitung der Literatur sowie das 

Aufzeigen der Verbreitung von EAM im Anwendungskontext der öffentlichen Verwaltung. 

Darüber hinaus konnten im Rahmen der Arbeit Besonderheiten der öffentlichen Verwaltung 

im Hinblick auf EAM herausgearbeitet werden (s. Kapitel 3). Wesentliche Quellen für Beson-

derheiten im Vergleich zur Privatwirtschaft sind verwaltungsspezifische Umfeldbedingungen, 

Geschäftsanforderungen und IT-Governance. Daraus lassen sich folgende Punkte ableiten: 

1. Die gesetzliche Konformität und die Zusammenarbeit auf föderalen Ebenen haben 

eine gestalterische Wirkung auf das EAM-Konzept. 

2. Durch die Zusammenarbeit auf föderalen Ebenen sind die Anliegen der Stakeholder 

aus Bund, Ländern und Kommunen durch verschiedene Sichten auf die IT-Landschaft 

zu berücksichtigen. 

3. Innerhalb der untersuchten Landesverwaltung sind fachliche und querschnittliche 

Sichten auf die IT-Landschaft zu gestalten. 

4. Veranlasst durch das Ressortprinzip sind verteilte Verantwortlichkeiten in Bezug auf 

EAM zu schaffen. 

5. Aufgrund der speziellen Governance-Strukturen sind Abstimmungen nur im Konsens 

möglich. 

6. Entscheidungsbefugnisse sind nicht beliebig zu verorten, daher sind Gremien einzu-

führen. 

7. Kooperationen mit anderen Ressorts bundeslandintern als auch länderübergreifende 

Kooperationen mit äquivalenten Ressorts sind durch das EAM-Konzept zu gewähr-

leisten. 

Einen weiteren Beitrag stellen die neun Anforderungen an ein EAM-Konzept im Anwen-

dungskontext der deutschen Verwaltung dar (s. Kapitel 4). Diese Anforderungen tragen dazu 

bei, ein EAM-Konzept speziell für die öffentliche Verwaltung in Deutschland zu entwickeln, 

das unmittelbar einsetzbar und nutzbar ist. Anforderungen, die nicht speziell auf das EAM-

Konzept abzielen, sondern vielmehr allgemein an Konzepte bzw. Modelle gestellt werden 

können, wie z. B. die Verständlichkeit und Nachvollziehbarkeit des entwickelten Modells, 

werden als Qualitätsanforderungen bezeichnet. 
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Durch die Darstellung des aktuellen Stands der Wissenschaft, den Rahmenbedingungen der 

deutschen Verwaltung sowie der Ableitung von Anforderungen an das EAM-Konzept wurde 

Forschungsfrage 1 beantwortet.  

Forschungsfrage 2: Aus welchen Elementen und Eigenschaften besteht ein EAM-Konzept 

für die öffentliche Verwaltung und wie kann dieses Konzept unter den gegebenen Rahmen-

bedingungen des öffentlichen Sektors eingeführt werden?  

Im Rahmen der zweiten Forschungsfrage wurde auf Basis von Forschungsfrage 1 ein EAM-

Konzept für die öffentliche Verwaltung entwickelt. Um strukturiert und gestaltungsorientiert 

zu agieren, diente das Vorgehen von Peffers (2006) als Vorlage. Dies gewährleistet eine 

systematische Vorgehensweise anhand der Phasen Problemidentifikation und Motivation, 

Definition der Zielsetzung, Entwicklung des Konzepts, Demonstration und Evaluation sowie 

Kommunikation. Dazu wurden bestehende EAM-Ansätze beschrieben und anhand vorab defi-

nierter Kriterien analysiert. Die betrachteten EAM-Ansätze bieten kaum Hilfestellung für den 

konkreten Einsatz von EAM in öffentlichen Verwaltungen. Ziel dieser Arbeit war nicht die 

Konzeption eines neuen EAM-Ansatzes für die deutsche Verwaltung, sondern die Entwick-

lung eines einführbaren EAM-Konzepts. Zur Entwicklung des EAM-Konzepts wurde auf 

bestehende EAM-Ansätze zurückgegriffen und im Baukastenprinzip relevante Bausteine aus 

den Ansätzen entnommen.  

Zentraler Beitrag im Rahmen der zweiten Forschungsfrage ist die Erarbeitung eines EAM-

Konzepts für öffentliche Verwaltungen und damit ein Transfer von EAM-Wissen in den 

öffentlichen Sektor hinsichtlich spezifischer Anforderungen an das EAM-Konzept. Dieses 

EAM-Konzept besteht aus den drei Bestandteilen: dem EAM-Rollenkonzept, Anwendungs-

szenarien für EAM sowie einer EAM-Einführungsstrategie. 

Für die Erstellung des EAM-Rollenkonzepts wurde Literatur analysiert und in Kombination 

mit durchgeführten Experteninterviews (s. Kapitel 6.3) relevante Rollen und Gremien identifi-

ziert sowie deren Beschreibung und Fähigkeiten abgeleitet. Zudem wurde ein Vorschlag zur 

Verankerung des EAM-Rollenkonzepts anhand eines Organisationsmodells erarbeitet (s. 

Kapitel 5.5). Aufgrund der Analyse relevanter Literatur wurde identifiziert, dass vor allem 

Beschreibungen der Rollen und deren Fähigkeiten bislang weitgehend fehlten. Dies wurde 

ebenso durch die Teilnehmer der durchgeführten Experteninterviews bestätigt. Aus diesem 

Grund wurden beide Komponenten in das EAM-Rollenkonzept aufgenommen. Ausgehend 

davon entstanden EAM-Anwendungsszenarien des öffentlichen Sektors. Dazu wurde sich an 
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den EAM-Aufgaben (s. Kapitel 3.3) und den genannten Problemen im Rahmen der Fallstudie 

(s. Kapitel 4) orientiert. Da vor allem die Einführung eines EAM-Konzepts eine große Her-

ausforderung im Anwendungskontext der öffentlichen Verwaltung darstellt, wurde als dritte 

Komponente des EAM-Konzepts eine Einführungsstrategie entwickelt. Auch diese basiert auf 

der Literatur sowie den durchgeführten Experteninterviews (vgl. Kapitel 6).  

Dem dezentralen Aufbau der öffentlichen Verwaltung ist es geschuldet, dass bestimmte 

Aspekte differenziert zu betrachten sind. An vielen Stellen sind die Artefakte des EAM-

Konzepts analog zum privaten Sektor. Bspw. wurden von beiden Seiten einsatzfähige Lösun-

gen gefordert, die spezielle Anforderungen an die Architektur lösen sollen. Auch verschie-

denste Konstellationen um die Anliegen der Stakeholder durch ein verstärktes Stakeholder-

Management zu berücksichtigen, sind auf beiden Seiten vorhanden. Rollenbeschreibungen 

sind ebenso ähnlich zu denen der Privatwirtschaft, wohingegen bei Fähigkeiten ein erhebli-

cher Unterschied besteht. Unternehmen können Mitarbeiter mit verschiedensten Fähigkeits-

graden in Bezug auf EAM-Kompetenzen rekrutieren. Aufgrund von dienstrechtlichen Vor-

schriften ist dieser Aspekt in der öffentlichen Verwaltung nicht gegeben. Hier sind die 

benötigten Stellen vorwiegend durch Personen mit unterschiedlicher fachlicher Vorbildung zu 

besetzen, sodass Experten mit großer bzw. langjähriger EAM-Erfahrung und -Wissen häufig 

nicht eingesetzt werden können. 

Unterschiede im Hinblick auf die Einführung von EAM bestehen vor allem bei der Durch-

setzbarkeit des EAM-Vorhabens. In der Privatwirtschaft ist meist die Unterstützung durch das 

Management gegeben. Die Beteiligung der einzelnen Mitarbeiter kann durch die Aufnahme 

von dedizierten EAM-Zielen in die persönliche Zielvereinbarung erfolgen. Im öffentlichen 

Kontext ist dies nicht der Fall. Eine Unterstützung des Managements, d. h. des CIO veranlasst 

die einzelnen Mitarbeiter der Ressorts nicht notwendigerweise zur Beteiligung an EAM. Da 

die IT im öffentlichen Sektor keine eigene Fachlichkeit ist, sondern vielmehr als Unterstüt-

zungsfunktion angesehen wird, ist den Entscheidungen des CIO nicht unmittelbar Folge zu 

leisten. Aufgrund des Ressortprinzips haben die Fachressorts das Recht sich Anordnungen des 

CIO zu widersetzen. Um dennoch die Durchdringung der Verwaltung mit EAM zu erreichen, 

ist erheblicher Überzeugungs- und Zeitaufwand gefordert. Es wurde zwar mittels Minister-

ratsbeschluss die Stellung und Entscheidungsgewalt des CIO gestärkt, allerdings wird von 

dieser Entscheidungsgewalt nur in Ausnahmefällen Gebrauch gemacht. Die Unterstützung des 

Managements ist zudem schwierig, da dies durch politische Führungskräfte repräsentiert wird 

und diese vor allem auf erfolgreiche Projekte setzen bzw. aufmerksam werden. Erfolgreich ist 
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aber ein Projekt meist erst dann, wenn es erfolgreich umgesetzt und eingeführt wurde und 

erhebliche Nutzenpotenziale generiert. Die Unterstützung des Managements ist im öffentli-

chen Sektor Voraussetzung und Folge zugleich. Die politischen Führungskräfte unterstützen 

zwar häufig nur Projekte, die erfolgreich sind, damit sie aber auf ein Projekt aufmerksam wer-

den, muss dieses bereits erfolgreich sein.  

Die EAM-Einführungsstrategie ist ähnlich zu Einführungsstrategien im privaten Sektor, je-

doch sind die Rahmenbedingungen stringenter. Damit geht einher, dass z. B. Betroffene nur 

durch Überzeugung an der Einführung und weiteren Verfolgung von EAM partizipieren und 

nicht durch bspw. Zielvereinbarungen verpflichtet werden können. Ein verabschiedeter Mi-

nisterratsbeschluss sieht zwar hier eine Annäherung zur Privatwirtschaft vor, allerdings wurde 

dieses Recht bislang noch wenig instrumentalisiert (vgl. Kapitel 5.5). Ferner ist von einer 

holistischen Einführung von EAM gänzlich abzuraten. In der Privatwirtschaft führten zwar 

vereinzelt Unternehmen EAM holistisch mittels Big Bang-Ansatz ein, doch ein Teilnehmer 

der Experteninterviews (s. Kapitel 6.3) verdeutlichte, dass auch hier eine stufenweise Vorge-

hensweise vorzuziehen gewesen wäre. Aus diesem Grund ist EAM stufenweise als Pilotie-

rung einzuführen, sodass Verbesserungsvorschläge in das EAM-Konzept einfließen und erste 

Erfolge für die weiteren Ressorts aufgezeigt werden können. Zudem ist der Rahmen der 

Überzeugungsmaßnahmen im Anwendungskontext der öffentlichen Verwaltung enger und 

schränkt dadurch das Handeln extrem ein.  

In der Privatwirtschaft fand über die letzten Jahre hinweg eine Weiterentwicklung der Rolle 

des CIO statt. Aus diesem Grund wird auch die Weiterentwicklung des CIO im öffentlichen 

Sektor befürwortet. Ebenso ist das Ressortprinzip zu überdenken, wie etwa in Anbetracht 

einer zentralen Finanzfreigabe für IT-Aufgaben. IT ist eine Querschnittsaufgabe, die unabhän-

gig von der Diskussion über die Fachlichkeit der IT zentral zu steuern ist. Darüber hinaus ist 

eine Verankerung von EAM in der Organisation schwieriger, da Umstrukturierungen fast un-

möglich sind und durch Wahlzyklen und Legislaturperioden stark beeinflusst werden.  

Forschungsfrage 3: Inwieweit erfüllt das entwickelte EAM-Konzept die in Forschungsfra-

ge 1 definierten Anforderungen und welche Implikationen lassen sich aus dem Einsatz des 

EAM-Konzepts in der Praxis ableiten? 

Zur Beantwortung von Forschungsfrage 3 wurden die konzipierten Artefakte anhand ver-

schiedener Methoden evaluiert. 
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Es wurde geprüft, inwieweit das entwickelte EAM-Konzept die in Forschungsfrage 1 abgelei-

teten Anforderungen erfüllt. Anschließend wurden im Zuge einer merkmalsbasierten Evalua-

tion argumentativ die Stärken und Schwächen des EAM-Konzepts anhand von definierten 

Evaluationskriterien gezeigt. Der letzte Schritt der Evaluation wurde mittels Applicability 

Check durchgeführt. Hierzu wurden die Artefakte Experten einer untersuchten Landesverwal-

tung vorgelegt und mithilfe definierter Evaluationskriterien die Stärken und Schwächen dieser 

Artefakte diskutiert. 

Die Evaluation hat gezeigt, dass alle in Forschungsfrage 1 definierten Anforderungen erfüllt 

werden konnten. Zudem erfüllte das EAM-Konzept die definierten Evaluationskriterien. Im 

Rahmen der Diskussion mit Experten der untersuchten Landesverwaltung wurden Hinweise 

und Verbesserungspotenzial zur Überarbeitung des EAM-Konzepts gesammelt und berück-

sichtigt (vgl. Kapitel 7.3.3). Durch die Evaluation wurden jedoch auch die Limitationen des 

EAM-Konzepts deutlich, die Ansatzpunkte für weitere Forschung bieten. Da das EAM-

Konzept lediglich in einer deutschen Landesverwaltung untersucht wurde und auch die im 

Rahmen des Applicability Checks befragten Experten dieser Landesverwaltung angehören, ist 

dies in weiterer Forschung auszuweiten. Insgesamt konnte gezeigt werden, dass ein domänen-

spezifisches EAM-Konzept als Instrument zur Unterstützung der IT-Governance genutzt wer-

den kann. 

8.2 Ausblick 

In dieser Arbeit wurde ein EAM-Konzept für den Anwendungskontext der öffentlichen Ver-

waltung entwickelt und evaluiert. Ziel war nicht die Konzeption eines neuen EAM-Ansatzes 

für den öffentlichen Sektor, sondern vielmehr die Entwicklung eines praktikablen und um-

setzbaren EAM-Konzepts. Die Arbeit dient daher als Grundlage für weitere Forschung auf 

diesem Gebiet. Aufgrund gegebener Rahmenbedingungen wie z. B. dem Ressortprinzip ist 

kein umfassendes Instrument für eine verpflichtende Teilnahme der Ressorts an EAM gege-

ben, Stakeholder müssen vielmehr durch Aufzeigen von Vorteilen und Nutzen überzeugt wer-

den. Aus diesem Grund sollte sich weitere Forschung mit einer konkreten Ausgestaltung eines 

Anreizsystems für öffentliche Verwaltungen beschäftigen. Ferner sollte eine Nutzenbewer-

tung für Projekte im Kontext der öffentlichen Verwaltung erarbeitet werden. Mit dieser ist 

systematisch Nutzen verschiedenster Stakeholdergruppen zu identifizieren und für die weitere 

Verwendung, bspw. für die Überzeugung zur Beteiligung an EAM, einzusetzen.  
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Diese Arbeit wurde auf Basis von Kenntnissen und Erfahrungen von Experten einer unter-

suchten Landesverwaltung durchgeführt. Das entwickelte EAM-Konzept stellt eine gute Aus-

gangsbasis für künftige Forschung dar und sollte vor dem Hintergrund der erweiterten An-

wendbarkeit weiter reflektiert werden. Hierzu sollte die Evaluation auf andere Landesverwal-

tungen ausgedehnt werden, sodass eine höhere Einsatzfähigkeit attestiert werden kann. 

Weiterer Forschungsbedarf besteht darüber hinaus bei der Entwicklung zusätzlicher Anwen-

dungsszenarien für die öffentliche Verwaltung. Im Rahmen künftiger Evaluation könnten 

weitere Anwendungsfälle anderer Landesverwaltungen gesammelt und umgesetzt werden. Da 

vom Fortschritt der EAM-Einführung die an EAM gestellten Ziele, wie etwa die Generierung 

von Überblick, Transparenz und Flexibilität, abhängen, ist es wichtig, dass nach der Einfüh-

rung von EAM weitere Anwendungsszenarien erstellt werden. 

Trotz der genannten Potenziale für weitere Forschung stellt diese Arbeit eine gute Ausgangs-

basis dar, indem ein Vorgehen für relevante EAM-Anwendungsszenarien und ein EAM-

Rollenkonzept für eine initiale Einführung von EAM aufgezeigt werden. Darüber hinaus wird 

eine Strategie zur Einführung von EAM in öffentlichen Verwaltungen zur Verfügung gestellt. 

Diese weist auf verschiedenste Aspekte hin, die bei einer Einführung zu beachten sind. Eine 

weitere Anpassung bzw. inhaltliche Konkretisierung stellt eine zusätzliche Möglichkeit für 

künftige Forschung dar. 
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Anhang A Zusammenfassung der Anforderungen an ein EAM-Konzept 

Tabelle 9-1 stellt die aus der Literatur und der Praxis gewonnenen Erkenntnisse sowie die 

daraus abgeleiteten Anforderungen tabellarisch dar:  

Nr. Anforderung Besteht aus Anforderung Quellen Literatur Praxis 

A1 

Adressierung der Anliegen der 
Stakeholder durch Darstellung 
verschiedener Sichten 

Adressierung der Anliegen der 
Stakeholder 

(Buckl 2011, 122; 
Lucke/Lechner 2011, 717; 
Kaisler et al. 2005, 227; 
Furlong/Al-Karaghouli 2010, 
76; Janssen/Cresswell 2005, 3) 

  

Sichten der verschiedenen 
Stakeholder betrachten  

(Lucke/Lechner 2011, 717; 
Goethals et al. 2006, 70; 
Meneklis/Douligeris 2010, 76) 

  

Identifikation/Klassifikation 
von Stakeholdern 

(Lucke/Lechner 2011, 717) 
  

A2 

Schaffung einer holistischen Sicht 
auf IT-Landschaft, Prozesse, 
Unternehmensentwicklung und 
strategisches Management 

Schaffung einer holistischen, 
transparenten Sicht auf IT-
Landschaft, Prozesse, 
Management, Unternehmens-
entwicklung und strategisches 
Management 

(Bernus/Nemes 1996, 180) 

  

Übergreifende Gestaltung des 
Bebauungsplans durch ein 
Domänenmodell 

 
  

Abbildung der Komponenten 
und deren Abhängigkeiten 

(Lucke/Lechner 2011, 717; 
Bernus/Nemes 1996, 180, 1997, 
126; Rohloff 2005, 2; Goethals 
et al. 2006, 70; 
Janssen/Cresswell 2005, 3) 

  

Beinhalten eines einheitlichen 
Metamodells 

(Bernus/Nemes 1997, 126; 
Leist/Zellner 2008, 7) 

  

Erzeugung von Artefakten (Buckl 2011, 125; 
Bernus/Nemes 1997, 126) 

  

A3 

Bereitstellung von fachlichen und 
querschnittlichen Sichten sowie 
Visualisierungen von Modellen 
(z. B. IT-Bebauungsplan) 

Bereitstellung von 
verschiedenen Sichten und 
Visualisierungen 

(Jonkers et al. 2003, 31; 
Bernus/Nemes 1997, 126; 
Winter/Fischer 2007, 3; Rohloff 
2005, 2) 

  

Verfassung und Dokumentation 
von Architekturinformationen/  
-beschreibungen 

(Lucke/Lechner 2011; IEEE 
2000, 8; Goethals et al. 2006, 
70) 

  

Integration von verschiedenen 
heterogenen Modellen auf einer 
Architekturebene 

(Jonkers et al. 2003, 31; Buckl 
2011, 103; Kaisler et al. 2005, 
224; Noran 2003, 171) 

  

Definition von einheitlichen 
Modellierungssprachen auf 
versch. Architekturebenen 
 

(Bernus/Nemes 1997, 126; 
Leist/Zellner 2008, 7) 
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Nr. Anforderung Besteht aus Anforderung Quellen Literatur Praxis 

A4 

Definition von Rollen, Verantwort-
lichkeiten und Prozessen unter 
Berücksichtigung der Rahmenbedin-
gungen der öffentlichen Verwaltung 
(z. B. Ressortprinzip) 

Definition von Rollen, Verant-
wortlichkeiten und Prozessen 

(Buckl 2011, 124; Lucke/Lech-
ner 2011, 717; Iyamu 2011, 84) 

  

Koordination und Management 
aller Beteiligten, Projekte und 
IT-Systeme 

(Lucke/Lechner 2011, 717; 
Iyamu 2011, 84)   

Anpassbarkeit an die Organisa-
tion und deren Rahmenbedin-
gungen hinsichtlich Rollen und 
Prozesse 

(Buckl 2011, 121; 
Bernus/Nemes 1997, 126f., 
1996, 180; Pulkkinen/Hirvonen 
2005, 1; Kaisler et al. 2005, 
224; Noran 2003, 171) 

  

Einbindung von Stakeholdern 
in Entscheidungsprozesse 

(Lucke/Lechner 2011, 717; 
Pulkkinen/Hirvonen 2005, 224) 

  

A5 

Integration bestehender Verfahren 
und Komponenten durch 
Wiederverwendung von 
Komponenten, Standards und den 
Einsatz eines modularen Designs 

Integration bestehender Verfah-
ren (z. B. ITIL, Definition und 
Integration von bestehenden 
(Basis-)Komponenten) 

 

  

Verwendung eines modularen 
Designs und wiederverwendba-
ren Komponenten 

(Armour et al. 1999, 37; 
Bernus/Nemes 1997, 126)   

Standardisierung von Schnitt-
stellen und der Anwendungs-
landschaft 

(Armour et al. 1999, 37; 
Dietzsch/Goetz 2005, 1526; The 
Open Group 2011) 

  

A6 

Bereitstellung von generischen und 
spezialisierten Methoden (ressort-
spezifisch, verwaltungsöffentlich, 
für die zentrale IT-Steuerung) 

Bereitstellung von verschiede-
nen Sichten und Visualisierun-
gen eines Modells 

(Jonkers et al. 2003, 31; 
Bernus/Nemes 1997, 126; 
Winter/Fischer 2007, 3; Rohloff 
2005, 2) 

  

A7 
Gewährleistung der Pflege der 
Architektur 

Gewährleistung der Pflege der 
Architektur 

(Kaisler et al. 2005, 2f.) 
  

A8 

Vorgabe und Kontrolle der 
Einhaltung von Prinzipien und 
Richtlinien 

Vorgabe von Prinzipien und 
Richtlinien 

(Lucke/Lechner 2011, 717; The 
Open Group 2011, 235) 

  

Einhaltung vorgegebener (IT-) 
Sicherheitsanforderungen 

(Kaisler et al. 2005, 232; 
Janssen/Wagenaar 2004) 

  

Modellierung/Entwurf einer 
konformen Darstellung und 
Beschreibung der Ist- und 
Sollarchitektur (durch Prozess-
eigentümer und Manager) 

(Janssen/Cresswell 2005, 3) 

  

A9 

Einbettung von bestehenden 
Managementprozessen und IT-
Nachbarprozessen  

Integration von EAM in 
Managementprozesse  

(Buckl 2011, 126; 
Bernus/Nemes 1996, 181) 

  

Bereitstellung eines Prozess-
modells zur Unterstützung des 
Projektmanagements 

(Pulkkinen/Hirvonen 2005, 2) 
  

Einheitliches, strukturiertes 
Anforderungsmanagement 

(IEEE 2000, 21) 
  

EAM muss zu einem besseren 
Qualitätsmanagement beitragen 

 
  

Risikomanagement zur Identifi-
kation versch. Risikofaktoren 
aus unterschiedlichen Sichten 

 
  

Tabelle 9-1: Zusammenfassung der Anforderungen 
 Quelle: Eigene Darstellung 
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Anhang B Interviewleitfaden zur Erhebung von EAM-Einführungserfahrung 

 

Allgemeine Angaben zum Interview 
 

Art des Interviews ( ) persönlich ( ) telefonisch 
 
Ort, Datum  __________________________________  Gesprächsdauer  ______________________  
 

 
 

Informationen zum Unternehmen  
 

Name des Unternehmens ___________________________________________________________________  
 
Rechtsform  _____________________________________________________________________________  
 
Wirtschaftliche Aktivität ( ) deutsch ( ) europäisch ( ) international 
 
Mitarbeiterzahl  _______________________________  Umsatz  _____________________________  
 

 

Informationen zum Interviewpartner 
 

Name  _________________________________________________________________________________  
 
Welche Position bekleiden Sie in Ihrem Unternehmen?  __________________________________________  
 
Im Unternehmen seit  __________________________  In der Position seit  ____________________  
 
Seit wann beschäftigen Sie sich mit EAM?  ____________________________________________________  
 
Waren Sie schon mal an einem EAM-Einführungsprojekt beteiligt?  _________________________________  
 
Ihre Rolle bei der EAM-Einführung  
 ( ) Oberste Leitung und/oder interner Auftraggeber  
 ( ) Mitarbeiter im Projektteam 
 ( ) Projektteamleiter 
 ( ) Berater 
 ( ) Sonstiges  ______________________________________________________________________  
 
Sie waren in Bezug auf die Einführung  
 ( ) interner Mitarbeiter 
 ( ) externer Berater 
 ( ) externer Anbieter von Software 

 
 
 
 
 

Teil A. Generelle Fragen 
GF1 Wie war die Situation des Unternehmens vor der EAM-Einführung?  

GF2 Inwieweit war vor der EAM-Einführung die IT-Architektur im Unternehmen bereits 
dokumentiert oder beschrieben?  

GF3 Welche Ziele (Top 3) verfolgte Ihr Unternehmen mit der Einführung von EAM?  

GF4 Welche Aufgaben sollen durch die Einführung von EAM erfüllt werden? 

GF5 Welchen Stand hat Ihr Unternehmen jetzt bzgl. EAM erreicht?  
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Teil B. Organisatorische Fragen 

OF1 Wie würden Sie die Art der EAM-Einführung bezeichnen? 

OF2 Wurde für die EAM-Einführung ein Prozess oder Vorgehen definiert? Wenn ja, wie sah dieser/s 
aus? 

OF3 Wurden für die EAM-Einführung Zuständigkeiten und Rollen definiert und klar voneinander 
abgegrenzt? Wenn ja, welche? 

OF4 Inwieweit wurde der Prozess/das Vorgehen während der EAM-Einführung befolgt?  

OF5 Welchen EAM-Ansatz verwendet Ihr Unternehmen? 

 

Teil C. Governance Fragen 

GO1 Welche Stakeholdergruppen spielten bei der EAM-Einführung eine Rolle? 

GO2 Wie haben Sie sich die Unterstützung der Stakeholder während der EAM-Einführung gesichert? 

GO3 Gab es einen (zentralen) Promoter/Sponsor für die EAM-Einführung? Wenn ja, wer war das? 

GO4 Welche EAM-Rollen sind Ihrer Meinung nach am Wichtigsten bei der EAM-Einführung?  

GO5 Welche IT-Entscheidungen werden zentral und welche dezentral getroffen? 

GO6 Wie lief die Abstimmung zwischen den beteiligten Bereichen ab? 

 

Teil D. Change Management 

CM1 Welche Fähigkeiten muss die Organisation mitbringen, damit EAM erfolgreich eingeführt 
werden kann? 

CM2 Welche Fähigkeiten müssen Menschen/Mitarbeiter mitbringen, damit EAM erfolgreich 
eingeführt werden kann? 

CM3 Konnten Sie auf Wissen und Kompetenzen von Mitarbeitern bzgl. EAM zurückgreifen? 

CM4 Inwieweit gab es aufgrund eines unterschiedlichen Begriffsverständnisses Schwierigkeiten bei 
der EAM-Einführung? 
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Teil E. Erfolgsbetrachtung und weiterführende Aspekte der EAM-Einführung 

EB1 Inwieweit haben sich die Ziele an EAM jetzt verändert?  

EB2 Inwieweit hat die EAM-Einführung die gesetzten Ziele erfüllt? 

EB3 Wie zufrieden sind die Beteiligten mit der EAM-Einführung? 

EB4 Inwieweit wird EAM in Ihrem Unternehmen jetzt gelebt? 

EB5 Was sind Ihrer Meinung nach fördernde und hemmende Faktoren bei der EAM-Einführung?  

EB6 Was hätte bei der EAM-Einführung besser laufen können? 

Tabelle 9-2:  Interviewleitfaden zur Erhebung von EAM-Einführungserfahrung 
 Quelle: Eigene Darstellung 
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Anhang C Interviewleitfaden zur Evaluation 

1. EAM-Rollenkonzept 

1. Ist das EAM-Rollenkonzept aus Ihrer Sicht verständlich? (Darstellung und Vollständigkeit) 

2.  Ist das EAM-Rollenkonzept aus Ihrer Sicht relevant für die Landesverwaltung? 

3. Ist das EAM-Rollenkonzept aus Ihrer Sicht richtig? 

4. Ist das EAM-Rollenkonzept aus Ihrer Sicht einsetzbar/brauchbar/praktikabel für die Landesverwaltung? 

5.  Weitere Anmerkungen und Notizen 
 
 
 

 

2. Anwendungsszenarien 

1. Sind die Anwendungsszenarien aus Ihrer Sicht verständlich? (Darstellung und Vollständigkeit) 

2.  Sind die Anwendungsszenarien aus Ihrer Sicht relevant für die Landesverwaltung? 

3. Sind die Anwendungsszenarien aus Ihrer Sicht richtig? 

4. Sind die Anwendungsszenarien aus Ihrer Sicht einsetzbar/brauchbar/praktikabel für die 
Landesverwaltung? 

5.  Weitere Anmerkungen und Notizen 
 
 
 

 

3. EAM-Einführungsstrategie 

1. Ist die EAM-Einführungsstrategie aus Ihrer Sicht verständlich? (Darstellung und Vollständigkeit) 

2.  Ist die EAM-Einführungsstrategie aus Ihrer Sicht relevant für die Landesverwaltung? 

3. Ist die EAM-Einführungsstrategie aus Ihrer Sicht richtig? 

4. Ist die EAM-Einführungsstrategie aus Ihrer Sicht einsetzbar/brauchbar/praktikabel für die 
Landesverwaltung? 

5.  Weitere Anmerkungen und Notizen 
 
 
 

Tabelle 9-3: Interviewleitfaden zur Evaluation 
 Quelle: Eigene Darstellung 
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